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Vorwort der Herausgeber 

Der vorliegende Band der Speyerer Forschungsberichte enthält die Referate, 
die während des von uns geleiteten ersten gemeinsamen Forschungsseminars 
des Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer und des Eisenbahn-Bundesamts vom 13. bis 
15. September 1995 in Speyer gehalten wurden. Wir haben uns außerdem dazu 
entschlossen, sämtliche Diskussionsbeiträge wörtlich wiederzugeben, um die 
Atmosphäre der Veranstaltung möglichst authentisch zu dokumentieren. Ob­
wohl sich dieses Unterfangen als sehr aufwendig erwies, hat sich die Mühe am 
Ende gelohnt. Das Ergebnis kann sich sehen lassen und vermittelt einen guten 
Eindruck von den vielfältigen pragmatischen und dogmatischen Problemen, die 
durch die Eisenbahnstrukturref orm heraufbeschworen worden sind und den 
Alltag der Mitarbeiter des Eisenbahn-Bundesamts sowie der von ihm über­
wachten Unternehmen prägen. 1 •Es spiegelt außerdem die Lebhaftigkeit der 
Auseinandersetzung, den Einfallsreichtum und das große Engagement der Re­
ferenten und Diskussionsteilnehmer plastisch wider. 

Die Idee zu diesem Forschungsseminar wurde während der Verwaltungs­
wissenschaftlichen Arbeitstagung über „ Verkehrswegerecht im Wandel" gebo­
ren, die vom 25. bis 27. Oktober 1993 in den Räumen der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer stattfand. 2 Zu diesem Zeitpunkt ging das 
Gesetzgebungsverfahren zur Eisenbahnstrukturreform gerade in seine heiße 
Phase. Schon damals war klar, daß die Umsetzung des monumentalen Reform­
pakets nicht ohne Schwierigkeiten verlaufen würde. Außerdem lag es auf der 
Hand, daß die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der neu zu schaffenden Auf­
sichtsbehörde zukünftig eines Forums bedurften, um sich nicht nur über ihre 
Probleme auszutauschen und unterschiedliche Lösungsansätze zu diskutieren, 
sondern auch um Anregungen aus der Rechtswissenschaft zu erhalten. Als 
Vorbild dienten uns die Forschungsseminare und Verwaltungswissenschaftli­
chen Arbeitstagungen, die das Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung in 
Verbindung mit dem Arbeitsausschuß „Straßenrecht" der Forschungsgesell­
schaft für Straßen- und Verkehrswesen unter der Leitung von Univ.-Prof. Dr. 

1 Vgl. das Progra..TJTI des Forschungsseminars, S. 359 / 360. 

2 Vgl. Willi Blümel (Hrsg.), Verkehrswegerecht im Wandel, Schriftenreihe der Hoch­
schule Speyer 115, Berlin 1994; vgl. außerdem den Tagungsbericht von Bernhard 
Stüer, DVBI. 1993, S. 1300 ff. 
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Willi Blümel seit 1976 in Speyer ausrichtet. 3 Diese Veranstaltungen, die dem 
Dialog und der Begegnung zwischen Praxis, Wissenschaft und Rechtsprechung 
dienen, haben sich bewährt. Wir wollten deshalb an die dort gesammelten 
positiven Erfahrungen anknüpfen und versuchen, eine ähnliche Tradition für 
das Eisenbahnrecht zu begründen. Der Teilnehmerkreis setzte sich 
hauptsächlich aus Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Eisenbahn-Bun­
desamts, der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft und anderer Eisenbahnen des 
Bundes sowie der verschiedenen Planungsgesellschaften zusammen. Vertreter 
der Rechtswissenschaft und Anwaltschaft vervollständigten die Runde. 4 

Schon beim Abschluß der Tagung konnten wir feststellen, daß unser 
Experiment geglückt ist. 5 Der Blick auf den vorliegenden Forschungsbericht 
bestätigt diese Einschätzung. Unser Dank gebührt den Referenten sowie allen 
Diskussionsteilnehmern, die durch ihre Thesen und Ausführungen zum Gelin­
gen des Forschungsseminars beigetragen haben. Bedanken möchten wir uns 
ferner bei Herrn Assessor iur. Martin Pfeil, Wiss. Assistent an der Hochschule 
fiir V erwafü1ngswissenschaften Speyer, der die mühevolle und zeitaufwendige 
redaktionelle Betreuung dieses Bandes sowie einen Teil der Formatierungsar­
beit übernommen hat. Dank schulden wir außerdem Frau Erika Kögel und 
Frau Elsie Medl, Sekretärinnen am Lehrstuhl von Univ.-Prof. Dr. Willi Blü­
mel, die geduldig die vielen Tonbänder, auf denen sich die Mitschnitte der 
Diskussionen befanden, abgehört und die mündlichen Beiträge zu Papier ge­
bracht haben. Nicht zuletzt bedanken wir uns bei den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Fortbildungs- und Tagungssekretariats der Hochschule Speyer 
für ihre tatkräftige Unterstützung. Dasselbe gilt für die Mitarbeiterinnen und 
tv1itarbeiter des Eisenbahn-Bundesamts, die an der Vorbereitung des For­
schungsseminars beteiligt waren. Um die schnelle Erstellung dieses For­
schungsberichts hat sich vor allem Frau Elisabeth Lerchenmüller verdient ge­
macht. 

Speyer, im Mai 1996 Willi Blümel 
Hans-Jürgen Kühlwetter 

3 Vgl. die Dokumentation in: Willi Blümel (Hrsg.), Abweichungen von der Planfeststel­
lung, Speyerer Forschungsberichte 85, 1990, S. 1 f.; vgl. außerdem die Speyerer For­
schungsberichte 23, 42, 49, 55, 65, 75, 85, 95, 105, 115 und 157. 

4 Vgl. das Tei1nehi11erverzeichnis, S. 353-358. 

5 Vgl. die Schlußworte des Vize-Präsidenten des Eisenbahn-Bundesamts Richard Meister, 
S. 345 I 346, sowie der beiden wissenschaftlichen Leiter des Forschungsseminars, S. 
347-50 und S. 351 / 352. 



Begrüßung und Einführung 

durch den Geschäftsführenden Direktor des 
Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung bei der 

Hochschule für V ei;waltungswissenschaften Speyer 

Univ.-Prof. Dr. Willi Blümel, Speyer 

1. Begrüßung 

Herr Präsident Stuchly, 

Herr Vizepräsident Meister, 

meine sehr verehrten Damen und Herren, 

1 

zu dem Forschungsseminar über „Aktuelle Probleme des Eisenbahnrechts" 
darf ich Sie alle zunächst in meiner Eigenschaft als Geschäftsführender Direk­
tor des Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer sehr herzlich begrüßen. Unter den Veran­
staltungen des Forschungsinstituts nimmt dieses Forschungsseminar einen her­
ausragenden Rang ein. Das zeigt nicht nur die Aktualität des Themas, sondern 
auch der große Kreis von Teilnehmern. Eigentlich handelt es sich schon nicht 
mehr um ein Forschungsseminar, sondern um eine ausgewachsene Tagung. Es 
gab noch viel mehr Interessenten. Aber mit 70 Teilnehmern mußten wir ein 
Limit setzen. 

Ich begrüße Sie zugleich im Namen der beiden wissenschaftlichen Leiter 
des Forschungsseminars: das ist neben mir Herr Prof. Kühlwetter. Wir beide 
waren anläßlich der V erwaltungswissenschaftlichen Arbeitstagung 1993 über 
„ Verkehrswegerecht im Wandel"' in das Gespräch über eine engere Zusam­
menarbeit zwischen dem Eisenbahn-Bundesamt und dem Forschungsinstitut 
gekommen. Die damals von mir geleitete und vom Forschungsinstitut veran­
staltete Tagung war zugleich in Verbindung mit dem Arbeitsausschuß 
„Straßenrecht" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
ausgerichtet worden. Als Leiter dieses Arbeitsausschusses „Straßenrecht" ver­
anstalte ich hier unter dem Dach des Forschungsinstituts seit 1976 alljährlich 
Forschungsseminare und Verwaltungswissenschaftliche Arbeitstagungen über 
Probleme des Straßenrechts bzw. - allgemeiner - des Verkehrswegerechts. 
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Das nächste dieser Forschungs~eminare über „Planungsrechtliche Optimie­
rungsgebote - Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung - Folgekosten" findet 
am 23 ./24.10.1995 statt. 

Eine ährJiche Ko11zeption von Herrn Kühll1vetter und mir fiJhrte auch zu 
diesem Forschungsseminar, zu dem Sie nach Speyer gekommen sind. Zwar hat 
das Eisenbahn-Bundesamt für seine Juristen bereits mehrere Juristentagungen 
durchgeführt. Unser Forschungsseminar ist jedoch breiter angelegt: an ihm 
sollen auch diejenigen Eisenbahnjuristen und Eisenbahner teilnehmen können, 
die heute - nach der Bahnstrukturreform - über zahlreiche Institutionen verteilt 
sind. Das Forschungsinstitut und die Hochschule Speyer könnten sich daher er­
neut - wie so oft - als bevorzugte Stätte der Begegnung von Vertretern aus 
Verwaltung, Rechtsprechung und Wissenschaft erweisen. Richter und Mini­
sterialbeamte haben wir diesmal - bei dem ersten Versuch - allerdings noch 
nicht eingeladen. 

Wie sich unser Kreis bei diesem Forschungsseminar zusammensetzt, kön­
nen Sie aus der Ihnen vorliegenden Teilnehmerliste ersehen. Da wir ein dicht 
gedrängtes Programm haben, werden Sie es uns nachsehen, wenn ich Sie nicht 
namentlich begrüße oder nenne. Erlauben Sie mir daher, daß ich Sie alle glei­
chermaßen hier in Speyer ganz herzlich begrüße. 

Einige wenige Ausnahmen möchte ich jedoch machen. So gilt mein beson­
derer Gruß Ihnen, Herr Stuchly, als dem Präsidenten des Eisenbahn-Bundes­
amtes. Schon jetzt danke ich Ihnen für Ihre nachfolgenden Begrüßungsworte. 
Mein Gruß gilt ebenso Herrn Meister, dem Vizepräsidenten des Eisenbahn­
Bundesamtes. Ihrer beider AnweseP~'1eit werte ich als besondere Auszeichnung 
unseres Forschungsinstituts und unserer Hochschule. 

Ganz besonders freue ich mieh über die Anwesenheit zweier Eisenbahner, 
mit denen ich über Jahre hinweg als Prozeßvertreter der Deutschen Bundes­
bahn zusammengearbeitet habe. Mit Herrn Regierungsdirektor Gehrke vom 
Eisenbahn-Bundesamt habe ich den langjährigen Prozeß um den Planfeststel­
lungsbeschluß für den Rangierbahnhof München geführt, am Ende erfolgreich. 
Das gleiche gelang mir zusammen mit Herrn Fechner, als es um den Con­
tainerbahnhof München ging. Man kann nur hoffen, lieber Herr Fechner, daß 
Sie mit Ihrem neuen Projekt, der Planung der Transrapidstrecke Berlin-Ham­
burg, ebenfalls Erfolg haben werden. 

Einige von Ihnen haben die Hochschule Speyer auch als Referendar oder 
Referendarin erlebt. Stellvertretend für Sie alle begrüße ich Frau Lohrum von 
der Planungsgesellschaft Bahnbau Deutsche Einheit mbH - Erfurt, die vor ei­
nigen Jahren an meinem Speye~:-Seminar über „Rechtsschutz gegen Planun­
gen" teilgenommen hat. 
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Begrüßen möchte ich auch die Referentinnen und Referenten dieses For­
schungsseminars. Ihnen danke ich schon jetzt für die Übernahme der interes­
santen, aber zugleich schwierigen Referate. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

eigentlich müßte ich in meiner Begrüßung und Einführung auch etwas über das 
Forschungsinstitut für öffentliche· Verwaltung sagen, unter dessen Dach dieses 
Forschungsseminar stattfindet. Denn viele von Ihnen kennen uns noch nicht. 
Aus Zeitgründen muß ich jedoch darauf verzichten, längere Ausführungen 
über Aufgaben und Struktur des Forschungsinstituts und über sein Verhältnis 
zur Hochschule Speyer zu machen. Nähere Einzelheiten können Sie aus den in 
der Tagungsmappe befindlichen Unterlagen entnehmen. Wir betreiben am For­
schungsinstitut Forschung über und für die öffentliche Verwaltung. Wichtige 
Bestandteile des Forschungsprozesses sind neben den laufenden Forschungs­
projekten vor allem die verwaltungwissenschaftlichen Arbeitstagungen, For­
schungsseminare und Kolloquien, zu denen sich - wie bei diesem Forschungs­
seminar - Praktiker und Wissenschaftler in Speyer zusammenfinden. Die 
Spannweite unserer Aktivitäten dokumentiert auch die Ihnen vorliegende Ver­
öffentlichungsliste. Die dort verzeichneten Forschungsberichte können Sie bei 
Bedarf bei uns anfordern. Einige Forschungsberichte haben wir hier - zum 
Mitnehmen - ausgelegt. Im übrigen darf ich schon jetzt darauf hinweisen, daß 
auch die Ergebnisse dieses Forschungsseminars in einem Forschungsbericht 
veröffentlicht werden sollen. Deshalb müssen die Referate uns alsbald vorlie-
gen. 

Das Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung - eine nichtrechtsfähige 
Anstalt des öffentlichen Rechts mit eigenen Organen unter der Aufsicht der 
Staatskanzlei Rheinland-Pfalz - ist als überregional bedeutsame Forschungs­
einrichtung anerkannt und wurde 1976 in die Ausführungsvereinbarung zu der 
Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Ländern über die gemeinsame För­
derung der Forschung nach Art. 91b GG aufgenommen. Als Einrichtung der 
sogen. Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste wird das Forschungsinstitut da­
her - anders als die Hochschule Speyer - je zur Hälfte vom Bund und von allen 
16 Ländern finanziert. Die Einnahmen und Ausgaben des Forschungsinstituts -
unser Etat hat (ohne Drittmittel) ein Volumen von ca. 3,5 Millionen DM - sind 
in einem selbständigen Kapitel des Haushaltsplanes des Landes Rheinland­
Pfaiz - Einzeipian Ministerpräsident und Staatskanzlei - veranschlagt. 
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II. Zielsetzung des Forschungsseminars 

Wie Herr Kühlwetter und ich auf 
1

die Idee zu diesem gemeinsamen Forschungs-
seminar gekommen sind, habe ich schon ausgefiJhrt. Da durch die Bahnstrl1k­
turreform zahlreiche schwierige Rechtsfragen aufgetreten sind, lag es nahe, die 
jetzt bei zahlreichen Institutionen tätigen Eisenbahner hier am Forschungsinsti­
tut zu einer wissenschaftlichen Veranstaltung zusammenzuführen. Wir wollen 
interessante und praxisrelevante Themen behandeln und versuchen, sie in ei­
nem größeren Zusammenhang zu stellen. Mit diesem Forschungsseminar über 
„Aktuelle Probleme des Eisenbahnrechts" knüpfen Herr Kühlwetter und ich 
nämlich auch an vorangegangene Veranstaltungen des Forschungsinstituts an. 
Im März 1993 leitete ich zusammen mit Herrn Kollegen Pitschas ein For­
schungsseminar über die „Reform des Verwaltungsverfahrensrechts", dessen 
Ergebnisse in Form eines stattlichen Tagungsbandes (Schriftenreihe der Hoch­
schule Speyer, Bd. 114, 1994), s9wie teilweise als Zeitschriftenaufsätze vorlie­
gen. Die damaligen Referate und Diskussionsbeiträge behandelten u.a. die 
Rechtsformen des Verwaltungshandelns, die - weitgehend gestoppte - Verein­
heitlichung des Verwaltungsverfahrensrechts, die Beschleunigung der Verwal­
tungsverfahren (Genehmigungs- und Planungsverfahren), die Reduzierung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und das Verwaltungsverfahrensrecht in der EG. 
Auch auf der von mir geleiteten Verwaltungswissenschaftlichen Arbeitstagung 
1993 über „ Verkehrswegerecht im Wandel" (Schriftenreihe der Hochschule 
Speyer, Bd. 115, 1994) beschäftigten wir uns hier in Speyer u.a. mit dem 
neuen V erkehrswegeplanungsrecht und der einschlägigen Rechtsprechung. 

Diese Thematik wurde dann weiter vertieft auf der von Herrn Kollegen Pit­
schas und mir geleiteten V erwaltungswissenschaftlichen Arbeitstagung 1994 
des Forschungsinstituts über „ Verwaltungsverfahren und Verwaltungsgerichts­
barkeit im Wandel der Staatsfunktionen". Meine Kollegen Ronellenfitsch und 
Grupp, die heute und morgen referieren, haben auch schon an den beiden ge­
nannten Veranstaltungen des Jahres 1993 durch vielbeachtete Referate mitge­
wirkt. 

In meiner Einführung kann und will ich zu den Einzelthemen dieses For­
schungsseminars nicht Stellung nehmen. Da ich mich aber schon seit Jahrzehn­
ten mit dem Eisenbahnrecht und speziell mit dem Planfeststellungsrecht be­
schäftige, werde ich mir erlauben, in den Diskussionsrunden hin und wieder 
das \Vort zu ergreifen. 

Darf ich nunmehr Sie, sehr geehrter Herr Vizepräsident Meister, um Ihre 
Begrüßungsworte bitten. 
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Begrüßungsworte 

des Vizepräsidenten des Eisenbahn-Bundesamtes Richard Meister, Bonn 

Sehr geehrter Herr Professor Blümel, 

meine sehr geehrten Damen und Herren, 

verehrte Gäste! 

In Vertretung von Herrn Stuchly, der Sie herzlich grüßen läßt, darf ich heute 
dieses Seminar eröffnen. Ich heiße Sie dazu alle sehr herzlich willkommen und 
bedanke mich für die Mögiichkeit, daß wir eine solche für das Eisenbahn-Bun­
desamt bedeutsame Veranstaltung, dank der Unterstützung von Ihnen, Herr 
Professor Blümel, hier durchführen können. 

„Aktuelle Probleme des Eisenbahnrechts" - lautet das Thema und ich kann 
Ihnen bestätigen, Herr Professor Blümel - wir haben Probleme und sie sind 
aktuell. Ich darf hier nur zwei Stichworte nennen: Wir ringen zur Zeit um die 
Definition des Begriffes Eisenbahnen des Bundes - eigentumsbezogen oder 
funktional zu sehen. Das ist eine zentrale Frage, aus der sich viele Aktivitäten, 
Zuständigkeiten oder nicht, für uns ableiten lassen. Das zweite Beispiel, der 
vielgenannte § 4 Abs. 2 AEG: Was heißt denn „nach Maßgabe anderer Ge­
setze"? Gilt das im materiellen Sinn oder ist das eine Zuständigkeitsvorausset­
zung? Auch hieraus sind folgenschwere Folgerungen abzuleiten, die für unsere 
Arbeit von Bedeutung sind. Aber das ist nur ein kleiner Hinweis von mir. Ex­
plorare necesse est, kann man hier sagen. Wir müssen forschen, wir brauchen 
die Forschung und ich meine hier keine freie wissenschaftliche Forschung um 
ihrer selbst willen, sondern eine sehr praxisorientierte, die dem jungen Eisen­
bahn-Bundesamt nun helfen soll, seine vom Gesetzgeber gewollte Form zu fin­
den und seine Arbeitsverfahren z:µ regeln. Hierbei bedürfen wir dringend auch 
des Rates von Experten, die im Rahmen dieser Veranstaltung ja zu Wort 
kommen. Das junge Eisenbahn-Bundesamt - im Vergleich dazu ist Ihre Ein­
richtung ja schon eine ehrwürdige; darf ich sagen; denn wir sind ja noch nicht 
zwei Jahre alt -, ist nach Erreichen seiner Personalstärke bald voll funktions­
fähig. Und wir sind angetreten in einem Umfeld, das es vorher so nicht gab. 
Da gab es das Bundesverkehrsministerium als Aufsicht und es gab die Behör­
denbahn, die fast alle hoheitlichen Aufgaben selbst wahrgenommen hat. Wir 
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stehen jetzt als neugeschaffene Bundesoberbehörde zwischen dem Bundesver­
kehrsministerium und der privaten DB AG und müssen unseren Platz teilweise 
erst suchen und finden. Wir haben noch viele offene Fragen entdeckt, die der 
Gesetzgeber damals, als es darum ging, die Bahnreformgesetze mit heißer Na­
del zu verabschieden, nicht klar genug geregelt hat oder auch, wie wir festge­
stellt haben, schlichtweg vergessen hat. Wir gehen davon aus, Herr Professor 
Blümel, daß dieses Seminar nicht eine einmalige Veranstaltung ist. Wir hoffen 
und wünschen vielmehr, daß dies ein Anfang ist, daß wir im Rahmen solcher 
Veranstaltungen Fortschritte machen können, daß wir zunehmend Profil ge­
winnen und daß wir auch einen Beitrag leisten zur Fortentwicklung des Rechts. 

Sie sagten selbst, Sie hätten sich schon lange mit dem Eisenbahnrecht be­
faßt und ich kann mich noch gut erinnern, Herr Professor Blümel, als Sie vor 
vielen Jahren in den Arbeitskreis „Öffentliches Eisenbahnrecht" berufen wur­
den. Ich war damals in der alten Hauptverwaltung der Bundesbahn junger wis­
senschaftlicher Mitarbeiter und durfte Sie und die anderen Mitglieder, hochan­
gesehene, verehrungswürdige Prbfessoren des Öffentlichen Rechts, betreuen. 
Sie sehen, der Kreis schließt sich oft sehr spät nach vielen Jahren wieder. Ja, 
Weiterentwicklung des Eisenbahnrechts ist auch hier angesagt, das möchte ich 
verstanden wissen nicht nur für den Bereich des innerdeutschen Rechts. Wir 
befinden uns hier in Speyer am Rande unseres Vaterlandes und der Blick geht 
auch über die Grenzen. Selbstverständlich haben wir auch Bedarf an Klärung 
im Bereich des internationalen Eisenbahnrechts. Viele Regelungen sind zu 
überprüfen, Regelungen, die auf Vereinbarungen der bisherigen Eisenbahn­
verwaltungen beruhten, und die jetzt wohl dem Privatrecht zuzuordnen sind. 
Hier müssen wir nach neuen rechtlichen Lösungen suchen, um die drängenden 
Fragen, die sich aus dem grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr ergeben, zu 
lösen. Der Schwerpunkt unserer Arbeit ist natürlich die Planfeststellung. Für 
diesen Spezialbereich haben wir eine Fülle von Fragen zusammengetragen, die 
wir hier diskutieren wollen und zu denen wir uns auch eine Antwort erhoffen. 

Lassen Sie mich damit schließen. Ich möchte den fachlichen Diskussionen 
nicht länger im Wege stehen. Ich bedanke mich noch einmal bei den Initiatoren 
und schließe dabei auch unseren Kollegen, Herrn Professor Kühlwetter, aus­
drücklich mit ein. Ihnen, Herr Professor Blümel, danke ich nochmals für die 
Möglichkeit zur Diskussion unserer Fragen, die Sie uns bieten, für den ein­
drucksvollen äußeren Rahmen und vor allen Dingen auch für Ihre und Ihrer 
... „. L _1 • „ • „ r, „. 1 T T . . •• ' T ... ... r „ „ • „ 
1v1naroeuer w1ssenscnanncne umersrutzung. icn aarr uns auen emen senr er-
tragreichen Verlauf dieser Veranstaltung wünschen. Vielen Dank. 
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Vorläufer des Eisenbahn-Bundesamtes 

Von Professor Dr. Hans-Jürgen Kühlwetter, Bonn 

Guten Tag, meine Damen und Herren, 

wer mich kennt, weiß, daß ich immer den historischen Einstieg suche. Einige 
von Ihnen haben das ja auch schon erfahren. „Nihil novi sub sole" - es gibt 
nichts Neues auf der Welt - habe ich meine Ausführungen überschrieben und 
ich wollte mit einer Rückbesinnung anfangen. Es ist nach meiner Auffassung 
eine grundsätzliche Einstellung und eine grundsätzliche Definition des Kultur­
menschen, daß er sich über seine Geschichte im klaren ist und auch diese Ge­
schichte zu werten in der Lage ist. An diesem Tag soll also eine rückwärts ge­
richtete Betrachtung der Frage der Eisenbahnaufsicht geschehen und damit soll 
zugleich der Zweck verbunden werden, sich klar zu werden, daß es sich bei 
der Frage der Eisenbahnaufsicht als einer besonderen Art der Gewerbeaufsicht 
nicht um eine neue Idee handelt. 'Grundlage für diese Idee einer Eisenbahnauf­
sicht ist die Tatsache, daß es private Eisenbahnen gibt. Eine staatliche Eisen­
bahn braucht man nicht besonders zu beaufsichtigen. Dafür braucht man keine 
eigene Institution zu schaffen, sie überwacht sich selber. Denkvoraussetzung 
ist also, daß es sich bei der Eisenbahn, die überwacht werden soll, um eine 
privat strukturierte Eisenbahn handelt. 

Im Gebiet des späteren deutschen Reiches gab es relativ früh eine zweispu­
rige Entwicklung, was die Rechtsqualität der Eisenbahn anging. Eine Gruppe 
von Ländern (Anlage 1), unter der Anführung Preußens, ging davon aus, daß 
Eisenbahnen privat zu strukturieren seien. Das hat in Preußen einen besonde­
ren Grund, auf den ich gleich noch zu sprechen komme. Die daraus folgende 
Eisenbahnaufsicht hatte dann auch eine aktienrechtliche Komponente. Das 
Recht der Aktiengesellschaften \}'ar damals noch nicht so stabilisiert, daß es 
nicht auch die Möglichkeit gab, betrügerisch tätig zu werden. Daneben hatte 
die Aufsicht selbstverständlich auch eine eisenbahntechnische Komponente. 
Für diese Politik Preußens, den Eisenbahnbau privaten Gesellschaften zu 
überlassen, stand der § 1 des berühmten preußischen Eisenbahngesetzes vom 
3 .11.1838 (Anlage 2). Dieses Gesetz würde uns heute außerordentlich gut an­
stehen. Es enthält in seltener Präzision und Voraussicht auch Strukturen eisen­
bahnspezifischer Regelungen, die wir heute mühsam nachvollziehen. Wenn 
heute der Vorstand der DB AG versucht, in einem mehrhundertseitigen Werk 
die Benutzung der Eisenbahntrassen hinsichtlich des Entgeltes zu regeln, so 
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finden sich in diesem Gesetz in den §§ 27 - 31 (Anlage 3) Entgeltregelungen, 
die davon ausgehen, daß ein Infrastrukturunternehmer seine Strecken auch für 
andere Eisenbahnen zur Verfügung stellt. Und dieser Gedanke ist auch umge­
setzt worden - übrigens im Gegensatz zu einigen Stimmen in der eisenbahnhi­
storischen Literatur1

• Ich habe diese Vorschriften mangels eigener Kenntnis 
einigen Betriebswirtschaftlern z~r Überprüfung gegeben, als die Diskussion 
um diese Entgelte anfing. Mir ist bestätigt worden, daß dieses Leistungsheft 
absolut heutigen betriebswirtschaftlichen Erfordernissen entspricht und alles 
abdeckt, was bei der Benutzung einer Infrastruktur durch einen Dritten zu 
zahlen ist. 

In einer anderen Gruppe von Ländern - angeführt durch Bayern - fiel die 
Entscheidung, die Eisenbahn staatlich zu bauen. Diese Eisenbahnen brauchten 
natürlich keine Überwachung, dort war eine staatliche Eigenüberwachung ge­
geben. Der Grund, weshalb es in Preußen zu einer Privatbahnentwicklung 
kam, war ganz einfach das Geld. Preußen lebte in einem Verfassungskonflikt. 
Die Zusage, nach den Befreiungskriegen eine geschriebene Verfassung in 
Preußen einzuführen, wurde bekanntlicherweise nicht eingelöst. Die Stände, 
das damalige preußische Parlament, bewilligte daraufhin dem preußischen 
Staat keine Gelder für zusätzliche Aufgaben. So war die Entscheidung Preu­
ßens, ein Staatsbahnsystem einzuführen, sondern ein Privatbahnsystem einzu­
führen, an sich keine freiwillige, sondern eine Entscheidung, die durch haus­
haltsrechtliche Zwänge gegeben war. 

Absolut logisch enthielt damit auch das preußische Eisenbahngesetz von 
1838 einen § 46, der die dann notwendige Eisenbahnaufsicht regelte (Anla­
ge 4). Hier haben wir den allerersten Vorläufer unser derzeitigen gesetzlichen 
Situation. Zur Ausübung dieses Aufsichtsrechts wurde also ein beständiger 
Kommissarius ernannt, an welchen die Gesellschaften sich in allen Beziehun­
gen zur Staatsverwaltung zu wenden hatten. Dieser Kommissarius war befugt, 
die Vorstände der Gesellschaften zusammenzurufen - Sie sehen immer noch 
diese gesellschaftsrechtliche Komponente bei der Aufsicht - und den Zusam­
menkünften beizuwohnen. Preußen war nun ein perfekter Verwaltungsstaat 
und aus diesem Grunde wurde am 24 .11.18482 als Ergänzung zu diesem § 46 
em entsprechendes Regulativ erlassen, d.h. eine Ausführungsanweisung. In 

1 Siehe dazu Fritsch, Eisenbahngesetzgebung im Deutschen Reich und in Preußen, 3. 
Auflage, Berlin 1930, S. 79, Fußnote 47a; so auch Bessel/Kühlwetter, Das Preußische 
Eisenbahnrecht, Köln, 1855, Zweiter Teil, § 135; unbestritten ist aber zumindest die 
Strecke Köln-Aachen durch zwei Eisenbahngesellschaften betrieben worden. 

2 Abdruck des Regulativs vom 24.11.1848, Ministerialblatt der im1eren Verwl'lltung, 
1838, S. 390, Nr. 489; auch bei Bessel!Kühlwetter, Zweiter Teil, § 86, sowie Fritsch, 
a.a.O., S. 158-159. 
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diesem Regulativ waren besondere Handlungsanweisungen enthalten für diese 
Eisenbahnkommissariate. Es wurden Eisenbahnkommissariate eingerichtet in 
Berlin, Breslau, Erfurt und Köln. Diese hatten die Aufgabe, die preußischen 
Privatbahnen zu überwachen. Organisatorisch - wer denkt da nicht direkt an 
die Sachbereiche 1 bei den Außenstellen des Eisenbahn-Bundesamtes - bestan­
den diese Eisenbahnkommissariate aus zwei Mitgliedern - einem technischen 
und einem administrativen Kommissarius - und beide übten gemeinschaftlich 
das Aufsichtsrecht des Staates aus. Sie sehen, daß auch wir uns in unserer Or­
ganisation, insbesondere im Sachbereich 1, aber auch, ich denke bei dem ge­
samten Eisenbahn-Bundesamt, in altvertrauten Spuren bewegen. Das „ Tan­
dem-System", das wir uns bemühen im Sachbereich 1 einzuführen und zu 
integrieren, finden Sie hier bereits. Bei Meinungsverschiedenheiten entschied, 
wenn es sich nicht um technische Fragen handelte, der administrative Kommis­
sarius und es gab den Eskalationsweg. In einem solchen streitig bleibenden 
Falle war die Entscheidung des Ministeriums einzuholen. Die Hauptaufgabe 
des technischen Mitgliedes bestand darin, den baulichen Zustand der dem be­
treffenden Kommissar zugewiesenen Eisenbahnen zu überwachen, nebst allem 
Zubehör und allen Betriebsmitteln. Diesen Eisenbahnkommissariaten stand ein 
weit reichendes Polizeirecht zur' Verfügung - das heißt, die Aufsichtsergeb­
nisse konnten auch polizeirechtlich umgesetzt werden. Das ist eine wesentliche 
Komponente. Wir werden gleich sehen, daß sie in einer anderen Form der 
Aufsicht nicht vorhanden war und aus diesem Grunde zu einer Ineffizienz die­
ser Aufsichtsstruktur führten. Es waren „Geldstrafen" möglich; wir würden 
heute über Ordnungswidrigkeiten reden. Nach der Literatur3 sind solche Maß­
nahmen auch durchaus angewandt worden, die Angaben sind noch vorhanden. 
Gegenüber den Direktoren von Eisenbahngesellschaften, die die Vorlage von 
Bauplänen verweigert hatten - auf deutsch gesagt: schwarz gebaut hatten -, 
wurden Geldstrafen bis zum Betrage von 100 Talern verhängt und diese Voll­
streckung wurde auch staatlicherweise durchgesetzt. Auch Fahrplanstrukturen, 
die der Staat wünschte und die sich in den Fahrplänen der Eisenbahngesell­
schaften nicht widerspiegelten, wurden mit diesen Mitteln durchgesetzt. Ferner 
wurden die rechtzeitige Vorlage von Jahresabschlüssen oder Nach weisen über 
die Finanzsituation mit Hilfe solcher Strafen durchgesetzt. Es wurde mithin ein 
durchaus rigides Instrumentarium geschaffen, das gegenüber den Eisenbahnge­
sellschaften auch angewandt wurde. 

Wie war die Entwicklung im Reich? Es hatte ja schon in der Paulskirchen-
- r ._ . .... " ..... ... • ~· ... ... . „ „ --. • ...... „ „ • verrassung ArnKe1 uoer 01e t1senoanngesetzgeoung gegeoen. u1ese YautsKir-

chenverfassung hat zwar formal keine Kraft erlangt, aber sehr stark die Ver-

3 Vgl. die Angaben bei Bessel!Kühlwetter, Zweiter Teil,§§ 149 ff. 
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fassung des Norddeutschen Bundes vom 16.4.1867 und dann die sog. Bis­
marcksche Verfassung vom 16.4.1871 befruchtet. Beide Daten sind nicht zu­
fällig identisch. Wir finden in der Bismarckschen Verfassung die Regelung, 
daß das Eisenbahnwesen in die Gesetzgebungskompetenz des Reiches fällt. Die 
Ausübung dieser Kompetenz blieb aber - um das Ergebnis vorweg zu nehmen 
- weitgehend ein Wunschtraum. Bis zum 1.4.1920, zum Staatsvertrag zwi­
schen dem Deutschen Reich und den Ländern, blieb es dabei, daß die Länder 
die Eisenbahnhoheit bewahrten. 

Bismarck ging schon frühzeitig dazu über, zu versuchen, die Eisenbahnho­
heit des Reiches durchzusetzen4

• Das Reich war ein „Bund" (vgl. Präambel der 
Verfassung), d.h. die einzelnen Länder waren noch autark, und so ließ Bis­
marck 1872 über die Botschaften der Länder in Berlin anfragen, ob die Länder 
einverstanden wären, wenn er ein Amt schaffen würde, das die Eisenbahnauf­
sicht des Reiches wahrnehmen sollte. Parallel dazu, und das ist ein Motiv, das 
sich durch die gesamte Eisenbahnpolitik, man kann faßt sagen bis 1939, hin-
durchzieht, ließ Bismarck von dem damaligen Kriegsmirjster, Grafen Roon, 
eine Denkschrift ausarbeiten, in der die Wichtigkeit und Bedeutung eines zen­
tralen Eisenbahnamtes für die Landesverteidigung betont wurde. 

Was ich Ihnen jetzt über das Reichseisenbahnamt vortrage, basiert auf der­
zeit ganz aktuellen Forschungen meines Kollegen, Professor Kunz von der 
Fachhochschule des Bundes, Fachbereich Eisenbahnwesen, der die Wieder­
vereinigung benutzt hat, die preußischen Staatsarchive durchzuprüfen; er hat 
die Akten des ehemaligen Reichseisenbahnamtes aufgefunden und aufgearbei­
tet. Derzeit ist eine umfassende Veröffentlichung von Professor Kunz über das 
Reichseisenbahnamt im Druck. Ich danke ihm an dieser Stelle dafür, daß er 
mir einen Vorabdruck zur Verfügung gestellt hat, und stütze mich jetzt weitge­
hend auf seine Arbeit. 

Am 26.4.1873 kam es zu einem Gesetzentwurf „betreffend die Einsetzung 
eines Reichseisenbahnamtes", der dann am 27 .6.1873 in Kraft trat (Anlage 5). 
Das Reichseisenbahnamt wurde geleitet durch einen Präsidenten. Dieser Titel 
war eine ganz außerordentliche Auszeichnung, denn im damaligen Deutschen 
Reich stand der Titel „Präsident" lediglich dem Leiter des Reichskanzleramtes 
zu, sonst keinem anderen Behördenleiter. 

Es gab nun eine interessante Reihe von unterschiedlichen Präsidenten des 
Reichseisenbahnamtes - Kunz stellt sie dar, er hat die Biographien ausgewertet 
- sie stammten fast aiie aus der Reichseisenbahnverwaltung. Der erste Präsi-

4 Siehe dazu aktuell: Albrecht, Bismarcks Eisenbahngesetzgebung, ein Beitrag zur „inne­
ren Reichsgründung" in den Jahren 1871 - 1879, 1994, Böhlau-Verlag, Köln, Weimar, 
Wien mit vielen weiteren Nachweisen. 
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dent war Friedrich Wilhelm Scheele. Er nahm relativ bald seinen Abschied, 
nämlich nach 1 112 Jahren. Er hatte schnell erkannt, daß dieses Reichseisen­
bahnamt ein - ich darf es etwas grob sagen - ein „zahnloser Tiger" war. Ich 
komme noch darauf zurück. Der zweite Präsident war Albert von Maybach, 
eine auch in der Politik bekannte Figur der 70er Jahre des vorigen J ahrhun­
derts. Von 1877 bis 1890 blieb die Stelle des Präsidenten des Reichseisen­
bahnamtes unbesetzt. Dann kam 1890 bis 1909 Friedrich von Schultz. Der 
vorletzte Präsident, Wackerzapp, 'hat in einer sehr kritischen Situation im Jahre 
1918 in der Diskussion um die Schaffung der Reichsbahn während der Schluß­
phase des 1. Weltkrieges sein Amt in einer Besprechung beim Reichskanzler, 
als er sah, daß er nicht mit seiner These, eine Reichseisenbahn zu schaffen, 
durchdrang und der Reichskanzler ihn fallenlassen wollte, spontan in der Sit­
zung sein Amt niedergelegt. Diese Sitzung ist dokumentiert. Dies ist sicher die 
Probe für das Selbstverständnis eines preußischen Beamten gewesen, der, als 
er seine Dinge nicht durchsetzen konnte, sich nicht mehr mit seiner Aufgabe 
identifizieren konnte und sagt - wie heißt es so schön - „macht Euren Dreck 
alleene" oder: „Ich kann mich nicht mehr mit der Aufgabe identifizieren, dann 
trete ich zurück." 

Eisenbahnhistoriker wissen, daß der Name Konstantin Fritsch einen großen 
Klang hat. Konstantin Fritsch hat dann als letzter Präsident das Reichseisen­
bahnamt geleitet bis zur Auflösung im Herbst 1919. 

Zum Inhalt des Gesetzes: Ich hatte eben von dem „zahnlosen Tiger" ge­
sprochen. War ein betroffenes Land oder eine betroffene Eisenbahn mit einer 
Maßnahme des Reichseisenbahnamtes nicht einverstanden, so entschied das 
Reichseisenbahnamt unter „Zuziehung von richterlichen Beamten" über die 
Gegenvorstellung selbständig und unter eigener Verantwortlichkeit in kollegia­
ler Beratung und Beschlußfassung - § 5 Nr. 4. Wenn Sie das lesen und auf 
sich wirken lassen, kommen Sie zu dem Ergebnis, daß wir hier in der Gesetz­
gebung über das Reichseisenbahnamt wahrscheinlich eine der ersten Wurzeln 
einer damals im Deutschen Reich entstehenden Verwaltungsgerichtsbarkeit 
finden. Sie wissen, daß wir einen flächendeckenden Verwaltungsrechtsschutz 
erst seit dem 2. Weltkrieg haben und es in einer langen Entwicklungszeit seit 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts eine interne Verwaltungskontrolle gab. Es 
gab Beschlußausschüsse bei einigen Behörden, die in einer internen Kontrolle 
die Rechtsförmlichkeit von V erwaltungakten überprüften, aber von einer ge­
richtlichen Überprüfung war man weit entfernt. Sie sehen, daß hier die Eisen­
bahn und das Reichseisenbahnamt durchaus eine fortschrittliche Intention hat­
ten, ihre eigenen - wir würden heute sagen - Verwaltungsakte mit Hilfe von 
richterlichen Beamten in einer Art Beschlußverfahren zu überprüfen. 
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Die Aufgaben des Reichseisenbahnamtes waren in § 4 dieses Gesetzes dar­
gestellt. Der Katalog hört sich sehr gut an, wenn Sie ihn iesen. Aber - und 
jetzt kommt das große „aber" - zur Durchsetzung dieser Erkenntnisse bestand 
seitens des Reichseisenbahnamtes keine eigene Möglichkeit. Das Reichseisen­
bahnamt mußte sich auf dem verfassungsmäßig vorgesehenen Weg an die Auf­
sichtsbehörden der Bundesstaaten wenden. Ich brauche dazu, glaube ich, kaum 
etwas weiter zu sagen; es ist jedem von Ihnen verständlich, daß im Rahmen 
des Föderalismus, diese Weisungen nur in sehr gekappter Form auf der unte­
ren Ebene ankamen. Das war die Axt, die an die theoretisch mögliche Wirk­
samkeit dieses Reichseisenbahnamtes gelegt wurde. 

Wenn Sie sich klar machen, daß die Wirkungsmöglichkeit so beschränkt 
war, ist es erstaunlich zu sehen, was dennoch in dieser Zeit, von der Mitte der 
70er Jahre des vorigen Jahrhunderts bis ungefähr 1918, an Vereinheitlichung 
entwickelt worden ist. 

Erstens: Es fallen in diese Zeit vielfältige Bemühungen, ein eigenes Reichs-
• „ „ „ ........ „ „. - . ... . „ „ • „ •. „. „ Air; 

eisenbanngesetz zu schatten unct ct1e Ke1chse1senbannen zu veremnem1cneff. 
Diese Bemühungen, durch Bismarck gestützt und vorangetrieben, sind letzthin 
nicht zum Erfolg gekommen. Es bildete sich aber in Preußen unter der Wir­
kung und der schriftstellerischen Tätigkeit des Reichseisenbahnamtes die feste 
Meinung heraus, daß Eisenbahnen staatlich geführt sein müßten. Dazu trugen 
bei einmal die militärische Erkenntnis aus dem 70/71er Krieg, zweitens Analy­
sen, die Maltke über die Tätigkeit der Eisenbahnen in den amerikanischen Se­
zessionskriegen gemacht hat; weiterhin die Erkenntnisse aus dem Zusammen­
bruch des Strausberg sehen Eisenbahnsystems6

• Strausberg war bekanntlicher­
weise einer der deutschen oder der europäischen Eisenbahnzaren, die ein pri­
vates Eisenbahnsystem errichtet hatten. Dieses System brach zusammen, weil 
Strausberg in Geldnot geriet und seine Eisenbahnen finanziell auslaugte; au­
ßerdem kam es zu schweren Unfällen. Das Ganze kulminierte Januar 1873 in 
einer berühmten Rede des damaligen Abgeordneten Lasker vor dem Preußi-

5 Vgl. dazu Albrecht, a.a.0., aber auch Kittel, in: Archiv für Eisenbahnwesen, 1941, S. 
537 ff.; „Aktenstücke zur Vorgeschichte der Reichsbahn", in: Archiv für Eisenbahnwe­
sen, 1941, S. 855 ff.; Lagatz, Zur Geschichte des Reichseisenbahngedankens, Archiv für 
Eisenbahnwesen, 1920, S. 321 ff.; Kech, Geschichte der deutschen Eisenbahnpolitik, 
Leipzig, 1911, insbesondere Abschnitt V; von der Leyen, Die Eisenbahnpolitik des Für­
sten Bismarck, Berlin 1914; Kirchhoff, Die deutsche Eisenbahngemeinschaft; Stuttgart 
und Berlin, 1911; ders., Vereinheitlichung des deutschen Eisenbahnwesens, Stuttgart 
und Berlin, 1913. ' 

6 Vgl. dazu Ottmann, Bethel Henry Strousberg, Eisenbahnkönig der Privatbahnzeit, in: 
Archiv für Eisenbahnwesen, 1960, S.167 ff. sowie neuerdings Barchart, Der europäi­
sche Eisenbahnkönig Bethel Henry Strousberg, München 1991. 
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sehen Abgeordnetenhaus7
• In dieser Rede, in der er den damaligen Verkehrs­

minister heftig angriff, Strousberg immer noch Konzessionen erteilt zu haben, 
während schon bekannt gewesen sei, daß Strousberg schon in den Konkurs 
steuerte, wollte Lasker an sich Bismarck treffen. Das Ergebnis war, daß in 
Preußen ein Umschwenken der Eisenbahnpolitik weg von der Privatbahn hin 
zur Staatsbahn erfolgte. Und wenn Sie die damaligen Schriften lesen8

, finden 
Sie fast wortgetreu die gesamte Diskussion wieder, die wir in den letzten fünf 
Jahren um die Frage der Privatisierung geführt haben, mit allen Facetten. 
Diese Diskussion ist nicht neu. Aber auch die technische Vereinheitlichung des 
deutschen Eisenbahnwesens in diesen Jahren hat das Reichseisenbahnamt in 
mühevoller, nur auf Koordination beruhender Arbeit, durchgeführt. Man hat 
Signalvorschriften vereinheitlicht, man hat die Wagentechnik und den Oberbau 
vereinheitlicht sowie die gesamte Eisenbahntechnik so gestaltet, daß die einzel­
nen Eisenbahnsysteme der verschiedenen Gesellschaften kompatibel wurden. 
Auch das Abfertigungswesen wurde vereinheitlicht, man hat den internationa­
len Verkehr vereinheitlicht, die Übergangsfähigkeit der Wagen betrieben, und 
man hat dafür gesorgt, daß Sie z.B. eine Fahrkarte bei einer Staatsbahn in ei­
nem Staat kaufen konnten, die dann auch für zwei, drei andere Staatsbahnen 
Gültigkeit hatte. Rechtlich ist das ein durchaus konstruierbarer Vorgang, der 
aber voraussetzt, daß die anderen Eisenbahnen damit einverstanden sind, daß 
eine Eisenbahn einen Vertrag abschließt, der sie zu Leistungen verpflichtet. 
Alles dies geschah im Wege mühsamster Koordinationsarbeit ohne eine kon­
krete rechtliche Einwirkungsmöglichkeit. Um so höher ist diese Arbeit des 
Reichseisenbahnamtes zu bewerten. Für uns leitet sich daraus aber die Er­
kenntnis ab, daß eine Aufsichtsbehörde, der keine Eingriffsrechte zur Verfü­
gung stehen, letzthin zum Scheitern verurteilt ist . . „ 

Tragisch ist der Ausgang des Reichseisenbahnamtes. Im 1. Weltkrieg trat 
Präsident Wackerzapp zurück, das Reichseisenbahnamt hat dann noch bis 1919 
existiert und wurde mit der Weimarer Verfassung aufgelöst. 

In der Weimarer Verfassung war mit einer Zeitfrist (Art. 171) bestimmt, 
daß nunmehr die dem allgemeinen Verkehr dienenden Eisenbahnen in Reichs­
eigentum zu übernehmen und als einheitliche Verkehrsanstalt zu verwalten 
seien (Art. 89). Zur Erfüllung dieser Verfassungsbestimmung wurde mit 
Staatsvertrag vom 1.4.1920 die Reichsbahn geschaffen. Aber daneben gab es 
doch immer noch nichtreichseigene Eisenbahnen (Art. 95). Für die Aufsicht 
über diese Eisenbahnen wurde mit dem 3. Januar 1920 ein „ Gesetz über die 
Eisenbahnaufsicht" verkündet (Anlage 6). Danach wurde die Aufsicht über die 

7 Siehe Borchart, Bismarcks Eisenbahngesetzgebung (Fn. 4), S. 172-174. 

8 Vgl. insbesondere Kirchhoff, Eisenbahngemeinschaft (Fn. 5). 
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nicht vom Reich verwalteten Eisenbahnen dem Reichsverkehrsminister über­
tragen, der diese wiederum nachgeordneten Behörden übertragen konnte(§ 2). 
Zugleich wurde mit diesem Gesetz (§ 4) das Gesetz betreffend die Errichtung 
eines Reichs-Eisenbahnamtes aufgehoben, sodaß damit auch rechtlich die Ge­
schichte des Reichs-Eisenbahnamtes endete. 

Der § 2 des Gesetzes über die Eisenbahnaufsicht wurde sodann ausgefüllt 
durch § 40 des Gesetzes über die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft vom 
30. 8. 1924 (Anlage 7). Darin wurde die Möglichkeit eröffnet, den Reichs­
bahndirektionen Geschäfte der Reichsaufsicht über nicht von der Gesellschaft 
betriebene Eisenbahnen zu übertragen. 

Von dieser Möglichkeit hat der Reichsverkehrsminister durch Erlaß vom 
27. 9. 1924 - RVBl. 223 - Gebrauch gemacht9

• Sie wissen, daß aufgrund des 
Dawes-Planes die ursprünglich ab 1920 staatlich strukturierte Reichsbahn wie­
der in eine Aktiengesellschaft umgewandelt worden ist. Diese Organisation 
war wohl keine Aktiengesellschaft nach dem Aktienrecht, sondern eine AG 
„sui generis". Sie hatte wiederum eine interessante Komponente, nämlich die 
Dienstherreneigenschaft. Die Beamten der Deutschen Reichsbahn blieben bei 
der Aktiengesellschaft Beamte. Diese Alternative ist bei der jetzigen Privatisie­
rung bewußt nicht gewählt worden. 

Diese private Aktiengesellschaft hatte nach § 40 Reichsbahngesetz und dem 
o. a. Erlaß die Aufsicht über die nicht dem Reich gehörigen Eisenbahnen wahr­
zunehmen. Diese Bestimmung ist dann in das Reichsbahngesetz 1930 übernom­
men worden10

• Mit der „ Wiederansichnahme der Hoheit über die Reichsbank 
und die Deutsche Reichsbahn", in der berühmten Rede Hitlers am 30.1.1937 
(Anlage 8), endete diese privatrechtliche Form der deutschen Reichsbahn. Weil 
mittlerweile durch das Gesetz über den Neuaufbau des Reiches vom 30.1.1934 
die Selbständigkeit der Länder untergegangen war, wurde auch die Aufsicht 
über die nicht dem Reich gehörenden Eisenbahnen obsolet. Oberste Aufsichts­
behörde über alle Eisenbahnen war aber damit das Reichsverkehrsministerium 

' 
und deshalb enthielt das 1939er Reichsbahngesetz logischerweise keine Be-
stimmungen mehr zur Aufsicht über die nicht dem Reich gehörenden Eisenbah­
nen. 

Die Neuordnung des Eisenbahnrechts nach dem 2. Weltkrieg war in den 
verschiedenen Zonen ja durchaus unterschiedlich. Wir sind hier in Speyer; in 
Speyer gab es die Generaldirektion der südwestdeutschen Eisenbahn, übrigens 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, eine eigene Konstruktion für eine 

9 Abgedruckt bei Fritsch, Eisenbahngesetzgebung (Fn. 1), S. 157. 

10 Abgedruckt bei Fritsch, a.a.O., S. 25 ff. 
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Eisenbahn, die bis Juni 1952 hier existiert hat. Der Chefjurist dieser GDE -
Generaldirektion der Eisenbahn - Dr. Karl Ottmann, war auch einer der Mit­
arbeiter am Bundesbahngesetz im Bundesverkehrsministerium. In seinen Le­
benserinnerungen, diese können Sie teilweise als einen frühen Kommentar zum 
Bundesbahngesetz ansehen, hat er einige Bemerkungen über unverständliche 
Bestimmungen des Bundesbahngesetzes gemacht. Wir stehen in Speyer also 
auch an einem eisenbahnrechtshistorischen Ort. 

Mit der Formulierung des Bundesbahngesetzes lief die Eisenbahnaufsicht 
wieder in zwei Stränge auseinander - einmal bestand nach § 14 das Aufsichts­
recht des Bundesverkehrsministeriums über die Bundesbahn, das Sonderver­
mögen Deutsche Bundesbahn. Daneben gab § 5 Abs. 1 Satz 2 AEG (alt) den 
Ländern die Möglichkeit, entsprechend der verfassungsrechtlichen Zuordnung, 
die Länderaufsicht - zumindest was die technische Aufsicht anging - durch 
Verträge mit der DB an die DB zu übertragen. Diese Aufgaben sind aus­
schließlich mit der Neuordnung des Eisenbahnwesens beim Eisenbahn-Bundes-
amt \•1ieder zusaw ...... 111engefaßt \I/orden, insofern auch eine rechtshistorisch inter-
essante Entwicklung. Die Eisenbahnaufsicht über die Eisenbahnen des Bundes 
ist durch Gesetz zum Eisenbahn-Bundesamt gekommen. Die Eisenbahnaufsicht 
über die Ländereisenbahnen ist auf die Art und Weise zu uns gekommen, daß 
die Länderverträge auf das Eisenbahn-Bundesamt übergegangen sind. Insofern 
haben wir derzeit wiederum zumindest eine einheitliche Organisation für die 
Eisenbahnaufsicht. 

Lassen Sie mich noch zwei Sätze sagen zu der Aufsicht des Bundes über 
das Sondervermögen Deutsche Bundesbahn. Es ist - auch in der Zeit der Dis­
kussion über die Privatisierung - viel geredet worden über diese Fragen. Ich 
habe einmal ungefähr 75 Einzelnormen zusammengestellt, die die Bundesregie­
rung ermächtigten, in die eigene, unternehmerische Verantwortung des Vor­
standes der Deutschen Bundesbahn einzugreifen. 75 verschiedene Normen! Es 
ist kein Wunder, daß es unter diesen äußeren gesetzlichen Randbedingungen 
kaum möglich war, das Sondervermögen Deutsche Bundesbahn frei von politi­
schen Erwägungen nur unternehmerisch zu führen. Wenn Sie sich § 28 in der 
allerersten Fassung des Bundesbahngesetzes anschauen, so war darin ausge­
drückt, daß der Bund der Bundesbahn zwar gemeinwirtschaftliche Aufgaben 
auferlegen konnte, aber er mußte sie voll und ganz bezahlen, und es gab ein 
Einspruchsrecht der Bundesbahn gegen diese Auferlegung. 

Meine namen und Herren, Sie sehen, daß die Struktur des Eisenbahn-Bun-
desamtes durchaus seine Vorläufer hatte. Ich glaube, wir können aus diesem 
kurzen historischen Überblick erschließen, daß es einmal notwendig ist, die 
~Ä.uf gabenstellung fiJr ein solches "'A1mt im Gesetz klar zu umschreiben und das 
sage ich aus ganz konkretem Anlaß, den Herr Vizepräsident Meister auch 
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schon angesprochen hatte. Eine solche Institution muß auch mit den erforderli­
chen Zwangsmitteln ausgestattet werden. Nun ist in unserer Zeit ja ein gewis­
ses Wehren gegen diese Zwangsmittel modern, aber es gibt keinen Staat, der 
nicht in bestimmten Situationen auf Zwangsmittel zurückgreifen muß, um seine 
gesetzlichen Auf gaben effektiv zu erledigen. Aufsicht bedeutet in letzter Kon­
sequenz immer auch die Möglichkeit der Sanktion. Aber - und das möchte ich 
betonen - , in einer modernen Auffassung - unser Präsident trägt immer wieder 
das Wort vom „Dienstleistungsunternehmen" auf der Zunge, mit Blick auf be­
stimmte Bereiche des Eisenbahn-Bundesamtes sicher mit Recht - bedeutet 
Aufsicht auch, im Benehmen mit dem zu beaufsichtigenden Unternehmen 
technischen Fortschritt zu beobachten, technischen Fortschritt anzustoßen, die 
Möglichkeit zur Weiterentwicklung zum technischen Fortschritt zu geben und 
- eine Aufsichtsbehörde steht ja immer zwischen zwei Mühlsteinen, zwischen 
dem zu Beaufsichtigenden und dem Gesetzgeber - auch in die andere Richtung 
zu wirken, auf den Gesetzgeber hin, um diesen Fortschritt umsetzungsfähig 
und damit zum Wohle der Allgemeinheit nützlich zu machen. In dieser Schar­
nierfunktion, meine Damen und Herren, ist das Eisenbahn-Bundesamt zu se­
hen; das ist Ihre und unsere Aufgabe. Und damit möchte ich schließen. Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 
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- Anlage 1 -

1 a n d e r 

mit Staatsbahnsys.tem mit Privatbahnsystem 

Bayern Preussen 

Sachsen Schleswig - Holstein 

Oldenburg Mecklenburg 

Württemberg Österreich 

Hannover 

Baden 
Hessen 

Braunschweig 
J_11hal t 

1 
Daneben existierten auch Privatbahnen unter 

Staatsverwaltung, so in Preussen, Sachsen 

und Baden. 

( Stand Ende 1863 ) 
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- Anlage 2 -

~efeQ~<5ammlung 
fur t>ie 

: ·~ ö n t g l i d) e n ~ r e u ~ i f cf) e n 6 t a et t e n. -
' 

No. 35. 

(No. 194.7 .) 0cfef2 üscr bie <lifenoaqn~Uutcrnc~mungen. mom 3. ~looembcr 1838. 

S"\D. - - ~ '" . . ·'- ........,...,. ~ "": . ". _ . _ _ __ . ~. . 
'"'-Ott ßTteottU) ?IDupeun / uon (-!:>orteß ®naDen, ~ontg 'Oon 

'J)reuuen 1c. 2c. 
1 J~ ' 

baben fur notf)iß erad)tet, ubct Cie [ifcnoaf)n:Unternebmungen ui1~ inebef onDerc 
uoer bie QJerf)dftniffe t>er ~iienoa~n~@eftUf d)aften aum ®taare unt> AUrtl s:})uoH: 
fum, allgemeine Q)efiimmuugcn iu treffen, unt> uerorbncn bcm:rn~ auf Den ~ntrag 
Unfereß 6taatomini~crium5 unt> nad] erforbertem Q)utad)tcn Unfereß (5taat5' 
ffiatf)5, tuie fofgt: · . 

§. 1. ,Sebe @efellfd)aft, rodd)e t>ie 2!nkgting cjner :~ifenba~n &cabjicf)1 
tigt, ~ctt ftd} an baß J)anbeh~mini~erium All ft)enben, unb bemfdben bte J;;laupts 
punfte oer %a~nlinie, f o1'Uie oic @roae oeß ~u oer Untcrnel)mung befrimmten 
mfrien„~apita{tS genau anAugeben. ~inbct fidj geqen bie Unternef)mung im· 2HI: 
gemeinen nicf}td au erinnern, f o i~ ber S].)fan t>erf clbcn, nad) ben bereit~ ertf)cifs 
ten unD fünftig e1roa nod) au erlaffenben 3nf1rurtioncn, einer f orgfdftigen sprü: 
fung au unterroerfen. 9J3irn in Bofgc bi~f er SJ)rufung Unf erc Canbes~erdid}c @e~ 
nef)~iguns ertf)eift, fo ~at baß .P.anbel5mintj\erium, unter ~rotfnun9 .ber efh)a 
notfjtg befunbenen bef ont:>eren Q)et>tngungen unb ®aa{1gaben' cme ~ttft fet1~u: 
fe~en, binnen toeld}er t>cr SJ?adjtuei5 AU ft.if)ten ift, bat} ba6 be~immte 2!fticn1 
j{'apita( geaeid)nct unb bie 0ef cllf d)aft, nad) ~inem unter bcn ~lftien3eidjnern ber: 
dnbatten EStatute, toirfli~ 3uf ammcngctreten -f et). · 

~- 2. {)inftd}tfid) ber ~ftien unb bcr QJerp~id}tungcn Der lliftim0eid)ncr 
~nben f o{genbe @runbf df;c mnroenbuna: . 



19 

-Anlage 3 -

§. 27. snad) 2{b{auf ber crflen brei ,Sa[)re f onnen, aum <;tram1portbetriebt 
auf ber ma[)n, au6er ber @cf eUf d;laft fclb111• aud) 2lnberc, gegen ~ntrt~tung ~e~ 
ma[)ngdbeß ober ber all rcgulirenbcn Q3cr9ut.u~g (§§. 28-31. ~erg(. mit§. 4a.), 
bie mcfugni6 erlangen, toenn ba~ .panbelt~mtmflertum, nad) ~rufung aller Qler: 
~dltnitfe, angemeffen jlnbet, benfe!ben eine Sl'on3cffion ;u ert~eHen. 

§. 2s. muf fold)t .tonfuircntcn ft~b, in 2fnf c[)u~g ber ~a[)n 1 spoliaei, 
ber guten ~r[)altung i[)rer 2fnflalten, fotote ber m.erpß1d}tung aum (5~abe~1 

~tf a~1 bicf elben meflimmungen anJUtoenben t toeld}t 111 btU §§. 23. 2.4. 25. fut 
tlic urfprimglid)e @cfellf d)aft gegeben finb. 

§. 29. ~ic .Qo[)t b~ ~a[)nge(bcf3, au bejfen ~orberung bit ®cfcllf ~~~' 
in ~mangelung gütlid;cr ~inigung mit bcn ~ranßportsUnterne[)mcrn, bemf}ttgt 
ifl, toirb in ber mrt fejlgefe~t, ba6 butcf} betfen ~ntricf)tung, unter .gugrunt>tl 
fcgung ber toirflid)cn ~rtrdgc aua ben (e~tt>crßojfcnen Sa[)ren, 

1) bit Jtojlen bcr Untcr[)altung unb Qlertoaltung ber Q)a[)n ncbfl ßu~[)or 
(mit muafd)lu6 ber baß ~~nf3port1Untcrnc[)men ange[)enbcn mcttHb~' ' 
unb Qlcrroaltung~fofkn) beflrttten, • 

2) btr flatuttnmd~ige Q;eittag aur mnf ammlung einc6 fficf ctbcfonba fur a!~ers 
Qeto6bnliite, bie mar,n unb ßube[)or betrcffenbc muagaben aufgebt~~ ! . . . ' 

3) bie t>On btr ~efellfd}a~ au Übcrne[)menbcn ~aflen (einfd)lit6ltd) ber im 
§. 38. gebacf}ten) gebecft tocrben fonnen; tooneben auvcrbcm . 

4) tlcr @cfeiif d)aft an ßinfcn unb ®cll>inn ein, tier bi~~crigcn ~1u~ung ent" 
. fpredjenber, ffieincrtrag beß auf bie Q)af)n unb 2ubef)or t>erwenbeten mn, 

' . tage I ~apita(t! ! au gcWdr)ren bleibt'· mit bcr tocitercn Sfilaa6gabe jebo.<f>, 
·· ba~ btefer fficmerttag, audj toenn bte ~trdge ber t>erfloffcnen ,3'a[)rc eme 

M[)crc snu~ung oet! mnrage1 Stapitala scrodbrt bdtten, nid)t bober alt! au 
10 SJ)roaent bct! (cijtercn, bagcgen umgefebrt, aud) toenn bie ~rtrdge ber 
QJorjabtt ftd) nid)t f 0 [)od) belaufen bdtten, nfd)t geringer a{t! JU 6 ~rD' 
3cnt b~ 2!nCagedeapitahS in llinfa~ fommcn foll. 2um 2fnfoged~apita( 
ßnb aud) alle fpdtere tocfentlid;le, t>on ber ffiegierung aft! f oldje ancrfannte, 
ro2eliorationcn au red>nen' in f otoeit bicfelben burd) ~rn>eiterung bet! 
~runbs~apitalt! bettlirft roorben ftnb. . 

§. 30. $Die Q)credjnung bct! ma[)nge(bcf3 gefc(liebt in folgenber Slßeife: 
n 2lu5 ben \)00 bcr Qjcfellf d>aft im {eßten Qlierteliabr ber erflen ffietritb~, 
- ~eriobe t>oqulcgcnben ffied;lnungen fier t>crßoff encn 2t 3'a6re- ifl -,unddifl 

bcr bit! babin i:lurd}fd)nittficf) gewonnene ffieincrtrag einet! Sa~reß iu er' 
mitteln. ~iefer ffieinertrag roirb nad) Qlerr,drtniu bcr 

auf bic Ga[)n unb beren 2ubebör 
unb a~f ba~ Bubr1 uno 'trant!port:Untcrntbmen nebfl bem baAU gcbo' 

. ngen ~t>cntar . 
.. t>crtoenbeterf 2lnfage1 ~apitaficn bcttbeilt, unb ber bier'Oon auf bie Gabn 

unb bcren ßube[)ör fallenbc 2lntbcil' mit mcrucf~d)tigung ber im §. 29. 
s.fu. 4. Aegebenen Qlorf djriften fUr ben fficinertrag bcr Q3abn angmoßl;I 
incn. st>cr f onad) feflgeflcilte ffieinertra$} ber mabn unb ber jd~rlid)t 
i)urcf)fd)nittt!betrag bcr in bem §. 29. snt. 1-3. be3tid)neten ~ut!gabe• 
~ofttionen auf ammengcnommen, bi!Oen bie <;t[)eilungßfumme / toeldjc ber 
Beflf eQUtlg bc~ maf)ngelbeß aum <Srunbe ~u legen ifl. 

2) st>ic Brcquena ber Q)abn ifl nad) ber ~inna[)me an SJ)er.f onens unb Brad)t' 
gdb au bcred;l~en unb bicrbci cnttoeber bie Bentneriabl bcr @}uterfracf>t 
na.d> Qlerbdltnttj be~ SJ)erfonengcfbet! aum Brad)tgelbe auf SJ)erfonen1~in" 
betten, oticr aud) btc ~erf or.enAabl nad) bcmfdben Qler[)dltniti auf ßent: 
ncrs~in~eiicn äü rcbü6iren. 

3) $Die au l. ermittelte @5Utt)me, burdj bie ßa~( beß auf ~erfonen" Dbct 
ßentnct•Q:iubeiten tcbuAittcn ~ubr$ unb ~raneportbettiebet! &u 2. gct~eilt, 
crgiebt bic J;iöbe bee ;u entrid)tenben %a()ngclOce für eine sperf on ober 
einen ßentner SIBaare. . 

.Paben bei einet mar,n 'Oerf cf}itbenc ®d~e be~ ~etfonengclt>c~ ober 
fur ben 0üter1~rant!port t1attgcfunoen, f o f oll bei ber ffiebuftion AU 2. 

~in~d)tlitf> bcf3 ~ctf onengett>c~ ubcrcll nur btt nie'Origfle @3a~ 
()inftd)tlid;l bet1 @utcr~c.trantlport~ aber ein ~urd)f d)nittt!f a~ 

angenommen rocrbcn. 
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4) i)ie fd)!iegfüf}e ~cfükllung beß %al)ngdbe5 fur SJ)erf onen unb @uter tri 
-· folgt _bemndd)fl in bem bei bcr ffiebuftion auf SJ.)erf onen 1 ober 2cntner1 

~in9eiten _ aum @runb~ geCest~n ~~t9dftnif[e,_ mit_ ffiticffld)t auf bie Qler1 
fd)iebenf)eit ber bif!~erigen <5d~e für t>en @liter•t.transport 

§. 31. ~aß maf)ngelb ifl in. beflimmtcn SJ)erioben, tocld,lc baß ,Pani 
belßminiflcrium fur jebe ~ifenba9n auf ttlcnigflem~ brei unb 9od)flenf! aef)n ,3'af)re 
fefüufe~en f)at, uon 'J?euem AU regu!ircn. ~ic @efcllfd,laft barf baß fensefe~te 
~a9ngdt> nid)t uberf d,lrcitcn, ttiof)! abei: berminbcrn. ®otncf)f ber fur bie ganAe 
~eriobe fefü\cf c~te ctarif, <lh3 biefc in ber 2tuif d)maeit eintretenbe QJerdnberun1 
gen, finb offcntlid> befonnt 0u rnad)cn unb auf alle ctranoporte of)ne Unterjd)ieb 
ber Untcrne~mcr glcid1md~ig an4utuenbcn. ~ntf)dlt ber neue <:tarif eine ~rf)o"' 
f)ung bes Q)af)ngdbeß, f o fann biefc crfl fcd)ß S!.!3o<t-cn nad) bcr Q)cfonnt1 
mad)ung 3ur 2lnroenbun§ fommcn. 

§. 32. ~5 bleibt bcr 0cf cllf c~rnft tiberlajfen, nad)bcm bie ffiegulirung b<f! 
Q.)af)ngdb:'.tarif5 nad} §§. 29. tmb 30. erfolgt ifl, bic SJ)reife, tocld)e ftc fur bie 
Q.)efort>crung an ~uf)rlof)n r.cbcn ~cm Q)af)ngcli:le erf)cbcn roill, nad) if)rcm {ti:s 
mcjfen aniufe~cn; cf! öürfcn f old)e jcbcd) nid)t auf einen f)o~mn fficincrcrag Cl{s 
10 ~rl'3cm bcß in bcrn c.trnn~port, Untcrnef)mcn angcf egtcn st·apita(5 bered)net 
lt) erben. · 

Stlfr @cfcUfdJaft i~ ~ictbei berp~id)tct: 

l) t>en ßrad)t:'.tarif (foroof){ fur bcn 9J3aarcns a{5 fur bcn ;perjonen:~i:amls 
port), tt'dd)er r.ad)f)cr of)ne 2ufiimmung tief! ,Panbdsmiuineriums nid)t 
erf)of)ct lt)etben barf, fo wie bcmndd)fl bie innerf)alb ber tarifmdjjigen 
C5d~e tiorgenornmenen 2lcnberungen, unb aroar im Balle einer ~rf)öf)ung 
fruf)er ermaaigter C5d~e fed)f! <;IDod)en bor mniuentmng berfelben, ber 
ffiegierung an3u3ci9en unb offcndid) bcfonnt au macf)en; aud} 

2) fur bie angenommenen <Sd~c alle aur ßortfd)affung aufgegebene SIDaas 
ren, bercn c.trcmsport poli3cilid) auldfftg iff, of)ne Unterf qiieb bcr 3'nicrefs 
f entcn au bcforbcrn. 

§. 33. ®ofcrn nad] 2lb0ug tcr ba5 c.tranäport:Untcrnef)mcn betrcffcns 
bm musgabcn, cinf d)lic~lid] bes in bcm ®tatute mit @cncf)migung . bes ID?ini1 

fütiums fcfüuf c~cnbcn jdf)did)cn ~dtragf! aur mnfammlung eines ffiefetl.)cfon~~' 
fur bic auk~t l)cdaufcnc SJ)eriot-e fld) an 2infen unb 0clt'inn ein ffieincrtrag tion -
mebr . a!ß icf)n SJ)roacnt tc5 in bcm Unterncf)men angdegtcn ~apita!r; ergicbt, 
müfl"cn t>ic 'ßuf)rpreif e in bcm S))?aaFe f)erabgefe&t fucrbcn, ba~ t-cr fficinerrra9 · 
biefe acf)n SJ)roamt nid)t ubcrfd)rcite. <:mcnn jebod,l ber ~rtrag bc5 Gaf)nge!i>ttfn„· 
bat1 baftir in ~· 29. ~erffattctc '.ma~irnum bon aef)n S}.\roaent nicf,lt crrcid)t, fo r~ ', 
bcr ~mag br.f! c.tran~pcrtgdbc5 ie~n SJ)reaent fo lange übctfkigen tiui:fen, b~: 
bci~e Q:innaf)rnm aufammcngmd,lnet einen fficinertrag b.On ~cf;n SJ)r~acnt ber m,: 
bem gcf arnrr.tm Unterncf)mcn angelegten .i{'apita(e ergeben. "} 

§. 24. Um bie ~ueftif)tung ber in bm §§. 29- 33. gcge~rncn ~W­
f <triftc11 rnog(id) au mad)cn, 1n bie ~cfcllf d,laft ticrp~id)tct, i1hcr alle <;t~cife ,~r{~: 
Untcrnef)mung genaue fficd)nung au fuf)ren unb f)ierin bie ibt t'On t>cm .Pa.nbc ; 
~iniftcrium au gcbmbe 2tnttieif ung au befolgen. st/icfe ffiecf}nung iff jdl)rt1dj be., 
bet bcr9efe~rcn fficgicrung cinaurcid)rn. .„. 
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-Anlage 4-

®~cf e~·~ 6am.mlung 
für bie 

· :~ o n i g l i d) e n $ r e u t3 i f cf} e n <5 t <t a t e n. 

No. 35. 

(No. 194.i .) @cftf2 ü{lcr bie G:ifen&aqn,Untcrnc~mungen. mom 3. !llooembet 1838. 

~i~ ~riebrid) IB3if~ehn, "ort ©ortes ©naben, jtonig 'oo~ 
· <j.)reuacn u. lc. · 

~· 46. ·2ur 2!u5l1bun bc~ 21u tcf tßrc t5 bcf taateß uo~r baß Unter' 
ne~men tl)itt>, nad) · t et uug n ercr cn~ m19ung ( . 1.), -~tn bc rant>i c:r 
ctommi ariu~ ernannt tl)etben, an toclcf}en btc @efcllf cf)aft ficf) m a cn - c31~ 
.;ungen aUt t::u1at~bcttna1tung AU menben f)at. $Dctf clbc ifi befugt, ibrc QJorjO' 
11'\noe auf ammcn iu berufen unt> beten ßuf ammenfimfcen ·bci3utoof)ncn. . 

- ~· 47. ~ic crtf)c.Htc $1m;cfüon roirb bettpirft unb bic 22Af)O mit bcn 
t.han~portmitteln unt> aqcm ßubcl)or für fficqmung bcr Q)efcllf d)aft offcntfid2 
~rfCeigcrt; tl)ctm bicf c eine bcr allgcmc\ncn obc~ bc[on~crcn }Dc~jng11ngc!' nidJt 
c llt unb eine 2lufforbcrung 6Ut ~rfuIIung bmnen cmcr cnbhd)cn ßr1fl bon 
tninbc~cn5 btci ~on<ltcn ohne ~rfofq okibt. 
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- Anlage 5 -
u.il87S 

(N:r. 941.)1..;@:i;eli.:~-~~;-~iiiiiiiiil-iiiiiiiiililiiiiiiiiliiliiiiimiiiiiiilmlil_ -~. mn: ®Ubelm, bon @otte~ @na6en 5Dcntfd)ct ~aifer/~onig 
bon ~reußen K 

~etorbncn im mamen beG . ~eutf cf}eri »teicf)ß / nad) erfolgter 8u~immürtg bc13 
mttnbeGtat9tß unb beß ffieid)Magetl1 \ual3 folgt: 

§. s. 
mcrf>t~artffcf} bet meftimmung im s .. 5 mt. 4 fü~rl baß meid).tl·~f enba~n· 

mmt ftme @e• r ä"te untet IDttatthuotfü..Lfcit unb . nar ben mnr-eifrn1
Mtt ~Pa 

meld)~fano et • 

; i 1; 
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-Anlage 6 -
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- Anlage 7 -

.., ~ 1. .fit r a. • - '~" - • r _.,. .,.. -. • -• „ • • 
,etJt§ UOtr Dtr ~mnmt ;!(Cla>!pgpn•\?)CJCIIIQ>QU 

(mrid]ebc~ugtf <~). .~om 30. ftusuß 1924. 

~r ffleicf}ßtag ~t ba! ·fDigtnbt ~f ti· btf d]foffen, 
lxt; mit Sufiimmung btß !neid}!tcttß ~itnnit bertünbet 
tnirb, nod)btm fr~ort1rllt ift, ~a8 bit Chforbta1iff e tltr• 
Jafiuugsänbtrnbtr @rf r~gtb_uno trfüllt flub: 

§ 40 
tlufl1cf}t ilba \?ri?t!fbBTJntn 

<Dit .91cid}gtc\1icrung fann .tinothttn etilltn ber ®t· 
l~llidh1ft, ttJtnrutlid} bcn 9~tia)§f\abnbinftioncu, <.ßefcfhiite 
btr !Jleid1~auf:"id1t ii~er nid;t Don 1'tr ~rjrUjcf>ait Dt• 
tritbtnt ~f cnbaf2nrn (~rtifrI D5 bcr !Jlr~gbrrfafiung) {i['tt• 
ttClQtlt. <.Dit ~uffid)t 1ft 11,1d) ~rn ~tif unnm brr 
~tidj$ltl)ittU1tß ClUf ~C!Cll ~e~lJ1Un{_1 oll fÜf)Ttll. Vldcf}~~ 
flaf,nan ritrlltr bit n1it t'Id eu ~1u::(cf,ts. e ä-tcn betraut . . 

wrrl'tn, fiu ür 1c1e mt~gtf af te. tf on tr~ in IDilutt 
au ntQmtn. 
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-Anlage 8-

-O:dl II 

19 3 7 1 ~lusgcgcbcn 3u· ~crlin 1 bcn 12. tjcbrncn: 1937 1 i11r. 8 
@efeß 

3ur 91euregeiung l>er ~erQiiititiff e l>er ~eid)sbank unb ~er 'Deutfcf)en ~eid)sbn911. 
·. 'Bom 10. ~cbruar 1937. 

fl~,1rl,1bc111 burc(1 i:'ic Cfrtfü111i.1 bc5 cytif1rcr:3 unb !}~cicf1sfo11.;[cr5 in hr .Si~ttn!_i bc~ :füid!:3t:l\J~ L'l'llt 

30. Jlrnuar 1937 0t11~ :!::ieutirflc :Heidi bic 11ncinqcjd1ränftc .13oficit ti6cr 1::-ic ?Hci~h'i.',rnf 11111:> t-ic :Dmrili'c 
:nri1i"1:3uafm ioicrcr ,111 jicti ~Jrnl'mmm ~llt, (lat bic ~Rcict:i§rcgicru~~ b~~ fo[gcnt-~ t~ric~ Licfdiiofjcn, t-,1~' 
IJicn11it t1crtii11t'ct ltJirt · 

~htifc[ 2 

~cutf dJC ßlcidJs6nI111 

ll) S)k ~cutjcf\c mcid)~oafm<{~)cjcHict"hlTr fiifm trn 
~Hamen 11S)eutjd1c ~{cid)§[1alin11 • Jflrc ~irnj1j1cfü11 jin~ 
ITTcid)M1c9örbcn: S)ie .~au~'tticrmaitunD hr :l)rnti~'Cll 
!Rci~156ci~n gc~1t im fflci~'St'°crfcl)rf.minijicrimn auf. 

(2) S)cr !Hcict:1§ucrfcl)r~minificr nimmt t-ic ~{uf· 

gaf>cn bes ~cneralbh:cltl)r~, ein Gtaat~jcfretär 1m~ 

!miniftcrialbircftorcn nc~nncn bic ~lufao[,cn 1'cr iiI'rigcn 
IDorjlanbsmitgHcbcr lNt9r. 

(s) S)ie S)cutjcfac fficid156afin l)crrnaltet ba~ mer: 
··mögen bcr ~eutjcfacn fficicbs6alinsQ)cjcHjd1ait tmt bas 
mermögen be~ !Hci~151 1'a~ bcm ~etricf1 bcr .!Uci~1~· 
cijrnfla~ncn gett'ilmttt ijt1 na~ bcn [\l)rjd)riftcn bc~ 

mci~e6al}ngcf ci~cf. llOJlt 13. m?Cir3 1930 (!Hci~l~s 
~rj~~M. II e. 36$1) nI§ f l'11hrt1rrmi.\ocn 1'ci' ~~dd'~ 
lNt tcr. 
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Das neue Eisenbahnplanfeststellungsrecht 

Von Univ.-Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch, Tübingen 

1. Aufgabenstellung 

Hochschullehrer, die vor Praktikern referieren sollen, stehen immer vor einem 
Dilemma. Einerseits wird von ihnen erwartet, daß sie übergreifende Zusam­
menhänge darstellen und möglichst Gedanken entwickeln, die über das 
Alltagsgeschäft hinausführen. Andererseits erzeugen theoretische Ausführun­
gen, die an den praktischen Problemen vorbeigehen, Langeweile und stempeln 
den Referenten als blauäugigen Büchergelehrten ab. Genau das möchte ich 
vermeiden1

• Da dies keine Veranstaltung ist, auf der den Teilnehmern zum er­
sten Mal die neuen Vorschriften 'des Eisenbahnneuordnungsgesetzes2

, nament­
lich des Allgemeinen Eisenbahngesetzes3

, vorgetragen werden müssen, ver­
zichte ich weitestgehend auf das verfassungsrechtliche und staatstheoretische 
Beiwerk und behandle unter Betonung der rechtlich neuralgischen Punkte die 
eisenbahnrechtliche Planfeststellung, so wie sie auf der Grundlage der §§ 18 
und 20 AEG und der Planfeststellungsrichtlinien 19944 durchzuführen ist. 

1 Verf. hält es mit Crystal Gayle: ~Don't it makes my brown eyes blue" (1977). 

2 Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwesens (ENeuOG) vom 27.12.1992 (BGBI. I 
S. 2378). Vgl. hierzu BR-Drucks. 131/93; BT-Drucks. 12/4609, 5014; Reinhard 
Thimm, Bahngesetzentwürfe zur Beratung im Bundesrat, DB 1993, 189 ff.; sowie die 
Erläuterungen von Wolfgang Kunz, in: Das deutsche Bundesrecht, Teil VI. Verkehrs­
recht B. Eisenbahnen (VO B 1), Stand: 1994, S. 5 ff. Zur Bahnstrukturreform Ger­
hard Schulz, Das Eisenbahnwesen des Bundes und die Stellung der deutschen Bahnen 
auf dem europäischen Binnenmarkt, 1995, S. 136 ff. Zur Vorgeschichte Michael Ki­
lian!Uwe Hesse, Der rechtliche Status von Deutscher Bundesbal1n und Deutscher 
Reichsbahn seit 1945, Die Verwaltung 1994, 175 ff. 

3 AEG, verkündet als Art. 5 des ENeuOG. 

4 Richtlinien für die Planfeststellung und Plangenehmigung von Betriebsanlagen der 
Deutschen Bahn AG (Planfeststellungsrichtlinien), gültig vom 1.1.1994 an. 
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II. Grundlagen 

1. Eisenbahnplanungsrecht 

Die Eisenbahnplanung unterfällt als raumbezogene Planung dem Gesamt- und 
F achplanungsrecht5

• 

a) Gesamtplanungsrecht 

In Gesamtplanungen kann die Eisenbahnplanung ihren Niederschlag finden in 
den Zielen der Raumordnung und Landesplanung auf Landes- oder Regio­
nalebene oder - nachrichtlich - in Bauleitplänen. Ein Bebauungsplan kann die 
eisenbahnrechtliche Planfeststellung nicht ersetzen6

• Im Streitfall hat die eisen­
bahnrechtliche Fachplanung Vorrang vor der Gesamtplanung(§ 6 ROG). 

b) Fachplanungsrecht 

Die Planfeststellung ist ein Institut des Fachplanungsrechts, das gerade im Ei­
senbahnrecht entstand. 

§ 4 des Preußischen Eisenbahngesetzes vom 3. November 18387 war nicht 
allein die Wiege der eisenbahnrechtlichen Planfeststellung, sondern bildete 
die Grundlage aller späteren Planfeststellungen in Deutschland8

• Nach Über­
gang der Eisenbahnhoheit auf das Reich (Art. 90 WV) wurde die Entwicklung 
im Eisenbahnrecht auf zentralstaatlicher Ebene vorangetrieben. Der erste 
Weltkrieg stellt auch im Eisenbahnwesen eine Zäsur dar9

• Er brachte die 

5 Zur Terminologie Michael Ronellenfttsch, Einführung in das Planungsrecht, 1986, S. 
2, 101 ff.; Jürgen Kühling, Fachplanungsrecht, 1988, S. 1; ders., Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts zum Fachplanungsrecht, DVBI. 1988, 221 ff. (221). 

6 Problematisch RL 8 Satz 2. Zur Straßenplanung durch Bebauungsplan: BVerwG, Ur­
teil vom 26.8. 1993 - 4 C 24.91 -, BVerwGE 94, 100 = NVwZ 1994, 275; 
Beschluß vom 17.5.1995 - 4 NB 30.94 -, NJW 1995, 2572. 

7 GS S. 505. 

8 Willi Blümel, Die Bauplanfeststellung 1, 1961, S. 171 ff., 211 ff. Historische Erwä­
gungen sprechen dafür, daß auch nach der Änderung des Grundgesetzes die Eisen­
bahnen des Bundes im Planfestst~llungsrecht funktionell gemeint sind. 

9 Zur historischen Entwicklung Michael Ronellenfitsch, Die Wiederinbetriebnahme von 
Eisenbahnstrecken, VerwArch. 1994, 537 ff. (538 ff.); vgl. auch Eisenbahnjahraus­
stellungsgesellschaft (Hrsg.), Zug der Zeit - Zeit der Züge, 1985. 
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stürmische Entwicklung der zunächst privaten Eisenbahnunternehmen
10 

zu 
rentablen Staatsbahnen11 zu einem jähen Ende. Nachdem die Länderbahnen zu 
einer finanziellen Belastung geworden waren, wurde nunmehr Bismarcks 
Reichseisenbahnprojekt12 auf der Grundlage von Art. 89 WV am 1. April 
192013 verwirklicht. Kontroversen zwischen dem Reich und den Ländern über 
die Reichweite der Planfeststellung nach § 37 des Reichsbahngesetzes von 

10 Die erste deutsche Eisenbahn zwischen Nürnberg und Fürth wurde von einer Aktien­
gesellschaft eröffnet; die bayerische Staatsregierung zeichnete nur zwei Aktien; vgl. 
Carl Asmus, Die Ludwigs-Eisenbahn, die erste Eisenbahnlinie in Deutschland, 1984, 
S. 9. 

11 In Preußen war die Staatsbahnfrage allerdings über Jahrzehnte ein Politikum. Wäh­
rend für die Anleihen im Zusammenhang mit dem Bau und Erwerb von Eisenbahn­
strecken die Zustimmung der Reichsstände erforderlich war (Verordnung wegen der 
künftigen Behandlung des Staatsschuldenwesens vom 17 .1.1820, GS S. 9), reichten 
die staatlichen Mittel nur soweit, daß die Königliche Seehandlung Akten der Berlin­
Anhalter-Bahnen erwarb. Das preußische Eisenbahngesetz von 1838 räumte jedoch 
dem Staat das Recht ein, die Privatbahnen 30 Jahre nach Eröffnung gegen Entschädi­
gung zu übernehmen und sah sogar eine Eisenbahnabgabe vor. Die Folge war ein 
Rückgang der Privatinitiative. In der Ära von 1848 bis 1858 unter Handelsminister 
von der Heydt neigte Preußen zum Staatsbahnsystem, übernahm die Verwaltung eini­
ger Bahnen und baute endlich die Ostbahn; vgl. Willy Bültmann, Die rechtliche Natur 
des staatlichen Eisenbahnbetriebes in Preußen und im Reiche, 1914; August Bessel / 
Eduard Kühlwetter, Das preußische Eisenbahnrecht, 2. Theil 1857, S. 7. Dem folgte 
ein Zeitraum der Distanz, in welchem Eisenbahnaktien verkauft und sogar der Ver­
kauf von Strecken erwogen wurde. Zu einer Vergrößerung des Streckennetzes führte 
jedoch 1866 die territoriale Vergrößerung Preußens. Die wegen des exzessiven Kon­
kurrenzbaus der Privatbahnen vielfach geforderte Verstaatlichung dieser Bahnen for­
cierte Bismarck erst, als sich das Reichsbahnprojekt zerschlagen hatte; hierzu die fol­
gende Fußnote. 

12 Die Bestrebungen führten 1873 zur Gründung des Reichseisenbahnamtes (vgl. 
Reichsgesetz betr. die Einrichtung eines Reichseisenbahnamtes vom 27. 6. 1873, 
RGBI. S. 164) und fanden, da sich eine Gesetzgebungskompetenz des Reichs nicht 
durchsetzen ließ, ihren Niederschlag im preußischen Gesetz betr. die Übertragung der 
Eigentums- und sonstigen Rechte des Staates an Eisenbahnen auf das Reich vom 
4.6.1876 (GS S. 161). Vgl. auch Hans Willkomm, Die rechtliche Ausgestaltung des 
deutschen Eisenbahnwesens von 1871-1925, 1926, S. 24, und insbesondere Claudia 
Albrecht, Bismarcks Eisenbahngc:;setzgebung, 1994 (= Diss. Köln 1993). 

13 Adolf Sarter, Die Reichseisenbahnen, dargestellt auf Grund der Bestimmungen der 
Reichsverfassung und des Gesetzes betr. den Staatsvertrag über den Übergang der 
Staatseisenbahnen auf das Reich, 1920, S. 16 ff.; Theodor Kittel, Der Staatsvertrag 
über die Reichseisenbahnen (Reichsgesetz vom 30. April 1920), Komm., 1920, S. 1 
ff.; Konstantin Fritsch, Das neue Eisenbahnrecht, JöR 10 (1921), 137 ff. 
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192414 führten 1930 zu einer Änderung des Gesetzes15, durch welche die förm­
liche Anhörung der sachlich beteiligten Landespolizeibehörden auch einfachge­
setzlich vorgeschrieben16 und die Rechtswirkungen der Planfeststellung gesetz­
lich bestimmt wurden. Das Gesetz über die Deutsche Reichsbahn vom 4. Juli 
193917 brachte inhaltlich keine wesentlichen Änderungen. Es diente aber als 
Vorbild für das Reichsautobahngesetz vom 19. Mai 1941 18

, ähnlich wie sich 
das Gesetz über die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen" vom 
27. Juni 193319 am Reichsbahngesetz von 1930 orientiert hatte20

• Damit geriet 
die straßenrechtliche Planfeststellung in den Mittelpunkt des Interesses. 

Nach dem 2. Weltkrieg erfolgte die seinerzeit modernste Kodifikation des 
Planfeststellungsrechts im Bundesfernstraßengesetz vom 6. August 1953 
(BGBI. I S. 903), an dem sich nunmehr alle künftigen planfeststellungsrechtli­
chen Normierungen orientierten. Das gilt auch für den Bereich Eisenbahn, 
obwohl das Bundesbahngesetz (BBahnG) vom 13. Dezember 1951 21 bereits 
vorher ergangen war und die Länder2 für die sonstigen Schienenbahnen ent-

14 Gesetz über die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft vom 30. August 1924 (RGBI. II S. 
272). Zu den planfeststellungsrechtlichen Streitigkeiten: Willi Blümel, Die Bauplan­
feststellung ( zit. : Planfeststellung 1), 1961, S. 170 ff. Zu den historischen Hintergrün­
den dieses: Gesetzes Michael Ronellenfitsch, VerwArch. 1994, 541; Ursula-Maria 
Ruser, Die Reichsbahn als Reparationsobjekt, 1981, S. 55. 

15 Gesetz zur Anderung des Reichsbahngesetzes vom 13.3.1930 (KGBI. II S. 359). 

16 Eine Anhörung der Länder sah auch Art. 94 Abs. 1Satz2 WV vor. 

17 Gesetz über die Deutsche Reichsbahn vom 4.7.1939 (RGBI. 1 S. 1205).· 

18 RGBI. I S. 309. 

19 RGBI. II S. 509. 

20 Willi Blümel, Planfeststellung 1, S. 211 ff. 

21 BGBI. I S. 955. Vgl. auch ST-Drucks. 1/1341; Hennin Beer, Der Weg zum Bundes­
bahngesetz, DB 1951, 860 ff.; Karl Ottmann, Das neue Bundesbahngesetz, DB 1951, 
847 ff.; F. Wessel, Das Bundesbahngesetz, DVBl. 1952, 229 ff. Zur Entstehungsge­
schichte und den späteren Reformen Günter Fromm, Zur Neuregelung der rechtlichen 
Beziehungen zwischen Bund und Bundesbahn, DB 1960, 754 ff. 

22 Die in den Landeseisenbahngesetzen enthaltenen Planfeststellungsvorschriften wurden 
durch die Neufassung des AEG gegenstandslos. Zur Begründung für die bundesein­
heitliche Regelung wurde im Regierungsentwurf auf die einheitliche Regelung in den 
§§ 28 ff. PBefG verwiesen; vgl. BR-Drucks. 131193, S. 102. Die ursprünglich ableh­
nende Haltung des Bundesrats (Vgl. BT-Drucks. 1215014, S. 21 mit Gegenäußerung 
der Bundesregierung auf S. 47) konnte überwunden werden. 
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sprechende Gesetze erlassen hatten23 oder noch erließen24
• Zwar gab es im Zu­

sammenhang mit eisenbahnrechtlichen Planfeststellungen Auseinandersetzun­
gen, mit denen die Verwaltungsgerichte befaßt wurden25

• Hauptkriegsschau­
platz waren trotzdem die Bundesfernstraßen. Auf sie waren die ersten grundle­
genden Judikate des Bundesverwaltungsgerichts zum Abwägungsgebot26

, zum 
Lärmschutz27 u.dgl. zugeschnitten. Die §§ 17 ff. FStrG hatten auch Modellcha­
rakter für das Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), das als allgemeingül­
tiges Gesetz dem ungeschützten Zugriff aller Fachressorts - namentlich der 
Innenressorts der Länder - und natürlich auch derjenigen Hochschullehrer des 
Öffentlichen Rechts offenstand, die sich sonst nur mit dem Allgemeinen Ver-

23 Baden-Württemberg: § 11 Landeseisenbahngesetz vom 6.7.1951 (RegBL für Würt­
temberg-Baden, S. 49) i.d.F. des Gesetzes über die Ausdehnung des Württemberg­
Badischen Landeseisenbahngesetzes auf die Regierungsbezirke Südbaden und Süd­
württemberg-Hohenzollern vom 1.3.1954 (GBI. S. 30); Bayern: Verordnung, die Er­
bauung von Eisenbahnen betreffend vom 20.6.1855 (BayBS IV S. 237). 

24 Hamburg: §§ 14 ff. Landeseisenbahngesetz - LEG - vom 5.2.1957 (GVBI. S. 11); 
Niedersachsen §§ 13 ff. Gesetz über Eisenbahnen und Bergbahnen - GEB - vom 
14.6.1957 (GVBI. S. 39); Nordrhein-Westfalen: §§ 13 f. Landeseisenbahngesetz 
(LEG) vom 5.2.1957 (GV S. 11); Rheinland-Pfalz: §§ 14 ff. Landesgesetz über Ei­
senbahnen, Bergbahnen und Seilschwebebahnen - LEBS - vom 13.3.1961 (GVBl. S. 
87); Schleswig-Holstein: §§ 14 ff. Landeseisenbahngesetz - LEG - vom 8.12.1956 
(GVOBI. S. 193). 

25 Vgl. nur die beiden Grundsatzurteile des BVerwG vom 14.2.1969 - IV C 215.65 -, 
BVerwGE 31, 263 =Buchholz 442.08 § 36 BBahnG Nr. 3 = DÖV 1969, 853 = JuS 
1970, 173 = VkBI. 1970, 219 = VerwRspr. 20, 877 = VRS 37, 473 und vom 
14.12. 1979 - 4 C 10.77 -, BVerwGE 59, 253 = Buchholz 442.08 § 36 BBahnG Nr. 
5 = BBauBl. 1980, 507 = BRS 35, 8 = JA 1981, 364 = DÖV 1980, 410 = DVBl. 
1980, 301 = MDR 1980, 605 = NJW 1980, 2368 = VerwRspr. 31, 790. 

26 Urteil vom 14.2.1975 - IV C 21.74 -, BVerwGE 48, 56 = Buchholz 407 .4 § 17 
FStrG Nr. 19 = BauR 1975, 191 = BayVBI. 1975, 540 = BRS 29 Nr. 6 = DVBI. 
1975, 713 = DÖV 1975, 605 = GewArch 1975, 204 = NJW 1975, 1373 = 
VerwRspr. 27, 92 = VkBl. 1975, 420. 

27 Urteil vom 21.5.1976 - IV C 80.74 -, BVerwGE 51, 15 = Buchholz 407.4 § 17 
FStrG Nr. 20 = BayVBl. 1976 658 = DVBl. 1976, 779 = IR 1976, 430 = MDR 
1976, 870 == NJW 1976, 1760 = VerwRspr. 28, 814 = VkBI 1976, 640 = VRS 51, 
469; Urteil vom 22.5.1987 - 4 C 17-19.54 -, BVerwGE 77, 295 = Buchholz 316 
VwVfG § 74 Nr. 2 = DVBI. 1987, 1011 = DÖV 1987, 1108 = NJW 1984, 2884 = 
NuR 1988, 83 = RdL 1987, 28,0 = UPR 1987, 431; - 4 C 33-35.83 -, BVerwGE 
77, 285 = Bucl1holz 407.4 FStrG § 17 Nr. 66 = Bay\lBl. 1987, 662 = DVBl. 1987, 
907 = DÖV 1987, 913 = UPR 1987, 387 = ZtBR 1987, 290. Aus jüngster Zeit 
Urteil vom 9.2.1995 - 4 C 26.93 -, BVerwGE 97, 367. 
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waltungsrecht beschäftigen. Anders als etwa das Bundesfernstraßengesetz28 

übernahm (und modifizierte) das Bundesbahngesetz nicht die Planfeststellungs­
vorschriften des V w V fG, so daß diese subsidiär Anwendung fanden29

• Unter 
dem Schlagwort der Verfahrensvereinheitlichung, das auch hier in Speyer hoch 
im Kurs stand30

, gerieten die bereichsspezifischen Belange ins Hintertreffen31
• 

Das Verwaltungsverfahrensgesetz regelt das Planfeststellungsverfahren in 
Teil V Abschnitt 2. Die einzelnen Bestimmungen wurden im Verlauf des Ge­
setzgebungsverfahrens erheblich verändert. Ursprünglich waren sie dazu ge­
dacht, als Muster für zukünftige ·Planfeststellungsregelungen zu dienen32

• Spä­
ter begnügte man sich mit einer Ergänzung der vorhandenen Spezialvorschrif­
ten. Die "Wirkkraft" dieser Vorschriften wird zusätzlich durch die Subsidiari­
tätsklausel des § 1 Abs. 3 VwVfG beschränkt. Mit Rücksicht auf§ 100 Nr. 2 
VwVfG konnten die Länder nicht umhin, in ihren Verwaltungsverfahrensge­
setzen ebenfalls Regelungen des Planfeststellungsverfahrens zu treffen, die 
nicht selten von der bundesrechtlichen Regelung abwichen33

. Andererseits 
"'.nJ.rde mit dem Ersten Gesetz zur Bereinigung des Verwaltungsverfahrens~ 
rechts vom 18. Februar 1986 (BGBI. 1 S. 265) ein zaghafter Schritt gewagt, 
auch das Planfeststellungsrecht zu vereinheitlichen. Die Scheu vor einer 
„kompromißlosen" Ersetzung des besonderen Verfahrensrechts, „das in den 
vergangenen Jahrzehnten gewachsen ist"34

, erwies sich als berechtigt. 

Die Anpassung der Planfeststellungsvorschriften in den Fachplanungsgeset­
zen an die §§ 72 ff. VwVfG erf~lgte nach dem Rasenmäherprinzip. Die Aus­
gestaltung der Planfeststellung im VwVfG ist aber, was die Verfahrenseffek­
tivität angeht, der kleinste gemeinsame Nenner. 

28 Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßengesetzes (2. FStrÄndG) vom 
4.7.1974 (BGBLI S. 140). 

29 Vgl. Rainer Preise, Auswirkungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes auf die Plan­
feststellung von Bundesbahnanlagen Teil I und II, DB 1977, 395 ff., 482 ff. 

30 Vgl. die Beiträge in: Willi Blümel (Hrsg.), Die Vereinheitlichung des Verwaltungs­
verfahrensrechts, 1984. 

31 Kritisch zu Recht: Hans-Carl Ff~ken, Zur Behandlung der verkehrswegerechtlichen 
Planfeststellungsverfahren nach Bundes- und Landesrecht bei einer Vereinheitlichung 
des Venvaltungsverfä1Lüensrechts, DVBI. 1984, 207 ff. 

32 EVwVerfG 1963, 217. 

33 Überblick bei Carl Hermann Ute/Hans-Werner Laubinger, Verwaltungsverfahrens­
recht, 2. Aufl. 1978, S. 184 ff. (in den Folgeauflagen nicht mehr enthalten). 

34 Vgl. BR-Drucks. 341183, S. 70. 
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Das entsprach dem Zeitgeist bei Erlaß des Vw VfG. Schon damals war der 
Rechtsschutz immer filigraner geworden. Die Jedermannteilhabe an der Ver­
fahrensgestaltung, das Aufkommen der Masseneinwände, die inflationären 
Umweltstandards machten die V. erfahren immer langwieriger, komplizierter 
und fehleranfälliger. 

Wie dem auch sei: Die Vereinheitlichung des Verwaltungsverfahrensrechts 
führte zu einer sachwidrigen Nivellierung des Fachplanungsrechts. 

In dieser Situation mußten auch die eisenbahnrechtlichen Planfeststellungs­
verfahren35 durchgeführt werden. 

Rechtsgrundlage für die eisenbahnrechtliche Planfeststellung36 war § 36 
BBahnG i.V.m. den§§ 72 ff. VwVfG. Konkretisiert wurden diese Vorschrif-

35 Vgl. H. Delvendahl, Das Ausbauprogramm für das Netz der Deutschen Bundesbahn, 
ETR 1971, 7 ff.; A Thonw, Die Bundesbat.lli hu Bundesverkel-üswegeplan 1. Stufe , 
DB 1974, 90 ff.; Heinz Bube/, Die Neubaustrecken der DB, eine Investition in die 
Zukunft, DB 1976, 439 ff.; Gunther Ellwanger, Neubaustrecken und Ausbaustrecken 
der Deutschen Bundesbahn im Blickpunkt der Öffentlichkeit, DB 1981, 759 ff.; Jür­
gen Grübmeier /Georg Fischer, Die Ausbaustrecken der Deutschen Bundesbahn, DB 
1981, 781 ff.; Günter Fromm, Praktische Probleme des Planfeststellungsverfahrens 
beim Eisenbahn- und Straßenbahnbau, DÖV 1988, 1035 ff. 

36 Hierzu bereits Michael Ronellenfitsch, Die Planfeststellung, VerwArch. 1989, 92 ff. 
(107 ff.); ders., Beschleunigung von Verkehrsprojekten, 2. Aufl., 1994, S. 101 ff.; 
Ernst A. Marschall, Das Planfeststellungsrecht der Bundesbahn unter Berücksichti­
gung des Grundgesetzes, DÖV 1950, 673 ff.; ferner Manin Koch, Nochmals: Das 
Planfeststellungsrecht der Bundesbahn unter Berücksichtigung des Grundgesetzes, 
DÖV 1951, 380 ff.; Erich Kruchen, Planfeststellung und Widmung bei Bundesbahn­
anlagen, in: „Die Bundesbahn", Folge 7, 1955, S. 7 ff.; ders., Zur eisenbahnrechtli­
chen Planfeststellung, DÖV 1957, 172 ff.; Kuno Mohr, Rechtsfragen aus dem Bun­
desbahn-Planfeststellungs- und Enteignungsrecht, DB 1956, 562 ff.; Heinz Deppe, 
Die absorptiven Wirkungen der 1'lanfeststellung im Bundesbahn- und Fernstraßenge­
setz und die bundesstaatliche Ordnung, Diss. Göttingen, 1957; Norbert Achterberg, 
Das Verhältnis der bundesbahnrechtlichen Planfeststellung zur vorläufigen Feststel­
lung des Enteignungsplanes nach preußischem Recht, DÖV 1960, 166 ff.; ders., Die 
Verwaltungsakte des bundesbahnrechtlichen Planfeststellungs- und Enteignungsver­
fahrens und ihre Anfechtung nach der Verwaltungsgerichtsordnung, DVBl. 1960, 385 
ff.; Martin Koch, in: Werner Haustein (Hrsg.), Die Eisenbahnen im deutschen öf­
fentlichen Recht, 1960, §§ 51 ff.; Theodor Kittel, Planfeststellung und Enteignung, 
ArchtEisenb W 1960, 225 ff. ; Gerhard Meyer, Das Planfeststellungsrecht der Bundes­
bahn nach § 36 Bundesbahngesetz und sein Zusammentreffen mit Landesplanungs­
recht, Diss. Köln 1960; Hans Klaus Hemm, P1anfeststellung und Planung - eine ver­
kel1:rsrechtliche Untersuchung, Diss. Würzburg 1960, S. 41 ff4; Rüdiger Breuer, Die 
hoheitliche raumgestaltende Planung, 1968, S. 68 ff.; Kurt Küchler, Das Planungs­
recht bei Neubaustrecken, DB 1975, 369 ff.; Fritz Pätzold, Neues vom Planungsrecht 
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ten durch die verwaltungsinternen Richtlinien für die Planfeststellung von Bun­
desbahnanlagen vom 24. Dezember 198237

• Neue Bundesbahnanlagen durften 
nur dann gebaut, bestehende Anlagen nur dann geändert werden, wenn der 
Plan zuvor festgestellt worden war. Das Bundesbahngesetz sah keine eigene 
Planungsstufe für die Linienbestimmung von Neubaustrecken vor. Dennoch 
lief das Zusammenspiel mehrerer Vorschriften auf eine vorgezogene Grob­
trassierung hinaus. Besondere Bedeutung hatten hier das Raumordnungsverfah­
ren und die Genehmigung nach § 14 Abs. 3 BBahnG. Aufgestellt wurde der 
(technische) Plan durch die DB, die mit dieser Aufgabe zumeist private Inge­
nieurbüros beauftragte. Das eigentliche Planfeststellungsverfahren begann mit 
der Vorbereitung der Planungsunterlagen durch den Planungsträger. Damit 
waren die Voraussetzungen für das Anhörungsverfahren geschaffen. Dieses 
wurde nämlich eingeleitet mit der Übersendung der Planunterlagen der Bun­
desbahndirektionen an die nach Landesrecht zuständigen Anhörungsbehör­
den38. Das Anhörungsverfahren lief nach dem allgemeinen Planfeststellungs­
recht ab. Auch für das Feststellungsverfahren ergaben sich keine Besonderhei­
ten. 

Den Begriff der Bundesbahnanlagen setzt § 36 BBahnG voraus. Man 
verstand darunter alle Grundstücke, Bauten und sonstige ortsfesten Einrichtun­
gen der DB, die in einem räumlichen Zusammenhang mit der Bahnanlage ste-

der Deutschen Bundesbahn, 1979, 97 ff.; Wolfgang Born, Die rechtliche Begründung 
der Neubaustrecken der Deutschen Bundesbahn im Planfeststellungsverfahren, DB 
1981, 777 ff.; Siegfried Schwab, Planfeststellungsverfahren für Neubaustrecken der 
Deutschen Bundesbahn, DWW 1988, 8 ff. 

'•' 

37 Sonder-Amtsblatt der DB vom 14.1.1983, Nr. 2 (Abgekürzt RL). Zur Anwendung 
bereits des Entwurfs der RL Fritz Pätzold, Die Planfeststellungsrichtlinien der Deut­
schen Bundesbahn, DB 1979, 559 ff. 

38 Kontrovers war zeitweilig die Verfassungsmäßigkeit der Zuständigkeitsregelung in 
Abs. 4 des durch Gesetz vom 22.12.1981 (BGBI. I S. 1689) neugefaßten § 36 
BBahnG. Hierzu auch Verfügung des Vorstands der DB zur Ermächtigung der Bun­
desbahndirektionen zur Planfeststellung vom 4.1.1982 - 6 RH 1 Rap 1 - (VkBI. 
1982, 90). Vgl. BVerwG, Beschluß vom 24.8.1987 - 4 B 129.87 -, Buchholz 442.08 
§ 36 BBahnG Nr. 12 (S. 5) = DVBI. 1987, 1267 (1271) = NVwZ 1988, 532 = 
UPR 1987, 80; Urt. vom 27.7.1990 - 4 C 26.87 -, Buchholz 442.08 § 36 BBahnG 
Nr. 18 = UPR 1991, 67; Beschluß vom 25.9.1990 - 4 CB 30.89 -, Buchholz 442.08 
§ 36 BBalmG Nr. 19 == UPR 1991, 70; Beschluß vom 24.2.1992 - 7 CB 29.91 -; 
BayVGH, Urt. vom 19.12.1980 Nr. 8 AS 80 A. 1846; Urt. vom 23.8.1985 - Nr. 11 
B 87.00159 / Nr 11 B 83 A. 2163 -, BayVBI. 1986, 214 (242); Beschluß vom 
19.4.1989 Nr. 11 B 88.420 u.a-:, UA S. 6 f.; Beschluß vom 25.4.1989 Nr. 20 AS 
88.40114 u.a., UA S. 17 f.; Urt. vom 6.7.1991 Nr. 20 A 90.40008 / Nr. 20 A 
90.40009, UA S. 7 f.; HessVGH, DÖV 1985, 927 = UPR 1986, 147 (148); BVerfG, 
Beschluß vom 18.2.1988 - 2 BvR 1324/87 -, NJW 1988, 523. 
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hen und dazu bestimmt sind, der Abwicklung und Sicherung des Eisenbahnbe­
triebs zu dienen39

• Bahnhöfe wurden zunächst recht unproblematisch unter die­
sen Begriff subsumiert. Später kam es dann zu Abgrenzungsschwierigkeiten 
hinsichtlich der Nebenbetriebe40. Die Abgrenzungsschwierigkeiten waren im 
übrigen nicht nur für das Planungsrecht bedeutsam, sondern auch im Zusam­
menhang mit der Abgrenzung des räumlichen Zuständigkeitsbereichs der 
Bahnpolizei41 oder der Einschränkung des Hausrechts der Eisenbahnen an den 
dem allgemeinen Verkehrsgebraus~h dienenden Betriebsgebäuden42 . 

2. Jüngste Rechtsentwicklung 

a) VerkPIBeschlG, PlVereinfG, AEG 

Das alles ist Schnee von gestern. Mittlerweile hat sich die Rechtslage gravie­
rend gewandelt. Bestand bis in die 80er Jahre hinein wenig Hoffnung, die 
Verweigerungsfront aufzubrechen, so bot die Wiedervereinigung die einma­
lige Chance zur Trendwende. Die Lücken im deutsch-deutschen Eisenbahn­
netz43 und die desolaten Verkehrsverhältnisse in der Ex-DDR verlangten nach 
raschen Abhilfemaßnahmen. Dem diente zunächst das Verkehrswegeplanungs­
beschleunigungsgesetz44, das V e~kehrsprojekte in und zu den neuen Bundes-

39 Vgl. RL 3; ferner Michael Ronellenfitsch, Einführung, S. 118. 

40 OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 6.10.1988 - 4 A 2966186 -, NVwZ 1989, 
576; OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 24.10.1990 - 2 A 10049190 -, NVwZ-RR 
1991, 295 (Spielhalle). 

41 Vgl. Hugo Klasen, Inwieweit gelten Landesgesetze für die Bundesbahn?, Diss. Köln 
1952; Rainer Koschella, Bundesbahnhoheit und Landespolizeirecht, DÖV 1964, 194 
ff.; Hanmut-Ulrich Mlitzko, Die polizeilichen Aufgaben und Befugnisse des Bundes 
im Eisenbahnwesen, Diss. Göttingen 1958; ders., Bundeseisenbahnen und Landespo­
lizei, DÖV 1964, 730 ff. Aktueller: Volkmar Götz, Allgemeines Polizei- und Ord­
nungsrecht, 12. Aufl., 1995, Rdnr. 488. Rechtsvergleichend: Jacques Meylan, Le 
domaine ferroviare en droit compare, Lausanne 1966 . . „ 

42 Hierzu Wolfgang Kunz, Zum Hausrecht der öffentlichen Eisenbahnen, BayVBI. 1983, 
424 ff.; BayObLG, Urt. vom 14.9.1976 - REg. 3 Sr 99176 -, BayVBl., 1976, 731 = 

DÖV 1977, 107= JZ 1977, 312 m. Anm. Stürner = NJW 1977, 216. 

43 Vgl. Ralf Roman Rossberg, Grenze über deutsche Schienen. 1945-1990, 1991; Pla­
nungsgemeinschaft Bahn.bau Deutsche Einheit mbH (Hrsg.), Der Lückenschluß, 1995. 

44 Gesetz z11r Besc1'JeurJgl1ng der Planungen für Verkel1rswege in den neuen Ländern 
sowie im Land Berlin vom 16.12.1991 (BGBL I S. 2174). Entstehungsgeschichte: 
Der Referentenentwurf (Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Planungen 
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für Verkehrswege des Bundes in den neuen Ländern sowie im Land Berlin vom 
15. 3 .1991. Vorausgegangen war der Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der 
Planungen für Verkehrswege des Bundes vom 25.2 1991) wurde am 25. 3. 1991 den 
Verbänden zur Stellungnahme vorgelegt (vgl. FAZ Nr. 90 vom 18.4.1991, S. 15; 
ferner die Stellungnahme des Vorsitzenden des Verkehrsausschusses des Bundestags 
Dionys Jobst [CSU] vor der Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn vom 
24.4.1991, Der Tagesspiegel Nr. 13 857 vom 25.5.1991, S. 4.) und am 9.5.1991 
vom Bundeskabinett im wesentlichen unverändert beschlossen. Am 14.5.1991 legte 
der Freistaat Bayern einen eigenen Gesetzesantrag vor (Entwurf eines Gesetzes zur 
Beschleunigung der Planung von Verkehrswegen des Bundes, BR-Drucks. 294/91), 
dem sich das Land Baden-Württemberg anschloß. Am 24.5.1991 übersandte der Bun­
deskanzler den „Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Planungen für Ver­
kehrswege in den neuen Ländern sowie im Land Berlin (V erkehrswegeplanungsbe­
schleunigungsgesetz)", BR-Drucks. 303/91, dem Bundesrat. Die Stellungnahme zu 
dem Gesetzentwurf beschloß der Bundesrat in seiner 633. Sitzung am 5.7.1991; BR­
Drucks. 303/91 (Beschluß) Anl. Vgl. auch die Empfehlungen der Ausschüsse vom 
25.6.1991, BR-Drucks. 303/1191, sowie die Anträge der Länder Bayern (BR-Drucks. 
393/2/91); Nordrhein-Westfalen (BR-Drucks. 393/3/91; 303/4/91); Niedersachsen 
(BR-Drucks. 303/5/91; 303/6/91; 303/7/91; 303/8/9; 303/9/91); Rheinland-Pfalz 
{BR-Drucks. 303/10/91); Hamburg {BR-Drucks. 303/11191; 303/12/91). In den mei­
sten Punkten stimmte die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung der Stellungnahme 
des Bundesrats zu und brachte den Gesetzentwurf am 29.8.1991 im Bundestag ein 
{BT-Drucks. 12/1092). Der Bundestag verwies den Entwurf an die zuständigen Aus­
schüsse. Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN qualifizierte die Beschleunigungs­
gesetze als Rückschritt in ein autoritäres Verwaltungsdenken, das in Bürgerbeteiligun­
gen lediglich einen lästigen Störfaktor sehe (vgl. Antrag des Abgeordneten Dr. Feige 
und der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 5.9.1991, BT-Drucks. 12/1118). 
Die SPD-Fraktion hieit die Konzeption des Entwurfs für grundsätziich faisch (vgL 
Antrag der Abgeordneten Daubertshäuser u.a. vom 16.10.1991: Effektive Planungs­
beschleunigung im Verkehrswegebau für ganz Deutschland statt einseitiger Rechtsab­
bau in den neuen Bundesländern, BT-Drucks. 12/1328). Am 30.10.1991 führte der 
Verkehrs- und Rechtsausschuß eine öffentliche Sachverständigenanhörung zum Ent­
wurf durch (Sten. Prot. der 22. Sitzung des Rechtsausschusses [gemeinsam mit dem 
Ausschuß für Verkehr] des Deutschen Bundestages vom 30.10.1991; vgl. auch wib 
19/1991, S. 42, sowie die Stellungnahmen der CDU/CSU-Fraktion, Pressedienst vom 
30.10.1991; der FDP-Bundestagsfraktion, FDP tagesdienst Nr. 1102 vom 
30.10.1991, und der SPD-Fraktion, Pressedienst 2732 vom 29.10.1991). Der Bundes­
tag nahm in seiner 54. Sitzung am 7. 11. 1991 aufgrund der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Verkehr - 16. Ausschuß - (BT-Drucks. 12/1474 
vom 6.11.1991) den Entwurf an (BR-Drucks. 663/91). Außerdem wurde folgende 
Entschließung angenommen: „Der Bundestag begrüßt den Gesetzentwurf der Bundes­
regierung in Drucksache 12/109~ als einen wesentlichen Schritt zur Straffung der Pla­
nungen von Verkehrswegen in den neuen Bundesländern und im Land Berlin. Er ist 
der Auffassung, daß die mit dem Gesetzentwurf verbundene Zielsetzung, die Ver-
kel1rsinfrastru.lct'..1r in den neuen Ländern und in den alten Ländern zu. verbessern, 
nicht nur eine der notwendigen Voraussetzungen für den wirtschaftlichen Auf­
schwung, sondern auch aus der Sicht der verkehrspolitischen Aufgabenstellungen eine 
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ländern erleichterte. Seine wichtigsten Neuerungen gingen in das Planungs­
vereinfachungsgesetz45 ein, welches die eisenbahnrechtliche Planfeststellung in 

zentrale Voraussetzung zur Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen darstellt. 
Der Bundestag sieht in einer von daher gerechtfertigten und befristeten Ausnahmesi­
tuation zur Beschleunigung der Planung von Verkehrsvorhaben keinen Anlaß, auf die 
Durchführung von Raumordnungsverfahren mit integrierter Umweltverträglichkeits­
prüfung in jedem Fall und von vornherein zu verzichten. Der Bundestag erwartet 
vielmehr, daß die neuen Länder von der ihnen durch den Gesetzentwurf eröffneten 
Möglichkeit zur Durchführung von Raumordnungsverfahren einen der Bedeutung des 
Einzelfalls und der gebotenen Beschleunigung gerecht werdenden Gebrauch machen 
werden." (zu BR-Drucks. 663/Ql, S.3). Nach der Zustimmung des Bundesrats am 
29.11.1991 (BR-Drucks. 663/91 - Beschluß) wurde das Gesetz am 18.12.1991 ver­
kündet. Am 19.12.1991 trat es in Kraft. Hierzu Ronellenjitsch, Der Entwurf eines 
Gesetzes zur Beschleunigung der Planungen für Verkehrswege in den neuen Ländern 
sowie im Land Berlin, D VBl. 1991, 920 ff. ; Winfried Brohm, Beschleunigung der 
Verwaltungsverfahren - Straffung oder konsensuales Verwaltungshandeln?, NVwZ 
1991, 1025 ff. (1026 f.); Ulrich Kuschne;us, Ronellenfi.tsch und Christian Sailer, Be­
schleunigung der Verkehrswegeplanung?, Deutsche Akademie für Verkehrswissen­
schaft (Hrsg.), 30. Verkehrsgerichtstag 1992, S. 244 ff.; 258 ff.; 299 ff.; Jan 
Viebrock, Beschränkungen der UVP in der Verkehrswegeplanungsbeschleunigung, 
NVwZ 1992, 939 ff.; Rüdiger Reinhardt, Das Verkehrswegeplanungsbeschleuni­
gungsgesetz, DtZ 1992, 258 ff.; Erich Gassner, Umweltaspekte des Verkehrswege­
planungsbeschleunigungsgesetzes unter Berücksichtigung der Plangenehmigung, NuR 
1992, 449 ff.; Jörg Wagner, Verfahrensbeschleunigung durch das Verkehrswegepla­
nungsbeschleunigungsgesetz, NVwZ 1992, 232 ff.; Stefan Klinski /Hartmut Gaßner, 
Das Gesetz zur Beschleunigung per Verkehrswegeplanung: Planungsrecht auf Abwe­
gen, NVwZ 1992, 235 ff.; Martin Pfeil, Verkehrswegeplanung in Deutschland, 
DVBL 1991, 1351 ff. Zur Verlängerung des Gesetzes Gesetzesantrag der Länder 
Berlin, Brandenburg, Sachsen und Thüringen vom 1.3.1995, BR-Drucks. 126/95. 

45 Das Planungsvereinfachungsgesetz versteht sich als Fortschreibung und Weiterent­
wicklung des Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetzes. Nach gemeinsamer 
Ansicht aller Verkehrsminister dauern die Planungsverfahren für Verkehrsvorhaben 
auch in den alten Bundesländern zu lange. Auf der Konferenz der für Verkehr, Um­
welt und Raumordnung zuständigen Minister am 5. und 6.2.1992 wurde daher ein­
vernehmlich festgestellt, daß überall die Planungszeiten für Verkehrsinfrastruk­
turmaßnahmen zu verkürzen seien. Zu diesem Zeitpunkt waren selbst Maßnahmen des 
vordringlichen Bedarfs des letzten Bundesverkehrswegeplans von 1985 noch nicht 
umgesetzt. Nunmehr galt es, den Verkehrswegeplan von 1992 umzusetzen und lei­
stungsfähige Verkehrswege im gesamten Bundesgebiet herzustellen. Zu diesem Zweck 
wurde der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Vereinfachung der Planungsverfah­
ren für Verkehrswege (Planungsvereinfachungsgesetz) erarbeitet (Entwurf vom 
30 .10 .1992, A 30/20. 71.10-04.) und im Dezember 1992 im wesentlichen unverändert 
als Gesetzentwurf der Bundesregierung dem Bundesrat zugeleitet (BR-Drucks. 
7 56192). Der Bundesrat billigte in seiner 650. Sitn.mg a.tn 18 .12. 1992 den Entwurf 
grundsätzlich, brachte aber eine Vielzahl von Änderungswünschen vor (vgl. BR­
Drucks. 756/ 92 - Beschluß). Die Gegenäußerung der Bundesregierung wurde am 
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einem neuen§ 36 b BBahnG regelte. § 36 b Abs. 1 bis 3 BbG ist nahezu iden­
tisch mit§ 18 Abs. 1 bis 3 AEG. Die kompetenzrechtliche Bestimmung des § 
36 b Abs. 3 AEG bildet die Grundlage für § 3 Abs. 3 Gesetz über die Eisen­
bahnverkehrsverwaltung des Bundes46

• § 20 AEG schließlich entspricht§ 36 d 
BBahnG i.d.F. des PIVereinfG. Mit anderen Worten: im AEG wurde das Pla­
nungsvereinfachungsgesetz umgesetzt. Dessen Konzeption ist aber die be­
reichsspezifische Modifizierung der §§ 72 ff. VwVfG, die nun freilich erfreu­
licherweise ihrerseits an die Beschleunigungsvorschriften der Fachgesetze an­
gepaßt werden sollen47

• Darüber hinaus enthält das PlVereinfG und ihm fol­
gend das AEG wichtige verwaltungsprozessuale Regelungen. Die alten Plan­
feststellungsrichtlinien48 wurden durch die - mit der heißen Nadel gestrickten -
Richtlinien von 1994 ersetzt49

. 

Erster Befund: Die moderne eisenbahnrechtliche Planfeststellung wird ge­
prägt durch die Maximen der Verfahrensbeschleunigung und Veifahrenser­
leichterung und durch den Grundsatz des Planerhalts. 

b) Würdigung 

Die ersten Erfahrungen mit den neuen Beschleunigungsinstrumentarien klingen 
positiv. Vor dem Bundesverwaltungsgericht hielten die eisenbahnrechtlichen 

10.2.1993 beschlossen (Kabinettsache Datenblatt-Nr. 12/12089) und am folgenden 
Tag im Bundestag eingebracht (BT-Drucks. 12/4328). Der Bundestag verwies den 
Entwurf an den Ausschuß für Verkehr, dessen Beschlußempfehlung und Bericht vom 
28. 6. 1993 (BT-Drucks. 12/5284) vom Bundestag in der 167. Sitzung am 30.7.1993 
(Plenarprot. S. 14364 ff.) unter Berücksichtigung der mündlich vorgetragenen Be­
richtigung angenommen wurde (BR-Drucks. 598/93). Der Bundesrat rief jedoch in 
der 669. Sitzung am 24.9.1993 den Vermittlungsausschuß an (BR-Drucks. 598/93; 
vgl. auch die Anträge des Landes Niedersachsen BR-Drucks. 598/2/93; 598/3/93). 
Der Vermittlungsausschuß beschloß in seiner 21. Sitzung am 27.10.1993 einen Eini­
gungsvorschlag (BT-Drucks. 12/5983), der das endgültige Zustandekommen des am 
18.12.1993 in Kraft getretenen Gesetzes ermöglichte. Vgl. auch Udo Steiner, Das 
Planungsvereinfachungsgesetz, NVwZ 1994, 313 ff. 

46 Verkündet als Art. 3 des ENeuOG. 

47 (Referenten-) Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Genehmigungsverfah­
ren (Erstes Gesetz zur Änderung des Verwaltungsverfahrensgesetzes - 1. VwVfG­
ÄndG), Stand: 14.11.1995. 

48 Vgl. oben Fußn. 37. 

49 Vgl. oben Fußn. 4. 
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Fachplanungen bislang stand50
• Sogar bei der Verbandsklage zeichnet sich eine 

positive Entwicklung ab51
• Erstaµnlicherweise fiei der Widerstand gegen die 

Trendwende, die nicht unbedingt dem Zeitgeist entspricht, bislang recht mode­
rat aus. Der Zusammenbruch der sozialistischen Systeme hat offenbar der Ab­
lehnungsfront gegen Verkehrsprojekte einen derartigen Schock versetzt, daJ1 es 
etwas Zeit braucht, bis sich die Kräfte wieder neu formieren. Dabei sind die 
Gegner von Verkehrsprojekten, auch von Eisenbahnprojekten, gewiß nicht 
weniger geworden. Auch die Akzeptanz- und Partizipationsideologen bringen 
nach wie vor ihre Ladenhüter auf den Markt. Kurz: Es muß mit Versuchen 
gerechnet werden, daß die jüngsten Verfahrenserleichterungen durch restrik­
tive Auslegungen - gestützt auf ominöse verfassungsrechtliche oder besser 
noch: vage europarechtliche Bedenken - zu verwässern52

• Dem muß von vorn­
herein durch effektive Handhabung der Neuregelungen offensiv gegengesteuert 
werden. Es sollte sogar weiter nachgestoßen werden; denn die Möglichkeiten, 
die Verfahren zu vereinfachen, sipd noch längst nicht ausgeschöpft. 

Zweiter Befund: Die moderne eisenbahnrechtliche Plan/ eststellung ist noch 
nicht konsolidiert. Es gilt, die Praxis in den Möglichkeiten zur Velfahrensbe­
schleunigung und -vereinfachung einzuüben, die das neue Recht bietet. 

3. Besonderheiten des Planfeststellungsbeschlusses 

Eine Darstellung des Planfeststellungsrechts setzt voraus, daß Klarheit darüber 
besteht, was ein Planfeststellungsbeschluß überhaupt ist . 

........ - ~ t T"ll.1 r- ~ ~ "t 'II 1- 11 1 • t 11 • • • ..._ ' • . ....... „ . "' „ 
ne1 oer rianreststeuung nanoeu es s1cn um eme mu oesummien Kecmsro1-

gen versehene behördliche Feststellung eines Plans zur Errichtung konkreter 

50 Vgl. BVerwG, Urteil vom 29.4.1993 - 7 A 2.92 -, DVBI. 1993, 381 = NVwZ 
1993, 890 = ZUR 1993, 230 m. Anm. Schoeneck, sowie - 7 A 3.92 -, DVBI. 1993, 
888 = NVwZ 1993, 891 und - 7 A 4.93 -; Urteil vom 30.8.1993 - 7 A 14.93 -, 
NVwZ 1994, 371 und - 7 A 12.93 -; Beschluß vom 27.1.1995 - 7 CR 16.94 -, 
NVwZ 1995, 586; Beschluß vom 22.2.1995 - 11VR1.95 -, DÖV 1995, 779 = RdE 
1995, 191 (Bahnstromleitung). Würdigung bei Stefan Paetow, Rechtsprechung zum 
Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz, DVBI. 1994, 94 ff. 

51 Vgl. Willi Vallendar, Planungsrecht im Spiegel der aktuellen Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts, UPR 1995, 296 ff. (299 f.). 

52 Vgl. etwa (immer noch moderat) Johannes Caspar, Ausverkauf oder Flexibilisierung 
des Umweltrechts?, ZRP 1995, 410 ff. 
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Anlagen53
• Staatlichen Vorhaben verschafft der Planfeststellungsbeschluß die 

nötige rechtiiche Grundiage. 

Im Grunde ist ein Planfeststellungsbeschluß also nicht mehr als die Bauge­
nehmigung eines Vorhabens. Eine Baugenehmigung hat die Eigenart, daß ein 
künftiges Vorhaben schon zu einem Zeitpunkt zugelassen und demzufolge ge­
prüft wird, zu dem es noch nicht existiert. Folglich müssen die Pläne des Vor­
habens zur Prüfung unterbreitet werden. Genehmigt werden also Pläne. So -
und nur so -, wie die Baupläne genehmigt wurden, darf gebaut werden. Die 
Baugenehmigung hat Feststellungs- und Gestattungswirkung. Es wird festge­
stellt, daß das Bauvorhaben nach seinen unterbreiteten Plänen dem Recht ent­
spricht und daß entsprechend gebaut werden darf. Bei der Planfeststellung ver­
hält es sich genauso. Die Genehmigung des Vorhabens erfolgt in der Weise, 
daß die vorgelegten Pläne festgesetzt werden. 

Von der Baugenehmigung unterscheidet sich der Planfeststellungsbeschluß 
zunächst lediglich durch den Prüfungsmaßstab. Die „normale" Baugenehmi-

„ t , 'I 11 • •-. • 'I TT , 11-. ..-.. • ...... , • 1 1 • 1 .._ 1 • gung aiem nur aer pouzemcnen l\.omroue. J::Ser Hamen sma aoer mcm nur pon-
zeiliche Aspekte zu berücksichtigen, sondern Belange etwa des Gewässer- und 
Bodenschutzes, der Landschafts- und Städteplanung u. dgl. Im Bauordnungs­
recht behilft man sich damit, daß zur Wahrung dieser Belange zusätzliche Ge­
nehmigungen, Erlaubnisse usw. einzuholen sind. Die städteplanerischen Be­
lange werden dadurch gewahrt, daß im Rahmen der bauordnungsrechtlichen 
Genehmigung eine bauplanungsrechtliche Genehmigung nach den §§ 29 ff. 
BauGB miterteilt wird. Die Planung selbst erfolgt unabhängig vom konkreten 
Genehmigungsverfahren durch die Bauleitplanung. Fehlt diese oder wird von 
ihr abgewichen, fließt die Planungsentscheidung über das gemeindliche Ein­
vernehmen in das Baugenehmigungsverfahren ein. 

Der Planfeststellungsbeschluß bündelt nun - ähnlich wie die Entscheidung 
nach § 4 Abs. 2 AEG - diese Vielzahl der Genehmigungen und zieht die Pla­
nungsentscheidung an sich. Die Planungshoheit geht auf die Planfeststellungs­
behörde über, auch wenn diese die Planungen des Vorhabenträgers nur nach­
vollziehen kann. Da aber jede Planungsentscheidung eine Abwägung aller öf­
fentlichen und privaten Belange erfordert, müssen die Träger der öffentlichen 
Belange in den Entscheidungsprozeß einbezogen werden. Dies geschieht bei 
der Bauleitplanung, aber auch im Planfeststellungsverfahren. Die Bürgerbetei­
ligung der Bauleitplanung wird zur Jedermann- und Betroffenenbeiligung im 
Planfeststellungsverfahren. Mitwirkungsrechte implizieren freilich Mitwir~ 
kungslasten. Wer seine Einwendungen nicht im Verfahren geltend macht, ist 

53 Michael Ronellenfitsch, VerwArch. 1988, 92 ff. (93 m.w.N.). 
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mit ihnen später ausgeschlossen. Aus alledem folgt, daß der Planfeststell~~gs­
beschluß weitergehende Wirkungen haben muß als die Baugenehmigung. Uber 
die Gestattungs- und Feststellungswirkung hinaus kommt ihm Konzentrations­
und Ausschlußwirkung zu54

• 

Eine weitere spezifische Wirkung gemeinnütziger Planfeststellungen, zu 
denen - immer noch - die eisenbahnrechtliche Planfeststellung zählt55

, ergibt 
sich daraus, daß sie Vorhaben ~ulassen, die dem Gemeinwohl dienen. Zur 
Verwirklichung der Vorhaben darf daher enteignet werden. Über die Enteig­
nung wird an sich im Enteignungsverfahren entschieden. Die Enteignung kann 
aber nur im Gemeinwohl liegen, wenn das Vorhaben, für das sie durchgeführt 
wird, rechtmäßig ist. Die Rechtmäßigkeit wird indessen im Planfeststellungs­
verfahren abschließend geklärt. Also hat das Planfeststellungsverfahren enteig­
nungsrechtliche Vorwirkungen56

• Der Planfeststellungsbeschluß entscheidet 
über die Enteignung dem Grunde nach. 

Genauer: Im Rahmen der jeweiligen Planfeststellung wird die grundlegende 
Entscheidung darüber getroffen, welche konkreten Grundstücke in welchem 
Umfang für das vom Träger des Vorhabens geplante und von ihm durchzufüh­
rende Vorhaben benötigt werden. Die konkreten Grundstücke, die für das 
planfestgestellte Vorhaben in Anspruch genommen werden, werden in den 
festzustellenden Plänen über den Grunderwerb57 dargestellt. Über die sich 
durch die Inanspruchnahme der Grundstücke ergebenden Entschädigungsfragen 

54 Einzelheiten unten V 1. 

55 Zur Zulässigkeit von Enteignungen zugunsten privater Unternehmen: BVerfG, Be­
schluß vom 20.3.1984 - 1 BvL 28/82 -, BVerfGE 66, 248 (257); Urteil vom 24. 3. 
1987 - 1 BvR 1046/85 - BVerfGE 74, 264 (279 ff., 285, 286: „Ist bereits der Ge­
schäftsgegenstand des privaten Unternehmens dem allgemein anerkannten Bereich der 
Daseinsvorsorge zuzuordnen, wie;: es bei Verkehrs- und Versorgungsbetrieben der Fall 
sein kann, genügt es, wenn hinreichende Vorkehrungen dafür getroffen sind, daß die 
selbstgestellte 'öffentliche' Aufgabe ordnungsgemäß erfüllt wird."); zur letztgenann­
ten Entscheidung auch Michael Ronellenfitsch, Umlegung und Stadtsanierung, Verw­
Arch. 1996. 

56 Hierzu Mic/1.ael Frenzel, Das öffentliche Interesse als Voraussetzu.ng der Enteignung, 
1978, S. 196 ff.; Günter Korbmacher, Eigentums- und entschädigungsrechtlich be­
deutsame Entscheidungen in der fachplanerischen Abwägung, DÖV 1982, 517 ff.; 
Bernd Bender, Probleme des Grundeigentumsschutzes bei der Planung von Straßen 
und anderen Projekten der Fachplanung, DVBI. 1984, 301 ff. (304 ff.). 

57 Grunderwerbsplan und -verzeichnis, Lageplan der bauzeitlichen Inanspruchnahme. 
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wird im Enteignungsverfahren befunden, dem die festgestellten Pläne zugrun­
dezulegen sind58

• 

Wenn man sich all dieser Gesichtspunkte vergewissert, wird klar, warum 
bestinunte verf~h.rensrechtliche und materiellrechtliche Anforderungen für die 
Planfeststellung bestehen. 

Ehe V erfahren und Inhalt der Planfeststellung erörtert werden können, sind 
erneut einige Bemerkungen zum Gegenstand der eisenbahnrechtlichen Plan­
feststellung, nunmehr unter Berücksichtigung der neuen Rechtslage, geboten. 

m. Planfeststellungspflicht 

1. Alf gemeines 

Die Eisenbahnen des Bundes sind nach wie vor Träger der Daseinsvorsorge59
, 

- - - - ~ - ~ - - - - -- - - ~- „ -"-1\ --- „ 
auch wenn die früheren gemeinwirtschaftlichen Ziele entfallen sindvv. Ute 

Neuordnung des Eisenbahnwesens hielt am „Ziel bester Verkehrsbedienung" 
fest, das allerdings gewinnorientiert zu verfolgen ist. Die Verkehrsbedienung 
erfordert Eisenbahnverkehrsleistungen. Eisenbahnverkehrsleistungen sind die 
Beförderung von Personen oder Gütern auf einer Eisenbahninfrastruktur. 
Hinsichtlich der Verkehrsinfrastruktur ist es beim Planfeststellungserforder-

58 Vgl. BVerfG, Beschluß vom 10.5.1977 - 1 BvR 514/86, 323/69 -, BVerfGE 45, 
297, 320. 

59 Dies gegen Günter Fromm, Die Reorganisation der Deutschen Bahnen, DVBl. 1994, 
197 ff. (191). Wie hier - unter Berufung auf §§ 10, 12 AEG - Roland Maas, Der 
Wettbewerb im örtlichen Personenbeförderungswesen. Möglichkeiten und Notwen­
digkeiten im Bereich straßengebundener Beförderung, Diss. Tübingen 1996, S. 124. 
Zur früheren Rechtslage: Armin Dittmann, Die Bundesverwaltung, 1983, S. 166; 
Hans Joachim Finger, Kommentar zum AEG und zum BbG, 1982, S. 69; Walter 
Schmidt, Bundespost und Bundesbahn als Aufgaben der Leistungsverwaltung, NJW 
1964, 2390 ff. 

60 Eberhard Schmidt-Aßmann /Hans Chr. Röhl, Grundposititionen des neuen Eisen­
bahnverfassungsrechts (Art. 87 e GG), DÖV 1994, 577 ff. (581). Vgl. aber auch Fritz 
Dengler, Der verkehrspolitische Auftrag der Deutschen Bundesbahn nach ihrer Priva­
tisierung, ZögU 1992, 358 ff. Zur fruheren Rechtslage: Ernst Forsthoff, Rechtspro­
bleme der Gemeinwirtschaftlichkeit der Deutschen Bundesbahn, in: Berkenkopf / 
Forsthoff, Die gemeinwirtschaftliche Verkehrsbedienung der Deutschen Bundesbahn, 
1958, S. 21 ff.; Ernst Haar, Der gemeinwirtschaftliche Auftrag der Deutschen Bun­
desbahn, ZögU 1982, 151 ff.; vgl. auch Helmut Lecheler, Der Verpflichtungsgehalt 
des Art. 87 I 1 GG - Fessel oder Richtschnur für die bundesunmittelbare Verwal-
tung?, NVwZ 1989, 834 ff. 

·,· 
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nis geblieben. Schienenwege von Eisenbahnen einschließlich der für den Be­
trieb der Schienenwege notwendigen Anlagen und der Bahnstromfernleitungen 
(Betriebsanlagen der Eisenbahn) dürfen gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 AEG nur 
gebaut oder geändert werden, wenn der Plan zuvor festgestellt worden ist. 
Schienenwege für Eisenbahnen des Bundes werden vom Eisenbahn-Bundesamt 
(EBA)61 festgestellt. Eisenbahnen des Bundes sind hierbei funktionell zu ver­
stehen62. 

2. Gegenstand 

.,· 
Gegenständlich erstreckt sich die Planfeststellung auf Betriebsanlagen der Ei-
senbahn . Das Gesetz ist zwar nach dem Muster einer Legaldefinition formu­
liert. Was Betriebsanlagen sind, bleibt aber letztlich ungeklärt; denn was sind 
schon die für die Schienenwege „notwendigen Anlagen"? 

In der BegrJndung des RegieflJngsent\vurfs zur Neufassung des .l\.EG heL'3t 
es hierzu63 : 

„Die Regelung entspricht§ 36 Abs. 1 Satz 1 des geltenden BBahnG. 
Planfeststellungsbedürftig waren danach nur Bau oder Änderungen 
von Betriebsanlagen der Eisenbahn - hieran wird festgehalten. Des­
halb wird in Abweichung von dem umfassenderen Begriff der Eisen­
bahninfrastruktur (vgl. § 2 Abs. 3) der auf die Zwecke der Planfest­
stellung ausgerichtete Begriff 'Betriebsanlagen der Eisenbahn' einge­
führt." 

Damit ist eine historische Auslegung geboten. 

Der Begriff "Betriebsanlagen der Eisenbahn" hat eine lange Geschichte. In 
Art. 94 Abs. 1 Satz 2 WV war die Regelung getroffen: „Berührt der Bau neuer 
oder die Veränderung bestehender Reichseisenbahnanlagen den Geschäftsbe· 
reich der Landespolizei, so hat die Reichseisenbahnverwaltung vor der Ent­
scheidung die Landesbehörden anzuhören. Der Begriff ,,Reichseisenbahnan­
lagen" wurde dadurch zum Gegenstand verfassungsrechtlicher Kompetenz­
streitigkeiten. Nach Poetz.sch-Hejfter sollte es sich um Anlagen handeln, „die 
unmittelbar mit dem Schienenweg und dem Verkehrsbetrieb der Eisenbahn in 

61 Allgemein zu den Befugnissen des EBA: BVerwG, Beschluß vom 13.10.1994 - 7 VR 
10.94 -, DÖV 1995, 198. 

62 Vgl. auch Gerhard Schulz, Eisenbahnwesen, S. 86 f. 

63 BR-Drucks. 131/93, S. 102. 
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Verbindung stehen, nicht aber Bauten für mittelbare oder nebenher verfolgte 
Zwecke (wie der Bau von Verwaltungsgebäuden, die nicht wie die Empfangs­
gebäude mit den Schienenanlagen in unmittelbarer Verbindung stehen, oder 
Beamten- und Arbeiterhäuser). "64 Kittel stellte auf das Enteignungsrecht ab: 
„ Reichseisenbahnanlagen sind solche Anlagen, für die, wenn sie neu errichtet 
werden sollten, die Reichsbahn das Enteignungsrecht ausüben könnte. "65 Eine 
nähere Präzisierung des Begriffs' erfolgte durch Nr. 3-7 der Planfeststellungs­
richtlinien RBahnG von 1934, die die späteren Planfeststellungsrichtlinien 
BBahnG beeinflußten. 

Die weitere Entwicklung wurde bereits dargestellt66
• Sie mündete in die -

ersichtlich der Novelle des AEG zugrundeliegende - Grundsatzentscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 16. Dezember 198867 ein, in welcher das 
Gericht ausgeführt hatte, daß alle Grundflächen, die zur Abwicklung des der 
Aufgabenstellung einer öffentlichen Eisenbahn entsprechenden Bahnbetriebs 
benötigt werden, die Anlage ausmachen. 

Bahnhöfe im traditionellen Sinne werden sicher in diesem Sinne für den 
Bahnbetrieb benötigt. Schon mit Rücksicht auf die Planrechtfertigung68 schei­
det insoweit eine konstitutive Bauleitplanung aus. Bei modernen Bahnhöfen 
ist aber nur ein Teil für den Bahnverkehr notwendig. Geschäfte für den Reise­
bedarf können im Planfeststellungsbeschluß mitgeplant werden. Andere Ge­
schäfte in Anschluß an die Ladenschluß-Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts möglicherweise nicht. Für sie und sonstige Eimichtungen im 
Bahnhof ohne Bezug zum Bahnbetrieb können in Abstimmung mit dem eisen­
bahnrechtlichen Planungsträger sehr wohl bauplanerische Festsetzungen über 
Art und Maß der Nutzung der Bahnhofsgebäude getroffen werden69

• 

64 Fritz Poetzsch-Heffter, Handkommentar der Reichsverfassung, 3. Aufl., 1928, Anm. 
3 (S. 369). 

65 Theodor Kittel, Reichsbahnbauten und Landespolizei, DJZ 1926, 480 ff. (483). Wei­
tere Nachweise aus dem zeitgenössischen Schrifttum bei Willi Blümel, Planfeststellung 
1, S. 169 Fußn. 80. , 

66 Oben mit Fußn. 38-42. 

67 - 4 C 48.86 -, BVerwGE 81, 111. 

68 BVerwG, Urteil vom 5.12.1986 - 4 C 13.85 -, BVerwGE 75, 214 (233) = Buchholz 
442.40 § 8 LuftVG Nr. 6 = BauR 1987, 412 = BRS 46, 57 = DVBJ. 1987, 573 = 
NVwZ 1987, 578 = UPR 1987, 343 = ZLW 1987, 292. 

69 Michael Ronellenfitsch, Stellungnahme zur Frage, in welchem planungsrechtlichen 
Zusarr1merJiang und zu \velchem ZeitpurJct die Auswirk..mgen der Irrfrastru.ktu.rbauten 
Lehrter Bahnhof zu erörtern sind, März 1994. Vgl. auch den Beitrag von Lucia Korth 
Pereira Ferraz, Widmung - Entwidmung - Mischnutzung (in diesem Bd., S. 231 ff.). 
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3. Befund: Über den Gegenstand der Planfeststellung muß noch intensiv 
nachgedacht werden. 

3. Tätigkeit 

Planfeststellungspflichtig ist der Bau und die Änderung von Betriebsanlagen 
der Eisenbahn. § 18 Abs. 3 nimmt aber Änderungen und Erweiterungen von 
unwesentlicher Bedeutung von der Zulassungspflicht aus. Die Formulierung 
ähnelt den alten Vorschriften über den Verzicht auf Planfeststellungen70

• Der 
Verzicht wurde damals aber von der Rechtsprechung als die Genehmigungs­
entscheidung betrachtet71

• Der Verzicht war m.a.W. die Baugenehmigung. 
Daraus wurde das Institut der (qualifizierten) Plangenehmigung entwickelt72

• 

§ 8 Abs. 3 AEG läßt jedoch einen Verzicht auf Planfeststellung und Plange­
nehmigung zu. Folglich kann in .diesem Verzicht keine Genehmigung liegen. 
Vielmehr bleiben unwesentliche Änderungen und Erweiterungen etwa bei der 
Wiederinbetriebnahme von Eisenbahnstrecken oder beim Umbau von Bahnhö­
fen zulassungsfrei. RL. 6 ist sehr gefährlich formuliert; es besteht die Gefahr, 
daß für die Zulassung von Bahnanlagen drei Verwaltungsakte in Betracht ge­
zogen werden (Planfeststellung, qualifizierte Genehmigung, einfache Geneh­
migung). Änderungen und Erweiterungen von unwesentlicher Bedeutung sind 
indessen der präventiven Kontrolle entzogen. Diese gesetzliche Verankerung 
der Baufreiheit in§ 18 Abs. 3 AEG geht den Landesbauordnungen, aber auch 
§ 37 BauGB als lex specialis vor73

• 

4. Befund: Das EBA sollte keine zusiitzlichen weiteren Genehmigungsakte 
neben Planfeststellung und Plangenehmigung schaffen. Bei Verzicht auf Plan­
feststellung und Plangenehmigung dalf nach Durchführung der internen Prü­
fungen ohne formalen Zulassungsakt gebaut werden. 

70 Hierzu Ronellenfitsch, Verzicht auf Planfeststellung, Die Verwaltung 1990, 323 ff. 

71 BVerwG, Urteil vom 8.10.1976 - VII C 24.73 -, Buchholz 442.01 § 28 PBefG Nr. 3 
= MDR 1977, 871 = NJW 1977, 2367 = StT 1977, 151 = VkBl. 1977, 395 = 
VRS 52, 229. 

72 Hierzu Martin Pfeil, in diesem Band (S. 147 ff.). 

73 Die Begründung für diese, soweit ersichtlich bislang noch nicht vertretene, These 
bleibt einer ausführlicheren Darstellung vorbehalten. 
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IV. Planfeststellungsverfahren 

1. Vorstufen 

a) Bedarfsplan 

Die wichtigste planerische Vorstufe ist der Bedarfsplan, der als Anlage zum 
Bundesschienenwegeausbaugesetz74 ergangen ist. Damit ist der Bedarf kraft 
Gesetzes bestimmt; d.h. das Vorhaben ist gerechtfertigt75

• Ein derartiges 
Maßnahmegesetz ist verfassungsrechtlich zulässig 76

• Die frühere Rechtspre­
chung des Bundesverwaltungsgerichts im Fernstraßenrecht, die derartigen Be­
darfsplänen nur deklaratorische Wirkung zuerkannte77

, ist überholt78
• Verfas­

sungsrechtliche Bedenken hat das Gericht selbst in seiner Rechtsprechung zur 
wasserstraßenrechtlichen Planfeststellung zurückgewiesen79

• Eine Kommunal­
verfassungsbeschwerde gegen das Bundesschienenwegeausbaugesetz nahm die 

74 Gesetz über den Ausbau der Schienenwege des Bundes vom 15.11.1993 (BGBI. 1 S. 
1874). Materialien: Entwurf eines Gesetzes über den Ausbau des Schienenwegenetzes 
des Bundes (Bundeschienenwegeausbaugesetz), BT-Drucks. 12/2560; 12/3500; 
12/5314; 12/5316; BT-Plenarprot. 12/167 vom 30.6.1993, S. 14364 ff. (14388); BR­
Drucks. 596/3; BR-Plenarprot. 660 vom 24.9.1993, S. 397 B, 420 B ff.; BR-Drucks. 
596/93 (Beschluß). 

7 5 Hierzu unter 2 a. 

76 Zur Differenzierung bei den einzelnen Erscheinungsformen der Maßnahmegesetze: 
Michael Ronellenfitsch, Maßnahmegesetze zur Beschleunigung von Verkehrsprojek­
ten, DÖV 1991, 771 ff. 

77 Beschluß vom 12.8.1983 - 4 B 16.83 - Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 53 = BRS 
45, 226; Urteil vom 22.3.1985 - 4 C 15.83 -, BVerwGE 71, 166 = Buchholz 407.4 
§ 17 FStrG Nr. 59 = BRS 44, 545 = DÖV 1985, 207 = DVBl. 1985, 900 = NJW 
1986, 80 = NuR 1986, 170 = RdL 1985, 207 = UPR 1985, 368 = VkBl. 1985, 
513; Urteil vom 6.12.1985 - 4 C 59.82 -, BVerwGE 72, 282 = Buchholz 406.401 
§ 29 BNatSchG Nr. 1 = BayVBl. 1986, 531 = BRS 44,491 = DÖV 1986, 523 = 
DVBI. 1986, 415 = NVwZ 198'6, 295 = NuR 1986, 121 = RdL 1986, 125= UPR 
1986, 181 = ZffiR 1986, 95; Urteil vom 24.11.1989 - 4 C 41.88 -, Buchholz 407 
§ 17 FStrG Nr. 85. 

78 Vgl. auch BVerwG, Beschluß vom 2.8.1994 - 7 VR 3.94 -, NVwZ 1994, 1000. 

79 Urteil vom 12.7.1985 - 4 C 40.83 -, BVerwGE 72, 15 = Buchholz 445.5 § 14 
WaStrG Nr. 1 = DÖV 1986, 75 = DVBI. 1985, 1141 = NVwZ 1985, 736 = StT 
1985, 736 = UPR 1985, 373 = Ztw 1986, 294. 



47 

1. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts nicht zur Ent­
scheidung an80

• 

b) Raumordnungsverfahren / Lini.enbesthnnmng 
-~· 

Die Programme und Pläne der Länder enthalten häufig zu Einzelprojekten 
keine oder nur ungenaue Aussagen. Vor allem, wenn Einzelprojekte erst nach 
der Aufstellung der Programme und Pläne geplant werden oder wenn Pro­
gramme und Pläne überhaupt fehlen, stellt sich die Frage, wie die Vorhaben in 
die Raumordnung eingepaßt und mit den sonstigen Fachplanungen abgestimmt 
werden können81

• Zur Beantwortung der Frage dienen die Raumordnungsver­
fahren82, welche die Vermeidung von Fehlplanungen, die Abwehr oder Redu­
zierung von Eingriffen in schutzwürdige Bereiche sowie die Information ande­
rer Planungsträger und der Öffentlichkeit bezwecken. Während früher § 4 
Abs. 5 ROG83 nur einen unverbindlichen Rahmen für die Landesgesetzgebung 
absteckte, wurden die rlächenstaaten durch die Einfügung der Experimentier­
bestimmung des § 6 a ROG84 gezwungen, Rechtsgrundlagen für das Raumord­
nungsverfahren zu schaffen; zug'leich wurde eine Umweltverträglichkeitsprü­
fung (UVP) 1. Stufe in das Raumordnungsverfahren integriert. Auf der 
Grundlage von § 6 a Abs. 2 Satz 1 ROG hat ferner die Bundesregierung Vor­
haben, für die wegen ihrer Raumbedeutsamkeit und möglicherweise erhebli­
chen Auswirkungen auf die Umwelt in der Regel ein Raumordnungsverfahren 

80 Beschluß vom 19.7.1995 - 2 BvR 2397 /94 -. 

81 Vgl. Michael Ronellenfitsch, Energieversorgung und Raumordnung, WiVerw. 1985, 
168 ff. (182). 

82 Zur Terminologie: Gerhard Zoubek, Das Raumordnungsverfahren, 1978, S. 2; ders., 
Das Raumordnungsverfahren - ein Instrument zur Verwirklichung der Raumordnung, 
BayVBI. 1982, 718 ff.; Eberhar,d Schmidt-Aßmann, Aufgaben, Rechtscharakter und 
Entwicklungstendenzen des Raumordnungsverfahrens, VBIBW 1986, 2 ff.; Michael 
Bussek, Die Wirksamkeit von Raumordnungsverfahren, 1987. 

83 Bundesraumordnungsgesetz vom 8.4.1965 (BGBI. 1 S. 306). 

84 Vgl. Raumordnungsgesetz i.d.F. vom 19.7.1989 (BGBI. 1 S. 1461). Hierzu Ent­
schließung zur „Novellierung des Raumordnungsgesetzes" vom 14.12.1987 (GMBI. 
1989, 130); BT-Drucks. 11/3916, ferner Rudolf Steinberg, Rechtsfragen der raum­
ordnerischen Umweltverträglichkeitsprüfung, DÖV 1992, 321 ff.; Rüdiger Kratzen­
berg, Die Novelle zum Raumordnungsgesetz, NVwZ 1989, 1129 ff.; Werner Hoppe/ 
Winfried Haneklaus, Raumordnungsverfahren in den fünf neuen Bundesländern -
Rechtsgru.ndlage, Durchfü.t-„„Jngshinderrtlsse und LösungsartSätze, DVBl~ 1991, 549 
ff.; Werner Köhl I Michael Ortgiese, Raumordnungsverfahren mit integrierter Um­
weltverträglichkeitsprüfung, 1994. 
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durchzuführen ist, bestimmt85
• Ein derartiges Vorhaben ist der Bau und die 

wesentliche Änderung einer Anlage für den Schienenverkehr86
• Das Experi­

ment einer Integration der UVP in das Raumordnungsverfahren ist, wie zu er­
warten war, gescheitert. Schon bald bestätigte sich, daß der grobe Prüfungsra­
ster des Raumordnungsverfahrens einer medienübergreifenden Gesamtschau 
sachliche Grenzen setzt. Obendrein kam es zu unsinnigen Doppelprüfungen, 
welche den Gesetzgeber veranlaßten, das Experiment abzubrechen. Durch das 
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22. April 199387 hob 
der Gesetzgeber die obligatorische Aufnahme der UVP in das Raumordnungs­
verfahren wieder aufl8

• Die Korrektur erfolgte allerdings halbherzig, da die 

.„ 

85 Verordnung zu§ 6 a Abs. 2 des Raumordnungsgesetzes (Raumordnungsverordnung -
RoV) vom 12.12.1990 (BGBI I S. 2766), geändert durch Gesetz vom 27.12.1993 
(BGBI. 1 S. 2378). Vgl. Jörg Wagner, Raumordnungsverfahren und Raumordnungs­
verordnung, BBauBl. 1991, 88 ff. 

86 § 1 Abs. 1 Nr. 9 RoV. 

87 BGBI. I S. 466. Vgl. auch BT-Drucks. 12/3944; 12 /4047; 12/ 4208; ferner Michael 
Ronellenfitsch, Verfahrensrechtliche Reformfragen im Atom-, Immissionsschutz- und 
Gentechnikrecht, in: Willi Blümel / Rainer Pitschas (Hrsg.), Reform des Verwal­
tungsverfahrensrechts, 1994, S. 303 ff. (324 ff.); ders., Beschleunigte Zulassung von 
Anlagen der Sonderabfallbeseitigung, in: Rudolf Fisch/ Dieter Beck (Hrsg.), Entsor­
gungsnotstand und Verwaltungshandeln, 1996, S. 31 ff. 

88 Vgl. § 6 a ROG nunmehr i.d.F. der Bekanntmachung vom 28.4.1993 (BGBl. 1 S. 
630). Die Begründung des Regierungsentwurfs lautet: 

„Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Verknüpfung des Raumordnungsverfahrens mit 
einer solchen Umweltverträglichkeitsprüfung nicht in jedem Fall geboten ist. Insbe­
sondere die in § 6 a erfolgte schematische Verbindung von Raumordnungsverfahren 
und Umweltverträglichkeitsprüfung wird den Erfordernissen der Praxis nicht gerecht. 
Dies gilt insbesondere, wenn die im Rahmen des Raumordnungsverfahrens durchge­
führte Umweltverträglichkeitsprüfung für ein nachfolgendes Zulassungsverfahren 
keine Bindungswirkung entfalten würde. 

Eine solche Bindungswirkung tritt beispielsweise nicht ein, wenn bei der raumordne­
rischen Begründung nicht gesondert - also unabhängig von der raumordnerischen Be­
urteilung - eine zusammenfassende Darstellung, Beschreibung, Bewertung der Aus­
wirkungen des Vorhabens auf die Umwelt einschließlich der Wechselwirkungen ent­
halten ist oder wenn beispielsweise einzelne Umweltaspekte im Hinblick auf die 
großmaßstäbliche Beurteilung der raumordnerischen Belange nicht geprüft wurden. 
Die Folge ist dann, daß die Umweltverträglichkeitsprüfung erneut durchzuführen ist, 
einschließlich einer evtl. notweritligen Beteiligung der Öffentlichkeit. Dies ist als zu 
aufwendig befänden worden und wird auch von der Öffentlichkeit nicht verstanden. 
Insbesondere wird dadurch das Verfahren unangemessen verlängert. was notwendig 
werdende Investitionen verhindert." (BR-Drucks, 868/92, S. 143 f.). Vgl. auch Jörg 
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Länder nicht verpflichtet wurden, sich ihr anzuschließen und obendrein § 16 
UVPG erhalten blieb. Folglich kommen für die Eisenbahnplanungen nach wie 
vor Raumordnungsverfahren mit integrierter UVP in Betracht. 

Zuständig für die Durchführung des Raumordnungsverfah.rens ist regelmä­
ßig die höhere Raumordnungsbehörde. Das Verfahren selbst wird von Amts 
wegen, sobald über seine Notwendigkeit innerhalb einer Frist von vier Wochen 
nach Einreichung der erforderlichen Unterlagen entschieden wurde, eingelei­
tet. Ein Anspruch Privater oder .,von Gemeinden auf Einleitung besteht nicht. 
Die Einholung der erforderlichen Angaben regeln die Länder89

• Zu beteiligen 
sind die öffentlichen Planungsträger90 . Die Öffentlichkeit ist nach Maßgabe des 
Landesrechts einzubeziehen91

• Nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen ist 
das Raumordnungsverfahren innerhalb einer Frist von sechs Monaten abzu­
schließen92. Das Ergebnis des Raumordnungsverfahrens ist ein verwaltungsin­
terner Vorschlag (gutachterliche Beurteilung, landesplanerische Stellung­
nahme), der bei der Entscheidung über die Zulassung des Vorhabens von der 
zuständigen Behörde im Rahmen des jeweiligen Fachpianungsverfahrens zu 
berücksichtigen ist93

• 

Eine eigene Planungsstufe für die Linienbestimmung von Neubaustrecken 
ist im AEG wie im BBahnG nicht vorgeschrieben. Sie wurde lediglich in § 2 
VerkPBG eingeführt, aber auf Drängen der Eisenbahnjuristen wieder gestri­
chen. Offenbar zieht man es vor, die vorgezogene Grobtrassierung und vor 
allem die Variantenprüfung dem Raumordnungsverfahren zu überlassen. Diese 
von den Ländern mit Nachdruck bei der Autobahnplanung verfolgte Konzep­
tion konnte dort mit Mühe abgewehrt werden94

• Dort, also bei der Auftrags­
verwaltung, ergibt sich die Kompetenz des Bundesverkehrsministers aus der 
Natur der Sache95

• Man könnte wohl§ 16 FStrG a maiore ad minus analog auf 
die Eisenbahnplanung anwenden. Das wäre aber eine aufgedrängte Bereiche­
rung, die bei aller dogmatischer Berechtigung wenig erfolgversprechend er-

Wagner, Umweltverträglichkeitsprüfung in der Bauleitplanung und im Raumord­
nungsverfahren, DVBl. 1993, 583 ff. 

89 § 6 a Abs. 4 ROG. 

90 § 6 a Abs. 4 Satz 1 ROG. 

91 § 6 a Abs. 7 ROG. 

92 § 6 a Abs. 8 Satz Z ROG. 

93 § 6 a Abs. 9 ROG. 

94 Vgl. Michael Ronellenfitsch, DVBL 1994, 441 ff. (446). 

95 Michael Ronellenfitsch, in: Ernst Marschall I Wolfgang Schroeter / Fritz Kastner, 
Bundesfemstraßengesetz, 5. Aufl. , 1996, § 16 Rdnr. 15. 
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scheint. Im Ergebnis ist die Selbstbeschränkung des Bundes nicht allzu nach­
teilig, wenn man die Linienbestimmung als Variable der planerischen Abwä­
gung im Planfeststellungsverfahren betrachtet96

• Darüber hinaus lassen sich 
Linienbestimmungs- und Raumordnungsverfahren ähnlich gestalten. Sowohl im 
Linienbestimmungs-97 wie auch im Raumordnungsverfahren ist eine stufenspe­
zifische Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen98

, über deren 
Zweckmäßigkeit sich streiten läßt99

• Gleichwohl wurde eine Chance sinnvoller 
Unitarisierung vertan. 

5. Befund: Eine Linienbestimmung durch den Bundesverkehrsminister wäre 
dem Raumordnungsverfahren vorzuziehen. 

96 Die Bestimmung der Linienführung durch den Bundesminister für Verkehr hat den 
Charakter einer „ vorbereitenden Grundentscheidung" (BVerwG, Urteil vom 1. 7 .1968 
- IV C 9.66. - Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 8 = DVBI. 1969, 307 = VerwRspr. 
20, 203 = Vkßl 1969, 108 = VRS 35, 467; Beschluß vom 17.2.1969 - IV B 223.68 
- VRS 37, 154; Beschluß vom 30.6.1970 - IV B 65.70 -, VRS 39, 318; Urteil vom 
14.2.1975 - IV C 21.74 -, BVerwGE 48, 56 (60); Urteil vom 26.6.1981 - 4 C 5.76 
- BVerwGE 62, 342, 344 = Buchholz 407 § 16 FStrG Nr. 1 = DÖV 1981, 921 = 
DVBI. 1981, 936 = NJW 1981, 2592 = NuR 1982, 16 = RdL 1984, 41 = uPR 
1982, 60 = VBlBW 1982, 190 = VkBl. 1981, 400). Im Wesen dieser Entscheidung 
liegt es, die Linienführung nur im Allgemeinen zu bestimmen, während erst die Plan­
feststellung der konkreten Durchführung der generellen Planung dient (BVerwG, Be­
schluß vom 30.6.1970 - IV B 70.70 -, VkBI 1979, 729). Vorbereitende Linienbe­
stimmung und endgültige PJanfeststellung stehen dabei in einem Verhältnis wechsel­
seitiger Abhängigkeit. Die ausführende Planung setzt die Bestimmung der Linien- und 
Streckencharakteristik sachlich voraus. Jedoch erweist es sich häufig im abschließen­
den Planfeststellungsverfahren als notwendig, die vorbereitende Planung zu modifizie­
ren und zu korrigieren. Solche Änderungen kommen in Betracht, wenn berechtigten 
Einwendungen im Planfeststellungsverfahren Rechnung zu tragen ist oder wenn sich 
technische Verbesserungen oder Kosteneinsparungen erreichen lassen. Abweichungen 
bei der weiteren Durcharbeitung der Pläne sind deshalb nicht auszuschließen. Nach 
Feststellung der Linienführung müssen Änderungen zulässig sein, die sich als not­
wendig und zweckmäßig erweisen. Beispielsweise wäre es abwägungsfehlerhaft, wenn 
sich die Planfeststellungsbehörde einer Würdigung von Einwendungen gegen die 
Trassenwahl mit der Begründung entzöge, die Trassenwahl sei bereits durch die Lini­
enbestimmung entschieden (vgl. OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluß vom 25.9.1979 
- 23 B i264i79 -, NWVBL 1981, 242, 243). 

97 § 2 Abs. 2 Satz 2 VerkPBG i.V.m. § 15 UVPG. 

98 § 16 UVPG. 

99 Kritisch Rolf Dohle, Anwendungsprobleme eines Gesetzes zur Umweltverträglich­
keitsprüfung (UVP-Gesetz), NVwZ 1989, 697 ff. (699 f.). 
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2. Vorbereitungsphase 

Es liegt auf der Hand, daß vor Beginn des förmlichen Planfeststellungsverfah­
rens gründliche Vorarbeiten erforderlich sind, die in den Richtlinien etwas 
nebelhaft beschrieben werden. Vor allem die Vorbereitung der Planunterlagen 
ist nur nach Absprache mit den später zu beteiligenden Behörden und ggf. be­
troffenen Grundeigentümern und Gewerbetreibenden sinnvoll. Daß das EBA 
frühzeitig eingeschaltet wird, ist selbstverständlich. Die im Schrifttum gele­
gentlich geäußerte Verdächtigung, daß in der informellen Vorlaufphase in 
kollusivem Zusammenwirken von Vorhabenträger und Zulassungsbehörde 
vollendete Tatsachen geschaffen würden100

, entbehrt jeglicher Grundlage. Eine 
frühzeitige Öffentlichkeits- unc:f Verbändebeteiligung würde zu unnötigen 
Frontstellungen führen. 

3. Anhörungsverfahren 

a) Einleitung 

Das eigentliche Planfeststellungsverfahren beginnt damit, daß der Träger des 
Vorhabens den Plan beim EBA zur Zuleitung an die Anhörungsbehörde des 
jeweiligen Landes einreicht (§ 73 Abs. 1 Satz 1 VwVfG)101

• Der Plan umfaßt 
zahlreiche Unterlagen, die dann später auch festgestellt werden und deren 
Vollständigkeit das EBA zu überprüfen hat. Eingereicht werden nicht nur die 
Unterlagen, die festgestellt werden, sondern auch weitere Unterlagen - auch 
Pläne - mit nur erläuterndem Charakter. Die eigentlichen Planunterlagen wer­
den in RL 19 nicht von den sonstigen Unterlagen getrennt. 

Unerläßlich für die Feststellung sind: 

100 Hierzu Michael Ronellenfitsch, in: Wolfram Eberbach I Peter Lange I Michael Ronel­
lenfitsch, Gentechnikrecht, Komm., Stand 1996, § 11 GenTG Rdm. 40. 

101 Nur dem Antragsteller steht ein subjektives öffentliches Recht auf Planfeststellung zu. 
Dritte können die Einleitung eines Planfeststellungsverfahrens oder Plangenehmi­
gungsverfahrens nicht erzwingen; vgl. BVerwG, Urteil vom 22.2.1980 - 4 C 24.77 -
, Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 33 = BayVBL 1981, 122 = DÖV 1980, 516 ~ 
DVBL 1980, 996 = JuS 1981, 546 (Peter Selmer) = MDR 1980, 959 == NJW 1981, 
239 = NVwZ 1982, 607 = NuR 1980, 118 = VerwRspr. 32, 101; Urteil vom 
8.10.1976 - VII C 24.73 -, Buchholz 442.01 § 28 PBefG Nr. 3 S. 6; Urteil vom 
14.12.1973 - IV C SO. 71 -, BVerwGE 44, 235 (240 f.), = Buchholz 445.4 § 29 
WHG Nr. 2 = BayVBl. 1974, 443 = JuS 1974, 670 (Hermann Weber) = N.PN 
1974, 813 = RdL 1974, 189 = SchlHA 1974, 154 = VerwRspr. 26, 9 = Ztw 1974, 
310. 
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(1) Erläuterungsbericht 

(2) Übersichtskarte 

(3) Übersichtslagepläne 

(4) Übersichthöhenpläne 

(5) Lagepläne 
-~· 

(6) Höhenpläne 

(7) Bodenuntersuchungen 

(8) Bauwerksverzeichnis 102 

(9) Lärmschutzmaßnahmen 

(10) Landschaftspflegerischer Begleitplan103 

(11) Wassertechnische und wasserwirtschaftliche Untersuchungen 

( 12) Grunderwerbsunterlagen (Grunderwerbsplan/Grunderwerbsverzeichnis). 

Hinzu kommen die Umweltunterlagen. In den Richtlinien ist von den 
"entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen" die 
Rede. Das beschwört die Gefahr~herauf, daß die Umweltverträglichkeitsstudie 
(UVS) und der landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) vermengt werden. 
Da die Landschaftsplaner gerne so vorgehen, fehlt es nicht an Vorschlägen, die 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der UVS gleich mitfestzusetzen. Die 
UVS darf aber auf keinen Fall festgestellt werden. Sie ist nur ein Abwägungs­
belang, während sich aus § 8 BNatSchG zwingende Anforderungen an den 
Inhalt des Planfeststellungsbeschlusses ergeben104

• 

6. Befund: RL 19 bedarf dringend der Präzisierung. 

Das Anhörungsverfahren ist lediglich dann entbehrlich, wenn die Pläne nur 
den Geschäftsbereich der Eisenbahnen des Bundes berühren. 

Der sachliche Grund für die Inanspruchnahme von Landesbehörden105 liegt 
unter anderem in ihrer besseren Kenntnis der örtlichen Gegebenheiten. 

102 Zum Inhalt und zur rechtlichen Bedeutung von Bauwerksverzeichnissen: BVerwG, 
Urteil vom 24.10.1967 - IV C 229.65 -, BVerwGE 29, 139 = Buchholz 407.4 § 17 
Nr. 5 = DVBL 1968, 340 = VkBl. 1968, 467 = VerwRspr. 19, 621. 

103 Vgl. Ulrich Kuschnerus, Der landschaftspflegerische Begleitplan nach § 8 Abs. 4 
Bundesnaturschutzgesetz, DVBI. 1986, 75 ff. 

104 Hierzu V 1. 

105 Zum Erfordernis des „besonderen sachlichen Grundes": BVerfG, Beschluß vom 
12.1.1983 - 2 BvL 23/81 -, BVerfGE 63, 1 (41). 
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Die Anhörungsbehörde prüft sinnvollerweise noch einmal überschlägig die 
Vollständigkeit und Klarheit deJ'.i Unterlagen106

, kümmert sich um die Beteili­
gung und Stellungnahmen der Behörden, deren Aufgabenbereich durch das 
Vorhaben berührt wird107

, und veranlaßt die öffentliche Auslegung des Plans in 
den in Frage kommenden Gemeinden, auf die nur ausnahmsweise verzichtet 
werden kann108

• 

b) Trägerbeteiligung 

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (TöB) ist notwendige Folge 
der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses. Sie ist nach § 20 
Nr. 1 AEG auf maximal 3 Monate befristet. Als Sanktion sieht § 20 Abs. 2 
Satz 3 AEG vor, daß nach dem Erörterungstermin eingehende TöB-Stellung­
nahmen bei der Feststellung des Plans nicht berücksichtigt werden müssen. 
Das gilt aber nicht hinsichtlich d~r Berücksichtigung öffentlicher Belange, die 
der Pianfeststellungsbehörde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen. 
Für die wichtigsten Abwägungsbelange bleibt damit die Frist des § 20 Abs. 2 
Satz 1 AEG praktisch sanktionslos. Fehlende Stellungnahmen kann die Plan­
feststellungsbehörde mangels eigener Sachkunde regelmäßig nicht ersetzen, 
will sie sich nicht der Gefahr einer defizitären Abwägung aussetzen. Schwie­
rigkeiten bereitet hier namentlich die Mitwirkung der Wasserbehörden. 

c) Auslegung des Plans 

Die Auslegung hat innerhalb von drei Wochen nach Zugang zu erfolgen109
• Die 

Gemeinden machen die Auslegung ortsüblich bekannt. Die Wochenfrist in 

106 Maßgeblich ist allerdings die Vollständigkeitsprüfung des EBA. Die Befürchtung, 
eine redundante Vollständigkeitsprüfung könnte zur Verfahrensverschleppung miß­
braucht werden, orientiert sich allzu stark an den pathologischen Fällen. Eine Stel­
lungnahme der Anhörungsbehörde, das Abwägungsmaterial habe mangels vollständi­
ger Unterlagen nicht erschöpfend ermittelt werden können, zwingt die Planfeststel­
lungsbehörde zur Prüfung, ob eigene Ermittlungen erforderlich sind. Auch das kostet 
Zeit. 

107 § 73 Abs. 2 VwVfG. 

108 § 73 Abs. 3 VwVfG. Im Regelfall wird danach die Öffentlichkeitsbeteiligung mit der 
Auslegung des Plans, in Ausnahmefällen mit der vereinfachten Bekanntmachung des 
Plans eingeleitet. 

109 Die Berechnung der Frist erfolgt nach§ 31 VwVfG i.V.m. § 187 Abs. 2 BGB; vgl. 
GmS-OGB, Beschluß vom 6.7.1972 - GmS. OGB 2171 -, BVerwGE 40, 363. 
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§ 73 Abs. 5 Satz 1 VwVfG wurde durch§ 20 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 AEG besei­
tigt110. Ortsübliche Bekanntmachung bedeutet i.d.R. den Abdruck im jeweili­
gen Amtsblatt und in örtlich verbreiteten Tageszeitungen. Die amtliche Be­
kanntmachung ist maßgeblich. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
wo und wann der Plan (also die Pläne) ausliegen, daß Einwendungen erhoben 
werden können, daß bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin 
ohne ihn verhandelt werden kann und daß verspätete Einwendungen ausge­
schlossen werden. 

Die Anhörungsbehörde veranlaßt weiter die Benachrichtigung der bekann­
ten oder ohne großen Aufwand eirnittelbaren ortsfremden Betroffenen111

• 

Während der Einwendungsfrist, die bis zwei Wochen nach Ablauf der 
Auslegungfrist dauert, kann jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt 
sind, Einwendungen erheben. Eine Popularbeteiligung ist nicht vorgesehen. 
Für anerkannte Naturschutzverbände gibt es Sonderregelungen. Nach § 29 
Abs. 1 Satz 2 BNatschG ist ihnen Gelegenheit zur Äußerung sowie zur Ein­
sicht in die einschlägigen Sachverständigengutachten zu geben. Ein Anspruch 
auf Übersendung der vollständigen Akten folgt daraus nicht112

• Einwendungen 
sind sachliches, auf die Verhinderung oder die Modifizierung des Vorhabens 
abzielendes Gegenvorbringen, nicht aber der unspezifizierte Protest113

• Das 
Bundesverwaltungsgericht unterscheidet zutreffend Betroffenen-Einwendun­
gen, mit denen ein Drittbetroffener aufgrund drittschützender Normen Ab­
wehransprüche geltend macht, und Jedermann-Einwendungen, mit denen le-

110 Vgl. zur vergleichbaren Vorschrift des § 17 Abs. 3 b Satz 3 FStrG: BVerwG, Be­
schluß vorn 4.4.1990 - 4 B 50189 -, Buchholz 407 § 17 FStrG Nr. 86. Unzutreffend 
Rudolf Steinberg, Fachplanung, 2. Aufl. des Nachbarrechts der Öffentlichen Anlagen, 
1993, § 3 Rdnr. 73. 

111 Ist der Kreis der Betroffenen bekannt, so kann nach § 73 Abs. 3 Satz 2 VwVfG auf 
eine Auslegung verzichtet werden. 

112 BVerwG, Urteil vorn 5.10.1993 - 4 A 9.93 -, Buchholz 406.401 § 29 BNatSchG Nr. 
3, S. 11 (13). Zur Verbandsbeteiligung nach § 29 BNatSchG und den vergleichbaren 
landesrechtlichen Regelungen: BVerwG vorn 14.9.1987 - 4 B 178.87 -, Buchholz 
310 § 42 VwGO Nr. 149 = DVBl. 1987, 1278 = NVwZ 1988, 364 = RdL 1987, 
303; vom 18.12.1987 - 4 C 9.86 -, BVerwGE 78, 347 = DVBI. 1988, 492; 
HessVGH BeschluJl vom 5.5.1987 - 2 UE 467/86 -; Beschluß vom 9.3.1988 - 3 NB 
3703 u. 3735/87 -; Beschluß vom 11.7.1988 - 2 TH 740/88 -. 

113 BVerwG, Urteil vorn 17.7.1980 - 7 C 101.78 -, BVerwGE 60, 297 (300) =Buch­
holz 451.171 AiG Nr. 6 = DÖV 1981, 262 = Dv'BL 1980, 1001 = et 1980, 768 = 
MDR 1981, 253 = NJW 1981, 359 = RdE 1980, 260; Beschluß vom 30.1.1995 - 7 
B 20.95 -. 
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diglich öffentliche Interessen wahrgenommen werden114
• Werden Betroffenen­

Einwendungen erhoben, so muß die befürchtete Rechtsgutsbeeinträchtigung 
konkretisiert werden, andernfalls erfolgt eine pauschale Prüfung wie bei den 
Jedermanneinwendungen. Das gilt auch für Einwendungen, die von Gemein­
den erhoben werden115

• 

Verspätete Betroffenen- und (erst recht) Jedermanneinwendungen sind nach 
§ 20 Abs. 2 AEG materiell präkludiert116

• 

d) Erörterungstermin 

Nach Ablauf der zweiwöchigen Einwendungsfrist führt die Anhörungsbehörde 
den Erörterungstermin durch. Über Sinn und Zweck von Erörterungsterminen 
herrschen die unterschiedlichsten Vorstellungen117

• Im Erörterungstermin 
kommt es jedenfalls zu einer strukturierten Diskussion der Einwendungen. 
Vielen Einwendungen wird gleich abgeholfen. Andere erledigen sich. Über die 
übrigen Einwendungen muß später entschieden werden. Daher ist es geboten, 
genau festzuhalten, über welche. Einwendungen noch eine Entscheidung zu 
treffen ist. 

Nach dem Erörterungstermin eingehende TöB-Stellungnahmen sind, wie 
bereits erwähnt, nicht mehr zu berücksichtigen, wenn die Abwägung der Plan­
feststellungsbehörde dadurch nicht defizitär wird. 

Nach § 20 Abs. 1 Nr. 3 AEG hat die Anhörungsbehörde die Erörterung 
nach§ 73 Abs. 6 VwVfG innerhalb von drei Monaten nach Abschluß der Ein­
wendungsfrist abzuschließen. Die Vorschrift modifiziert die allgemeinen Ver­
fahrensregelungen des VwVfG und wurde im Zuge der Diskussion über die 
Verfahrensbeschleunigung und -vereinfachung - ähnlich wie vergleichbare Re-

114 BVerwG, Urteil vom 17.7.1980 ;,:_ 7 C 101.78 -, BVerwGE 60, 297 (301). 

115 BVerwG, Beschluß vom 13.3.1995 - 11VR5.95 -, UPR 1995, 268. 

116 Vgl. BVerwG, Beschluß vom 13.6.1994 - 7 VR 8.94 -. Allgemein zur Präklusion: 
Christoph Degenhan, Präklusion im Verwaltungsprozeß, in: Festschr. für Menger, 
1985, S. 621 ff. ; Roben Haupt, Ausschluß fristen in Einwendungsverfahren des öf­
fentlichen Rechts, Diss. Bonn 1987. 

117 Verhandlungsleiter neigen oft dazu, die Einwender wie Zeugen zu vernehmen, den 
Einwendungsstoff zu strukturieren und Einwender nur zu den Themen.komplexen zu­
zulassen, zu denen sie sich näher geäußert haben (vgl. § 12 Abs. 2 VwVfG). Die 
Vorgehensweise ist gnmdsätzlich sinnvoll, sollte abei nicht zu iigide prnktiziert wei­
den. Ist der Informationsfluß zu einseitig, gefährdet dies die ohnehin geringe Befrie­
dungsfunktion der Erörterungstermine. 
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gelungen in anderen Fachplanungsgesetzen - neu in das Gesetz eingefügt. Die 
Auslegung der Vorschrift ergibt, daß die Einhaltung der Verfahrensfrist in 
§ 20 Abs. 1 Nr. 3 AEG zwar als Rechtspflicht der Anhörungsbehörde formu-
1iert ist, daß aber eine (verfahrensrechtliche) Sanktion für Fristüberschreitun­
gen nicht vorgesehen ist und auch nicht in das Gesetz hineingelesen werden 
kann. Ein Ergebnis, bei dem die Verpflichtung mangels Sanktion faktisch 
leerläuft, erscheint zwar auf den ersten Blick schwer verständlich. Gleichwohl 
fehlt eine Regelung t die besagtt was zu geschehen hatt wenn die Anhörungs­
behörde die genannten Fristen nicht einhält. Der Gesetzgeber hat aber das 
Problem der Sanktionsfristen durchaus gesehen. Dies folgt aus § 20 Abs. 2 
Satz 3 AEG. Danach können nach dem Erörterungstermin eingehende Stel­
lungnahmen der Behörden unberücksichtigt bleiben, wenn dadurch die planeri­
sche Abwägung hinsichtlich der. zu berücksichtigenden öffentlichen Belange 
nicht defizitär würde. Eine sinngemäße Übertragung dieser Regelung auf den 
Fall der nicht abgeschlossenen Erörterung scheidet indessen aus. Die Planfest­
stellungsbehörde kann nicht einfach nach Ablauf der Frist des § 20 Abs. 1 Nr. 
3 AEG das Verfahren fortführen und entweder auf die Erörterung verzichten 
oder (ohne ihrerseits an Fristen gebunden zu sein) die Erörterung selbst an sich 
ziehen. Abwägungsfehler wären andernfalls vorprogrammiert. Eine verfah­
rensrechtliche Sanktion läßt sich § 20 Abs. 1 Nr. 3 AEG somit nicht unter­
schieben1 18

• 

Wenn an den Verstoß gegen § 20 Abs. 1 Nr. 3 AEG keine verfahrens­
rechtlichen Sanktionen geknüpft sind, so bedeutet das, daß die Planfeststel­
lungsbehörde gleichwohl den Abschluß der Erörterung abwarten muß. Das 
Verfahren wird durch die Fristüberschreitung nicht fehlerhaft. Völlig wider­
sinnig wäre es, den Verstoß gegen § 20 Abs. 1 Nr. 3 AEG zum Anlaß zu 
nehmen, das Verfahren noch einmal neu zu beginnen. Die Befristung dient den 
Interessen des Vorhabenträgers, der doppelt gestraft würde, wenn durch die 
Fristüberschreitung auch noch dem bisherigen Verfahren der Boden entzogen 
würde. Damit ist aber auch die Stoßrichtung der Verfahrensfrist bezeichnet: 

118 Die Annahme einer verfahrensrechtlich sanktionslosen Verfahrensfrist wird durch die 
Entstehungsgeschichte der Vorschrift, welcher bei neuen Bestimmungen besondere 
Bedeutung zukommt, bestätigt. Dem Gesetzgeber war die Problematik von Verfah­
rensfristen bekannt. Solche Fristen wurden im Schrifttum immer wieder erwogen. 
Selbst im Falle des im Verhältnis zu § 20 Abs. 1 Nr. 3 PBefG flexibleren§ 10 Abs. 6 
a BlmSchG wurde die „Hammerlösung" jedoch abgelehnt und eine verfassungskon­
forme Auslegung gefordert; vgl. Michael Ronellenfitsch, Beschleunigung und Verein­
fachung der Anlagenzulassungsverfahren, 1994, S. 85 ff. , 114. Wenn der Gesetzgeber 
eine Sa..iktion für Fristversäumnisse hätte einführen wollen, hätte er das näher be­
gründen müssen. Das ist aber beim Erlaß von§ 3 VerkPBG, auf den alle Folgerege­
lungen zurückgehen, nicht geschehen (vgl. BT-Drucks. 12/1092, S. 9 f.). 
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Durch die rasche Verfahrensabwicklung wird die Realisierbarkeit des Vorha­
bens zum Nutzen des Vorhabenträgers gefördert. Der Vorhabenträger kann 
ggf. die Fristüberschreitung als Amtspflichtsverletzung rügen. Kommen als 
Sanktion für die Fristüberschreitung Amtshaftungsansprüche des Vorhabenträ­
gers in Betracht, so muß diesem ein nachweisbarer Schaden entstanden sein. 
Ferner muß der Gesetzesverstoß schuldhaft sein. In Ausnahmefällen können 
sachgerechte Erwägungen dazu zwingen, von der Signalfrist des § 20 Abs. 1 
Nr. 3 AEG abzuweichen, etwa um einen Abwägungsfehler im anschließenden 
Feststellungsverfahren zu vermeiden. 

Eine nach Anhörung des Vorhabenträgers vorgenommene, sorgfältig be­
gründete Fristverlängerung in Anlehnung an § 10 Abs. 6 a Satz 2 BlmschG 
(bis maximal 3 Monate) dürfte auch im Rahmen des§ 20 Abs. 1 Nr. 3 AEG in 
Ausnahmefällen statthaft sein. 

e) Stellungnahme 

Nach Abschluß der Erörterung hat die Anhörungsbehörde zum Ergebnis des 
Anhörungsverfahrens und zu den Umweltauswirkungen119 eine Stellungnahme 
abzugeben und diese möglichst innerhalb eines Monats zusammen mit dem 
Plan, den Stellungnahmen der beteiligten Behörden und den nicht erledigten 
Einwendungen der Planfeststelluiigsbehörde zuzuleiten120

• Wurden im Zusam­
menwirken mit dem Vorhabenträger als Ergebnis des Anhörungsverfahrens 
Änderungen der Pläne vorgenommen, so sind die Änderungen farblich zu 
kennzeichnen. 

4. Feststellungsverfahren 

Die Planfeststellungsbehörde prüft nunmehr Ablauf und Ergebnisse des An~ 
hörungsverfahrens, d.h. sie überzeugt sich davon, daß die Formvorschriften 
eingehalten wurden, daß eine ausreichende Erörterung der Einwendungen ge­
gen den Plan erfolgte und daß die Drittbehörden Gelegenheit zur Stellung­
nahme hatten. Außerdem bewertet sie die Umweltauswirkungen und befindet 
über den naturschutzrechtlichen Eingriff121

• Erkannte oder unterstellte Verfah­
rensmängel kann die Planfeststellungsbehörde jederzeit durch Wiederholung 

119 § 11 UVPG. 

120 § 73 Abs. 9 VwVfG. Wieso im AEG keine Regelung getroffen wurde wie in § 29 
Abs. 1 a Nr. 4 Satz 2 PBefG, ist schwerlich nachvollziehbar. 

121 Hierzu unten IV. 
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früherer Verfahrensschritte beheben122
• Ist das nicht geboten, stellt sie den Plan 

fest. 

V. PJanfeststellungsbeschluß 

1. Allgemeines 

Der PlanfeststellungsbeschJuß ist ein rechtsgestaltender Verwaltungsakt, der 
grundsätzlich schriftlich erlassen und begründet sowie förmlich zugestellt und 
unter Wahrung des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung be­
kanntgemacht werden muß. Entsprechendes gilt für die Plangenehmigung. 
Wird mit der Durchführung des Planes nicht binnen fünf Jahren nach Eintritt 
der Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt er außer Kraft, es sei denn, er wurde 
auf rechtzeitig gestellten Antrag des Vorhabenträgers um maximal weitere fünf 
Jahre verlängert123

• Planänderungen vor Fertigstellung des Vorhabens bedürfen 
regelmäßig eines neuen Verfahrens. Nur bei unwesentlichen Änderungen gibt 
es Erleichterungen. Die Änderung eines ausgelegten oder festgestellten Planes 
erfordert nur dann eine erneute Betroffenenbeteiligung, wenn die Betroffenen 
nunmehr per Saldo stärker in ihren Rechten berührt werden124

• 

2. Inhalt 

Mit dem PlanfeststeJlungsbeschluß wird der Plan festgestellt 125
. Des weiteren 

hat die Planfeststellungsbehörde dem Träger des Vorhabens nach § 74 Abs. 2 
Satz 2 VwVfG Vorkehrungen sowie die Errichtung und Unterhaltung von An­
lagen aufzuerlegen, die zum Wohl der Allgemeinheit oder zur Vermeidung 
nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer erforderlich sind. Ferner müssen 
die erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die mit den Bauvor­
haben verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft festgesetzt werden. Für 
Entscheidungen, die noch nicht abschließend getroffen werden können, darf im 
Planfeststellungsbeschluß nach § 74 Abs. 3 VwVfG ein Vorbehalt aufgenom­
men werden. 

122 BVerwG, Urteil vom 5.12.1986 - 4 C 13.85 -, BVerwGE 75, 214 (218, 227); Urteil 
vom 31.3. 1995 - 4 A 1.93 -, UPR 1995, 308. 

123 § 20 Abs. 1Satz1 AEG. 

124 Michael Ronellenfitsch, Einführung, S. 113. 

125 § 73 Abs. 1 Satz 1 VwVfG. 
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3. Wirkungen 

a) Überblick 

Die Planfeststellung ersetzt alle für das Vorhaben an sich erforderlichen ande­
ren behördlichen Entscheidungen (Genehmigungen, Verleihungen, Erlaub­
nisse, Bewilligungen, Zustimmungen, Planfeststellungen) und regelt rechtsge­
staltend alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger des Vor­
habens und den durch den Plan Betroffenen126

• Ist der Planfeststellungsbe­
schluß unanfechtbar geworden, so sind Ansprüche auf Unterlassung des Vor­
habens, auf Beseitigung oder Änderung der Anlagen oder auf Unterlassung 
ihrer Benutzung ausgeschlossen127

• Der Planfeststellungsbeschluß entfaltet 
somit eine über die Zulassungswirkung hinausgreifende umfassende Konzen­
trations-, Gestaltungs- und Ausschlußwirkung. 

Das gleiche gilt für die Plangenehmigung nach§ 18 Abs. 2 AEG, die auch 
Pianfeststeilungsbeschlüsse ersetzen kann, sofern für diese ebenfaHs die Vor­
aussetzungen des§ 18 Abs. 2 AEG erfüllt sind128

• 

b) Konzentrationswirkung 

Die Konzentrationswirkung des § 75 Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz VwVfG gilt 
auch für die Planfeststellung129 und Plangenehmigung für Eisenbahnen des 
Bundes. 

Zur Reichweite der Konzentrationswirkung wurden im Schrifttum zahlrei­
che Theorien entwickelt130

• Der -durch unnötige Frontstellungen gekennzeich­
nete Theorienstreit trägt freilich wenig zur Beantwortung der die Praxis allein 
interessierenden Frage bei, welche Vorschriften mit welcher Wirkung die 

126 § 75 Abs. 1 VwVfG. 

127 § 75 Abs. 2 Satz 1 VwVfG. 

128 Strengere (landesrechtliche) Anforderungen treten hinter § 18 Abs. 2 AEG zurück. 

129 BVerwG, Urteil vom 12.2.1988 - 4 C 54.84 -, Buchholz 316 § 75 VwVfG Nr. 3 = 
DVBl. 1988, 843; vom 14.4.1989 - 4 C 31.88 -, BVerwGE 82, 17 (22) = Buchholz 
442.08 § 36 BbG Nr. 15 = DÖV 1990, 34 = DVBI. 1989, 1053 = NVwZ 1990, 
561. 

130 Einen Überblick über den Streitstand geben J. Wiljried Kügel, Der Planfeststellungs-
besc1'Juß und seine ..:4-irJechtbarkeit, 1985, S. 45 ff.; Har.s=Werner Laubinger, Der 
Umfang der Konzentrationswirkung der Planfeststellung, VerwArch. 1986, 77 ff. 
(77); Rainer Wahl, Entwicklung des Fachplanungsrechts, NVwZ 1990, 426 ff. (430). 
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Planfeststellungsbehörde ihrer Entscheidung zugrundezulegen hat. Vielmehr 
führt er nur zur Verabsolutierung vermeintlich schneidiger, in Wahrheit ein­
seitiger Positionen. Welches Verfahrensrecht und welche materiellrechtlichen 
Vorschriften beim Erlaß eines Planfeststellungsbeschlusses zu beachten sind, 
läßt sich nämlich nicht pauschal im Sinne einer bestimmten Theorie sagen. 
Unstreitig ist der Ausgangspunkt: Der Planfeststellungsbeschluß kann nur dann 
seine gesetzlich vorgegebene Aufgabe erfüllen, die nach anderen Gesetzen er­
forderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligun­
gen, Zustimmungen und Planfes'tstellungen zu ersetzen, wenn die Entschei­
dungszuständigkeiten bei der Planfeststellungsbehörde zusammengefaßt wer­
den. Insofern trifft die „ Theorie der Zuständigkeitskonzentration~ 131 zu. Bei 
weitem zu kurz greift aber diese Theorie, wenn mit ihr die Konzentrationswir­
kung abschließend umschrieben werden soll 132. Denn nicht einmal in formeller 
Hinsicht erschöpft sich die Konzentrationswirkung in einer rein organisatori­
schen Zuständigkeitskonzentration: Einmal darf die Zuständigkeitskonzentra­
tion nicht durch Mitentscheidungsbefugnisse (Einvernehmen, Zustimmung) der 
,,an sich'' zuständigen, nunmehr aber nicht mehr zuständigen Behörden unter­
laufen werden; zum anderen verfügt das Planfeststellungsrecht mittlerweile 
über ein umfassend - spezialgesetzlich oder in den V erwaltungsverfahrensge­
setzen - geregeltes Verfahrensrecht, das auch die einzelgesetzlichen Verfah­
rensvorschriften verdrängt. Die allein auf das verfahrensrechtliche Speziali­
tätsverhältnis abhebende „Theo~ie der Verfahrenskonzentration" (formelle 
Theorie)133 sieht das richtig, bleibt jedoch auf halbem Wege stehen. Auch in 
materieller Hinsicht konkurrieren nämlich das Fachplanungsrecht und das 
Recht der Einzelgesetze. Trifft das Fachplanungsrecht eine erschöpfende Rege­
lung, so wird das sachliche Recht der Einzelgesetze ebenso wie das formelle 
Recht verdrängt. Zumeist ist das aber nicht der Fall. Das erkennen auch die 

131 So Heinz Deppe, Wirkungen, S. 26; Alfred Lang, Naturschutz und wasserrechtliche 
Planfeststellung, BayVBL 1981, (>79 ff. (681). 

132 Die Theorie der „bloßen Zuständigkeitskonzentration" wird, soweit ersichtlich, kaum 
noch vertreten. 

i33 So im Ergebnis Peter Karwath, Die Konzentrationswirkung der Planfeststellung nach 
dem Bundesfemstraßengesetz, 1968, S. 78 ff. („ Theorie der Fortgeltung"); Hans­
Werner Laubinger, VerwArch. 1986, 77 ff. (88 ff.); Rainer Wahl, NVwZ 1990, 426 
ff. (430); Ferdinar.d 0. Kopp, VwVfG, 5. ,A~ufl. 1991, § 74 Rdnr. 12; ,Michael 
Uechtritz, Wasserrechtliches Planfeststellungsverfahren und Bauplanungsrecht, NVwZ 
1988. 316 ff. (317). 
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Anhänger der "Theorie der uneingeschränkten materiellen Konzentration" 134
, 

von denen einige zur Vermeidung von Widersprüchen etwaige strikte Bindun­
gen der Einzelgesetze der planerischen Abwägung zuordnen und damit zur 
planerischen Disposition der Pla:hfeststellungsbehörde stellen135

• Die dann na­
heliegende Annahme einer uneingeschränkten materiellen Konzentrationswir­
kung würde aber über das Ziel hinausschießen. Richtig sein kann nur eine 
differenzierende Vorgehensweise, die von Fall zu Fall zu einer uneinge­
schränkten oder eingeschränkten formellen und materiellen Konzentrationswir­
kung gelangen kann. Das bedeutet, daß die einzelgesetzlichen Regelungen dar­
aufhin überprüft werden müssen, ob sie in formeller Hinsicht gegenüber dem 
Planfeststellungsverfahren zusätzliche Anforderungen stellen und ob sie in 
materieller Hinsicht zwingende Zulassungsvoraussetzungen für bestimmte 
Vorhaben normieren (Leitsätze für die Planung aussprechen) oder nur sekto­
rale Belange schützen, die im Rahmen der einheitlichen planerischen Abwä­
gung zu berücksichtigen sind. Soweit sich die Einzelgesetze auf die planerische 
Abwägung beziehen, treten sie hinter den Bestimmungen des Planfeststellungs­
rechts zurück, die ebenfalls das Abwägungsgebot normieren. Insofern entfaltet 
der Planfeststellungsbeschluß materielle Konzentrationswirkung, da andernfalls 
keine planerische Gesamtentscheidung getroffen werden könnte. Die Recht­
sprechung, die von keiner der bezeichneten Theorien vereinnahmt werden 
kann136

, hat sich den Vorwurf zugezogen, sie betreibe einen Zickzackkurs137
• 

Der Vorwurf ist unberechtigt. Bei näherem Zusehen nimmt die Rechtspre­
chung - mehr oder weniger bewußt - genau die vorstehend skizzierten Diffe­
renzierungen vor138

• 

134 Hartmut Hiddemann, Die Planfeststellung im Flurbereinigungsgesetz, 1970 ( = Diss. 
Münster 1970), S. 52 ff.; Reinhard Manner, Die rechtsstaatlichen Grundlagen des 
Planfeststellungsverfahrens, Diss. München, 1976, S. 47 ff. 

135 Hans Carl Ficken, Planfeststellung für den Straßenbau, 1978, Nr. 28 Tn. 8 ff. 

136 A.A. etwa Rainer Wahl, NVwZ 1990, 426 ff. (430). 

137 So Ulrich Battis, Das Planfeststellungsverfahren nach dem Verwaltungsverfahrensge­
setz, Die Ver.valtung 1988, 23 ff. (34); Hans-lVemer wubinger, VerwArch. 1986, 
77 ff. (82); Wiljried Erbguth, Auswirkungen des Planfeststellungsverfahrens auf die 
Bauleitplanung, NVwZ 1989, 608 ff. (614). 

138 Vgl. die Rechtsprechungsübersicht bei Afichael Ronellenfitsch, VenvArch. 1989, 92 
ff. (95 f. mit Fußn. 13); speziell zur eisenbahnrechtlichen Planfeststellung: BVerwG, 
Urteil vom 14.4.1989 - 4 C 31.88 -, BVerwGE 82, 17 (22 f.). 
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c) Gestaltungs- und Ausschlußwirkung 

Während man anfänglich den Planfeststellungsbeschluß in Anlehnung an die 
Polizeiverfügung als „Gestaltungsverfügung" bezeichnete139

, setzte sich all­
mählich die Erkenntnis durch, daß seine Wirkungen über den Ausspruch einer 
Genehmigung an den Träger des Vorhabens hinausgehen. Indem der Planfest­
stellungsbeschluß rechtsgestaltend alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwi­
schen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen regelt, 
sanktioniert er zugleich die Zulässigkeit des Vorhabens. Der Planfeststellungs­
beschluß ist allgemein verbindlich, seine Gestaltungswirkung umfassend140

• Er 
wirkt sich dadurch auch auf die ;Rechte der Planbetroffenen aus. Die gestal­
tende Wirkung des Planfeststellungsbescblusses ist zwar in privatrechtlicher 
Hinsicht beschränkt. Mit der Unanfechtbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses 
werden aber alle privat- und öffentlich-rechtlichen Ansprüche auf Unterlassung 
des Vorhabens, auf Beseitigung oder Änderung der Anlagen oder auf U nterlas­
sun12: ihrer Benutzum? ausl?:eschlossen141

• Diese Ausschlußwirkung wird durch 
~ ..... .,._,. -

Ausgleichsmaßnahmen abgemildert, die im Planfeststellungsbeschluß zu treffen 
sind oder ergänzend erstritten werden können. 

4. Materielle Anforderungen 

Der Planfeststellungsbeschluß muß bestimmten materiellen Anforderungen ge­
nügen. 

An sich sind hierbei die allgemeinen Anfordenmgen, die fiir jede potentiell 
belastende Verwaltungsentscheidung gelten, von den spezifischen Anforderun­
gen zu unterscheiden, die sich aus dem besonderen Charakter des Planfeststel­
lungsbeschlusses als Planungsentscheidung ergeben. Mittlerweile hat es sich 
aber namentlich in der Rechtsprechung eingebürgert, alle materiellen Anforde­
rungen einheitlich aus der planungsrechtlichen Perspektive ins Auge zu fassen. 
Dem folgt auch der Einfachheit halber die vorliegende Darstellung. Wie die in 
jüngster Zeit zunehmende Kritik an der planungsrechtlichen Systematik der 

139 Nachweise bei Konstantin Fritsch, Handbuch der Eisenbahngesetzgebung im Deut­
schen Reiche und in Preußen, 3. ;Aufl. 1930, S. 72. 

140 Hans Carl Pickert, Planfeststellung Nr. 28, Tn. 31 f.; Reinhard Manner, Grundlagen, 
s. 42 ff. 

141 § 75 ..i~bs. 1 Satz 2 V\•1VfG. Zur .r~ussc1'Juß\'.l/irk-.1ng: PrOVG, Besc1'Juß vom 
10.1.1935 - V.W. 101132 -, PrOVG 95, 179 (181); Urteil vom 29.9.1938 - X. C. 
27/37 -, PrOVG 103, 204 (211). 
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Rechtsprechung zeigt, dürfte auf längere Sicht eine genauere Differenzierung 
aber unvermeidbar sein. 

Der Planfeststellungsbeschluß dient dazu, unterschiedliche Interessen zu 
gestalten. Hierfür benötigt (auch) die Planfeststellungsbehörde planerische Ge­
staltungsfreiheit. Die planerische Gestaltungsfreiheit wurde von der Rechtspre­
chung für die Bauleitplanung entwickelt142 und später auf die Fachplanungen 
übertragen. Planerische Gestaltungsfreiheit bedeutet nicht Freiheit von inhaltli­
chen Bindungen. Jede Planung, auf deren Grundlage notfalls mit enteignender 
Wirkung in Rechte privater Dritter eingegriffen werden kann, muß erforderlich 
sein (Planrechtfertigung). Neben den formellen Bindungen sind inhaltliche 
Schranken für die planerische Gestaltungsfreiheit: 

(1) der Zweck der jeweiligen Planung, 

(2) die Planungsleitsätze, 

(3) das Abwägungsgebot, 

( 4) das Abstimmungsgebot. 

a) Planrechtfertigung 

Die Planrechtfertigung ergibt sich allgemein aus der Bedarfsplanung143
• Im üb­

rigen muß das konkrete Vorhaben gemessen an den vom AEG und dem Schie­
nenwegeausbaugesetz verfolgten Zielen „ vernünftigerweise geboten" sein 144

• 

b) Planungsleitsätze 

Bei den Planungsleitsätzen 145 handelt es sich um eine der schillerndsten Kate­
gorien der Planungskontrolle, deren Bedeutung sich schrittweise verändert hat. 

142 BVerwG, Urteil vom 12.12.1969 IV C 105.66 -, BVerwGE 34, 301 = Buchholz 
406.11 § 1 Nr. 1 = BauR 1970, 31 = BayVBl. 1970, 180 = DÖV 1970, 277 = 
DVBL 1970, 414 = MDR 1970, 702 = RdL 1970, 80 = VerwRspr. 21, 571. 

143 Vgl. oben V 1 a. 

144 BVerwG, Urteil vom 22.3.1985 - 4 C 15.83 - BVerwGE 71, 166 (168 f.); Urteil 
vom 6.12.1985 - 4 C 59.82 -, BVerwGE 72, 282. Vgl. auch Norben Niehues, Das 
Erfordernis der „Planrechtfertigung" als Instrument des verfassungsrechtlichen Eigen­
tumsschutzes (Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG), WiVerw. 1985, 265 ff. 

145 Hierzi..i ~4t/1.arßssios D. Tsevas; Die verwaltu.ngsgerichtliche Kontrollinte11sität bei der 
materiell-rechtlichen Nachprüfung des Planfeststellungsbeschlusses für raumbeanspru­
chende Großprojekte, 1992, S. 107 ff. 
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Das Bundesverwaltungsgericht verstand die Planungsleitsätze ursprünglich als 
Berücksichtigungsgebote bei der Abwägung und unterschied vorhabenbezogene 
„interne" Leitsätze von - besonders gewichtige Abwägungsbelange enthalten­
den - „externen" Leitsätzen146. Die Leitsätze dienten dabei häufig zugleich der 
Plamechtfertigung147 . Sie wurden im Schrifttum148 und in der Rechtspre­
chung149 häufig mißverstanden; man warf dem Bundesverwaltungsgericht eine 
Bevorzugung der fachspezifischen Interessen vor. Später korrigierte das Bun­
desverwaltungsgericht seine Terminologie. Unter Planungsleitsätzen versteht 
es nunmehr nur noch diejenigen gesetzlichen Regelungen, die strikte Bindun­
gen enthalten und im Wege der planerischen Abwägung nicht überwunden 
werden können150

• Das bedeutet aber nicht, daß auf das Merkmal „Einhaltung 
der Planungsleitsätze" gänzlich verzichtet werden sollte151 , da es sich von 
selbst verstehe, daß die einschlägigen materiellrechtlichen Bestimmungen zu 
beachten sind152 . Vielmehr stehen die Planungsleitsätze im Zusammenhang mit 

146 Grundlegend BVerwG, Urteil vom 14.2.1975 - IV C 21.74 -, BVerwGE 48, 56 (59, 
62 f.). 

147 Vgl. BVerwG, Urteil vom 10.2.1978 - 4 C 25.75 -, BVerwGE 55, 220 (227)= 
Buchholz 445.4 § 31 WHG Nr. 4 = BayVBI. 1978, 341 = DÖV 1978, 410 = 
DVBJ. 1979, 63 = MDR 1978, 694 = NJW 1978, 2308 = RdL 1979, 68 = 
VerwRspr. 30, 133 = ZfW 1978, 363; VGH Bad.-Württ„ Urteil vom 23.4.1981 - 5 
S 2342/80 -, ESVGH 31, 196 (197). Vgl. auch Dieter Lorenz, Das Landesstraßen­
recht in der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg, 
VBlBW 1984, 329 ff. (340). 

148 Hans-Jürgen Papier, Rechtliche Bindung und gerichtliche Kontrolle planender Ver­
waltung im Bereich des Bodenr~chts, NJW 1977, 1714 ff. (1717); Rüdiger Breuer, 
Die Bedeutung des § 8 BNatSchG für Planfeststellungen und qualifizierte Genehmi­
gungen nach anderen Fachgesetzen, NuR 1980, 89 ff. (93), Hans Schlarmann, 
Rechtskontrolle von Planungen in der Bundesrepublik Deutschland, in: Josef Azizi f 
Stefan Griller (Hrsg.), Rechtsstaat und Planung, Wien u.a. 1982, S. 1 ff. (19); Erich 
Gassner, Die Überwindungslast bei der Abwägung öffentlicher Interessen durch die 
Verwaltung, DVBI. 1984, 703 ff. (706); Wilfried Kügel, Planfeststellungsbeschluß, S. 
140 f. 

149 BayVGH, Urteil vom 30.3.1982 - 8 B 80 A. 10 u.a. -, BayVBl. 1982, 597; aufgeho­
ben durch BVerwG, Urteil vom 22.3.1985 - 4 C 73.82 -, BVerwGE 71, 163. 

150 BVerwG, Urteil vom 22.3.1985 - 4 C 73.82 -, BVerwGE 71, 163 (165); hierzu Ru­
dolf Steinberg, Planrechtfertigung und Planungsleitsätze in der straßenrechtlichen 
Planfeststellung, NVwZ 1986, 812 ff. 

151 Ulrich Kuschnerus, Die Berücksichtigung von Umweltbelangen beim Straßenbau -
Zur praktischen Anwendung des,Abwägungsgebots im Straßenrecht, DÖV 1987, 409 
(411). 

152 So Jürgen Kühling, Fachplanungsrecht, Rdnr. 233. 
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der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plange­
nehmigungi53. Es handelt sich um die zwingenden gesetzlichen externen (nicht 
bereichsspezifischen) und internen Vorgaben für die planerische Abwägung. 

Um es noch ein.mal zu betonen: Hinsichtlich der Planungsleitsätze des Se­
kundärrechts kommt nur eine formelle Konzentrationswirkung in Betracht; 
hinsichtlich der Abwägung selbst entfaltet der Planfeststellungsbeschluß mate­
rielle Konzentrationswirkung. 

Ein Planungsleitsatz in diesem Sinne ist nach h.M. die Vermeidung ver­
meidbarer Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft gemäß § 8 Abs. 2 
Satz 2 BNatSchG. 

c) Abwägungsgebot 

Das Abwägungsgebot ist das Gegenstück der planerischen Gestaltungsfrei­
heit154. Es gilt für alle Planungen, also auch für die eisenbahnrechtliche Fach­
planung155. Das Abwägungsgebot trägt dem Prozeßcharakter der Planungen 
Rechnung (Ermittlungs-, Bewertungs- und eigentliche Abwägungsphase) und 
fordert die Prüfung, ob eine Abwägung überhaupt stattgefunden hat, in die 
Abwägung alle Belange einbezogen wurden, die nach Lage der Dinge einzu­
stellen waren, die Bedeutung der betroffenen öffentlichen und privaten Belange 
erkannt wurde und der Ausgleich zwischen den von der Planung berührten 
Belangen in einer Weise vorgenommen wurde, der zur objektiven Gewichtig­
keit einzelner Belange im angemessenem Verhältnis steht. Aus dieser Prüfung 
ergeben sich die möglichen Abwägungsfehler des Abwägungsausfalls und -de­
fizits sowie der Abwägungsfehleinschätzung und -disproportionalität. Dies al­
les ist schon seit langem gefestigte Rechtsprechung156, die allerdings in Flos­
keln zu erstarren drohte und Gefahr lief, alle Abwägungsfehler gleich zu be­
handeln. Im Kern ist diese Abwägungslehre auch gegen die neueste Kritik von 

153 So bereits Michael Ronellenfitsch, VerwArch 1989, 94 f.; ebenso Athanassios Tsevas, 
Kontrollintensität, S. 112 ff. 

154 Einzelheiten bei Michael Ronellenfitsch, Die Abwägung bei der Zulassung von Auto­
mobilsportveranstaltungen, DAR 1995, 274 ff. 

155 BVerwG, Urteil vom 14.12.1979 - 4 C 10.77 -, BVerwGE 59, 253. 

156 Vgl. bereits die Nachweise bei Michael Ronellenfi,tsch, Eingriffe in Natur und Land­
schaft bei der wasserwirtschaftlichen Planfeststellung, VerwArch. 1986, 177 ff. (188 
ff.) 
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Bartlsperger zu verteidigen157
• Jedoch muß hinsichtlich der Konsequenzen der 

Abwägungsmängel in der Tat differenziert werden. Verfahrensverstöße, aber 
auch inhaltliche Irrtümer der Planfeststellungsbehörde sind unschädlich, wenn 
das Abwägungsergebnis akzeptabel ist (oder jedenfalls von einer Kontrollin­
stanz nicht maßgeblich verbessert werden könnte). Das hat auch der Gesetzge­
ber erkannt. Mängel bei der Abwägung der von dem Vorhaben berührten öf­
fentlichen und privaten Belange sind nach§ 20 Abs. 7 Satz 1 AEG nur erheb­
lich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluß ge­
wesen sind. Da Art. 19 Abs. 4 GG nur materielle Rechte schützt, die durch 
eine inhaltliche (im Ergebnis) korrekte Abwägung nicht verletzt sein können, 
ist eine einschränkende Auslegung der Vorschrift unnötig158

. 

d) Abstimmungsgebot 

Der umfassende Geltungsanspruch öffentlicher Planungen führt zwangsläufig 
zu Kollisionen, wenn sich die Planungen verschiedener Planungsträger über­
schneiden. Die Auflösung der Kollision im Interesse eines umfassenden Pla­
nungssystems macht es erforderlich, Gesamt- und Fachplanungen untereinan­
der und aufeinander abzustimmen. Ähnlich müssen auch benachbarte Planun­
gen koordiniert werden. Ein Patentrezept für die Art und Weise der Abstim­
mung gibt es nicht. Jedoch lassen sich - nach Maßgabe des Gegenstromprin­
zips und des Gebots der Rücksichtnahme - Kollisionsgrundsätze159 aufstellen, 
nämlich: 

(1) Vorrang der Bundes- vor der Landesplanung, 

(2) Vorrang der überörtlichen vor der örtlichen Planung 

(3) Vorrang der privilegierten Fachplanung vor der Gesamtplanung 

(4) Vorrang der früheren noch betriebenen vor der späteren Fachplanung 

157 Vgl. Richard Bartlsperger, Planungsrechtliche Optimierungsgebote, DVBI. 1996, S. 
1 ff. Die grundlegenden Ausführungen erfordern eine gesonderte Auseinandersetzung, 
die vorliegend nicht geleistet werden kann. 

158 Vgl. aber BVerwG, Urteil vom 21.8.1981 - 4 C 57.80 -, BVerwGE 64, 33 (40) = 
Buchholz 406.11 § 155b BBauG Nr. 1 = BayVBI. 1982, 118 = BRS 38, 81 = 
DVBL 1982, 354 = NJW 1982, 591 = UPR 1982, 22 = ZfllR 1981, 286; Urteil 
vom 31.3.1995 - 4 A 1.93 -, UPR 1995, 308. 

159 Vgl. Michael Ronellenfitsch, Einführung, S. 13 f. Zum Zusammentreffen von Plan­
feststellungen: ders., Die Koordirrntion der verkehrlichen Fachplanungen im Zentralen 
Bereich Berlin, in: Jöm Ipsen u.a. (Hrsg.), Verfassungsrecht im Wandel, 1995, S. 
167 ff. 
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( 5) Vorrang der gleichzeitig betriebenen umfassenderen Planfeststellung vor 
der weniger bedeutsamen Planfeststellung. 

5. Einwendungen 

Nach § 74 Abs. 2 Satz 1 VwVfG entscheidet die Planfeststellungsbehörde im 
Planfeststellungsbeschluß über die Einwendungen, über die bei der Erörterung 
von der Anhörungsbehörde keine Einigung erzielt worden ist. Die Formulie­
rung ist mißverständlich. Daß die Planfeststellungsbehörde über ausgeräumte 
oder sonstwie erledigte Einwendungen nicht zu entscheiden hat, versteht sich 
von selbst. Grundsätzliche fließen aber alle Einwendungen in die einheitliche 
Abwägungsentscheidung ein. Eine Bindung an etwaige Zusagen des Vorhaben­
trägers oder gar der Anhörungsbehörde kommt nicht in Betracht160

• 

6. Naturschutzrechtlicher Eingriff i UVP 

a) Eingriffsregelung 

Dem Verursacher von Eingriffen in Natur und Landschaft legen § 8 
BNatSchG161 bzw. die Naturschutzgesetze der Länder162

, bestimmte Verpflich­
tungen auf (Eingriffsregelung) 163

. Die Eingriffsregelung macht den Naturschutz 
zu einer Aufgabe aller Behörden', die mit Eingriffen in Natur und Landschaft 
zu tun haben164

• Das allgemeine Naturschutzrecht kennt grundsätzlich kein ei-

160 BVerwG, Urteil vom 25.10.1967 - IV C 148.65 -, DVBl. 1968, 32 = VkBl. 1968, 
75; Hans Carl Fickert, DVBI. 1984, 215. 

161 Bundesnaturschutzgesetz vom 12.12.1976 (BGBL 1 S. 3574). 

162 Vgl. die Übersicht bei Bernd Bender I Reinhard Spanvasser, Umweltrecht, 2. Aufl 
1990, Rdm. 1305 ff. 

163 Hierzu bereits Michael Ronellenfitsch, Eingriffe in Natur und Landschaft bei der was­
serwirtschaftlichen Planfeststellung, VerwArch. 1986, 177 ff. (180). 

164 Allgemein zur Eingriffsregelung die Beiträge in: Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten I ANL (Hrsg.), Rechts- und Verwaltungsaspekte der na­
turschutzrechtiichen Eingriffsregeiung, Laufener Seminarbeiträge li85; ferner Hans 
Carl Fickert, Der Verkehrswegebau im Lichte des neuen Naturschutz- und Land­
schaftspflegerechts, BayVBI. 1978, 681 ff.; Rüdiger Breuer, Die Bedeutung des § 8 
BNatSchG für Planfeststellungen und qualifizierte Genehmigungen nach anderen 
Fachgesetzen, NuR 1980, 89 ff.; Erich Gassner, Eingriffe in Natur und Landschaft 
und ihr Ausgleich nach§ 8 BNatSchG, NuR 1984, 81 ff.; ders., Zur Fortentwicklung 
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genständiges naturschutzrechtliches Verfahren. Den Naturschutzbehörden wird 
an den fachlichen Zulassungsverfahren lediglich eine Mindestbeteiligung nac-h 
§ 3 Abs. 2 BNatSchG zugestanden, die auch im Verhältnis zu Bundesbehörden 
besteht165

• 

§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG gewährt anerkannten Naturschutzver­
bänden ein Mitwirkungsrecht allein in Planfeststellungsverfahren über Vorha­
ben, die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden sind. 

Materiellrechtlicb knüpft § 8 Abs. 1 BNatSchG an den unbestimmten 
Rechtsbegriff der Eingriffe in Natur und Landschaft an. Eingriffe in Natur und 
Landschaft sind Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, 
welche die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild 
erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können. Nur wenn Eingriffe im 
Sinne dieser Bestimmungen vorliegen, treten die Folgen der Eingriffsregelung 
ein. Ob überhaupt ein Eingriff vorliegt, läßt sich häufig nicht eindeutig sagen. 
Die Interpretation der unbestimmten Rechtsbegriffe des § 8 Abs. 1 BNatSchG 
dürfte nicht zulet7t vom jeweiligen Umweltverständnis abhängen166

• 

Materielle Folgen des Eingriffs sind Pflichten des Eingreifenden, die in ei­
ner Stufenordnung stehen: 

Zunächst besteht das Gebot, vermeidbare Eingriffe zu unterlassen. Hier­
bei handelt es sich, genau besehen, um ein Minimierungsgebot167

, für welches 

des naturschutzrechtlichen Planungsrechts, UPR 1988, 321 ff.; ders., Zur Verwirkli­
chung des Integritätsinteresses in der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, NuR 
1988, 67 ff.; Günter Gaentzsch, Die naturschutzrechtiiche Eingriffsregeiung, NuR 
1986, 89 ff.; Michael Ronellerifitsch, Rechts- und Verwaltungsaspekte der natur­
schutzrechtlichen Eingriffsregelung, NuR 1986, 284 ff.; ders., Einführung in das Pla­
nungsrecht, S. 101 ff.; Stefan Paetow, Die gerichtliche Überprüfbarkeit der Entschei­
dung über die Zulassung von Eingriffen in Natur und Landschaft, NuR 1986, 144 ff.; 
Ludger Pielow, Ist die Eingriffsregelung nach § 8 BNatSchG ein Papiertiger?, NuR 
1987, 165 ff.; Gerhardt Uebersohn, Die Implementation der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung, NuR 1989, 114 ff.; Matthias Ehrlein, Die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung, VBlBW 1990, 121 ff.; Franz Dirnberger, Recht auf Naturgenuß 
und Eingriffsregelung, 1991; Alexander Schink, Die Eingriffsregelung im Natur­
schutz- und Landschaftsrecht, DVBl. 1992, 1390 ff. 

165 § 4 Satz 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BNatSchG. 

166 Vgl. nur die Kritik von Ludger Pielow, NuR 1987, 165 ff., an der vom Verf. vertre­
tenen Begriffsbestimmung. 

167 In der Tendenz zutreffend die „Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege beim Bundesfernstraßenbau" - Ausgabe 1987 - HNL-StB 87, 
i.3.i.3. Ebenso auch BVerwG vom 21.8.1990, NuR 1991, 36; vom 27.9.1990, 
DVBL 1991, 209 {213). 
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folgerichtig der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit maßgeblich ist. Neuerdings 
versteht das Bundesverwaltungsgericht das V ermeidungsgebot allerdings als 
(strikten) Planungsleitsatz168

• Die Annahme eines rigiden Verbots vermeidbarer 
Eingriffe geht jedoch zu weit, weil sie den Naturschutz gegenüber an sich zu-
11 ~• • „ "J' 'I 'I 11 11 • e • T T • „„ ......, • II ~l_"a ilo 'I ilo 'II '11!1 II 1ass1gen vornaoen veraosomnerr. unverme1aoare hmgnrre sma mnernam ei-
ner zu bestimmenden Frist durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege auszugleichen 169

• Da ein „Ausgleich" faktisch immer aus­
geschlossen ist, handelt es sich um einen normativen Begriff, dessen Konturen 
sich aus § 8 Abs. 2 Satz 4 BNatSchG erschließen lassen. Hiernach genügt ein 
funktioneller Zusammenhang zwischen Eingriff und Ausgleich. Ist ein gleich­
wertiger Ausgleich ausgeschlossen, so genügt auch ein gleichartiger Ausgleich; 
ist ein Vollausgleich ausgeschlossen, so genügt auch ein Teilausgleich170

• Sind 
Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden und im erforderlichen Maße auszuglei­
chen, so sind die Eingriffe nur dann zu untersagen, wenn die Belange des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller an Natur und 
Landschaft zu stellenden Anforderungen im Range vorgehen. Das Abwä­
gungsgebot erstreckt sich somit auch auf die Berücksichtigung der naturschutz­
rechtlichen Eingriffsregelung171

• 

b) UVP 

Die UVP ist nach § 18 Abs. 1 Satz 2 AEG im Rahmen der Abwägung 
mitzuberücksichtigen. Das galt auch schon früher für die eisenbahnrechtliche 
Planfeststellung. Somit beeinflußt die durch das UVPG172 eingeführte UVP 

168 Beschluß vom 30.10.1992 - 4 A 4.92 -, NVwZ 1993, 565 (568). Hierzu Michael 
Ronellenjitsch, VerwArch 1993, 537 ff. (554 f.). 

169 § 8 Abs. 2 Satz 1Halbsatz2 BNatSchG. 

170 Michael Ronellenjitsch, NuR 1986, 287. 

171 BVerwG, Urteil vom 27.9.1990 - 4 C 44.87 -, NVwZ 1991, 364 (367). 

172 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 12.2.1990 (BGBl. I S. 
205), geändert durch Art. 6 Abs. 28 EisenbahnneuordnungsG.; hierzu Manin Beck­
mann, Rechtsschutz Drittbetroffener bei der Umweltverträglichkeitsprüfung, DVBl. 
1991,358 ff.; ders„ Der Rechtsschutz des Vorhabenträgers bei der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung, NVwZ 1991, 427 ff.; Rolf Dohle, Anwendungsprobleme eines Ge­
setzes zur UVP (UVPG), NVwZ 1989, 697 ff.; Hermann Soell /Franz Dimberger, 
Wieviel Umweltverträglichkeit garantiert die UVP?, NVwZ 1990, 705 ff.; Albrecht 
Weber 1 Ulrich Heilmann, Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP­
Gesetz), NJW 1990, 1625 ff. sowie die Kommentare von Wilfried Erbguth / Alexan­
der Schink, 1992 und Werner Hoppe (Hrsg.), 1995. 



70 

zwar in erheblichem Umfang die Verfahrensgestaltung, hat aber keine bedeut­
same Veränderung des bisherigen materieiien Rechts gebracht173

• 

Daher fehlt es nicht an Versuchen, enttäuschte (ausschließlich umwelt­
schutzfixierte) Erwartungen im Wege einer exzessiv-extensiven Gesetzesinter­
pretation unter Berufung auf angeblich europarechtliche Vorgaben doch noch 
zum Erfolg zu führen. Ein in materieller Hinsicht konventionelles Verständnis 
der UVP steht jedoch mit diesen Vorgaben im Einklang: Am 1.6. 1980 legte 
die Kommission dem Ministerrat erstmals einen Richtlinienvorschlag vor174

• 

Am 27.7.1985 wurde nach zähen Verhandlungen die Richtlinie über die Um­
weltverträglichkeit bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten erlas­
sen. Die Richtlinie ist vorhabenbezogen. Nach Art. 2 UVP-RL treffen die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, damit vor Erteilung der Ge­
nehmigung die Projekte, bei denen insbesondere aufgrund ihrer Art, ihrer 
Größe oder ihres Standortes mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu 
rechnen ist, einer Prüfung in bezug auf ihre Auswirkungen unterzogen wer­
den. Vorgaben über die Konsequenzen dieser Prüfung enthält die UVP-RL 
nicht. Die umweltrelevanten Projekte werden in Art. 4 UVP-RL definiert. 
Projekte der in Anhang 1 der Richtlinie aufgeführten Klassen sind nach Art. 4 
Abs. 1 UVP-RL grundsätzlich immer einer vollständigen UVP zu unterziehen, 
es sei denn, die Mitgliedstaatefr nehmen in Ausnahmefällen - wie etwa im 
Falle der Plangenehmigung - ein einzelnes Projekt ganz oder teilweise von den 
Bestimmungen dieser Richtlinie aus 175

• Anhang 1 der Richtlinie erwähnt aus­
drücklich Eisenbahnen des Fernverkehrs. Das UVPG definiert in § 1 den Ge­
setzeszweck in enger Anlehnung an die EG-Richtlinie. Nach § 3 UVPG ist die 
Anwendbarkeit des Gesetzes ebenfalls gegenständlich u..mschrieben; auch die 
umgesetzte nationale UVP ist projektbezogen. Der UVP unterliegen nach § 3 
Abs. 1 UVPG die in der Anlage zu diesem Gesetz auf geführten Vorhaben, 
wobei die Bundesregierung durch zustimmungsbedürftige Rechtsverordnungen 
Erweiterungen und Einschränkungen vornehmen kann. Laut Anlage zu § 3 
UVPG ist die UVP u.a. durchzuführen für Bau und Änderung von Anlagen 
einer Eisenbahn des Bundes, die einer Planfeststellung nach dem Allgemeinen 

173 Zum früheren Diskussionsstand: Michael Ronellenfitsch, Standortwahl bei Abfallent­
sorgungsanlagen: Planfeststellungsverfahren und Umweltverträglichkeitsprüfung, 
DÖV 1989, 737 ff. 

174 ABI. EG Nr. C 169 vom 9.7.1980, S. 14. 

175 In diesem Fall muß aber erstens eine alternative Form der Prüfung und Öffentlich­
keitsbeteiligung erwogen, zweitens die Öffentlichkeit über die Ausnahme und die 
Gründe ihrer Gewährung informiert und drittens die Kommission ebenfalls über die 
Gründe der Ausnahme unterrichtet und wie die Staatsangehörigen des Mitgliedstaates 
über das Vorhaben informiert werden; Art. 2 Abs. 3 UVP-RL. 
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Eisenbahngesetz bedürfen (Nr. 9). Das Frühzeitigkeitsgebot der UVP-RL 
zwingt im übrigen nicht dazu, die fönnliche UVP vorzuverlagern. Nach dem 
eindeutigen Wortlaut von Art. 2 Abs. 1 UVP-RL erfolgt die Prüfung der Um­
weltauswirkungen eines Projekts vor seiner (endgültigen) Genehmigung. § 15 

a. 'W ... 11 r'".lo 4 / JI, 111 -II T T"IJI' ......... ,...,. • 1'1 • f'- III •• „ e "I III 'II _ • „ ____ II_ 111_ 1 _ 

Abs. l una ~ io ADS. l u v Yu stellen eme rreiw1111ge uno Jeoerzen rev1s101e 
Erweiterung der UVP-RL dar. 

Die UVP ist ein unselbständiger Teil des Planfeststellungsverfahrens176
• 

Somit ist die Planfeststellungsbehörde für ihre abschließende Durchführung 
zuständig. 

Die UVP umfaßt die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der Auswir­
kungen eines Vorhabens auf Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und Landschaft, einschließlich der jeweiligen Wechselwirkungen, 
sowie auf Kultur- und sonstige Sachgüter177

• Die nach § 6 UVPG zur Prüfung 
der Umweltverträglichkeit erforperlichen Unterlagen sind vom Träger des 
Vorhabens zu Beginn des Verfahrens der Anhörungsbehörde vorzulegen. Sie 
haben die gesetzlichen r-vfindestangaben zu enthalten und vollständig zu sein. 

Die UVP weist folgende Gliederung auf 

(1) Zusammenfassende Darstellung der Umwelteinwirkungen des Vorhabens 

(2) Bewertung der Umwelteinwirkungen des Vorhabens 

(3) Zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Umwelteinwirkungen 
der Vorhabensvarianten 

( 4) Zusammenfassende Gesamtbeurteilung. 

Die auf den Unterlagen nach § 6 UVPG, den behördlichen Stellungnahmen 
nach § 7 UVPG sowie den Äußerungen der Öffentlichkeit nach § 9 UVPG be­
ruhende „zusammenfassende Darstellung der Umwelteinwirkungen" nach 
§ 11 UVPG umfaßt jeweils schutzgutbezogen die Beschreibung der Umwelt im 
Untersuchungsraum, die Darstellung der Umwelteinwirkungen und Vermei­
dungs-/Verminderungsmaßnahmen sowie die Darstellung der Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen. Die Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens 
nach § 12 UVPG unter Einbeziehung der Eingriffsregelung nach § 8 
BNatSchG wird auf der Grundlage der zusammenfassenden Darstellung der 
Umwelteinwirkungen erarbeitet und hat auch die Äußerungen der Öffentlich­
keit (einschließlich der Umweltschutzverbände) und die behördlichen Stellung­
nahmen zu berücksichtigen. Bei linienbezogenen Vorhaben müssen in aller 

176 § 2 Abs. 1 UVPG. 

177 § 2 Abs. 1 UVPG. 
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Regel Trassenvarianten untersucht werden. Dies wirkt sich auch auf die UVP 
aus. Daher hat eine (wiederum schutzgutbezogene) zusammenfassende Dar­
stellung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Vorhabensvarian­
ten nach § 11 und § 12 UVPG stattzufinden, in die grundsätzlich immer auch 
die Nuilvariante einzubeziehen ist. uie zusammenfassende Gesamtbeurteilung 
enthält die Folgerung aus den skizzierten Betrachtungen. 

c) Verhältnis 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung stellt in der Sache bereits eine par­
tielle UVP dar, unterscheidet sich aber von der UVP im Sinne des UVPG in 
mehrfacher Hinsicht. Einerseits geht die UVP nicht nur wegen der Einbezie­
hung der Öffentlichkeit weiter als die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, 
bei der nur eine Beteiligung der anerkannten Naturschutzverbände vorgesehen 
ist. Sie verfolgt auch einen integrativen (medienübergreifenden) Ansatz, wäh­
rend die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung allein den U mweltgiitern 
dient, die sich unter die Begriffe Natur und Landschaft subsumieren lassen. 
Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist damit sektoral ausgerichtet. 
Andererseits stellt eben deshalb die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
strengere Anforderungen an die Zulassung von Eingriffen im Rahmen von 
Abwägungsentscheidungen. Die ,erwähnte Stufenordnung von Vermeidung -
Ausgleich - Ersatz wird durch das Berücksichtigungsgebot nach § 12 UVPG 
(im Anschluß an Art. 8 UVP-RL) nicht vorgegeben. § 12 UVPG ermöglicht 
auch eine Saldierung von Umwelteinwirkungen178

, so daß etwa eine Verbesse-
rung der W ohr.kultur zulasten der Tier- und Pflanzenwelt durchaus umweltver-
träglich ist. Was eine Kompensation im Sinne der UVP sein kann, gilt nicht 
zugleich als Ausgleich im Sinne des Naturschutzrechts. Das ändert aber nichts 
daran, daß die Schutzgüter des § 8 BNatSchG und des § 1 UVPG sich weitge­
hend überschneiden. § 2 Abs. 2 UVPG spricht ausdrücklich von „sonstigen 
Eingriffen in Natur und Landschaft". Folglich würde der integrative Ansatz 
der UVP verfehlt, wenn in ihr nicht erneut und unter Inkaufnahme von Wie­
derholungen die Schutzgüter der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung mit­
berücksichtigt würden. 

178 Wiljried Erbgut I Alexander Schink, UVPG, § 12 Rdnr. 11. 
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7. Aufbau 

Der Planfeststellungsbeschluß ist aufgebaut wie alle klassischen Verwaltungs­
akte, besteht also aus verfügendem Teil mit Nebenbestimmungen, Begründung 
und Rechtsbehelfsbelehrung. 

Der verfügende Teil ist der Entscheidungssatz (Tenor). 

Zum verfügenden Teil gehören auch die Entscheidungssätze der Nebenbe­
stimmungen. 

Für die vom Planfeststellungsbeschluß eingeschlossenen wasserrechtlichen 
Erlaubnisse und Bewilligungen ist trotz § 14 Abs. 1 WHG keine eigene (selb­
ständige) Entscheidung zu treffen 179

• Gleichwohl sollten aus Gründen der Ver­
fahrenspraktikabilität im verfügenden Teil die wasserrechtlichen Entscheidun­
gen gesondert aufgeführt werden. Was in den Plänen festgesetzt wird, braucht 
im verfügenden Teil nicht aufgeführt zu werden. Nebenbestimmungen, die sich 
aus den Plänen ergeben, gehören nicht in den verfügenden Teil. 

Vom verfügenden Teil klar zu unterscheiden ist die Begründung, aus der 
sich die Rechtsgrundlagen und die rechtliche Ableitung der Entscheidung erge­
ben müssen. Erforderlich sind insbesondere Aussagen zur Planrechtfertigung, 
zu den Planungsleitlinien, zur planerischen Abwägung und zur Abstimmung 
mit sonstigen raumrelevanten Planungen. Was die Abwägung angeht, so kön­
nen die Ausführungen kurz sein~( wenn die Einwendungen ausführlich gewür­
digt werden. Das ist bei den Betroffeneneinwendungen unerläßlich. Die Je­
dermann-Einwendung sollten strukturiert werden. 

Im übrigen muß nicht jede Einwendung individuell behandelt werden, zu­
mal üblicherweise der größte Teil von Einwendungen in Form von Sammel­
einwendungen mit ggf. individuellen Ergänzungen erhoben wird. Eine eindeu­
tige Trennung von Betroffenen- und Jedermann-Einwendungen ist dann nicht 
möglich180

• Zweckmäßig ist es in solchen Fällen, auf die Einwendungen, denen 
im Rahmen der Erörterung und der sich anschließenden Abwägung nicht ent­
sprochen werden konnte, generalisierend nach thematischen Schwerpunkten 
geordnet einzugehen181

• Lediglich die Einwendungen der dinglich Betroffenen 
müssen individuell behandelt werden. 

179 Zum Streitstand: Rudolf Steinberg, Fachplanungsrecht, § 3 Rdnr. 144. 

180 Vgl. auch BVerwG, Beschluß vom 13.3.1995 - 11VR5.95 -, UPR 1995, 269. 

181 Beispiel: Allgemeine Einwendungen (allgemeinpolitische Aussagen, Einwendungen 
gegen das Vorhaben schlechthin), Planrechtfertigung, Verfahren, Grundlagen der Pla­
nung / Raumordnung, Abstimmung mit anderen Planungen, Verfahrensgrenzen, Lini­
enbestimmung I Varianten, Eingriffsregelung, UVP, Abwägung. 
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Für die Rechtsbehelfsbelehrung gelten, namentlich in den Fällen erstin­
stanziicher Zuständigkeit des Bundesverwaitungsgerichts, einige Besonderhei­
ten. Allgemein ist zu unterscheiden, ob eine individuelle Zustellung oder eine 
öffentliche Bekanntmachung des Planfeststellungsbeschlusses erfolgte. Im Falle 
der öffentlichen Bekanntmachung häit das Bundesverwaitungsgericht die For­
mulierung, daß gegen den Planfeststellungsbeschluß innerhalb eines Monats 
„nach seiner Zustellung" Klage erhoben werden könne, für irreführend182

• Die 
öffentliche Bekanntmachung ist aber eine Form der Zustellung. Mit Ende der 
Auslegungsfrist "gilt der Beschluß als zugestellt" 183

• Folglich ist eine Rechts­
behelfsbelehrung, die diesen Hii;iweis enthält, hinreichend eindeutig. Ist das 
Bundesverwaltungsgericht erstinstanzlich zuständig, so dürfte - anders als für 
Revisionsverfahren184 

- ein Hinweis auf den Vertretungszwang nach§ 67 Abs. 
1 Satz 1 VwGO unerläßlich sein. Aus dem Vertretungszwang, der eine rechts­
kundige Vorprüfung sicherstellen soll 185

, folgt, daß eine (entsprechend § 81 
Abs. 1 Satz 2 VwGO vorgenommene) Klageerhebung zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten bei der Geschäftsstelle des Bundesverwaltungsgerichts nicht 
in Betracht komme86

• 

8. Zustellung und Bekanntmachung 

Der Planfeststellungsbeschluß ist grundsätzlich dem Träger des Vorhabens, 
den bekannten Betroffenen und., denjenigen, über deren Einwendungen ent­
schieden worden ist, individuell zuzustellen187

• Ergänzend zu der individuellen 
Zustellung sieht § 74 Abs. 4 Satz 2 VwVfG vor, daß eine Ausfertigung des 
Beschlusses mit einer Rechtsbehelfsbelehrung und einer Ausfertigung des fest­
gestellten Plans in den Gemeinden zwei Wochen zur Einsicht auszulegen ist, 
wobei Ort und Zeit der Auslegung ortsüblich bekanntzumachen sind und auf 
die Wirkung der Auslegung hinzuweisen ist: Mit dem Ende der Auslegung gilt 
nämlich der Beschluß auch gegenüber den unbekannten Betroffenen als zuge-

182 Beschluß vom 31.3.1995 - 4 A 1.93 -, UA S. 5. 

183 Vgl. weiter im Text. 

184 BVerwG, Beschluß vom 14.10. 1960 - 1 C 127.60 -, VerwRspr. 13, 112; Urteil vom 
15.8.1977 - 4 C 3.74 -, BVerwGE 52, 226 (232); a.A. BSG, Urteil vom 25. 8. 1955 
- IV RJ 21154 -, NJW 1956, 159. 

185 BVerwG, Beschluß vom 13.7.1989 - 4 B 140.88 -, Buchholz 406.11 § 236 BauGB 
Nr. 1 = NVwZ 1990, 459. 

186 BVerwG, Beschlw3 vom 31.3.1995 - 4 A i.93 -. 

187 § 20 Abs. 3 AEG;§ 74 Abs. 4 Satz 1 VwVfG. 
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stellt, erlangt ihnen gegenüber also Wirksamkeit und kann unanfechtbar wer­
den188. Die Unterscheidung von bekannten und unbekannten Betroffenen kann 
gelegentlich Schwierigkeiten bereiten. Grundsätzlich ist vom Personenkreis des 
§ 73 Abs. 5 VwVfG auszugehen.~ Zu berücksichtigen ist aber die unterschiedli­
che Situation bei Verfahrensbeginn und Verfahrensabschluß. Bekarmt im Sinne 
des § 74 Abs. 4 Satz 1 VwVfG sind diejenigen Betroffenen, die bei Verfah­
rensbeginn nach Person und Aufenthalt bekannt waren. Hinzu kommen aber 
auch die Betroffenen, von denen die Anhörungs- oder Planfeststellungsbehörde 
im Verlauf des Verfahrens in gleicher Weise durch eigene Ermittlungen oder 
sonstwie Kenntnis erlangte, unabhängig davon, ob diese Betroffenen Einwen­
dungen erhoben haben oder nicht. Nicht bekannt sind Personen, bei denen 
noch Ermittlungstätigkeiten der Planfeststellungsbehörde nötig wären189

• 

In Massenverfahren, d.h. wenn außer an den Träger des Vorhabens mehr 
als 300 Zustellungen an bekannte Betroffene vorzunehmen sind, können diese 
Zustellungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die öffentli­
che Bekanntmachung dient dem Interessenausgleich in mehrpoligen Rechtsver­
hältnissen (Verfahrenseffizienz, Rechtsschutzbelange, Belange des Vorhaben­
trägers) und ist verfassungsrechtlich unbedenklich190

, wenn nicht gar geboten. 
Sie wird dadurch bewirkt, daß der verfügende Teil des Planfeststellungsbe­
schlusses, die Rechtsbehelfsbelehrung und ein Hinweis auf die Auslegung für 
die unbekannten Betroffenen im amtlichen Veröffentlichungsblatt der zuständi­
gen Behörde (Planfeststellungsbehörde) und außerdem in örtlichen Tageszei­
tungen bekanntgemacht werden, die in dem Bereich verbreitet sind, in dem 
sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird191

• Mit dem verfügenden 
Teil ist nach Sinn und Zweck der Vorschrift nur der wesentliche Inhalt des 
Planfeststellungsbeschlusses gemeint, der nicht zwingend mit dem Entschei­
dungsspruch (Tenor) identisch sein muß192

• Deshalb ist auch nur auf die Exi­
stenz von Auflagen hinzuweisen. Aufgabe der öffentlichen Bekanntmachungen 
ist es nämlich, gegenüber den möglicherweise in ihren Rechten Betroffenen 

.t. 

188 Vgl. Heinz-Joachim Bank, in: Paul Stelkens I Heinz-Joachim Bonk / Michael Sachs, 
Verwaltungsverfahrensgesetz, Komm„ 4. Aufl., 1993, § 74 Rdnr. 44. 

189 VG Neustadt a.d. Weinstraße, Beschluß vom 26.9.1990 - 7 L 2009/90 NW); bestätigt 
durch OVG Rheinland-Pfalz, Beschluß vom 20.12.1990; hiergegen Thomas Busch, 
Der bekannte Betroffene i.S. des § 74 IV 1 VwVfG, DVBI. 1991, 1190 f. 

190 BVerfG (Vorprüfungsausschw3), Beschluß vom 5.10.i982 - 2 BvR 3i6i8i -, NVwZ 
1983, 26; BVerwG, Urteil vom 27.5.1983 - 4 C 44 und 45.81 -, BVerwGE 67, 206 
= DVBL 1983, 901 = NJW 1984, 188. 

191 § 74 Abs. 5 Satz 2 VwVfG. 

192 BVerwG, Urteil vom 27.5.1983 - 4 C 44 und 45.81 -, BVerwGE 67, 206. 
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Anstoßwirkung193 zu entfalten194
• Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann 

- ..... - - _ _. .... „_ ... _., „ ...... „ • • ... 11 „ „ ....... 11 • t 1 'I,,. 
demzutolge der PlanteststellungsbeschJuJj bis zum Ablaut aer Kecmsoenens-
frist von den Betroffenen und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, 
schriftlich - kostenlos bzw. allenfalls gegen Erstattung der Versandkosten -

_ _ _ _ _ _ _ _ - - • • • 1 O<: ~ 

angefordert werden, worauf in der Bekanntmachung hinzuweisen 1st•N. uas 
Anforderungsrecht steht selbständig neben der öffentlichen Bekanntmachung196

• 

Auch ohne das Anforderungsrecht entfaltet die öffentliche Bekanntmachung 
Zustellungsfiktion; mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluß den 
Betroffenen und denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben haben, 
nach§ 74 Abs. 5 Satz 2 VwVfG als zugestellt. 

VI. Rechtsschutzfragen 

1. Vorbemerkung 

Während früher auf dem Gebiet der Verwaltungsgerichtsbarkeit das preußische 
System der objektiven Rechtskontrolle197 mit der süddeutschen Lehre konkur­
rierte, für die der Schutz der Individualrechte im Vordergrund stand198

, ist 
spätestens mit Erlaß der VwGO y die Entscheidung zugunsten des Individual­
rechtsschutzes gefallen. Die Generalklausel des § 40 Abs. 1 VwGO führte 
zugleich zu einer Akzentverschiebung. Die Verwaltungsgerichte hatten nicht 
nur Rechtsschutz gegen enumerativ aufgeführte Maßnahmen der Verwaltung 
zu gewähren, sondern wurden zuständig in „allen öffentlich-rechtlichen Strei-

193 BVerwG, Urteil vom 26.5.1978 - 4 C 9.77 -, BVerwGE 55, 369 (367 f.) = DVBI. 
1978, 815; BGH, Urteil vom 5.3.1981 - III ZR 48/89 -, NJW 1981, 2060; Urteil 
vom 7.1.1982 - III ZR 130/80 -, NVwZ 1982, 331. Vgl. auch Norbert Niehues, Die 
Bekanntgabe dinglicher Verwaltungsakte, DVBI. 1982, 317 ff. (322 f.) 

194 Beispielsweise genügt eine schlagwortartige Kennzeichnung des Plangebiets: BVerwG 
Urteil vom 6.7.1984 - 4 C 22.80 -, DÖV 1985, 237 = DVBL 1985, 110. Vgl. auch 
lost-Dietrich Busch, in: Hans-J<Sachim Knack (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG), Komm„ 4. Aufl., 1994, § 74 Rdnr. 5.2.3.3. 

195 § 74 Abs. 5 Satz 3 VwVfG. 

196 BayVGH, Urteil vom 23.6.1981 - 20 B 80 D. 20 -, DVBI. 1982, 207 (209) = 
NVwZ 1982, 128 (129). 

197 Rudolf von Gneist, Der Rechtsstaat, 1. Aufl. 1872, S. 270 f.; Philipp Zorn, Zum 
Problem der Verwaltungsgerichtsbarkeit, Festgabe für Paul Krüger, 1911, S. 511 ff. 

198 Grundlegend: Rudolf von Sarwey, Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechts­
pflege, 1880, S. 73, 79, 496: Georg; Meyer, Lehrbuch des Deutschen Verwaltungs­
rechts I, 1893, S. 46. 
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tigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art". Damit war die ausschließlich auf 
das Verhältnis Verwaltung / Bürger bezogene bipoiare Sichtweise verlassen 
und die Möglichkeit mehrpoliger Rechtsstreitigkeiten eröffnet. Die Zulassung 
von sog. "Drittinteressentenklagen", namentlich von Nachbarklagen, bedeutet 

„. „ . ,......,, . . • "'II -. i1 'I. • 'I • 'I • 1 T __ 1 • __ • 

zwar 01e Konsequente .t'ortentw1cKIUng oes verwanungsgencmncnen in01v1-
dualrechtsschutzes, darf aber nicht übertrieben werden. Entfernt sich das Inter­
esse des Dritten (etwa von Naturschutzverbänden) vom subjektiven Recht, 
droht ein anachronistischer Rückfall in das objektive Beanstandungsverfahren. 
Mit dem subjektiven Rechtsschutz hat es ferner nichts zu tun, wenn Verwal­
tungseinrichtungen um Kompetenzen streiten, die nicht auf einer gegenüber 
dem Prozeßgegner eigenständigen Rechtsposition beruhen. 

Der Gesichtspunkt des subjektiven Rechtsschutzes kommt in der VwGO in 
zweifacher Hinsicht zum Ausdruck. Erstens sind nach§ 42 Abs. 2 VwGO An­
fechtungs- und Verpflichtungsklagen regelmäßig nur zulässig, wenn der Kläger 
geltend macht, durch den Verwaltungsakt oder seine Ablehnung oder Unterlas­
sung in seinen Rechten verletzt zu sein. Das in der Klagebefugnis199 verankerte 
Erfordernis der eigenen Rechtsverletzung bedeutet den Ausschluß von Popu­
larklagen200. Ist der angefochtene' Planfeststellungsbeschluß (Plangenehmigung) 

199 Zur dogmatischen Einordnung der Klagebefugnis: Karl August Bettennann, Klagebe­
fugnis und Aktivlegitimation im Anfechtungsprozeß, in: Staatsbürger und Staatsge­
walt, 1963, S. 449 ff.; Wassilios Skouris, Verletztenklage und Interessentenklage im 
Verwaltungsprozeß, 1979; Dieter Neumeyer, Die Klagebefugnis im Verwaltungspro­
zeß, 1979; Norbert Achterberg, Die Klagebefugnis - eine entbehrliche Sachurteilsvor­
aussetzung?, DVBI. 1981, 278 ff.; Hans-Heinrich Rupp, Kritische Bemerkungen zur 
Klagebefugnis im Verwaltungsprozeß, DVBL 1982, 144 ff.; Albert Bleckmann, Die 
Klagebefugnis im verwaltungsgerichtlichen Anfechtungsverfahren, VBIBW 1985, 361 
ff.; Eberhard Schwerdtner, Die Klagebefugnis - eine zu enge Sachurteilsvorausset­
zung?, NVwZ 1990, 630 ff. 

200 Vgl. bereits PrOVG, Urteil vom,13.12.1872 (ohne Az.), PrOVGE 3, 186 (189: „Die 
Gesetzgebung über die Verwaltungsgerichtsbarkeit ist so wenig auf diesem wie auf 
den meisten anderen polizeilichen Gebieten dazu übergegangen, sei es die Wahrung 
des öffentlichen Interesses durch Gewährung einer Popularklage im Streitverfahren 
dem mehr oder minder unbestimmten Kreise Derjenigen zu übertragen, deren Interes­
sen durch die geordnete Handhabung der Polizeigewalt geschützt werden, sei es eine 
Konkurrenz des polizeilichen Einschreitens und der Popularklage zuzulassen. Der In­
halt und der gesetzgeberische Gedanke der auf das Streitverfahren in Polizeisachen 
bezljglichen \ 1 orscl1riften sind rJcht sowohl darin zu finden, daß die Interessen aller 
einzelnen Staatsangehörigen, welche mit dem unter den Schutz der Polizeigewalt ge­
stellten öffentlichen Interessen zusammenfallen, zu 'öffentlichen Rechten' erhoben 
würden, als vielmehr darin, daß diejenigen Eingriffe der Polizeigewalt in die 
Rechtssphäre der Einzelnen, welche zum Schutze des öffentlichen Interesses stattfin­
den, der Rechtskontrolle im Streitverfahren unterliegen. Nur auf gewissen Gebieten 
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bzw. ist die Ablehnung oder Unterlassung des begehrten Verwaltungsakts 
rechtswidrig, so gibt das Gericht der Anfechiungs- oder Verpflichtungsklage 
nur statt, wenn der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist(§ 113 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 4 Satz 1 VwGO). Zweitens muß für jede Verfahrenshandlung ein 

- - ... - - ~ - . - - -- - - „ „ "llll - ... „ „. - „ • - 11 allgememes Kechtsschutzbedürt·nis bestehen~v·. Uad.urcn sollen vencnte una 
Prozeßgegner (Arglistverbot2°2

) vor überflüssigen, nutzlosen und mutwilligen 
Prozessen bewahrt werden. Das Rechtsschutzbedürfnis fehlt demnach, wenn 
der Kläger oder Antragsteller sein prozessuales Ziel sachgerechter erreichen 
könnte, die Ausübung der prozessualen Befugnisse die Rechtsstellung des Klä­
gers oder Antragstellers nicht verbessern kann, Klage oder der Antrag aus­
schließlich dazu dienen, den Gegner zu schädigen oder das Gericht zu behelli­
gen oder die Rechtsmittel verfrüht sind. 

1 

Ist der Kläger nicht Adressat der belastenden oder erstrebten Entscheidung 
und auch nicht Beteiligter des festzustellenden Rechtsverhältnisses, so hängt 
die Klagebefugnis vom Vorliegen einer Schutznorm ab. Im Planfeststellungs­
recht gilt das insbesondere für die Nachbarklagen203

• Nachbarschutz begehren 
diejenigen, in deren räumlicher Nähe ein störendes Vorhaben zugelassen oder 
geduldet wird. Schutzgut im Nachbarstreit ist in erster Linie das Eigentum in 
allen Formen. Zum Kreis der Nachbarn zählen nur solche Berechtigten, die 
sich deutlich von der Allgemeinheit unterscheiden. Nach der neueren Recht­
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts müssen sie sich aus individualisier­
baren Tatbestandsmerkmalen der Schutznorm ermitteln lassen204

. Die Dogma­
tik des Nachbarstreits hat sich zwar schwerpunktmäßig im Baurecht entwickelt. 
Erfaßt wird aber erst recht das Planfeststellungsrecht; denn planfeststellungs­
bedürftige Vorhaben belasten die Umgebung noch st~rker als bauliche AriJa­
gen. Der Nachbarschutz gegen planfestgestellte bauliche Anlagen hängt vor 
allem von der Wirksamkeit des Rechtsschutzes gegen die Planung selbst ab. 
Was den Nachbarschutz gegen den „Betrieb" solcher Anlagen und Vorhaben 

ist den Interessen der Einzelnen - regelmäßig der Nachbarn, der adjacirenden Grund­
besitzer - neben dem öffentlichen Interesse ein besonderer Rechtsschutz im Streitver­
fahren oder in einem ähnlichen kontradiktorischen Verfahren eingeräumt worden ... "). 

201 Vgl. Hans-Christian Bock, Das Rechtsschutzbedürfnis im Verwaltungsprozeß, Diss. 
Göttingen 1971; BVerwG, Beschluß vom 25.1.1995 - 6 P 19.93 -, DÖV 1995, 
918 f.(LS); Urteil vorn 9.2.1995 - 4 C 23.94 -, NVwZ 1995, 894. 

202 Vgl. Walter 'Zeiss, Die arglistige Prozeßpartei, 1967, S. 150 ff. 

203 Einzelheiten bei Rainer Pietzner I Michael Ronellenfitsch, Assessorexamen, § 15. 
y 

204 Vgl. Urteile vom 13.3.1981 - 4 C 1.78 - Buchholz 406.19 Nachbarschutz Nr. 44; 
vom 19.9. 1986 - 4 C 8.84 -, Buchholz 406.19 Nachbarschutz Nr. 71 = DVBI. 
1987, 476 zum Baurecht; vom 16.3.1989 - 4 C 36.85 -, BVerwGE 81, 329 (334) 
zum bergrechtlichen Betriebsplan. 
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angeht, so gelten sinngemäß die immissionsschutzrechtlichen Grundsätze. Der 
Rechtsschutz gegen die Zuiassung planfeststeUungsbedürftiger Vorhaben unter­
scheidet sich im Hinblick auf die Klagebefugnis nicht grundlegend von der 
Baunachbarklage. Die dem Planfeststellungsbeschluß eigene Konzentrations-, 
....-. . 111. .,. .t. 11 11 n „ 11 11 • ,... 11 'I , T"'tl. '1 ~ ___ 1 ___ ..__ 

uestanungs- una AusscnrnuwirKUng oeemnussen aoer aucn oen Kecmsscnmz. 
Vor allem wird nicht die auf der, Grundlage eines Konditionalprogramms aus­
gesprochene Genehmigung einer fertig konzipierten Anlage angegriffen, son­
dern eine final programmierte Planungsentscheidung, für die das Abwägungs­
gebot gilt. Das Abwägungsgebot besagt, daß alle für die Planung relevanten 
öffentlichen und privaten Belange untereinander und gegeneinander abzuwägen 
sind. Eine vollständige Abwägung liegt somit nur vor, wenn wirklich alle Be­
lange berücksichtigt wurden. Daraus könnte man schließen, daß ein Kläger 
auch die Fehleinschätzung oder -gewichtung objektiver Belange rügen darf, 
weil dadurch möglicherweise die Abwägung seiner Belange nachteilig beein­
flußt wurde. Von diesem Ansatz ist es aber nur ein Schritt zur objektiven 
Rechtskontrolle. Das Bundesverwaltungsgericht räumte daher zunächst zutref­
fend dem von der Planung Betroffenen mit dem Recht auf eine gerechte Ab­
wägung zwar ein subjektives öffentliches Recht ein, das sich aber seinem Ge­
genstand nach nur auf die eigenen Belange des Betroffenen bezog205

• Das Ur­
teil vom 18. März 1983206 geht jedoch weiter: Solle die Planfeststellung dazu 
dienen, dem Kläger Grundeigentum notfalls im Wege der Enteignung zu ent­
ziehen, dann komme der Eigentumsschutz des Art. 14 GG voll zur Geltung. 
Das bedeutet, daß die Verletzung des Abwägungsgebots auch unter Berufung 
auf öffentliche Belange gerügt werden kann. Das ist im Ansatz folgerichtig. 
Ein Planfeststellungsbeschluß, der die Voraussetzung für eine Enteignung 
schafft, ist nur dann durch das Wohl der Allgemeinheit (Art. 14 Abs. 3 GG) 
gerechtfertigt, wenn er insgesamt gesetzmäßig ist. Gemeint sein können aber 
nur die Planrechtfertigung und die Planungsleitsätze. Auf die Gewichtung 
fremder Abwägungsbelange kann sich auch der enteignungsbetroffene Eigen­
tümer nicht berufen. Schließt man sich dieser Ansicht nicht an, so muß jeden­
falls die Geltendmachung aller Abwägungsbelange auf den Schutz des Privat­
eigentums beschränkt bleiben. Gemeinden können sich auch im Falle der Ge-

205 BVerwG, Urteil - IV C 21.74 -, vom 14.2.1975, BVerwGE 48, 56. 

206 - 4 C 80.79 -, BVerwGE 67, 74 = Buchholz 406.16 EigSch. Nr. 31 = BauR 1983, 
246 BRS 40, 40 = DÖV 1985, 253 ff. = DVBI. 1984, 140 m. Anm. Jürgen 
Schwabe und Siegfried Broß = MDR 1983, 957 = NJW 1983, 2459 = NuR 1983, 
313 = UPR 1984, 1. 
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meindenachbarklage207 nur auf ihre Planungshoheit und einfachrechtliche 
Schutznormen berufen. 

Diese Vorbemerkungen lassen es angezeigt erscheinen, inter- und intrasub­
jektive Rechtsstreitigkeiten sowie Betroffenen- und Drittinteressentenklagen 
(Verbandsklagen) zu unterscheiden. 

2. Inter- und intrasubjektive Rechtsstreitigkeiten 

Intersubjektive Rechtsstreitigkeiten liegen vor, wenn verschiedene Hoheits­
träger über die Reichweite ihrer Kompetenzen streiten. In diesem Sinne sind 
Bund-Länder-Streitigkeiten denk~ar, etwa, wenn es zu Konflikten zwischen 
der Planfeststellungsbehörde und der Anhörungsbehörde kommen sollte. 
Streitgegenstand ist dann das Verfahren selbst. Was die Planfeststellungsbe­
schlüsse selbst angeht, so sind die Länder aber grundsätzlich nicht klagebefugt. 
Auch die Vollzugshoheit etwa im Bereich des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege verleiht ihnen keine subjektiven öffentlichen Rechte im Sinne des 
§ 42 Abs. 2 VwG0208

• Insofern sind die Streitigkeiten mit den intrasubjektiven 
Streitigkeiten vergleichbar. 

Intersubjektiv sind demgegenüber wiederum Auseinandersetzungen, bei de­
nen die Gemeinden die Verletzung ihrer Planungshoheit durch Planfeststel­
lungsbeschlüsse rügen209

• Der Nachbarschutz der Gemeinden bleibt hier aber 
hinter dem allgemeinen Nachbarschutz zurück. Denn das privatrechtliche Ei­
gentum der Gemeinden ist nicht grundrechtsgeschützt. Folglich scheidet für 
Gemeinden der Rückgriff auf Art. 14 GG aus, und auch auf das Gebot der 
Rücksichtnahme können sie sich allenfalls berufen, soweit sie in ihrer Pla­
nungshoheit berührt sind. Materiellrechtlich ist der Vorrang der überregionalen 
Fachplanung vor der örtlichen Planung zu beachten, der (deklaratorisch) sei­
nen Niederschlag in§ 38 Satz 1 BauGB gefunden hat210

• 

Überörtliche Gesamtplanungen sind unter dem Aspekt des gemeindlichen 
Nachbarschutzes regelmäßig nicht angreifbar. Gegen Raumordnungspläne, die 

207 Allgemein: Reinhard Fingerhut, Die planungsrechtliche Gemeindenachbarkla­
ge, 1976. 

208 BVerwG, Urteil vom 14.4.1989 - 4 C 31.88 -, BVerwGE 82, 17; Urteil vom 
29.4.1993 - 7 A 2.92 -, DVBL 1993, 888. 

209 Grundlegend: BVerwG, Urteil vom 14.2.1969 - IV C 215.65 -, BVerwGE 31, 263. 
Vgl. Mucket, Rechtsschutz der Gemeinden im Rahmen der Planung von Hochge­
schwindigkeitsstrecken der DB in Nordrhein-Westfaien, N\\rvlii. 1992, 233 ff. 

210 BVerwG, Urteil vom 16.12.1988 - 4 C 48,86 -, BVerwGE 81, 111. 
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die Bindungswirkung des § 1 Abs. 4 BauGB entfalten, sind die Gemeinden da-
• ,.. ••• ?11 gegen wenrramg---. 

3. Betroffenen- ured Verbandsklagen 

a) Betroffenenklagen 

Der Rechtsschutz gegen die Zulassung planfeststellungsbedürftiger Vorhaben 
unterscheidet sich im Hinblick auf die Klagebefugnis nicht grundlegend von 
der baurechtlichen Nachbarklage. § 18 Abs. 1 Satz 2 AEG ist nur für die 
Nachbarn Schutznorm. Zum Kreis der Nachbarn zählen nur solche (regelmä­
ßig dinglich) Berechtigten, die sich deutlich von der Allgemeinheit unterschei­
den. Das können auch Mieter und Arbeitnehmer in der Nachbarschaft des 
planfestgestellten Vorhabens sein, sofern ihre Rechtsstellung einer dinglichen 
Berechtigung nahekommt. Das Eigentum ist somit nicht eigentlich das Schutz­
gut des Nachbarschutzes, sondern dessen Voraussetzung. Nachbarn ( = Eigen­
tümer i. w. S.) können sich selbstverständlich auch auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit berufen. Das Abwägungsgebot ist allerdings nur insoweit nach­
barschützend, als es die individuellen Belange der Nachbarn betrifft212

• Für den 
enteignungsrechtlich betroffenen Eigentümer kommt es nicht darauf an, ob 
§ 18 Abs. 1 Satz 2 AEG eine Schutznorm darstellt. Er ist als Adressat der 
künftigen Enteignung ohnehin unmittelbar klagebefugf '3 . 

b) Verbandsklagen 

Unter dem emotional überfrachteten Begriff „Verbandsklage"214 verbergen sich 
unterschiedliche Fallkonstellationen215

, von denen im vorliegenden Zusammen-

211 Vgl. Willi Blümel, Rechtsschutz ~egen Raumordnungspläne, VerwArch 1993, 123 ff. 

212 Vgl. auch VGH Bad.-Württ., Urteil vom 28.3.1995 - 11 S 1052/93 -, NVwZ-RR 
. 1995, 629. 

213 Einzelheiten bei Rainer Pietzner / Michael Ronellenfitsch, Assessorexamen, § 15 
Rdnr. 19 ff. 

214 Aus dem umfangreichen Schrifttum: Bernd Bender / Reinhard Sparwasser, Um­
weltrecht, Rdnr. 1393 ff.; Erich Gassner, Das Recht der Landschaft, 1995; Wolf-Rü­
diger Schenke, Verwaltungsprozeßrecht, 3. Aufl. 1995, Rdnr. 525 f.; Walter Schmitt 
Glaeser, Verwaltungsprozeßrecht, 13. Aufl., 1994, Rdnr. 170. 

215 Rainer Pietzner I Michael Ronellenfitsch, Das Assessorexamen im Öffentlichen Recht, 
9. Aufl„ 1996, § 14 Rdnr. 28. 
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bang nur die sog. altruistische Verbandsklage interessant ist. Aus dogmati­
schen und rechtspoiitischen Gründen ist die altruistische Verbru1dsklage gene­
rell abzulehnen, da sie als komplementäre Klage neben die Individualklage 
treten und damit ohne Zwang das bestehende Rechtsschutzsystem verändern 

•• ... 'J 1?. „ "'.,. L"> 111. 11. •• • • ...,... 11 r r•• • 11 • 'I • .„ ...- T '1 _ _ _1 _ 1_1 _ _ _ 1 _ _ 

wuroe-·-. AHenraus Konnte em tseoarr rur eme suos101are v eroanosKiage oe-
stehen, wo ansonsten niemand klagebefugt wäre. Aber auch hier gilt, daß de­
mokratisch legitimierte staatliche Instanzen das öffentliche Interesse auf dem 
Umweltsektor allemal besser vertreten als selbsternannte Anwälte des Ge­
meinwohls, mögen diese auch organisiert auftreten. Der Bundesgesetzgeber 
war (und ist) daher gut beraten, auf die Einführung einer Verbandsklage zu 
verzichten. 

Damit sollen freilich die Nutzen der Verbandsbeteiligung im Verwal­
tungsverfahren nicht in Abrede sestellt werden. Die Beteiligung sachkundiger 
Verbände verbreitert die Informationsbasis der Behörden. Das Beteiligungs­
recht nach § 29 BNatSchG ist deshalb systemgerecht. Aus dem Beteiligungs­
recht folgen wiederum Klagerechte, nämlich zunächst auf Anerkennung als 
beteiligungsberechtigter Verband217 und sodann auf Einhaltung des Beteili­
gungsrechts. Hier handelt es sich dann jedoch wieder um egoistische Ver-

216 Die entscheidenden grundsätzlichen Gesichtspunkte zur Verbandsklage wurden vorge­
tragen in der Anhörung des Arbeitskreises für Umweltrecht 1976 (hrsg. unter dem 
Titel „Pro und contra Verbandsklage", Beiträge zur Umweltgestaltung, Heft A 47); 
ferner Carl Hennann Ule /Hans Werner Laubinger, Empfehlen sich unter dem Ge­
sichtspunkt der Gewährleistung notwendigen Umweltschutzes ergänzende Regelungen 
im Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrecht? Gutachten für den 52. DJT 
(1978), B 63 f. Ablehnend gegenüber der Verbandsklage: Erich Eyennann, BayVBl. 
1974, 237 ff.; Felix Weyreuther, Verwaltungskontrolle durch Verbände?, 1975; Paul 
Stelkens, Einige verwaltungsprozessuale Fragen zur Verbandsklage, DVBI. 1975, 137 
ff.; Konrad Redeker, Verfahrensrechtliche Bedenken gegen die Verbandsklage, ZRP 
1976, 163 ff.; Otto Schlichter, Die Verbandsklage im Naturschutzrecht, UPR 1982, 
209 ff.; Hammer, GewArch. 1978, 14 ff. Die Befürworter der Verbandsklage beru­
fen sich zumeist auf die grundlegende Schrift von Eckard Rehbinder / H. G. Burgba­
cher IR. Knieper, Bürgerklage im Umweltrecht, 1972, der die Monographien von 
Martin Wolf, Die Klagebefugnis der Verbände, 1971 und Heiko Faber, Die Ver­
bandsklage im Verwaltungsprozeß, 1972, und der programmatische Aufsatz von 
Eckard Rehbinder, Grundfragen des Umweltrechts, ZRP 1970, 250 ff. (255), vor­
ausgingen; vgl. auch Albert von Mutius, Zulässigkeit der Verbands.klage?, VerwArch. 
1973, 311 ff. ; ferner Walter Schmidt, Rechtsschutz gegen eine Begründungsdefizit bei 
Verwaltungsentscheidungen über öffentliche Interessen, DÖV 1976, 577 ff.; Bernd 
Bender, Einige rechtspolitische·· Bemerkungen zur Verbandsklage im öffentlichen 
Recht, DÖV 1976, 584 ff. 

217 BVerwG vom 6.12.1985 - 4 C 59.82 -, BVerwGE 72, 277. 
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bandsklagen218
• Somit kann ein Verband nur auf die Einhaltung der Beteili-

-. . -t1 -t1 • „ . " -t1 • 1. .r"lil ... "ll' T "1, .. - - .1.. - - 1_ - ~ _J_ - -- - - --gungsrecnte Klagen, rucnt aoer 01e Aurneoung von v erwanungsemscne1uungeu 
begehren, die unter Verstoß gegen die Beteiligungsrechte zustande gekommen 
sind219

• Ein Privileg wie die zusätzliche Zuerkennung eines altruistischen Ver-
„ „ ... „ ... -~ ..... - - „ 111 •• ... "II „ „ ; - - -- _1 - --bamtsklag erecnts muute vom uesetzgeoer ausorucKI1cn zugesprocnen woraen 
sein. Dies ist durch § 29 BNatSchG jedoch bewußt nicht geschehen220

• Der 
4. Senat des Bundesverwaltungsgerichts hat demgegenüber im zweiten 
Grundsatzurteil zur Verbandsbeteiligung vom 31. Oktober 199ü221 unter 
bedenklichem Zugriff auf die legislatorische Entscheidungsfreiheit das 
Beteiligungsrecht der Naturschutzverbände verabsolutiert. Danach soll ein 
anerkannter Naturschutzverband einen Planfeststellungsbeschluß mit der 
Behauptung angreifen können, sein Beteiligungsrecht sei verletzt worden. 
Dadurch wurde die Verbandsklage durch die Hintertür eingeführt. Der 
4. Senat des Bundesverwaltungsgerichts betont selbst, daß das Anhörungsrecht 
der Verbände als Surrogat für die abgelehnte Verbandsklage eingeführt 
wurde222

• Aus dem Anhörungsrecht folgt die Klagebefugnis für eine Klage, 
deren Streitgegenstand eben dieses Recht ist, also für eine Leistungsklage 
während des noch anhängigen Verfahrens. Ein prozessuales Mehr war der 
Bundesgesetzgeber nicht bereit, dem Naturschutz zuzubilligen, und es stand 
dem Bundesverwaltungsgericht ~cht an, hier nachzubessern223

• Im übrigen läßt 

218 Insofern zutreffend OVG Schleswig, Beschluß vom 30.12.1993 - 4 M 129/93 -, 
NVwZ 1994, 590. 

219 So zutreffend früher der 2. Senat des HessVGH, vgl. Beschluß vom 31.8.1982 - II 
TH 34/82 -, NuR 1983, 160 = NVwZ 1982, 689 mit abiehnender Besprechung von 
Eckard Rehbinder, Die hessische Verbandsklage auf dem Prüfstand der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit, NVwZ 1982, 666 ff.; ablehnend auch Matthias Ehrlein, VBlBW 
1990, 121 (128); Waskow, Mitwirkung von Naturschutzverbänden in Verwaltungsver­
fahren, 1990, S. 79; bedauerlicherweise aufgegeben durch HessVGH, Beschluß vom 
11.7.1988 - 2 TH 740/88 -, NVwZ 1988, 1040; richtig dagegen VGH Bad.-Württ. 
vom 15.1.1988 - 5 S 855/87 -, NVwZ 1988, 1039, aufgehoben durch BVerwG, Ur­
teil vom 31.10.1990 - 4 C 7.88 -, BVerwGE 87, 62 = DÖV 1991, 291 = DVBl. 
1991, 214 = NVwZ 1991, 162; hierzu Ulrich Battis I Nicole Weber, Zum Mitwir­
kungs- und Klagerecht anerkannter Naturschutzverbände - BVerwGE 87, 63 -, Jus 
1992, 1012 ff. 

220 BT-Drucks. 7/5251, S. 13. 

221 - 4 C 7.88 -, BVerwGE 87, 62. 

222 BVerwG, Urteil vom 31.10.1990 - 4 C 7.88 -, BVerwGE 87, 62 (69). 

223 Die Argumentation des BVerwG ist insoweit ergebnisorientiert: Das dem anerkannten 
Verein gewährte Recht auf Beteiligung am Planfeststellungsverfahren kann seinen 
Zweck einer verstärkten Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in diesem Verfahren letztlich nur dann effektiv erfüllen, wenn der 
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sich dem Urteil vom 31. Oktobe'r 1990 nicht entnehmen, daß den Verbänden 
Abwehrrechte gegen Vorhaben zusiehen, für die kein (ggf. erforderliches) 
Planfeststellungsverfahren durchgeführt wird. Erfolgt die Zulassung eines 
Vorhabens statt durch Planfeststellung durch (qualifizierte) Plangenehmigung, 

.... „„ •• ,..,. . • „11 'II. 'I 'I 11• 'I T.1"1 __ --·~-1~_1_1 __ ~...__ __ so entrauen cue tsete111gungsrecme uno Korrespon01erenoe .l\..tagemogucnKenen 
der nicht zu den materiell Betroffenen zählenden Naturschutzverbände224

• Dies 
hat der 11. Senat des Bundesverwaltungsgerichts in deutlicher Distanz zum 
4. Senat durch Urteil vom 22. März 1995 entschieden225 . 

Auf La,ndesebene ist der Verbandsklage allerdings der Durchbruch ge­
glückt226. Die Zahl der Länder, welche ein eingeschränktes Klagerecht von 
Verbänden eingeführt haben, wuchs kontinuierlich227 . In Sachsen mußte sich 
der Gesetzgeber sogar die Prüfung gefallen lassen, ob die begrenzte Einfüh­
rung der Verbandsklage ausreicht, das ökologische Staatsziel des Art. 10 Abs. 
1 SächsVerf zu fördern228

. Das die mit vergleichbar restriktiver Tendenz er­
gangene frühere Berliner Regelung betreffende erste Grundsatzurteil des Bun­
desverwaltungsgerichts zur Verbandsbeteiligung vom 18. Dezember 1987229 

hatte ebenfalls einen deutlich rechtspolitischen Einschlag. Streitgegenstand wa­
ren zwar nur Klagen gegen Landesbehörden. Das Bundesverwaltungsgericht 
schien aber der Meinung zuzuneigen, daß der Landesgesetzgeber auch die 
Verbandsklage gegen Verwaltungsakte von Bundesbehörden zulassen könne. 

Träger dieses Rechts für den Fall, daß er nicht ausreichend beteiligt worden ist, unter 
Berufung hierauf die ergangene Verwaltungsentscheidung angreifen und gegebenen­
falls ihre Aufhebung durch das Gericht erreichen kann (BVerwGE 87, 71). Damit ist 
zum Ausdruck gebracht, wie die gesetzliche Regelung nach Ansicht des BVerwG 
hätte getroffen werden sollen, nicht wie sie getroffen worden ist. Mit teleologischer 
Auslegung hat das nichts mehr zu tun. 

224 Vgl. Erich Gassner, Anfechtungsrecht Dritter und „Schutzgesetze", DÖV 1981, 615 
ff. (620). 

225 - 11 A 1.95 - , DÖV 1995, 955. Vgl. auch Willi Vallendar, UPR 1995, 296 ff. 
(308). 

226 Vgl. Jürgen Lüthge, Der Durchbruch: Die Einführung der Verbandsklage durch das 
Bremische Naturschutzgesetz, Natur und Landschaft 1979, 355. 

227 Berlin: § 39 a Naturschutzgesetz i. d. F. vom 3.10.1983 (GVBl. 1 S. 1290); Bremen: 
§ 43 a Gesetz über Naturschutz und Denkmalpflege vom 17.9.1979 (GVBI. 1 S. 345); 
Hessen: § 36 Naturschutzgesetz vom 19.9.1980 (GVBI. 1 S. 309); Hamburg: § 41 
Naturschutzgesetz vom 2.7.i98i (GVBL i S. 167); Brandenburg: § 65 Gesetz über 
Naturschutz und Landschaftspflege vom 25. 6 .1992 (G VBI. S. 208); Sachsen-Anhalt: 
§ 52 Naturschutzgesetz vom 11.:Z.1992 (GVBI. S. 108). 

228 Entscheidung des SächsVerfGH vom 20.4.1995 - Vf. i8-H-93 -, LKV i995, 399. 

229 BVerwG, Urteil vom 18.12.1987 - 4 C 9.86-, BVerwGE 78, 347. 
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Erfreulicherweise entschied jedoc,h der 7. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
. _ ... __ _ .„ ._.._ ... „ „ ..... -- • .„ .... ___ „1.n ........ 
im dritten Grundsatzurteil zur Yerbandsbete111gung vom L'J. Apnl l'J'Js-~, OaJj 

eine landesrechtlich zugelassene Verbandsklage nicht das Recht eröffnet, gegen 
Maßnahmen von Bundesbehörden zu klagen. Die Aussage, das landesrechtlich 
eingeführte Klagerecht diene nur der objektiv-rechtlichen KontroUe der dem 
Landesgesetzgeber zugeordneten Exekutive, d. h. der Landesverwaltung, be­
darf noch der Präzisierung. Um eine umfassende objektive Rechtskontrolle 
geht es auch hier nicht. Vielmehr wird ein - gleichsam im Wege der Ge­
schäftsführung ohne Auftrag - sektorales öffentliches Interesse gerügt. 

Den Auftrag können die Länder nur in eigenen Angelegenheiten zulassen. 
Unzulässig ist die Verbandsklage folglich nicht nur gegen Maßnahmen der 
unmittelbaren und mittelbaren Bundesverwaltung, sondern mit Rücksicht auf 
die materielle Rechtslage auch gegen Maßnahmen der Länder im Auftrag des 
Bundes. ·· 

Mithin gilt: Eisenbahnrechtliche Planfeststellungsbeschlüsse und Plange­
nehmigungen können von den Verbänden ebensowenig angegriffen werden wie 
das Ergebnis eines Raumordnungsverfahrens 231

• 

4. Kontrolldichte 

Art. 19 Abs. 4 GG gewährleistet effektiven und zu diesem Zweck umfassenden 
Rechtsschutz. Dementsprechend ist die Kontrolldichte im Planungsrecht von 
großer Tragweite. Sie ist das Spiegelbild der formellen und materiellen Anfor­
den.mgen an Planfeststellungsbeschlüsse und Plangenehmigungen, von denen 
bereits die Rede war. Da es aber nicht Aufgabe der Gerichte ist, die Verwal­
tung zu disziplinieren, sondern subjektive materielle Rechte zu schützen, führt 
nicht jeder beliebige Fehler zur Autbebung der Zulassungsentscheidung. Viel­
mehr sieht§ 20 Abs. 7 AEG Heilungsmöglichkeiten vor, die von einer - zuge­
gebenermaßen - Mindermeinung im Schrifttum schon länger gefordert wur­
den232 und die endlich eine Konkordanz der gesamt- und fachplanerischen Be­
stimmungen herstellen. 

230 BVerwG, Urteil vom 29.4.1993 - 7 A 3.92 -, BVerwGE 92, 263. 
,, 

231 Vgi. auch OVG Schi.- H., Urteii vom 13.12.1994 - 4 K 4/94 -, RdE 1995, 192. 

232 Vgl. etwa Michael Ronellen.fitsch, Beschleunigung, S. 129 f. 
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5. Vorläufiger Rechtsschutz 

Die umfassende Rechtskontrolle ist bei komplizierten Planungs- und Anlagen­
zulassungsentscheidungen langwierig. Dadurch kann der effektive Rechts­
schutz ebenfalls beeinträchtigt werden. Für die Effektivität kommt es nämiich 
in erster Linie auf den Zeitfaktor an233

• Die Entscheidung, durch die einem 
Rechtsbehelf stattgegeben wird, ist nutzlos, wenn sie zu spät kommt, weil be­
reits vollendete Tatsachen geschaffen worden sind. Dem tragen die Bestim­
mungen der VwGO über den vorläufigen Rechtsschutz Rechnung. Die Kolli­
sion zwischen umfassendem und zeitlich-effektivem Rechtsschutz wird dadurch 
aufgelöst, daß zwar auf Grund summarischer Prüfung eine gerichtliche Ent­
scheidung ergeht, die Entscheidung aber noch nicht endgültig ist. 

Je nachdem, ob im Hauptsacheverfahren eine Anfechtungsklage oder eine 
sonstige Klage zu erheben bzw. ein Antrag im Normenkontrollverfahren zu 
stellen ist, unterscheidet die VwGO das Aussetzungsverfahren nach § 80 
VwGO und das Anordnungsverfahren. Das Aussetzungsverfahren betrifft die 
Anfechtungsklage, bei der es zu verhindern gilt, daß der belastende Verwal­
tungsakt vollzogen wird oder vollzogen bleibt. Das Anordnungsverfahren be­
zieht sich auf alle übrigen Klage- und Verfahrensarten. 

Die Unterscheidung ist historisch bedingt und nicht zwingend. In der 
Rechtsprechung besteht denn auch eine Tendenz, das Aussetzungs- und An­
ordnungsverfahren aneinander anzugleichen234

• Das ändert aber nichts daran, 
daß es einen Unterschied ausmacht, ob der vorläufige Rechtsschutz über § 80 
VwGO oder über§ 123 VwGO läuft. 

Im Subordinationsverhältnis mag die gängige Assoziationskette: 
„ vorläufiger Rechtsschutz - effektiver Rechtsschutz - Verhinderung vollende­
ter Tatsachen" eine gewisse Berechtigung haben. Sie ist trotzdem zu eng. Art. 
19 Abs. 4 GG erfaßt nur einen Teilaspekt des Rechtsstaatsprinzips. Die ande­
ren Aspekte - etwa die Gewaltenteilung - dürfen nicht unter den Tisch fallen. 
Ein Rechtsschutz, dessen Hauptaugenmerk auf die Verhinderung vollendeter 
Tatsachen gerichtet ist, läuft leicht auf die ungerechtfertigte Privilegierung des 
status quo hinaus, es sei denn, er berücksichtigt, daß auch durch Verzögerun­
gen irreparable Verhältnisse herbeigeführt werden können. Hinzu kommt, daß 
im Verhältnis des Bürgers zur eingreifenden Verwaltung der effektive Rechts-

233 Vgl. umfassend Friedrich Schach, Vorläufiger Rechtsschutz und Risikoverteilung im 
Verwaltungsrecht, 1988, insbes.$. 154. 

234 Vgl. Ferdinand 0. Kopp, Die Anordnung des Vorgehens gegen Dritte im Rahmen des 
vorläufigen Rechtsschutzes nach§ 80 V VwGO - VGH München, NJW 1983, 835 -, 
Jus 1983, 673 ff. (674). 
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schutz im Sinne des überkommenen Verständnisses der Verwaltungsgerichts­
barkeit schwerpunktmäßig gegen die Verwaltung ausgerichtet sein darf. in den 
mehrpoligen Rechtsverhältnissen des Planungsrechts entfällt diese Stoßrich­
tung. Hier muß der Rechtsschutz ausgewogen sein235

; die Effektivität des 
einstweiligen Rechtsschutzes darf nicht zum Vehikel einer allgemeinen Verzö­
gerungs- und Verhinderungsstrategie gegenüber letztlich rechtmäßigen Vorha­
ben werden. Dies beeinflußt die Ausgestaltung des Suspensiveffekts. Der Sus­
pensiveffekt des § 80 Abs. 1 VwGO erfaßt alle belastenden Verwaltungsakte, 
durch die verfügend, gestaltend oder feststellend die Rechtsstellung des Betrof­
fenen beeinträchtigt oder geschmälert wird, und verhindert die Verwirklichung 
des belastenden Verwaltungsakts236

• Der Suspensiveffekt betrifft auch Verwal­
tungsakte mit Doppelwirkung, weil der belastete Dritte in der Hauptsache An­
fechtungsklage erheben muß. Das war hinsichtlich der Baugenehmigung früher 
streitig, da § 80 VwGO insofern nur eine unzulängliche Regelung traf. Die 
Einfügung von § 80 a VwGO durch das Vierte Änderungsgesetz zur VwGO 
vom 17. Dezember 199()237 hat aber insoweit Klarheit gebracht. So bestimmt 
§ 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO, daß Widerspruch und Anfechtungsklage aufschie­
bende Wirkung haben. Dem Gesetzeswortlaut nach entfalten jeder beliebige 
Anfechtungswiderspruch und jede Anfechtungsklage aufschiebende Wirkung. 
Bei der Zulässigkeit von Widerspruch und Anfechtungsklage sind deshalb ei­
nige interpretatorische Verrenkungen nötig, um völlig widersinnige Ergebnisse 
zu vermeiden. Der Schutzzweck des Suspensiveffekts kann ferner nicht unbe­
schränkt gelten, da sich im Gemeinschaftsleben auch Situationen ergeben kön­
nen, in denen die Behörden imstande sind, Sofortmaßnahmen zu ergreifen. 
§ 80 Abs. 2 VwGO versucht, zwischen dem Interesse am Schutz der Indivi­
dualsphäre und dem öffentlichen Interesse an sofortiger Vollziehung einen 
tragfähigen Ausgleich zu finden238

• Der Suspensiveffekt ist danach nur die Re­
gel. In Ausnahmesituationen „entfällt" er. Eine völlige Umkehrung des Regel­
Ausnahme-Verhältnisses liegt vor, wenn die aufschiebende Wirkung - von 
vornherein - kraft Gesetzes ausgeschlossen ist. Kraft Gesetzes entfällt die auf­
schiebende Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage in den in § 80 
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 und § 187 Abs. 3 VwGO genannten Fällen. Vorläufigen 
Rechtsschutz erlangt der Betroffene hier durch Anträge nach § 80 Abs. 4 und 
§ 80 Abs. 5 VwGO. Schließt der Bundesgesetzgeber nach § 80 Abs. 2 Nr. 3 

235 Rainer Pietzner I Michael Ronelle11.fitsch, Assessorexamen, § 51 Rdnr. 6. 

236 Einzelheiten bei Rainer Pietzner / Michael Ronellenfitsch, Assessorexamen, § 53 
Rdnr. 2 ff. ' 

237 BGBL I S. 2809. 

238 So die Begründung zum Reg.-Entw., BT-Drucks. ill/55, S. 39. 
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VwGO durch formelles Bundesgesetz den Suspensiveffekt ausdrücklich aus, so 
• ..... - . .... ... .... ,_ - - • „ . 11 „ "T°"'I.. 'T'll. 1 ... 1. - - -ist er an d.1e :systematIK oer vwuu mcm geounaen. uas Kege1-A.usnanme-
Verhältnis ist insoweit kein starres Dogma. Dies gilt namentlich für die eisen­
bahnrechtliche Planfeststellung und Plangenehmigung239

• Trotz fehlenden Sus­
pensiveffekts kann die Planfeststellungsbehörde die VoHziehung des Pianfest­
stellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung nach § 80 Abs. 4 VwGO aus­
setzen. Praktisch bedeutsamer ist der gerichtliche vorläufige Rechtsschutz nach 
§ 80 Abs. 5 V wGO. Für Anträge auf Anordnung oder Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gelten grundsätzlich die glei­
chen Anforderungen wie für Klagen in der Hauptsache. Die Anträge sind in­
nerhalb eines Monats nach Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses oder 
der Plangenehmigung zu stellen ~nd zu begründen240

• Zumindest bei der An­
ordnung des Sofortvollzugs ist auf diese Wirkung hinzuweisen. Empfehlens­
wert dürfte generell ein Hinweis im Planfeststellungsbeschluß und in der Plan­
genehmigung sein. Maßstab für die gerichtliche Ermessensentscheidung ist die 
gesetzgeberische Wertentscheidung, die der Systematik des § 80 VwGO zu­
grunde liegt. Bei der Interessenabwägung zwischen Vollziehungs- und Verhin­
derungsinteresse hat sich der Gesetzgeber hinsichtlich des Baus oder der Ände­
rung von Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes, für die nach dem Bun­
desschienenwegeausbaugesetz vordringlicher Bedarf festgestellt wurde, selbst 
für das Vollziehungsinteresse entschieden. Mit der Anordnung der aufschie­
benden Wirkung durchbricht das Gericht diese Regel. Das sollte nur zulässig 
sein, wenn begründete Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit des angegriffenen 
Verwaltungsakts bestehen241

• Im umgekehrten Fall rechtfertigen ernstliche 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angegriffenen Verwaltungsakts die Wieder­
herstellung der aufschiebenden Wirkung. 

239 § 20 Abs. 5 Satz 1 AEG. 

240 § 20 Abs. 5 Satz 2 und 3 AEG. 

241 Pietzner I Ronellenfitsch, Assessorexamen § 57 Rdnr. 34. 
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Diskussionsbeiträge 

zu den Vorträgen von 

Prof. Dr. Hans-Jürger Kühlwetter 
und Univ.-Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch 

am 13.9.1995 

Blümel: 

Wir hatten zwei Vorträge. Ich möchte zunächst fragen: Gibt es Fragen oder 
Bemerkungen zu dem Referat von Herrn Kühlwetter? Herr Ronellenfitsch hat 
ja darauf hingewiesen: Manches ist eigentlich nur historisch zu erklären. Dies 
gilt nicht nur für das Planfeststellungsrecht, sondern auch für andere Rechts­
gebiete. Wer einmal historisch gearbeitet hat, weiß, daß man aus früheren 
Vorgängen einiges für heute lernen kann. 

Gibtner: 

In den letzten Jahren war ich in der Verkehrspolitik tätig, wie sich vielleicht 
der eine oder andere erinnert; ich war Berichterstatter für die Regierungsfrak­
tion für all die Gesetze, die hier heute zur Debatte stehen. 

Herr Professor Kühlwetter, ich möchte eigentlich nur einen kleinen Kom­
mentar abgeben: Soweit ich mich erinnern kann, hat der Gesetzgeber die Auf­
gabe des Eisenbahn-Bundesamtes, was er nun wirklich vorsätzlich wiederge­
schaffen hat, doch mehr in der Dienstleistungsfunktion gesehen. Es klang et­
was für mich an in Ihrem Vortrag, so, na wie soll ich sagen, ein wenig Weh­
mut, daß im Gesetz die strafende Funktion des Eisenbahn-Bundesamtes im 
Vergleich zum Eisenbahnamt der Vergangenheit zu wenig gewürdigt worden 
wäre. Habe ich das richtig verstanden? 

Kühlwetter: 

Ich habe den Nachteil, daß das Reichseisenbahnamt keine Sanktionsfähigkeit 
besaß, bedauert, weil dessen Ideen wahrscheinlich deswegen nur eingeschränkt 
in die Realität umgesetzt werden konnten. Das war für mich eine rein funktio­
nale Betrachtung, möchte ich sagen. Noch einmal: Ich möchte auch im Zu­
sammenhang mit dem Eisenbahn-Bundesamt sagen: es ist sicher immer mehr 
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die Überzeugungsarbeit, die geleistet werden muß, mit Sicherheit. Aber es gibt 
Fälle, wir haben diese Fäiie gehabt, ich möchte jetzt hier nicht aus unseren in­
ternen Dingen plaudern, da muß irgendwann mal auch das Mittel zur Verfü­
gung stehen, mit dem der Staat sich durchsetzt. Noch einmal: der „Begriff 
Sanktion ist heute ja geächtet, ja, er unterfäiit zwar noch nicht der Achtung 
durch die „political correctness", aber vielleicht sind wir ja bald soweit. Aber 
ich bin der Meinung, irgendwann muß, auch zur Durchsetzung des Staates, 
diese Möglichkeit bestehen, sonst macht man sich lächerlich. 

Rapp: 

Herr Professor Ronellenfitsch, Sie haben ausgeführt, die Anhörungsbehörde 
prüft sinnvollerweise die Vollständigkeit und Klarheit der Unterlagen. Ehe ich 
hierzu nachfrage, muß ich der guten Ordnung halber sagen, daß es über diese 
Frage der Prüfungskompetenz de,r Anhörungsbehörde in einem konkreten Fall 
divergierende Auffassungen - auch hier anwesender Damen und Herren - gab, 
die filr den koriJ<_reten Fall allerdings Hingst entschieden sind. Deshalb bitte ich 
hier nur um ein wissenschaftliches Wort von Ihnen zu dieser Frage. Eine Seite 
argumentierte seinerzeit unter Bezug auf die allgemeinen Kommentierungen zu 
§ 73 Verwaltungsverfahrensgesetz, daß die Anhörungsbehörde auch im eisen­
bahnrechtlichen Planfeststellungsverfahren insoweit nicht nur ein Prüfungs­
recht, sondern auch eine Prüfungspflicht habe. Im Streitfalle habe aber die An­
hörungsbehörde sozusagen den „Stichentscheid" der Planfeststellungsbehörde 
herbeizuführen. Die gegenteilige Auffassung argumentierte mit den Neurege­
lungen des AEG, insbesondere dem dort verankerten Beschleunigungsgrund-
satz, so\vie der U11vJ.lässigkeit einer doppelten Prfif11ngskompete11z von Plan-
feststellungs- und Anhörungsbehörde. Diese Auffassung hielt lediglich aus 
Zweckmäßigkeitsgründen Hinweise auf offensichtliche Unvollständigkeiten der 
Unterlagen für zulässig. Dürfte ich sie, Herr Professor Ronellenfitsch, bitten, 
diese Frage nun noch zu erläutern? 

Ronellenfitsch: 

Ich tue mir etwas schwer, in eine konkrete Auseinandersetzung zwischen An­
wesenden einzugreifen. Nach der gesetzlichen Regelung prüft zunächst einmal 
das Eisenbahn-Bundesamt die Vollständigkeit der Unterlagen. Daran gibt es 
gar keine Zweifel. Mehr noch, und damit möchte ich einen Schwenk zur ersten 
Diskussionsbemerkung machen: Wenn die Bahn weitgehend privatisiert wor­
den ist und sich von staatlichen Aufgaben zurückgezogen hat, muß die mit der 
Bahn notwendig verbundene Hoheitsverwaltung einen Zuwachs erfahren, und 
dieser Zuwachs ist beim Eisenbahn-Bundesamt konzentriert. Daher ist es 
zwingend, daß das Eisenbahn-Buhdesamt eine polizeiliche und sanktionsfähige 
Behörde ist, und es ist sachgerecht, daß es federführend solche Kontrollen 
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durchführt wie die Vollständigkeitsprüfung im Planfeststellungsverfahren. 
Aber andererseits wird das ganze Anhörungsverfahren zur Farce, wenn die 
Anhörungsbehörde nur Briefkasten- und Dienstleistungsfunktionen für das Ei­
senbahn-Bundesamt erfüllt. Das Anhörungsverfahren dient nicht zuletzt dazu, 
die Koordination insbesondere mit den Landesbehörden durchzuführen. Ich 
gehe davon aus, daß das Eisenbahn-Bundesamt nicht in der Lage ist, die Ver­
waltungspraxis der Landesbehörden und sonstigen örtlichen Träger öffentlicher 
Belange zu überschauen. Die AI;lhörungsbehörde kennt die Situation vor Ort 
wesentlich besser. Stellt die Anhörungsbehörde auf der Grundlage solcher 
Kenntnisse fest, daß die Unterlagen - etwa die wasserrechtlichen, naturschutz­
rechtlichen oder landespflegerischen Unterlagen - unvollständig sind, dann 
wäre es schon von der Verfahrensökonomie her unsinnig, wenn die Anhö­
rungsbehörde hier keine entsprechenden Hinweise geben dürfte. Dann muß sie 
aber auch die Vollständigkeit der Unterlagen prüfen können. Eine Prüfungsbe­
fugnis billige ich der Anhörungsbehörde ohne weiteres zu. Den Diskussions­
beiträgen habe ich jedoch entnommen, daß die Kontroverse in Wahrheit die 
Entscheidungsbefugnis über den Fortgang des Verfahrens betrifft. Kommt es 
zum Streit, ob die Unterlagen ausreichen oder nicht, entscheidet allein das Ei­
senbahn-Bundesamt. Die Anhörungsbehörde hat dann nur eine Stellungnahme 
abzugeben, daß aus ihrer Sicht die Unterlagen unvollständig sind, verbunden 
mit dem Vorschlag, noch weiter.e Ermittlungen durchzuführen. Die weiteren 
Ermittlungen muß darautbin das Eisenbahn-Bundesamt in eigener Regie durch­
führen. Hinsichtlich der Vollständigkeitsprüfung besteht somit eine überlap­
pende Prüfungskompetenz der beiden für das Verfahren zuständigen Behörden. 

Fislake: 

Also, ich wollte Ihnen, Herr Professor Ronellenfitsch, eigentlich ein Gegenre­
ferat halten, weil einige Punkte angesprochen worden sind, die aus der Praxis, 
ich sage einmal, ein bißchen zweifelhaft sind: da kommen wir vielleicht aber 
noch dazu. Zu dem Thema, das wir angesprochen haben, muß ich Ihnen des­
wegen widersprechen, weil man doch sehr scharf zwischen der Prüfungskom­
petenz des Eisenbahn-Bundesamtes als Planfeststellungsbehörde und der Prü­
fungskompetenz der Anhörungsbehörde unterscheiden muß. Denn Sie müssen 
einmal folgende Überlegung behicksichtigen: Wenn die Anhörungsbehörde 
sagt, die Unterlagen sind unvollständig, dann muß man sich die Frage stellen, 
welche Konsequenz die Aussage hat. Wenn die Anhörungsbehörde gleichwohl 
die Anhörung durchführt, den Erörterungstermin durchführt, dann ist das eine 
nette Aussage, die ist ganz interessant, aber nicht weiter beachtlich. Entschei­
dend wird es doch - und das erleben wir ja in der Praxis -, daß die Anhö­
rungsbehörde sagt: die Unterlagen sind unvoHständig, wir führen das Verfah­
ren gar nicht durch, wir legen gar nicht aus. Und da wird die Sache nämlich 
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spannend; dann steht nämlich der Vorhabenträger vor der Frage: wie gehe ich 
eigentiich damit um? Tritt hier eine Verzögerung des Verfahrens ein? Ist denn 
diese Entscheidung der Anhörungsbehörde eigentlich justitiabel? Wir wollen 
jetzt nicht in die dünne Luft des Prozeßrechts abgleiten - §§ 44a VwGO und 
dergleichen spielen ja dann eine ganz entscheidende Roiie. Ich meine hier aus 
Sicht der Praxis und mit Blick auf den Gesetzeswortlaut folgendes anmerken 
zu müssen: die Anhörungsbehörde hat, damit sie eben nicht nur Büttel ist, ein 
Prüfungsrecht im Hinblick auf die Durchführung eines Anhörungsverfahrens. 
Ist das Anhörungsverfahren übed,iaupt sachgerecht durchzuführen? Können die 
anzuhörenden Träger öffentlicher Belange und die Bürger überhaupt anhand 
der vorliegenden Planunterlagen - Stichwort: Anstoßfunktion - sachgerecht 
sich zu den zur Planung gestellten Vorhaben äußern? Das ist Maßstab der Ge­
schichte und nicht eine ins diffizile gehende Frage der Vollständigkeit der Un­
terlagen. Wenn Sie sich die Stellungnahmen der Naturschutzbehörden, der 
Denkmalschutzbehörden und wem auch immer in der Praxis vornehmen, dann 
ist ja beinahe jede zweite Stellungnahme davon geprägt, daß die Behörden sa­
gen, die Unterlagen sind unvollständig. Herr Ronellenfitsch, Sie haben etwas 
flapsig, aber völlig zu recht dargestellt, auf was man alles hinweisen soll, etwa 
auf irgendwelche Krötenwanderwege, die möglicherweise irgendwann existiert 
haben, etc. Das erscheint mir persönlich häufig als pure Willkür oder als eine 
verschleierte Methode, ein Verfahren zu boykottieren oder absterben zu las­
sen. Deswegen, mein Ansatzpu~: Das Recht der Anhörungsbehörde zur Prü­
fungskompetenz ist auf die Durchführung eines sachgerechten Anhörungsver­
fahrens beschränkt - Stichwort: Anstoßfunktion -. Auf die Frage, ob die An­
hörungsfunktion nachher die Pläne ändern darf usw., was sie nach meiner An­
sicht natürlich nicht darf, sollten wir vielleicht ein anderes Mal zu sprechen 
kommen. Auch die Themen, die Sie noch angesprochen haben - Gegenstand 
der Planfeststellung und was eigentlich planfestgestellt werden muß im Ver­
hältnis Bebauungsplan zum Planfeststellungsbeschluß - sind alle höchst span­
nend. 

Moll: 

Daß zwei Behörden die gleiche Prüffunktion ausüben sollen, meine ich, darf 
man so nicht stehen lassen. Es kann unmöglich angehen, daß das Eisenbahn­
Bundesamt bereits die Unterlagen auf Plausibilität und Vollständigkeit prüft 
und anschließend die Anhörungsbehörde dasselbe noch einmal tut. Es müßte, 
wem1 es jetzt noch nicht geregelt ist, mindestens in Zukunft klar geregelt wer­
den. Es kann nicht angehen, daß die Anhörungsbehörde eine Art Vorverfahren 
einleitet, in dem sie allen Fachabteilungen des Regierungspräsidenten die Un­
terlagen zukommen läßt, und nach geraumer Zeit darüber entscheidet, ob die 
Unterlagen vollständig sind. Wenn eine Funktion übrigbleibt, dann bitte, wie 
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Herr Fislake das sagte, ist dies nur die Anstoßfunktion, nämlich zu prüfen, ob 
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das halte ich für überflüssig. Es kann unmöglich sein, daß zwei Behörden zur 
gleichen Thematik eine Entscheidungsbefugnis haben und sich gegenseitig 
biockieren. 

Kühlwetter: 

Vielleicht sollten wir im Sinne der Klarheit die kommende Diskussion etwas 
strukturieren. 

Wir sollten uns erstens darüber im klaren sein, daß es kein Vorprüfungs­
recht der Anhörungsbehörde i.S. einer Abwägung geben kann. Über was wir 
uns jetzt vielleicht noch offen streiten, ist die Frage der Vollständigkeit und 
Plausibilität der Unterlagen. Da vertreten wir auch den Standpunkt, den Sie 
eben angegriffen haben. Aber ich glaube, Herr Fislake, das kam in der Dis­
kussion zu recht heraus: Die Frage der Abwägung sollte in diesem Punkt weg­
faBen. Es darf keine antizipierte Abwägung sein, wie es uns öfters erschien. 

Ronellenfitsch: 

Es sind offenbar Mißverständnisse aufgetreten. Das Argument: „Das kann un­
möglich sein", ist prekär, weil es darauf hinausläuft, daß aus Sicht des Eisen­
bahn-Bundesamtes nichts sein kann, was nicht sein darf. Ob es überlappende 
Prüfungskompetenzen gibt, diskutieren wir ja gerade. Ich habe ausdrücklich 
betont: Es gibt keine Entscheidungskompetenz der Anhörungsbehörde über die 
Vollständigkeit der Antragsunterlagen. Darüber kann kein Zweifel bestehen. 
Ich betone es noch einmal: Die Entscheidungskompetenz liegt abschließend 
beim Eisenbahn-Bundesamt, also bei der Planfeststellungsbehörde. Der Verzö­
gerungseinwand von Herrn Fislake ist berechtigt. Im Zusammenhang mit der 
Einführung der Verfahrensfristen war jedem Eingeweihten klar, daß man die 
Fristen unterlaufen kann, indem man einfach die Unvollständigkeit der Unter­
lagen rügt. Wenn Sie unterstellen, daß es renitente Landesbehörden (etwa im 
Naturschutzbereich) gibt, die das Verfahren verschleppen wollen - und das ist 
es ja, was sich hinter unserer Diskussion verbirgt-, dann könnte die Vollstän­
digkeitsprüfung dazu führen, daß das Verfahren endlos hinausgeschoben wird. 
Dem muß entgegengesteuert werden. Insofern gebe ich den Kritikern einer 
Prüfungsbefugnis von Drittbehörden der Tendenz nach Recht. Darum drehte 
sich aber die Diskussion, wie ich sie heute verstanden habe, njcht. Für mich 
betraf die Diskussion die Frage, ob die Anhörungsbehörde sich blind stellen 
soll, wenn sie entdeckt, daß die Unterlagen fehlerhaft sind und sie aus ihrer 
Sicht ein korrektes Anhönmgsverfäh.ren Dicht durchfiih.ren kann. Insofern darf 
die Anhörungsbehörde ebenfalls die Antragsunterlagen überprüfen. Daran 
kann für mich kein Zweifel bestehen. Außerdem ist das Anhörungsverfahren 
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insgesamt fristgebunden. Das muß die Anhörungsbehörde beachten. Wenn das 
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terlagen sei auszugehen, dann hat die Anhörungsbehörde auch in ein aus ihrer 
Sicht defizitäres Verfahren einzutreten. Diesen Konfliktfall hatte ich nicht im 
Auge. Mir ging es nur darum, ob die Anhörungsbehörde von vornherein die 
Vollständigkeit der Antragsunterlagen überhaupt nicht prüfen darf. Und hier 
gehe ich nach wie vor davon aus, daß es besser ist, wenn zwei Behörden we­
nigstens überschlägig die Vollständigkeit der Unterlagen feststellen, weil auf 
diese Weise ein sachgerechteres Anhörungsverfahren durchgeführt werden 
kann. Nur das war mein Ansatz. 

Blümel: 

Ich frage mich natürlich in dem Zusammenhang, ob das Problem erst jetzt auf­
getaucht ist. Dieselben Schwierigkeiten muß es eigentlich auch früher gegeben 
haben. Denn schon zu Zeiten der Deutschen Bundesbahn gab es den Unter­
schied zwischen Planfeststellungs- und Anhörungsbehörde. 

Fislake: 

Ich will meinen Zettel nicht abarbeiten, den ich mir aufgeschrieben habe zum 
Vortrag von Herrn Ronellenfitsch. Ich möchte nur auf ganz wenige Dinge ein­
gehen: 

Zum ersten, Herr Professor Ronellenfitsch: Wer ändert eigentlich die Pläne 
nach dem Anhörungsverfahren? Diese Aussage hat mich ein wenig überrascht, 
weil Sie darauf hingewiesen haben, Ihnen sei aus der Praxis bekanntgeworden, 
daß die Anhörungsbehörde Pläne ändert. Das halte ich für eine mutige Aktion. 
Das dürfen die Anhörungsbehörden gar nicht. Die Kompetenz zur Änderung 
der Pläne liegt bei der Planfestst(!llungsbehörde und bei sonst niemandem, bei 
der Anhörungsbehörde sicherlich nicht. Letztendlich muß man auch sehen: die 
Anhörungsbehörde gibt ja nur eine Stellungnahme zum Anhörungsverfahren 
ab, und es kann ja sehr wohl sein, daß das Eisenbahn-Bundesamt zu der Auf­
fassung gelangt, daß die Anhörungsbehörde sich irrt und von daher die Pläne 
vom Eisenbahn-Bundesamt letztlich geändert werden müssen. Aber mögli­
cherweise haben wir uns einfach mißverstanden. Sie haben zum Ende Ihres 
Referats darauf hingewiesen, daß es eigentlich zum Aufbau eines Planfeststel­
lungsbeschlusses bestimmte Grundsätze gibt. Ich anerkenne diese Grundsätze, 
aber eben nur a1s Grundsätze. Herr Kühlwetter; we:o...n Sie und Ihre Behörde auf 
den Gedanken verfallen sollten, den Außenstellen eine richtig dezidierte Hand­
reichung zur Gliederung eines Planfeststellungsbeschlusses zu geben, dann 
können Sie mit Widerstand rechnen. Ich warne davor. nenn jeder Planfeststel­
lungsbeschluß ist ein Unikat. Sie haben eine ganz spezielle Situation, eine ganz 
spezielle Planung zu entscheiden und ich warne vor Generalisierungen, ich 
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warne vor Schemata, die nur noch abgearbeitet werden. Das führt nämlich 
dazu, daß die einzelnen Punkte mehr oder weniger henmtergebetet werden. 
Das sollten Sie nicht tun. Wenn Sie etwas als Richtlinie vorgeben, dann geben 
Sie ganz allgemeine Hinweise, welche Punkte unbedingt angesprochen werden 
müssen, aber niemais Vorgaben, wie mit Einwendungen umzugehen ist, ob 
man Sammeleinwendungen behandelt, wie man das tut und dergleichen mehr. 
Das führt nur zu Mißhelligkeiten. 

Wir kennen aus der Praxis die unterschiedlichen Probleme. Herr Ronel­
lenfitsch, Sie haben ein traditionelles Problem, wie ich finde, ganz vortrefflich 
dargestellt: das ist dieser elende leidige Zopf um die Darstellung der wasser­
rechtlichen Genehmigungen im Planfeststellungsbeschluß. Sie haben zunächst 
gesagt, im verfügenden Teil würde auch noch ein Satz sinnvoll sein, der klar­
stellt, daß der Planfeststellungsbeschluß alle erforderlichen Genehmigungen 
beinhaltet. Ich halte diesen Satz für überflüssig, weil er sich aus dem Gesetz 
(§ 75 Abs. 1 VwVfG) ergibt. Aber für den rechtstreuen Bürger kann dieser 
Satz eine Hilfe sein. Nur, wer A sagt, muß auch B sagen, im Zweifelsfall. 
Wenn Sie das vertreten, dann weiß ich nicht, warum Sie vorschlagen, die 
wasserrechtlichen Genehmigungen im verfügenden Teil ausdrücklich zu 
nennen. Das ist ein Zopf der Eisenbahn-Verwaltung, der stammt aus uralten 
Zeiten. Woher Herr Kühlwetter, die Forschung muß es beantworten. Zu 
anderen Genehmigungen, sei es nach den Forstgesetzen, sei es zu Ausnahmen 
von naturschutzrechtlichen Vorgaben und dergleichen mehr, man denke an 
Landschaftsschutzverordnungen, finden Sie nichts. Nur bei dem Wasserrecht; 
man könnte glauben, die Eisenbahner hätten irgendwelche Probleme mit dem 
Wasser. Dem ist natürlich nicht so: aber dieser Zonf hält sich. Tut mir leid. 

' L ' 

dazu muß ich sagen, daß ich nicht verstehe, weshalb das noch nicht gestrichen 
worden ist. 

Was natürlich planfestgestellt werden muß, Herr Ronellenfitsch, und dafür 
bin ich Ihnen sehr dankbar, daß Sie das in dieser Form einmal sehr deutlich 
gesagt haben, das ist der landschaftspflegerische Begleitplan. Wenn ich immer 
wieder Leute höre, die fragen, warum dies so ist, kann ich nur sagen: ein 
Blick ins Gesetz genügt. Das Bundesnaturschutzgesetz ist eindeutig; da steht 
drin: der landschaftspflegerischey Plan ist Bestandteil des Fachplanes. Punkt 
aus! 

Die Frage der Schallgutachten ist auch so eine witzige Geschichte. Das ma­
chen viele ganz unterschiedlich; ich propagiere immer, wahrscheinlich ähnlich 
wie Sie: die ganze Schallproblematik planfeststellen! Man liest in jedem zwei­
ten Planfeststellungsbeschluß: "Schallgutachten nur zur Information". Das ist 
gefährlich! Weil Sie nämlich - und da haben Sie recht, Herr Ronellenfitsch -
die Festlegungen zum Schall im Planfeststellungsbeschluß wiederholen müß­
ten. So können Sie einfach durch die Aussage, daß die Schalluntersuchung, das 
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Schallgutachten, Bestandteil des Planfeststellungsbeschlusses ist, darauf ver:. 
weisen. Eine Wiederholung im PianfeststeHungsbeschiuß ist entbehrlich. Ent­
scheidend ist aber noch etwas ganz anderes: ich kann der DB-AG eigentlich 
nur empfehlen zu fordern, daß diese Schallgutachten planfestgestellt werden. 
Dann stehen nämiich die entsprechenden Werte - die bmissionspegeiwerte -
fest. Wenn ich dies unterlassen würde, wäre ich als DB-AG ständig den An­
griffen zivilrechtlicher Art ausgesetzt, die bei dem Betrieb der neugebauten 
Eisenbahnlage entstehen könnten, wenn die Bürger sagen: ja bitteschön, bei 
mir ist es zu laut! Diese Einwände wären durch den Planfeststellungsbeschluß 
abgeschnitten. 

Pätzold: 

Ich will die Frage der wasserhaushaltsrechtlichen Genehmigung jetzt nicht 
weiter vertiefen. Ich finde, es ist)gar kein alter Zopf, weil gerade bei der Bau­
genehmigung im Sachbereich 2 (so erzählt man es aus der eigenen Erfahrung), 
kJar ist, was schon alles planfestgestellt worden ist. Dann kom~men nicht wie­
der Nachfragen. Das hatten wir jetzt gerade in Hamburg. Also von daher: es 
hat durchaus seine Berechtigung; aber es gibt ja immer mehrere Meinungen. 

Dann habe ich noch eine Frage zu § 18 Abs. 2 AEG: Da sagten Sie, die 
Beteiligung der Naturschutzverbände ist erforderlich. Wir nehmen den § 18 
Abs. 2 AEG immer gerne, um die Naturschutzverbände außen vor zu halten, 
wenn bestimmte Konstellationen mit der Anhörungsbehörde entstehen, die 
wirklich zur Verzögerung führen und dem Verfahren nicht mehr dienlich sind. 
Ich habe mir auch neben meinen Gesetzestext geschrieben, daß nach der Ent­
scheidung des Bundesverwaitungsgerichts vom 15.12.1994 die Verbände im 
Verfahren gern. § 18 Abs. 2 AEG nicht zu beteiligen sind. Deshalb habe ich 
mich vorhin gewundert. Vom Rechtsempfinden würde ich ja sagen, die Natur­
schutzverbände sollten beteiligt werden, aber durch das Urteil hat sich das er­
ledigt. 

Dann noch ein Problem: gleicher Naturraum. Ist es so, daß für eine Fichte 
ein Fichtenwald angepflanzt werden muß? Dazu wurde verlangt, der Ausgleich 
müsse im räumlichen Zusammenhang mit der Maßnahme erfolgen. Im räumli­
chen Zusammenhang findet sich aber oft kein gleicher Naturraum, so daß sich 
das nicht anbietet. Kann man dann auch woanders die „Ersatz-Fichte" pflan­
zen? 

Blümel: 

Es liegen noch mehr Wortmeldungen vor. Wir lassen einige Beiträge zusam­
menkommen, dann kann Herr Ronellenfitsch antworten. 
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Kühllvetter: 

Nur zur Erklärung, Herr Fislake: Es ist nicht meine Geschäftspolitik in der 
neuen Behörde Eisenbahn-Bundesamt, den Ingenieuren und Juristen, „irgend­
wie" Formulare an die Hand zu geben. Ich bin der Meinung: draußen sitzen 
Leute, die qualifiziert sind, die ihren Bereich selber zu regeln haben. Wir 
haben das Recht der Planfeststellung nach draußen delegiert; die Zentrale hat 
überhaupt nicht die personelle Po,tenz, so etwas zu regeln. Wir beobachten das 
Geschäft draußen; wir haben über 750 Verfahren gemäß § 18 Abs. 1-3 AEG 
laufen. Ich werde keine Formulare herausgeben. Draußen haben wir 
zweitexaminierte Leute sitzen, die ihren Geschäftsbereich eigenverantwortlich 
zu vertreten haben. Das ist meine Geschäftspolitik. 

Blümel: 

Dennoch fragt es sich, ob man nicht einen Leitfaden herausgeben sollte. 

Kühlwetter: 

Was Herr Ronellenfitsch heute vorgetragen hat, war ja die Grundkonzeption 
eines solchen Leitfadens. Aber ein Formular, das bedeutet: „Hoch lebe der alte 
Vorgang! Wo ist das simile?" Ic)l denke nicht daran! Ich stimme Ihnen voll­
kommen zu, daß jeder Beschluß anders gewichtet werden muß. 

Blümel: 

ich bin der ivieinung, daß die erörterten Streitfragen in den Planfeststeilungs­
richtlinien geregelt sein müßten. In den thematisch vergleichbaren Richtlinien 
für den Straßenbau steht jedenfalls, was Gegenstand der Planfeststellung ist. 
Was Herr Ronellen.fitsch sagte, geht wahrscheinlich darüber hinaus. Aber man 
kann ja überlegen, ob man die Richtlinien nicht anreichert. 

Kühlwetter: 

Darf ich vielleicht gerade etwas zu den Richtlinien sagen: Wir haben uns tat­
sächlich in den ersten Januartageµ des Jahres 1994 zum Entstehen der Richtli­
nien der DB-AG überlegt: Wir müssen diese Richtlinien auch für das Eisen­
bahn-Bundesamt umsetzen. Wir haben in tatsächlich drei Wochen Tag- und 
Nachtarbeit mit der DB-AG zusammen diese Richtlinien noch einmal überar­
beitet und haben ganz pauschal mal geschaut, wo könnten wir beteiligt sein 
und wie muß man die Richtlinien umstellen. Es ist absolut richtig, Herr Ronel­
lenfiJsch, ich notiere, daß die RichtliDJen überarbeitet werden müssen. Wir ha­
ben das auch vor; sie haben Unebenheiten. Aber wir kämpfen derzeit noch um 
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konstituierende Dinge, möchte ich sagen, und auch das gehört zu unserem 
Programm. VieHeicht kommen wir deswegen noch einmai auf Sie zu. 

Clausen: 

Ich möchte noch einmal auf die Ausführungen zum Aufbau der Planfeststel­
lungsbeschlüsse von Ihnen, Herr Professor Ronellenfitsch, zu sprechen kom­
men. Ich stimme mit Ihren Empfehlungen sehr überein, insbesondere zur 
Strukturierung der Einwendungen. Nun sind uns aber gerade in der letzten Zeit 
Auffassungen von verschiedenen Zweigstellen des Eisenbahn-Bundesamtes be­
kannt geworden, die dahingehen, man solle doch die Einwendungen wörtlich 
wiedergeben, von "Sehr geehrte Damen und Herren" bis „mit freundlichen 
Grüßen". Ich glaube, dies wäre eine gute Gelegenheit, einmal klarzustellen, ob 
es so gehandhabt werden sollte oder nicht. Und ein zweites, was ich bemerken 
möchte: Zu der Empfehlung, das Lärmgutachten mit planfestzustellen, würde 
ich doch erhebliche Bedenken äqßern. Dieses ist ein Gutachten; in der Regel 
schließt sich der Vorhabenträger dem Gutachten an, aber es karm durchaus 
sein, daß der Vorhabenträger von diesem Gutachten abweicht, aus guten 
Gründen, die beschrieben werden. Deshalb würde ich sehr dazu neigen, dieses 
Gutachten nicht mit planfestzustellen, sondern die wesentlichen Feststellungen 
hieraus im Erläuterungsbericht darzustellen, wie es sich an sich ja auch gehört. 
Dieser Erläuterungsbericht mit seinem Inhalt wird ja ohnehin planfestgestellt. 

Ronellenfitsch: 

Ich will versuchen, die Diskussionsbeiträge in der Reihenfolge nach Themen­
blöcken abzuarbeiten. 

Selbstverständlich ist die Anhörungsbehörde nicht berechtigt, die Pläne von 
vornherein zu ändern. Aber stellen Sie sich die Situation vor, daß die Anhö-

y 

rungsbehörde unter Teilnahme des Vorhabenträgers den Anhörungstermin 
durchführt und Einwendungen erhoben werden, die evident einsichtig sind. Es 
sind ja nicht immer alle Einwendungen unsinnig. Gelegentlich kommen zutref­
fende Einwendungen von Grundstückseigentümern, daß Pläne falsch sind -
Grundstücksbegrenzungslinien sind unzutreffend, das Bauwerksverzeichnis ist 
unvollständig, bei der Trassierung hat man sich verzeichnet - oder daß be­
stimmte Grundstücke durchschnitten werden, obwohl man dies bei einer ge­
ringfügigen Modifzierung der Trasse hätte vermeiden können. Dann ist es so, 
daß der Vorhabenträger auf diese Rinwendungen eingeht und ihnen urunittelbar 
nachkommt. Folglich geht man mit geänderten Plänen in das weitere Verfah­
ren. Hier stellt sich die Frage, wer die Änderungen vornimmt. Soll mit sämtli­
chen Korrekturen gewartet werden, bis das Verfahren zum Eisenbahn-Bundes­
amt hochkommen wird oder sol\ die Anhörungsbehörde dem Eisenbahn-Bun­
desamt einen Plan unterbreiten, der mit Zustimmung des Vorhabenträgers 
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schon korrigiert wo~den ist? Soll sich wirklich die Planfeststellungsbehörde die 
iviühe machen, die Anderungen vorzuschreiben, die vom Vorhabenträger seihst 
getragen werden? Wir waren uns doch hoffentlich einig, daß das nicht der Fall 
ist. In diesem Zusammenhang habe ich ausgeführt, daß Vorhabenträger und 
Anhördungsbehörden, „um sicherzugehen", die Anderungen unterschreiben 
sollten. Pläne von Vorhabenträgern sind nicht unantastbar. Wir kennen das 
schon aus dem Baugenehmigungsverfahren für ein einfaches Haus. Im Bauge­
nehmigungsverfahren zeichnet die Genehmigungsbehörde oft auch im. mut­
maßlichen Interesse des Bauherrq in den vorgelegten Plänen herum und erläßt 
die Baugenehmigung unter einer modifizierenden Auflage. Diese Befugnis 
würde ohne weiteres der Planfeststellungsbehörde zustehen. Kann aber nicht 
auch die Anhörungsbehörde im Rahmen ihrer verfahrensleitenden Funktion im 
Erörterungsverfahren ebenfalls solche Korrekturen vornehmen? Mir sind je­
denfalls Fälle in straßenrechtlichen Planfeststellungsverfahren bekannt, wo die 
Anhörungsbehörde eben dies gemacht hat. Das erscheint Ihnen im eisenbahn­
rechtlichen Planfeststellungsverfahren befremdlich, weil die Anhörungsbe­
hörde eine Landesbehörde ist. Aber auch hier bestehen (a maiore ad minus) 
Weisungsrechte des Bundes. Im übrigen gehe ich davon aus, daß sich das Ei­
senbahn-Bundesamt die im Planfeststellungsbeschluß gekennzeichneten und 
vom Vorhabenträger unterschriebenen Änderungen zu eigen machen muß. In 
dieser Vorgehensweise sehe ich keine Beschwer für den Vorhabenträger. Im 
Gegenteil: Er bestimmt über die) Änderungen. Herr Gibtner hat zwar vorhin 
vom Eisenbahn-Bundesamt als Dienstleister des Vorhabenträgers gesprochen. 
Aber dagegen sträube ich mich. Das Eisenbahn-Bundesamt ist eine hoheitliche 
Behörde, und wenn der Vorhabenträger schon von vornherein merkt, daß er 
einen Fehler gemacht hat, dann hat er das gefälligst selbst zu korrigieren. Ge­
gen den Willen des Vorhabenträgers ist die Anhörungsbehörde niemals befugt, 
irgendeine Änderung vorzunehmen. Sie kann solche Änderungen nur vorschla­
gen. Die Anordnung von Änderungen gegen den Willen des Vorhabenträgers 
ist originäre Aufgabe der Planfeststellungsbehörden und von niemandem sonst. 

Fislake: 

Ganz kurz, Herr Ronellenfitsch: Das Eisenbahn-Bundesamt ändert keine Pläne. 
Das Eisenbahn-Bundesamt stempelt die geänderten Pläne ab. Der Vorhaben­
träger legt die zur Planfeststellung erforderlichen Pläne vor und nimmt die Än­
derungen vor. Es ist in der Praxis doch nicht so, daß das Eisenbahn-Bundesamt 
aufgrund der Erörterungstermine in den Plänen - ich sag's mal salopp - her­
ummalt. Das Eisenbahn-Bundesamt sagt statt dessen dem Vorhabenträger: 
,_,_Leg' Du entsprechende Pläne vor!" und setzt später seinen Stempel unter die 
Anderungeni 
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Ronellenfitsch: 

Dann scheinen Sie aber noch ni~ unter Zeitdruck gestanden zu haben. Also, 
wenn es wirklich pressiert ... 

Fislake: 

Aber, Herr Ronellenfitsch: Gerade das ist der Zeitdruck! 

Ronellenfitsch: 

Wenn es wirklich pressiert, ist die Planfeststellungsbehörde - wie jede Bauge­
nehmigungsbehörde - auch berechtigt, ein anderes (modifiziertes) Vorhaben zu 
genehmigen, als beantragt ist. Der Vorhabenträger muß damit leben. Entweder 
er verwirklicht das Vorhaben so, wie es festgesetzt worden ist, oder er wehrt 
sich gegen die Entscheidung. Aber gut! Vielleicht haben wir in der Anlauf­
phase des Eisenbahn-Bundesamt~s eine Sondersituation. Der Vorhabenträger 
hat vielleicht noch einen Erfahrungsvorsprung. Aber warten wir ab, was ge­
schieht, wenn künftig das Eisenbahn-Bundesamt bemerkt, daß Pläne ände­
rungsbedürftig sind. 

Zum nächsten Punkt: Die Lärmschutzgutachten selbst werden niemals fest­
gesetzt, sondern lediglich die Pläne zu den Lärmschutzgutachten mit Textteil. 
Aus diesen Unterlagen muß man etwa i.S. der 16. BlmSchVO ableiten können, 
wer trotz aktiver Lärmschutzanlagen passiven Lärmschutz bekommt u. dgl. 
Bemerkt nun das Eisenbahn-Bundesamt, daß die Bemessung der Grundstücks­
grenzen unzulänglich ist und Lärmschutzmaßnah1uen übersehen \\q1rden, dann 
wird es sinnvollerweise die Pläne dem Vorhabenträger zurückgeben. Ich gehe 
davon aus, daß die Außenstellen des Eisenbahn-Bundesamtes aber auch oft 
über genügend Ortskenntnisse verfügen, um die Änderungen selbst vorzuneh­
men. Das wäre im Planfeststellungsbeschluß eine Entscheidung dem Grunde 
nach über den Lärmschutz. Damit will ich den Komplex Änderungsbefugnis 
abschließen. Wir brauchen ja hier nicht in allen Einzelheiten Konsens herstel­
len. Es wäre schade, wenn wir uns nicht weiter streiten könnten. 

Nun zu § 18 Abs. 2 AEG, zur Plangenehmigung. Die Erfindung der Plan­
genehmigung ging unter anderem dahin, in unstreitigen Verfahren die Öffent­
lichkeit und die Naturschutzverbände aus dem Verfahren herauszuhalten. Das 
war die Grundidee der ganzen Sache. Wie sich das Bundesverwaltungsgericht 
zu den Neuregelungen verhalten wird, das habe ich angedeutet, ist noch offen. 
Einerseits gibt es Entscheidungen, die sich so verstehen lassen, daß ein Natur­
schutzverband die mit einer Plangenehmigung getroffene materielle Entschei­
dung mit der Begründung angreifen kann, die Voraussetzungen einer Plange­
nehmigung hätten nicht vorgelegen, durch die fehlerhafte Wahl der Entschei-,, 
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dungsform sei der Naturschutzverband rechtswidrig aus dem Verfahren her-
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Verbandsklage eingeführt. So verstehe ich aber die bisherige Rechtsprechung 
des 4. Senats. Es gibt jedoch auch neuere Entwicklungen in der Rechtspre­
chung des 11. Senats, die dahingehen, daß die Naturschutzverbände iediglich 
ihre Beteiligung in laufenden Verfahren erzwingen können. Eine Plangenehmi­
gung können Naturschutzverbände dann nicht mit dem Argument angreifen, 
eigentlich hätte ein Planfeststellungsbeschluß ergehen müssen. Um Herrn Pfeil 
nicht vorzugreifen, möchte ich das aber nicht vertiefen. Die Tendenz des Bun­
desverwaltungsgerichts drückt sich in einem Beitrag von Vallendar in einem 
der letzten Hefte der Zeitschrift Umwelt- und Planungsrecht aus, der die 
Marschrichtung seines Senats anzudeuten scheint und ganz klar zum Ausdruck 
bringt, daß der 11. Senat die schleichende Einführung der Verbandsklage 
durch die anderen Senate nicht mitzutragen beabsichtigt. Aber ausgekocht ist 
die Sache noch nicht! Jedenfalls gibt es im Anwendungsbereich des § 18 
Abs. 2 AEG keine Verbandsbeteiligung, sonst wäre die ganze Neuregelung 
obsolet. 

Ein weiterer Diskussionspunkt waren formularmäßige Hinweise für den 
Aufbau von Planfeststellungsbeschlüssen. Ich will Ihnen keinen „Schimmel" 
für einen Planfeststellungsbeschluß vorschreiben. Dazu sind die Planfeststel­
lungsbeschlüsse viel zu unterschiedlich. Aber es gibt bestimmte Grundstruktu­
ren für den Aufbau solcher Beschlüsse. So würde ich die wasserrechtlichen 
Entscheidungen nach wie vor isoliert betrachten, ob es den Eisenbahnjuristen 
paßt oder nicht. Das hängt zusammen mit der Rechtslage bei anderen Planfest­
stellungsbeschlüssen. Vorhabenträger und Eisenbahn-Bundesamt haben das 
Glück, daß bei der eisenbahnrechtlichen Planfeststellung das Einvernehmen 
nach § 14 Wasserhaushaltsgesetz nicht erforderlich ist. In allen anderen Plan­
feststellungsverfahren müssen, sofern es nicht um Bundesprojekte geht, die 
Wasserbehörden ihr Einvernehmen erteilen. Das ist ein Einbruch in die Kon­
zentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses. In der Praxis geht man 
sinnvollerweise so vor, daß man die Wasserbehörde vorab ihre Entscheidung 
treffen läßt, die Entscheidung in den Planfeststellungsbeschluß integriert und 
die wasserrechtliche Vorabentscheidung als Erteilung des Einvernehmens be­
trachtet. Die Relativierung der Konzentrationswirkung hängt damit zusammen, 
daß für den Wasserhaushalt keine Bundeskompetenz existiert. Die Praxis hat 
sich in allen anderen Planfeststellungsverfahren herausgebildet. Diese sachge­
rec-hte Vorgehens\veise bietet sich auch im Plru1feststellungsverfahren fiJr Ei­
senbahnanlagen an, zumal unklar ist, ob § 14 Wasserhaushaltsgesetz eine Son­
derregelung für die Konzentrationswirkung trifft, der auch im Planfeststel­
lungsbeschluß gesondert Rechnung zu tragen ist. Ich hätte jedenfalls große 
Zweifel, ob man die wasserrechtlichen Fragestellungen im Planfeststellungsbe­
schluß treffen kann. In der Praxis sind nicht die wasserrechtlichen Bewilligun-
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gen oder Erlaubnisse, die man in die Hauptregelung des Planfeststellungsbe­
schlusses einfließen iassen könnte, das Entscheidende, sondern die wasser­
rechtlichen Auflagen und die Benutzungsbedingungen und alles, was dazu ge­
hört. Hierüber können die Planfeststellungsbehörden aus eigener Sachkunde 
„ - „ ill „ ..-.t• • „ „ „. „ •. „ • ..-r"l'I ~·11 „ 1.~ 1 __ „ •1 ______ ,, 
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Auflagen unterzubringen. Besser ist es, wenn der Planfeststellungsbeschluß 
einen eigenen wasserrechtlichen Teil enthält. 

In diesem Zusammenhang noch ein pragmatisches Argument. Dogmatisch 
können Sie, Herr Fislake, ohne weiteres mit ihrem Verständnis der Konzentra­
tionswirkung Recht haben. Die Konzentrationswirkung umfaßt auch die was­
serrechtlichen Entscheidungen. Aber Sie haben doch vorhin selbst gesagt, daß 
die Länder gegen bestimmte Projekte sehr oft mauern und daß man mit Wi­
derstand rechnen muß. Es gibt leider bestimmte Länder, die bestimmte Pro­
jekte von vornherein ablehnen. Sie leisten dann über ihre am Verfahren betei­
ligten Behörden Widerstand. Die Behörden, hinter denen sich die Länder am 
effektivsten verstecken können, sind insbesondere die Wasserbehörden, die als 
letzte mit ihrer Entscheidung korpmen, wenn alle anderen Verzögerungsmög­
lichkeiten ausgeschöpft sind. Dann ist es ein Gebot der Pragmatik, den Plan­
feststellungsbeschluß soweit vorzuformulieren, daß gerade noch der wasser­
rechtliche Teil fehlt. Dann steht jedenfalls ein Entscheidungsblock in den -
nach einer erneuten Abwägung - der wasserrechtliche Entscheidungsblock 
übernommen werden kann. Das ist selbstverständlich kein dogmatisches Ar­
gument. 

Zurück zu den Formularen. Ich habe kein Formular für Planfeststellungs­
beschlüsse vorgeschlagen. Ich habe nur vorgeschlagen, Grundstrukturen des 
Aufbaus von Planfeststellungsbeschlüssen zu befolgen, je nachdem, ob Ein­
wendungen erhoben sind oder nicht. Das ist ein Grobraster, das akzeptabel 
sein dürfte. Wenn keine Einwendung erhoben worden ist, muß der Abwä­
gungsentscheidung selbst mehr Aufmerksamkeit zugewendet werden. Sind da­
gegen Einwendungen erhoben worden, dann kann man das Abwägungsmaterial 
und die Gewichtung der Abwägungsbelange stärker bei der Würdigung der 
Einwendungen berücksichtigen. Als generelle Marschrichtung sollte das hier 
konsensfähig sein. Dann kam aber in den Diskussionsbeiträgen der Aspekt zur 
Sprache, wie sich die Planfeststellungsbehörde verhalten soll. Soll sie auf jede 
Einwendung isoliert eingehen oder nicht? Eben diesen Aspekt wollte ich mit 
meinen Aufbauhinweisen erfassen. „Jedermann-Einwendungen" sind nicht 
isoliert zu behandein. Vor aiiem in Massenverfahren liegen viel zu viele Ein­
wendungen für eine individuelle Würdigung vor. Die Einwendungen der be­
troffenen Grundstückseigentümer müssen demgegenüber individuell abgearbei­
tet werden, und zwar jeweils anonymisiert unter Wahrung der vom Bundesver­
fassungsgericht entwickelten datenschutzrechtlichen Grundsätze. Man schreibt 
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folglich in den Planfeststellungsbeschluß: „Der Eigentümer, Flurstück Nr. „., 
... . r- „ ... T"""ll• „ „ „ .C.t. ll""f.. • „ ~ t • ......,. - - -
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"Schimmel" für Planfeststellungsbeschlüsse - möglichst auf Diskette oder CD­
ROM - kann ich Ihnen leider nicht vorlegen. Ich würde ihn am liebsten selbst 
entwickein und teuer verkaufen. Aber es gibt ihn nicht. uas ändert nichts 
daran, daß Planfeststellungsbeschlüsse bestimmte Grundstrukturen aufweisen. 
Natürlich ist jeder Planfeststellungsbeschluß ein Unikat. Das sind etwa Ab­
schiebungen aber auch, und trotzdem gibt es für sie Autbauraster. Zumindest 
sollte man Muster für Planfeststellungsbeschlüsse in die Richtlinien aufneh­
men. Das war mein Petitum, mehr nicht. 

Blümel: 

Ich möchte zur Prüfungsbefugnis der Anhörungsbehörden der Länder im Rah­
men von Planfeststellungsverfahren, die den Bund betreffen, noch etwas aus 
meiner Erfahrung sagen. Wenn Sie etwa das atomrechtliche Planfeststellungs­
verfahren für das Endlager Schacht Konrad betrachten, ist es ja tatsächlich so, 
daß die eingeschalteten Landesbehörden alles versuchen, um dieses Verfahren 
zu torpedieren. In anderen Ländern gibt es weitere Beispiele. Man sollte diese 
Geschehnisse im Hinterkopf haben. Ähnliches könnte nämlich auch Eisen­
bahnprojekten widerfahren. Beim Straßenbau ist diese Verhinderungstaktik 
zumindest möglich. Je weiter Sie die Prüfungskompetenz und die Befugnisse 
der Anhörungsbehörden ausdehnen, um so mehr Verzögerungspotential geben 
Sie den Ländern. In solch einem Fall nützt Ihnen auch Ihr Weisungsrecht nicht 
allzu viel. Damit können Sie ZWflr das Schlimmste revidieren, aber mit einer 
Verzögerung müssen Sie in:uner rechnen. nas nur nebenbei! 

Pätzold: 

Welches Weisungsrecht habe ich denn als Planfeststellungsbehörde? Das inter­
essiert mich wirklich brennend. Wie kann ich auf die Anhörungsbehörde ein­
wirken, um das Verfahren zu beschleunigen, wenn z.B. die gesetzliche Drei­
monatsfrist übertreten ist? Da haben wir einige Probleme. 

Ronellenfitsch: 

Herr Blümel kann Ihnen das mit den Weisungsrechten selbst besser beantwor­
ten. Ich glaube, er ist mißverstanden worden. Die Ablehnung eines Weisungs­
rechts der Planfeststellungsbehö~de ist grotesk. Bei der Auftragsverwaltung, 
etwa bei Bundesfernstraßen und bei kerntechnischen Anlagen nach § 7 Atom­
gesetz, besteht ein Weisungsrecht des Bundes aus Art. 85 Abs. 3 GG. Ausge­
redu1et in den Fällen \"1eitergehender Bundesvenvaltung (Beispiel: nukleares 
Endlager), wo Landesverwaltungen zur Verfahrensabwicklung herangezogen 
werden, soll der Bundeseinfluß geringer sein? Das Anhörungsverfahren ist 
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dann so etwas wie landeseigene Verwaltung im Sinne von Art. 84 GG oder 
was auch immer, und dem Bund stehen kaum Ingerenzrechte zu: da hiift ihm 
nichts? Offenbar ist das die allgemeine Ansicht. Demgegenüber könnte das Ei­
senbahn-Bundesamt eine andere Position vertreten und versuchen, diese einmal 
durchzufechten. Es müßte dann wie folgt argumentieren: Wenn dem Bund 
schon bei der Auftragsverwaltung ein Weisungsrecht zusteht, dann muß das bei 
der bundeseigenen Verwaltung erst recht gelten, soweit Landesbehörden (im 
Wege der Organleihe) herangezogen werden. Gegen die Nichtbefolgung der 
Weisung kämen dann Maßnahmen der Bundesaufsicht in Betracht. Nach mei­
nem Kenntnisstand, hat sich der Bund bislang noch nicht getraut, so vorzuge­
hen. Aber das Eisenbahn-Bundesamt sollte die Rechtsfrage bei passender Ge­
legenheit ruhig einmal durchstreiten und einen Rechtsstreit beim Bundesver­
waltungsgericht nach § 50 VwGO riskieren. Andeutungen von Frowein, der 
1961 im Anschluß an Triepel (Reichsaufsicht, 1917) eine selbständige Bundes­
aufsicht entwickelte, stießen allerdings auf wenig Resonanz. Wenn ich hier 
eine selbständige (außerhalb von Art. 84 und 85 GG), wenngleich abhängige 
(Vollzug von Bundesgesetzen) Bundesaufsicht vertrete, wird man mir den 
Vorwurf machen, das sei reine Spielerei. Aber man kann ja auch einmal aus 
einem Spiel Ernst werden lassen.( Trotzdem: Wenn Landesbehörden als Anhö­
rungsbehörden in Planfeststellungsverfahren des Bundes einbezogen sind, sind 
verfahrenssteuernde und sachliche Weisungsrechte des Bundes unmittelbar aus 
dem Grundgesetz schwer erkennbar. Dadurch entsteht, wie Sie völlig zu Recht 
betonen, im Hinblick auf die Dreimonatsfrist für das Anhörungsverfahren ein 
Dilemma. Die Frist ist nicht sanktionsbehaftet, obwohl der Erörterungstermin 
innerhalb einer bestimmten Frist durchzuführen ist und die verspätet eingegan­
genen Stellungnahmen von Behörden nicht mehr zu berücksichtigen sind. 
Letzteres ist eine Sanktion. Diese Sanktion ließe sich auf das ganze Anhö­
rungsverfahren übertragen. Aber das geht nur, wenn die Planfeststellungsbe­
hörde die Abwägung in vollem Umfang selbst durchführen kann. Dazu müßte 
sie aber das Anhörungsverfahren praktisch an sich ziehen. Hierzu dürfte das 
Eisenbahn-Bundesamt schwerlich in der Lage sein. 

Pätzold: 

Wenn es heißt, Stellungnahmen der Behörden können außer Betracht bleiben, 
kann ich dann auch einen Planfeststellungsbeschluß machen, ohne die ab­
schließende Stellungnahme der Anhörungsbehörde abzuwarten, weil sich diese 
verzögert? Oft werden noch Hinderungsgründe gefunden, obwohl wir schon 
längst gesagt haben, Erörterungs bedarf besteht nicht mehr. 
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RonelleP.fitsch: 

Ich würde es durchexerzieren bei einem Projekt, das mir nicht wesentlich ist. 
Sie bekommen dann natürlich gesagt, - ja doch, das muß einmal entschieden 
werden-, das ist ein Abwägungsdefizit. Das Problem wird immer sein: Haben 
Sie die Ortskenntnisse und die fachliche Kenntnis, die es Ihnen ermöglicht, alle 
öffentlichen Belange abzuwägen? Und da die Stellungnahmen ja von den Trä­
gern der öffentlichen Belange gegeben werden, müssen Sie die öffentlichen 
Belange herausbekommen. Wenn Sie sich das zutrauen; wenn Sie selbst Erör­
terungstermine notfalls im Selbsteintritt wirklich durchziehen, wenn das das 
Eisenbahn-Bundesamt macht ... ! Aber das halte ich für völlig absurd! Im 
Grunde ist das ein Bund/Länder-Konflikt, wo Sie dann mit einem bundestreuen 
Verhalten kommen müssen und Bundesaufsicht bis hin zur haftungsrechtlichen 
Frage. Aber wir wollen jetzt keinen Nebenkriegsschauplatz eröffnen, primäre 
Frage war die naturschutzrechtliche Engriffsregelung, der Ausgleich. Und das 
ist eine schwierige Sache! 

Für die naturschutzrechtliche Ausgleichsregelung ist das Bundesverwaltungs­
gericht entscheidungsbefugt, und in dem Bundesverwaltungsgericht - nament­
lich im vierten Senat - sitzen etliche Richter, die ein Faible für die natur­
schutzrechtliche Ausgleichsregelung entwickelt haben und das auch literarisch 
sehr oft zum Ausdruck bringen. Und die sehen das relativ eng. Immerhin wird 
anerkannt, daß der Ausgleich natürlich nicht im naturwissenschaftlichen Sinne 
erfolgen kann, sondern im funktionalen Sinne. Was darunter zu verstehen ist, 
hat bisher noch keiner von diesea Richtern entwickelt, aber sie sagen, es muß 
es ein funktioneller Ausgleich sein im gleichen Naturraum. So wie ich das 
verstanden habe von Herrn Gaentzsch und von Herrn Paetow stellen sie darauf 
ab, welche Funktion erfüllt beispielsweise eine Fichte in diesem Naturraum für 
die Umgebung, für die Kleinlebewesen, für die Sauerstoffversorgung und dgl. 
mehr und kann ich diese Funktion im gleichen Naturraum wiederherstellen? 
Das ist die einzige Idee; aber das heißt natürlich nicht, daß Sie eine Fichte ent­
fernen und gleich wieder anpflanzen. Die ganze naturschutzrechtliche Ein­
griffsregelung ist im Grunde grotesk und überarbeitungsbedürftig. Sie führt, 
wenn Sie es so verstehen, dazu, daß immer mehr Natur geschaffen werden 
muß, je mehr Projekte gebaut werden, denn für jeden Baum, den Sie fällen, 
müssen Sie woanders, wenn Sie es formal sehen, fünf Bäume anpflanzen. Und 
plötzlich haben Sie rings um die Großprojekte nur noch Wälder und derglei­
chen; das kann nicht im Sinne der Erfinder sein. 

Deswegen sollten Sie sich vielleicht einmal folgendes überlegen: Flughafenpla­
ner, etwa beim Flughafen Köln, sind viel geschickter. Sie haben so etwas wie 
eine „antizipierte Öko-Bilanz" - das klingt ja schon einmal toll! Sie haben in 
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ein Naturschutzgebiet investiert, ohne daß ein Eingriff vorlag. Sie haben ein­
fach Geidieistungen erbrachi und gesagi: hier, das betrachten wir als Aus­
gleich; das haben wir mit den Naturschutzbehörden so vereinbart. Dafür haben 
wir aber Investitionssicherheit. Wenn wir in absehbarer Zeit in der gleichen 
Gegend eingreifen müssen, ist das bereits im Vorgriff abgegolien. Naiüriich 
geht das am Gesetz vorbei. Sie ~issen ja, daß das Naturschutzgesetz mit X­
Novellierungen in der Mache ist. Man müßte endlich erkennen, daß der formal 
gesehene Ausgleich für einen Eingriff Quatsch ist, oder - und die Richter beim 
Bundesverwaltungsgericht tendieren zunehmend dazu - daß es sich um ein 
gleitendes Stufenverfahren handelt: Vermeidung - Ausgleich - Ersatz. Außer­
dem müßte man einsehen, daß die Stufen nicht zwingend sind und daß ein Er­
satz unter Umständen ökologisch wesentlich sinnvoller ist als ein Ausgleich. 
Wenn Sie das durchbringen, dann haben Sie gewonnen, aber im Augenblick 
wird alles noch sehr formal gesehen. 

Blümel: 

Ich darf vielleicht zur Weisungsbefugnis gegenüber der Anhörungsbehörde et­
was sagen. Das Bundesverwaltungsgericht hat im Münchener Rangierbahnhof­
Prozeß in seinem Beschluß vom 24.8.1987 (Az. 4 B 129 / 87) zu dieser Frage 
Stellung bezogen. Da ging es unter anderem um das Problem, ob es überhaupt 
rechtlich zulässig ist, daß ein Bundesgesetz Länderbehörden in die Pflicht 
nimmt. Außerdem hat das Bundesverwaltungsgericht einiges zur Organleibe 
und anderen Themen, die in diesem Zusammenhang auftauchen, gesagt. Man 
müßte die Entscheidung einmal abklopfen und prüfen, ob man bestimmte Aus­
führungen noch heute verwerten kann. 

Gehrke: 

Das Problem einer Kompetenz der Anhörungsbehörden, die Planfeststellungs­
unterlagen zu ändern, hat sich in dieser Form in der Zusammenarbeit mit den 
bayerischen Anhörungsbehörden, die ich seit 1982 registriere, nicht gestellt. 
Causa dieser von mir beobachtet7n Zurückhaltung der Anhörungsbehörden ist 
m.E. nicht nur die Akzeptanz der gesetzlich geregelten Arbeitsteilung zwi­
schen Projektträger, Anhörungsbehörde und Planfeststellungsbehörde, sondern 
vielmehr die Einsicht, daß eine Änderung durch die Anhörungsbehörde tech­
nisch kaum machbar ist. 

In unseren Archiven befinden sich Planfeststellun2sbeschlüsse aus den SOer ..... 
Jahren, die durchaus komplexe Vorhaben mit 1 1h Seiten Text und einem 
handgezeichnetem Plänchen sehr groben Maßstabs geregelt haben. Damals 
hätte man durchaus per Hand korrigierend eingreifen kön..nen. Heute jedoch 
werden schon relativ bescheidene Projekte mit EDV bearbeitet. Die im Anhö­
rungsverfahren verwendeten Pläne sind per Plotter u. dgl. hergestellte Aus-
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drucke des digital gespeicherten Planes. Das zugrundeliegende EDV-Pro­
gramm enthält die für die konkrete Planung zu beachtenden technischen Para­
meter. Würde die Anhörungsbehörde in einem solchen Plan per Hand eine 
Änderung vornehmen, z.B. die Lage des Gleises zur Schonung eines Nachbar­
grundstückes etwa verschieben, so müßte sie damit rechnen, sicherheitsreie­
vante Parameter zu übersehen. Eine vernünftig arbeitende Anhörungsbehörde 
wird sich mangels eisenbahntechnischer Fachkenntnisse nicht auf die Änderung 
der eingereichten Pläne einlassen. 

In den mir bekannten, an sich nicht seltenen Fällen einer Änderung der 
Pläne während des Anhörungsverfahrens wurde immer der Projektträger be­
auftragt, die Änderung durchzuführen. Dieser konnte die geänderten Pläne, 
wenn notwendig sogar noch in die Termine mit Öffentlichkeitsbeteiligung ein­
bringen, weil er sich seinerseits der großen Consulting-Büros bedient, die u.a. 
auch für diese Zwecke fachkundige Ingenieure in die Anhörungstermine mit­
bringen. 

Rieger: 

Meine Frage, Herr Professor Ronellenfitsch, zielt noch einmal ganz kurz auf 
die Nummer 8 der Planfeststellungsrichtlinien und die Bauleitplanung. Mich 
würde einmal interessieren, ob die Kommune, wenn sie mit einem Bebau­
ungsplan auch planfestgestellte Fläche tangiert, selber als Antragsteller zum 
Eisenbahn-Bundesamt kommen und ein eigenes Verfahren durchführen lassen 
muß. Oder kann man sich nicht als Eisenbahn-Bundesamt auf folgenden Stand­
punkt stellen: Ich nehme mir den Bebauungsplan und dessen Abwägung und 
überprüfe diesen Bebauungspian nur noch darauf, ob er die Konflikte, die 
eventuell bestehen, richtig erkanilt hat und nicht mehr, ob er sie richtig abge­
wogen hat. 

Steenhoff: 

Ich habe eine Frage an Herrn Professor Ronellenfitsch zur Enteignung von 
Flächen, die im Planfeststellungsverfahren für Ausgleichsmaßnahmen festge­
setzt wurden. Inwieweit hat da der Planfeststellungsbeschluß eine enteignungs­
rechtliche Vorwirkung? Im Straßenrecht hat es bisher eine Entscheidung des 
VGH Mannheim (Urteil vom 20.2.1992, UPR 1992, S. 397) gegeben - er hat 
das bejaht. Dagegen gibt es gewichtige Gegenstimmungen aus der Literatur, 
z.B. de Wiu, wenn ich mich recht erinnere. Jetzt hat es eine aktuelle Entschei­
dung des Bundesverwaltungsgerichts zum Wasserstraßengesetz gegeben, in der 
ausdrücklich festgestellt wurde: der Planfeststellungsbeschluß hat auch eine 
enteignungsrechtliche Vorwirkung für Ausgleichsmaßnahmen (Beschluß vom 
13.3.1995, Buchholz 445.5 § 44 WasStrG Nr. 1 = NVwZ-RR 1995, S. 631 
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f.). Wie würden Sie denn das nun in bezug auf die Eisenbahn-Planfeststellung 
sehen? 

Böhlke: 

Keine rechtstheoretische Abhandlung; nur eine Verständnisfrage für einen In­
genieur: 

Herr Professor Ronellenfitsch: Sie hatten gesagt, wenn man den § 18 Abs. 
3 AEG anwendet, dürfe man schlicht bauen. Heißt das, daß es keiner Geneh­
migung mehr bedarf, ob die Statik in Ordnung ist? Ist also keine bauaufsichtli­
che Genehmigung erforderlich? Ich habe vorhin einen Zuhörer gefragt, der die 
Bahn vertritt, plant und Planfeststellungen sowie Baugenehmigungen braucht, 
wie er die Aussage wertet. Ja, sagte er: § 18 Abs. 3 AEG anwenden, und dann 
bauen wir. Hat er das genau so verstanden wie ich? 

Ronellenfitsch: 

Zum ersten: Ich bin mißverstanden worden oder habe mich mißverständlich 
ausgedrückt. Die Baufreigabe ist eine Freigabe im bauplanungsrechtlichen 
Sinne. Am geplanten Standort besteht Baufreiheit. Ein staatliches Zulassungs­
verfahren ist insoweit nicht meqr erforderlich. Aber, daß die Bauten ange­
nommen werden müssen und etwa die Statik zu prüfen ist, ist völlig klar. Ein­
fach ohne derartige Prüfungen zu bauen, wäre ein Witz. 

Zweitens: Bei der Festsetzung von Ersatzland bin ich mir beispielsweise mit 
Herrn de Witt (im Ausgangspunkt) einig, obwohl wir sonst regelmäßig diame­
trnl entgegengesetzte Rechtspositionen vertreten. Ich gehe jedenfalls davon 
aus, daß die Eigentumsgarantie stärker ist als der Naturschutz. Deswegen darf 
aus meiner Sicht nicht enteignet werden, um Land für Ersatzmaßnahmen zu 
gewinnen. Anders die Praxis und Rechtsprechung. Dementsprechend herrscht 
die Meinung vor, daß die Festsetzung enteignungsrechtlich relevanter Ersatz­
maßnahmen bereits im Planfeststellungsverfahren zulässig ist. Es kann sogar 
sein, daß der räumliche Anwendungsbereich eines Planfeststellungsverfahrens 
immens ausgedehnt wird, weil Ersatzmaßnahmen überhaupt nur weit entfernt 
von der Trasse festgelegt werden können. Auch das ist eine Vorwirkung für 
das folgende Enteignungsverfahren. Die Vorgehensweise wird von der Recht­
sprechung geduldet, weil man dem Naturschutz ein Übergewicht einräumt. 

Drittens: Was die Bauleitplanung angeht, bin ich stur. Im Zusammentreffen 
mit überörtlichen Planfeststellungen tritt die Bauleitplanung zurück, und dies 
nicht nur, weil § 38 BauGB existiert, sondern weil es auch gar nicht anders 
sein könnte, wenn§ 38 BauGB nicht bestehen würde. Die Planfeststellungsbe­
hörde kann sich daher nicht hinter der Bauleitplanung der Gemeinde verstek­
ken. Aber es ist ihr im Rahmen ihrer eigenen Planungshoheit unbenommen, 
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eine kommunale Planung zu übernehmen. Dann muß allerdings die Bauleitpla­
nung fachpianerisch nachvoHzog'en werden. Eine isoiierte Eisenbahnpianung 
durch Bebauungsplan gibt es nicht. So etwas gibt es nur bei der Straßenpla­
nung. 

Viertens: Abschließend doch noch einmal zum leidigen Streit um die Ande­
rungsbefugnis der Anhörungsbehörde. Das habe ich nicht am Schreibtisch er­
funden. Ich wäre nie im Leben von selbst darauf gekommen, daß sich eine 
Anhörungsbehörde anmaßt, Pläne zu ändern. Meine Erfahrungen stammen aus 
einem konkreten Planfeststellungsverfahren, bei dem ich auf der Seite der 
Planfeststellungsbehörde eingebunden war. Die Planfeststellungsbehörde be­
kam Pläne mit Rot-Eintragungen vorgelegt, und die Frage war: Wo kommen 
diese Eintragungen her? Die Antwort lautete: Die Eintragungen wurden im Er­
örterungstermin von der Anhörungsbehörde im Zusammenwirken mit Vorha­
benträger und Einwendern vorgenommen. Für die Planfeststellungsbehörde 
stellte sich die weitere Frage, ob sie diese Vorgehensweise akzeptieren dürfe 
oder nicht. Für mich war das in der Tat ein dol?matisches Problem. Ich eine: ..., ..... ..., 

davon aus, daß der Anhörungsbehörde keine originäre Änderungsbefugnis zu-
stand, daß aber der Vorhabenträger im laufenden Verfahren durchaus seine 
Pläne - auch auf Anregung der Anhörungsbehörde - ändern und ergänzen 
darf. Deswegen regte ich an, die Änderungen in den Plänen vom Vorhabenträ­
ger (ebenso wie Lärmschutzzusagen) zur Klarstellung noch einmal unterschrei­
ben zu lassen. 

Und kommen Sie mir nicht mit Computerprogrammen. Nicht alles, was an 
und in Plänen festgestellt wird, wird von Computerprogrammen erfaßt. Wenn 
etwa die Buntmarkierungen von Grundstücksbegrenzungslinien geändert wer­
den, geschieht das immer noch von Hand. Wird hier - um ein trauriges Bei­
spiel zu nennen - ein falscher, weil zu großer Filzstift verwendet, kann das 
dazu führen, daß den Betroffenen Gebäudeflächen oder Vorgärten weggenom­
men werden, die enteignungsrechtlich gar nicht entzogen werden dürften. 
Diese Panne bemerkt nun die Anhörungsbehörde. Darf sie die vom Vorhaben­
träger nicht beabsichtigte Panne nicht im Zusammenwirken mit diesem ausbü­
geln? Ist es nicht ehrlicher, wenn sie die Berichtigungen und Änderungen offen 
kenntlich macht, statt heimlich nachzubessern? Schließlich haben ja die fehler­
haften Pläne ausgelegen. Entsprechendes gilt bei Fehlern, die auch bei Ihrem 
gepriesenen Computerprogramm unvermeidbar sind. Mir geht es weniger 
darum, wem Änderungsbefugnisse letztlich zustehen, als um die Redlichkeit 
des Verfahrens. 

Mir sind auch Fälle bekannt, wo Änderungen im Interesse der Betroffenen 
vorgenommen wurden. ohne dies. kenntlich zu machen. also in der Hoffnun~. 

~ r l r -· 

daß niemand etwas bemerkt. Solche Änderungen können sich fatal auswirken. 
Wenn die Pläne auslagen, ist nicht auszuschließen, daß Kopien angefertigt 
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wurden. Und dann stehen Sie einmal als Planfeststellungsbehörde ein gerichtli­
ches Verfahren durch, bei weichem dem Gericht der ausgelegte Plan vorgelegt 
wird, der gar nicht dem später festgesetzten Plan entspricht. Das alles ist keine 
Theorie, sondern Realität in der Praxis. Dem Eisenbahn-Bundesamt werden 
soiche Fehler nicht unterlaufen. 

Aber in der Diskussion wurde ausgeführt, daß es offenbar gar nicht so we­
nige sabotagegeneig~e Anhörun~sbehörden der Länder gibt. Durch nicht 
kenntlich gemachte Anderungen der Planungsunterlagen besteht die Möglich­
keit, die Planfeststellungsbehörde in Schwierigkeiten zu bringen, die schauen 
muß, wie sie etwaige Verfahrensfehler im Feststellungsverfahren noch beheben 
kann. Dem dienten eigentlich meine Ausführungen. Wie gestalte ich im Inter­
esse aller Beteiligten das Verfahren flexibel, wer kann wann und wie sachge­
rechte Änderungen und Berichtigungen der Pläne vornehmen, wie vermeide 
ich bei größtmöglicher Transparenz der Änderungen Verfahrensfehler? 

Ich hoffe, daß ich niemanden übergangen habe. Wer vieles gibt, kann we­
nig im einzelnen geben. Ich habe versucht, möglichst viel in der zur Verfü.­
gung stehenden Zeit vorzutragen. Daß im Detail vieles noch klärungsbedürftig 
ist, ist klar. Mir war es wichtiger, Ihnen einen Gesamtüberblick zu vermitteln, 
als punktuell dicke Bretter zu bohren. Ich hoffe, daß Sie einigermaßen davon 
profitieren konnten. Das ist nämlich mein Schlußwort. Danke für Ihre Auf­
merksamkeit! 

Blümel: 

Ich danke Ihnen, Herr Ronellenfitsch! Mir tut es furchtbar leid, daß wir an die­
sem Punkt, wo es interessant wird, abbrechen müssen. Aber wir haben ja noch 
1 1h Tage vor uns, so daß wir manche Fragen später vertiefen können. 



Abgrenzung zwischen Änderung und Unterhaltung 
von Eisenbahnanlagen 

Von Assessor iur. Michael Vogel, München 

1. Einleitung 
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Dem Begriff der Änderung von Eisenbahnanlagen im Unterschied zur Unter­
haltung kommt neben § 48 Abs. 1 Ziff. 7 VwGO in zwei weiteren Anwen­
dungsbereichen eine erhebliche 'rechtliche Bedeutung zu. Zum einen ist die 
Durchführung einer Planfeststellung gemäß § 18 Abs. 1 AEG oder einer Plan­
genehmigung nach § 18 Abs. 2 AEG bei dem Neubau oder der näher zu be­
handelnden Änderung einer Eisenbahnanlage erforderlich. Andererseits knüp­
fen § 42 i. V. m. § 41 Bundesinunissionsschutzgesetz (BlmSchG) und die Ver­
kehrslärmschutzverordnung (16. BlmSchV) den Anspruch auf aktive oder die 
Entschädigung für passive Schallschutzmaßnahmen ebenfalls an die Vorausset­
zung des Baus oder der wesentlichen Änderung von Eisenbahnen. 

II. Der Begriff der Änderung von Betriebsanlagen 
im Sinne des § 18 AEG 

1. Anwendungsbereich 

§ 18 Abs. 1 AEG faßt unter dem Begriff der Betriebsanlagen der Eisenbahn 
die Schienenwege von Eisenbahnen einschließlich der für den Betrieb der 
Schienenwege notwendigen Anlagen und der Bahnstromfernleitungen zusam­
men. 

Zur Auslegung des Begriffs der Betriebsanlagen ist auf die Kommentierung 
und Rechtsprechung zu § 36 Abs. 3 Bundesbahngesetz (BBahnG) hinzuwei­
sen. 1 Betriebsanlagen sind danach alle Hoch- oder Kunstbauten, Grundstücke 

1 Das BBahnG in der im BGBL IIl, Giiederungsnr. 931-1, veröffentiichten Fassung, zu­
letzt geänd. durch Art. 1 des „Planungsvereinfachungsgesetzes (PIVereinfG) vom 
17.12.1993 (BGBL 1 S. 2123), wurde durch Art. S § 1 Nr. 2 des Eisenbahnneuord­
nungsgesetzes (ENeuOG) vom 27 .12.1993 (BGBI. 1 S. 2378) außer Kraft gesetzt. Da­
von ausgenommen blieben nur wenige, in Art. S § 3 ENeuOG ausdrücklich genannte 
Vorschriften(§§ 8, Sa, Sb, 9, 9a, 19a und§ 23 BBahnG). 
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und festen technischen Anlagen, die zur Abwicklung und Sicherung des äuße­
ren Fahrdienstes dienen. DäZu zählen auch Einrichtungen, die nur mittelbar 
zur Abwicklung des Fahrdienstes erforderlich sind. 2 

Die Rechtsprechung definiert die Eisenbahnanlagen als die im Bahnbereich 
liegenden und dem Verkehr der Eisenbahn als eigengearteter öffentlicher 
Transportanstalt dienenden Anlagen3

• 

2. Begriff der A"nderung im Sinne des § 18 AEG in der Literatur 

Eine Legaldefinition des Begriffs der Änderung erfolgt weder durch § 18 
AEG noch durch § 36 BBahnG. Die Literatur zu § 36 BBahnG bestimmt den 
Inhalt des Begriffs „Änderung", indem sie die Unterhaltung (Instandsetzung) 
von der Erneuerung (Ersatz abgängiger Anlagen) abgrenzt. 4 Im Zusammen­
hang mit einer Entscheidung des OVG Berlin, auf die noch näher eingegangen 
wird, ist die Frage der Abgrenzung zwischen „Änderung" und „ Unterhaltung" 
bei der Wiederinbetriebnahme und Wiedererrichtung einer Eisenbahnstrecke 
im Schrifttum behandelt worden.,Trotz der Beurteilung, daß zwischen Wieder­
inbetriebnahme und Neubau häufig nur noch ein gradueller Unterschied be­
stehe, sei grundsätzlich die Notwendigkeit einer Planfeststellung zum Zwecke 
der Wiederinbetriebnahme einer Eisenbahnstrecke nicht gegeben, es sei denn, 
zwischenzeitlich sei eine Entwidmung der Bahnanlagen erfolgt. 5 

Zum besseren Verständnis des Begriffs der Änderung kann ergänzend auf 
§ 17 Abs. 1 des Bundesfernstraßengesetzes hingewiesen werden. Diese Vor­
schrift regelt die Voraussetzungen einer Planfeststellung beim Bau oder bei der 
Änderung von Bundesfernstraßen. Eine Legaldefinition des Begriffs der Ände­
rung fehlt auch hier. Die Literatur versteht unter Änderungen „ Veränderungen 
im Grund- oder Aufriß oder („.) Änderung der Konstruktion von Kunstbauten 
oder ( ... ) Anpassung höhengleicher Kreuzungen oder Einmündungen an ver­
änderte Verkehrsbedürfnisse". 6 

2 Finger, Kommentar zum AEG und Bundesbahngesetz, 1982, § 36 Nr. 2 BBahnG. 

3 BVerwG, DVBI. 1962, 178 (180). 

4 Finger, a.a.O. (Fn. 2), § 36 Nr. 12. 

5 Ronellenfitsch, VenvArch. Bd. 84 (1993), S. 537 ff. (548). 

6 Dürr, in: Kodal/Krämer (Hrsg.), Straßenrecht, 5. Auflage 1995, S. 956. 
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3. Begriff der Änderung im Sinne des § 18 AEG in der Rechtsprechung 

Die Auffassung der Rechtsprechung zur Abgrenzung der Unterhaltung von der 
Änderung soll anhand mehrerer Urteile dargestellt werden. 

Die Abgrenzung der planfeststellungspflichtigen Vorhaben von den anderen 
Projekten nehmen die Gerichte anhand des Gegensatzpaares Unterhaltung -
wesentliche Änderung vor. Den Begriff der unwesentlichen Änderung i. S. d. 
§ 18 Abs. 3 AEG haben die Gerichte bisher nicht bestimmt. Insoweit bleibt 
daher nur der Hinweis auf die nicht abschließende Legaldefinition des § 18 
Abs. 3 AEG zum Begriff der unwesentlichen Änderung. 

a) Die erste Entscheidung, die an dieser Stelle zur Abgrenzung der wesent­
lichen Änderung vorgestellt werden soll, ist vom OVG Schleswig gefällt wor­
den. Die Kläger wehrten sich in diesem Verfahren gegen die Elektrifizierung 
der Strecke Hamburg-Altona - Kiel - Flensburg, die ohne ein entsprechendes 
Planfeststellungsverfahren begonnen wurde. Das Gericht bejahte hier das Vor­
liegen einer wesentlichen Änderung ohne eingehende Begründung mit dem 
Hinweis auf das große Ausmaß der Baumaßnahme. 7 

b) In seiner Entscheidung vom 1.11.1994 führte der Hessische VGH aus, 
daß die im Laufe der Jahre an einer Strecke vorgenommenen Baumaßnahmen, 
die notwendig gewesen waren, um die Bahnstrecke zu erhalten und an neue 
technische Standards anzupassen, keine wesentliche bauliche Änderung i. S. d. 
§ 18 AEG seien. 8 Auch eine deutliche Steigerung der Zugfrequenz erfordere 
kein neues Planfeststellungsverfahren. 

)' 

c) Das OVG Berlin befaßte sich in seinem Beschluß vom 8. Februar 19919 

mit der Frage, inwieweit die Wiederherstellung einer S-Bahnstrecke, deren 
Gleiskörper stellenweise völlig beseitigt worden war, planfeststellungsbedürftig 
sei. 

Der auf der streitgegenständlichen Strecke betriebene S-Bahn-Verkehr 
wurde aufgrund des Mauerbaus am 13. August 1961 eingestellt. Zwischen dem 
S-Bahnhof Lichtenrade und der Stadtgrenze waren der Gleiskörper und ein 
Gleispaar weitgehend erhalten, im anschließenden Bereich jenseits der Stadt­
grenze war die Bahnanlage überwiegend beseitigt worden. 

y 

7 OVG Schleswig, NVwZ 1991, S. 190 ff. 

8 Hessischer VGH, Urteil vom 1.11.1994, - 2 UE 1698/91 -, UA, S. 9. 

9 OVG Berlin, Beschluß vom 8. 2. 1991- Az. 2 S 18.90 -; s. a. DÖV 1991, S. 700 ff. = 
LKV 1991, S. 279 ff. 
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Das Vorhaben sah eine vollständige Erneuerung der gesamten Eisenbahnan­
lage vor. Die alten Bahnanlagen sollten einschließlich des Schotterbetts besei­
tigt werden. 

Rechts2rundJa2e für die Entstheidun2 dieser Fra2:e war nach Auffassum? 
----~---o------~-~-o- ---- ~-- -------- ------ ~ -- - ,,_.. -

des Gerichts § 2 des Preußischen Kleinbahngesetzes; danach bedarf es zur 
Herstellung und zum Betrieb einer Kleinbahn der Genehmigung der zuständi­
gen Behörde. Dasselbe gilt für wesentliche Erweiterungen oder sonstige we­
sentliche Änderungen des U ntemehmens, der Anlage oder des Betriebs. Der 
Senat betrachtet die Begriffe wesentliche Änderung im Sinne des § 2 Preußi­
sches Kleinbahngesetz und Änderung im Sinne des § 36 Abs. 1 BBahnG als 
inhaltsgleich. Die vollständige Erneuerung einer Eisenbahnstrecke im techni­
schen Sinn stelle jedoch keinen Neubau im Rechtssinne dar, vielmehr handele 
es sich dabei lediglich um den Extremfall einer Unterhaltungsmaßnahrne. 10 Die 
komplette Ersetzung einer Eisenbahnlage durch einen Neubau bedürfe nur ei­
ner erneuten Genehmigung in Form eines Planfeststellungsbeschlusses, wenn 
die ~~11Jage dabei Zl1g!eich \Vesentlich geä..11dert \Verde. 11 Bei der streitbefange-
nen S-Bahnstrecke handele es sich um eine im Rechtssinne bestehende Eisen­
bahnanlage, ungeachtet des Umstandes, daß die Anlage infolge der etwa 
30jährigen Unterbrechung des S-Bahnverkehrs verrottet sei. 12 Eine förmliche 
Entwidmung sei nicht erfolgt. 

Das Vorhaben führe nicht zu einer wesentlichen Änderung einer Eisen­
bahnanlage im Sinne des Eisenbahnrechts. Bauliche Veränderungen einer Ei­
senbahnanlage, die weder öffentliche Interessen, die von anderen Behörden 
wahrgenommen werden, noch rechtlich geschützte Interessen von Privatperso­
nen berührten, seien von unwesentlicher Bedeutung und bedürften keiner Plan­
feststellung. 13 Die Wiederherstellung der S-Bahnlinie würde nur dann eine we­
sentliche Änderung der Anlage bedeuten, wenn sich dadurch die Belastung der 
angrenzenden Grundstücke im Vergleich zum früheren Betriebszustand ver­
stärke. Dies sei jedoch nach dem,vorliegenden Sachverhalt nicht zu befürchten. 

d) Das OVG Magdeburg kommt in seinem Urteil vom 29.3.199514 für ei­
nen ähnlich gelagerten Sachverhalt zum gleichen Ergebnis. Gegenstand des 
Verfahrens bildete die Wiederinbetriebnahme der ca. 19 km langen Brocken-

10 OVG Berlin, a.a.O., VA, S. 23, 34 = LKV 1991, S. 281. 

11 OVG Berlin, a.a.O+, UA, S. 24 = LK\7 1991, S. 281, unter Beri1fJng auf l:i"inger, 
a.a.0. (Fn. 2), § 36, S. 227. 

12 OVG Berlin, a.a.O., UA, S. 25 = LKV 1991, S. 282. 

13 OVG Berlin, a.a.O., UA, S. 3 ff. = LKV 1991, S. 281 ff. 

14 OVG Magdeburg vom 29.3.95 - Az. 4 L 299/93 -. 
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bahnstrecke zwischen Schierke und dem Brockenplateau. Der öffentliche Ver­
kehr auf dieser Kleinbahn wurde am 13. August 1961 eingestellt. Zwischen 
1961 und Mitte 1988 fanden regelmäßige Versorgungsfahrten für die auf dem 
Brocken stationierten Truppen statt. Danach wurden noch Betriebsfahrten 
durchgeführt, um die Strecke auf ihre Befahrbarkeit zu untersuchen. Eine 
förmliche Entwidmung der Strecke ist zu keinem Zeitpunkt erfolgt. 

Erste Planungen zur Wiederinbetriebnahme erfolgten Anfang 1990. 

Im Zuge der Wiederinbetriebnahme sollten die vorhandenen Bahngräben im 
Vorlauf einschließlich Felsbrocken geräumt werden. Darüber hinaus sollten die 
Stichgräben gesäubert, der Bahnsteig des Bahnhofs Brocken und die Prellbock­
endbefestigungen erneuert werden. 

Im Sommer 1991 erfolgte die Gesamtsanierung der Strecke mit der Mon­
tage der Gleise aus neuen Stahl- und Holzschwellen und Schienen in der alten 
Gleisachse, Einbringen von neuem Schotter, Stopfen und Richten des Gleises, 
Aus- und Einbau von 4 Weichen, Räumen und Profilieren der Bahngräben, 
Instandsetzung von Durchlässen, Reparaturen an der Gewölbebrücke, Einbau 
von Rohrdurchlässen und Erneuerung eines Bahnsteiges. 

Nach Auffassung des OVG stellt die Wiederherstellung der Eisenbahn­
strecke von Schierke zum Brockenplateau keinen neuen Schienenweg im Sinne 
des§ 18 Abs. 1 AEG dar. Die Brocken-Bahn werde vielmehr nach wie vor auf 
der seit 1896 bestehenden Trasse betrieben. Es handele sich um Instandset­
zungsarbeiten, selbst wenn dabei das Gleisbett, die Schienen und erforderli­
chen Bahnbetriebsanlagen vollständig erneuert werden sollten. Die durchge­
fiihrten Bau.uaßnahmen stellten auch keine wesentliche Änderung des vorhan­
denen Schienenweges dar, da weder Aufgaben einer Behörde noch die Belange 
Dritter hierdurch erstmals oder stärker berührt würden als beim Bau der Brok­
ken-Bahn 1896 bis 1899. Damals' wie 1990 seien dieselben Belange von Natur 
und Landschaft betroffen. Lediglich die Maßstäbe, unter denen heute bei einer 
völlig neuen Trassenführung den Belangen des Natur- und Umweltschutzes 
Rechnung zu tragen wäre, hätten sich verändert. Die Verschärfung rechtlicher 
Anforderungen an den Bau von Eisenbahnstrecken führe aber nicht automa­
tisch zu einer erneuten Planfeststellungspflichtigkeit, vielmehr entfalte die frü­
here Widmung der Strecke, solange sie bestehe, Bestandsschutz auch für die 
Zukunft. 15 

e) Zwei Urteile des OVG Münster vom 8.12.199416 befassen sich ebenfalls 
mit der rechtlichen Einordnung von Baumaßnahmen als wesentlicher Änderung 

15 OVG Magdeburg vom 29.3. 1995 :-- 4 L 299/93 -, UA, S. 13 ff. 
' 

16 OVG Münster vom 8.11.1994 - 20 A 1775192 und 20 A 1776/92 -. 
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oder Unterhaltung von Eisenbahnanlagen. Das Gericht sieht in dem Austausch 
von Holzschwellen gegen Betonschwellen auf einer Länge von 6, 1 km keine 
wesentliche Änderung im Sinne des § 36 Abs. 1 BBahnG. In seiner Begrün­
dung führt das Gericht aus, die Prüfung der Wesentlichkeit einer baulichen 
Änderung erfordere in erster Linie neben der Berücksichtigung einer etwaigen 
Änderung der Immissionssituation und des baulichen Umfanges die Bewertung 
einer Maßnahme nach ihrer Funktion im Rahmen des vorhandenen Betriebes. 
Für die rechtliche Einordnung einer Maßnahme sei daher wesentlich, ob diese 
als Unterhaltungsmaßnahme dery Aufrechterhaltung oder Änderung der Be­
triebsabläufe diene. 17 

f) Das Bundesverwaltungsgericht hatte sich in einer Entscheidung mit der 
Frage des Austauschs von alten gegen neue Schienen und Schwellen zu befas­
sen.18 

Das Gericht sieht die Auswechslung von Gleisen selbst dann als eine Un­
terhaltungsmaßnahme an, wenn dabei Schienen oder Schwellen eingebaut wer­
den, die einem neueren Stand der Technik entsprechen. Es verstehe sich von 
selbst, daß der Austausch der Anlagenteile nicht allein deswegen zu einer über 
eine Instandsetzung hinausgehenden genehmigungsbedürftigen Änderungsmaß­
nahme werde, weil die neuen Bauteile den aktuellen Sicherheits- und Ver­
kehrsbedürfnissen Rechnung tragen. 

4. Zusammenfassung der von der Rechtsprechung aufgestellten Kriterien 

Die Kriterien, die bei der Prüfung der wesentlichen Änderung in Abgrenzung 
zur Unterhaltung i. S. d. § 18 AEG nach Auffassung der Rechtsprechung zu 
berücksichtigen sind, lassen sich kumulativ wie folgt zusammenfassen: 

- Ist die Anlage förmlich entwidmet worden? 

- Führt die geplante Maßnahme zu einer Beeinträchtigung von öffentlichen 
Interessen bzw. rechtlich geschützten Interessen Dritter? 

- Sind mit der Maßnahme bauliche Änderungen verbunden, ändern sich auf­
grund der Maßnahme die von der Anlage ausgehenden Emissionen und führt 
die Maßnahme zu einer Änden.lng der Funktion der Betriebsanlage? 

17 OVG Münster, Urteile vom 8.12.1994 - 20 A 1775 / 92 -, UA, S. 21 ff., und - 20 A 
1776 I 92 -, UA, S. 25 ff. 

18 BVerwG, 7 VR 16.94. 
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a) Der Begriff der wesentlichen Änderung im Sinne der §§ 41 BlmSchG, 
16. BimSchV (Anwendungsbereich) 

Der Anwendungsbereich dieser Normen weicht von dem Anwendungsbereich 
des § i 8 AEG ab. Im Gegensatz zum Anlagenbegriff des § 18 AEG spricht 
§ 41 BimSchG von der wesentlichen Änderung von Eisenbahnen, § 1 Abs. 1 
der 16. BimSch V von Schienenwegen der Eisenbahnen. 

Eine Legaldefinition des Begriffs der "Schienenwege" fehlt im BimSchG 
und in der 16. BimSchV. 

In § 41 BlmSchG werden Eisenbahnen und Straßenbahnen in der Über­
schrift dieser Vorschrift unter dem Begriff der Schienenwege zusammengefaßt. 
Eine darüber hinausgehende Legaldefinition erfolgt jedoch nicht. In der Litera­
tur zu § 41 BlmSchG werden unter dem Begriff der Schienenwege alle Bahnen 
zusammengefaßt, auf denen Schienenfahrzeuge verkehren. 19 Zu den Schienen­
fahrzeugen zählen alle an Gleise gebundenen Landfahrzeuge. 20 Eine Begriffs­
bestin1.nmng der „Eisenbal•1.nen" erfolgt in§ 2 Abs. 1 und 3 Abs. 1 AEG. 

Die Rechtsprechung beurteilt den Anwendungsbereich dieser Vorschriften 
im Verhältnis zu § 18 AEG als enger, da das BlmSchG und die 16. BlmSchV 
ausschließlich auf den Schutz vor Geräuschimmissionen bezogen seien, wäh­
rend die wesentliche Änderung i. S. d. eisenbahnrechtlichen Planfeststellungs­
begriffs darüber hinausgehe. 21 

b) Inhalt des§ 1 Abs. 2 16. BimSchV 

Nach § 42 i. V. m. § 41 BlmSchG besteht ein Anspruch auf aktive oder pas­
sive Schallschutzmaßnahmen nur bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung 
von Eisenbahnen. Der Begriff der wesentlichen Änderung ist im BlmSchG 
nicht näher definiert. Demgegenüber erfolgt in § 1 Abs. 2 der 16. BimSchV 
eine Begriffsbestimmung der wesentlichen Änderung. Die Vorschrift unter­
scheidet danach 3 Fallgruppen: 

- Die bauliche Erweiterung eines Schienenweges um ein oder mehrere durch­
gehende Gleise gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Ziff. 1 16. BimSchV, 

- die Erhöhung des von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehenden Ver­
kehrslärms um mindestens 3 dB oder auf mindestens 70 dB am Tag oder 
mindestens 60 dB in der Nacht aufgrund eines erheblichen baulichen Ein­
griffs gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Ziff. 2 16. BimSchV, 

19 Jarass, Kommentar zum BlmSchG, § 41 Rdnr. 8. 
y 

20 Jarass, a.a.O., § 38 Rdnr. 6. 

21 OVG Berlin, a.a.O. (Fn. 9), UA, S. 32 ff. 
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- die Erhöhung eines bestehenden Beurteilungspegels von mindestens 70 dB 
am Tag oder 60 dB in der Nacht durch einen erheblichen baulichen Eingriff 
gemäß§ 1 Abs. 2 Satz 2 16. BlmSchV. 

Eine wesentliche Änderung i.S.d. § l Abs. 2 Satz 1 Ziffer 2 und Abs. 2 S. 2 
16. BimSchV liegt nur im Falle eines erheblichen baulichen Eingriffs vor. Der 
Verordnungsgeber hat damit eine· klare Entscheidung gegen die Aufnahme von 
verkehrslenkenden Maßnahmen oder Betriebsänderungen in den Katalog der 
wesentlichen Änderungen i. S. d. 16. BlmSchV getroffen.22 

Ein erheblicher baulicher Eingriff liegt vor, wenn in die Substanz des Ver­
kehrsweges eingegriffen wird. 23 An die Erheblichkeit stellt die Literatur keine 
strengen Anforderungen, da dieser Begriff nur Bagatellen, das heißt kleinere 
Baumaßnahmen, vom Geltungsbereich der 16. BlmSch V ausschließt. 24 

Zu den erheblichen Eingriffen zählt die Literatur beispielsweise für den Be­
reich des Straßenbaus die Umwandlung einer Sackgasse in eine Durchgangs­
straße durch bauliche Verlängerung des Straßenzuges und die Verschwenkung 
eines Fahrstreifens, z. B. nach Fahrbahnverbreiterung wegen Baus einer 
Linksabbiegerspur. 25 Kontrovers wird in der Literatur die Auffassung disku­
tiert, der Begriff des erheblichen baulichen Eingriffs beziehe sich nicht allein 
auf den Umfang der baulichen Maßnahme, vielmehr unabhängig davon auf die 
durch die Baumaßnahme bedingten Auswirkungen auf die Nachbarschaft. So 
sind auch geringe bauliche Eingriffe, beispielsweise an Signalanlagen, denk­
bar, die zu erheblichen Änderungen des Betriebsablaufs und damit für die Be­
troffenen zu erheblich höheren Lärmpegeln führen. Diese Auslegung steht je­
doch im Widerspruch zum Wortlaut, der ausdr'Licldich einen erheblichen bauli­
chen Eingriff fordert und nicht - wie zum Beispiel § 76 Abs. 2 Verwaltungs­
verfahrensgesetz - auf die W esentlichkeit der Änderung abstellt. 26 

Voraussetzung einer wesentlichen Änderung nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Ziff. 1 
der 16. BlmSchV ist die bauliche Erweiterung des Schienenweges um ein oder 
mehrere durchgehende Gleise. Für den Anspruch auf aktiven Schallschutz oder 
auf eine Entschädigung zur Finanzierung passiver Schallschutzmaßnahmen ist ., 

22 Michler, Rechtsprobleme des Verkehrsimmissionsschutzes, 1993, S. 151. 

23 Begrü.ndung des VO-Entv.-"Jrfs BR-Dr-..1cks. 661/89, S~ 32~ 

24 Michler, a.a.O. (Fn. 22), S. 153. 

25 Schulze-Fielitz, Rechtsfragen der Verkehrslärrnschutzverordnung (16. BimSchV) UPR 
1994, s. 1 ff. 

26 Michler, a.a.0. (Fn. 22), S. 153 ff. 
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darüber hinaus die Überschreitung der in § 2 Abs. 1 16. BlmSchV genannten 
Immissionsgrenzwerte erforderlich. 27 

Bei einer sonstigen wesentlichen Änderung im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2, 1. Alternative 16. BlmSchV muß über den erheblichen baulichen Ein-
griff hinaus der Beurteilungspegel der Lärmbeeinträchtigung spürbar erhöht 
sein. 28 Eine spürbare Veränderung liegt nach dieser Alternative vor, wenn der 
Pegel um 3 dB zunimmt. Dieser Wert entspricht der sogenannten Wahrneh­
mungsschwelle, das heißt, einer für den Menschen spürbaren Veränderung des 
Lärmpegels. 29 

Die nicht wahrnehmbare Zunahme von Verkehrsimmissionen aufgrund ei­
ner Anlagenänderung ist jedoch nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Ziff. 2, 2. Alternative 
16. BlmSchV dann beachtlich, wenn ein Pegel von mindestens 70 dB tags und 
60 dB nachts erreicht wird. y 

Diese für das menschliche Ohr nicht wahrnehmbaren Pegelerhöhungen lö­
sen trotzdem Ansprüche auf Lärmschutzm~ß:ri::ih_men aus, da mit einer Pegeler­
höhung auf 70 dB am Tag bzw. 60 dB in der Nacht über die mit einer wahr­
nehmbaren Pegeländerung verbundene Belästigung hinaus Gefahren für grund­
rechtlich geschützte Güter, die nur gegen einen entsprechenden Ausgleich hin­
zunehmen sind,30 eintreten können. 

§ 1 Abs. 2 S. 2 16. BlmSch V gewährt bei einem erheblichen baulichen 
Eingriff an einem Schienenweg, von dem gegenwärtig bereits Pegelwerte von 
mindestens 70 dB am Tag und 60 dB in der Nacht ausgehen, unabhängig von 
dem Wert der Pegelerhöhung durch die Baumaßnahme einen Anspruch auf 
Lärmschutzmaßnahmen. Der Grund dafür liegt ebenfalls in der schweren und 
unerträglichen Vorbelastung durch die von den Schienenwegen ausgehenden 
Lärmemissionen, die im Falle einer Anlagenänderung unabhängig vom Um­
fang der Änderung einen Anspruch auf Lärmschutz gewährt. 31 

27 Alexander, Aktuelle Fragen des Verkehrslärmschutzes unter besonderer Berücksichti-
gung der Verkeh_rslärmschutzVO; NVwZ 1991; S. 318/319. 

28 Begründung der 16. BimSchV, BR-Drucks. 661189, S. 32 f. 

29 Michler, a.a.O. (Fn. 22), S. 155. y 

30 Mich/er, a.a.O. (Fn. 22), S. 155. 

31 Michler, a.a.O. (Fn. 22), S. 155. 
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5. Begr(ff der Ä'nderung im Sinne der§§ 41 BlmSchG, 16. BlmSchV 
in der Rechtsprechung 

Aufarund der Definition des Bei!riffs der wesentlichen Änderung in § 1 Abs. 2 
........ L.-" - -

16. BlmSchV verbleibt der Rechtsprechung ein geringerer Raum zur Ausfül-
lung dieses Begriffs. Hinzuweisen bleibt auf den bereits zitierten Beschluß des 
OVG Berlin. Das OVG weist in,. seiner Begründung ausdrücklich darauf hin, 
daß mit der Wiederherstellung eines Gleises keine Erweiterung im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 Ziff. 1der16. BlmSchV verbunden ist. 32 

Ein Urteil des VG Ansbach befaßt sich mit der Frage nach der Erheblich­
keit des baulichen Eingriffs. 33 Das Gericht sieht den Einbau weiterer Signale, 
die Verlängerung oder Höherlegung eines vorhandenen Bahnsteigs, den Aus­
bau einer Weiche oder Änderungen von Eisenbahntunneln allesamt als kleinere 
Eingriffe an, die zu keinem Eingriff in die Substanz des Schienenweges führten 
und mithin nicht als erheblicher baulicher Eingriff anzusehen seien. 

Mit der Frage des erheblichen baulichen Eingriffs hat sich auch das 
OVG Münster in den oben bereits zitierten Urteilen befaßt. Die dort im Hin­
blick auf den Begriff der wesentlichen Änderung im Sinne des § 36 Abs. 2 
BBahnG aufgestellten Forderungen gelten nach Auffassung des Gerichts in 
gleicher Weise für den Begriff des erheblichen baulichen Eingriffs. Ein erheb­
licher baulicher Eingriff ist demzufolge nur dann anzunehmen, wenn neben 
dem Umfang der baulichen Maßnahme mit dem Vorhaben eine Funktionsände­
rung des Schienenweges verbunden ist. 34 

.A •. bschließend wird auf einen Rechtsstreit, der vor dem BVerNG verhandelt 
und entschieden worden ist, hingewiesen. 35 

Die Klägerin wehrte sich gegen die Ausbaustrecke (ABS) Hamburg - Ber­
lin im Abschnitt Kuhlenfeld-Schwanheide und begehrte Lärmschutz. Im Bahn­
hof Boizenburg sieht das Vorhaben die Verschwenkung des bestehenden Glei­
ses in südlicher Richtung und die Wiedererrichtung des zweiten Gleises sowie 
die Elektrifizierung vor. Das Anwesen der Klägerin befindet sich nördlich der 
Strecke. 

32 OVG Beriin, a.a.O. (Fn. 9), LKV 1991, S. 282 f. 

33 VG Ansbach, Urteil v. 28.1.1992 - AN 20 K 91.000071 -, S. 16 ff. 

34 Vgl. Fn. 17: OVG Münster - 20 A 1775/92 -, UA, S. 22, und - 20 A 1776/92 -, S. 
26; BVerwG, Urteil vom 31.8.1995 - A 19/94 -. 

35 BVerwG vom 31.8.1995, - 7 A 19194 -. 
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Die Klage ist zwischenzeitlich abgewiesen worden. die Urteilsgründe liegen 
jedoch noch nicht vor. Möglicherweise lassen sich der Entscheidung weitere 
Gesichtspunkte für die hier behandelten Fragen entnehmen. 
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Spontanvegetation 
(Entwurf der Novelle zum Bundesnaturschutzgesetz) 

Von Assessorin iur. Elke Kunkel, Halle 

A. Einführung: Begriff der Spontanvegetation 

Durch den Beitritt der ehemaligen DDR sind viele neue Fragen und Probleme 
im Bereich des Eisenbahnrechts ··entstanden. Eines dieser Probleme stellt die 
sog. Spontanvegetation dar. Mit Spontanvegetation wird die Vegetation be­
zeichnet, die sich auf ungenutzten ehemaligen Bahnanlagen gebildet hat. 

Dazu ein kurzer historischer Rückblick. 

Bereits durch die in der Berliner Erklärung vom 5. 7 .1945 1 bekanntgege­
bene Einteilung Deutschlands in Besatzungszonen wurde der Schienenverkehr 
zwischen den einzelnen Zonen behindert. Die politischen Ereignisse führten 
dazu, daß die Verkehrswege zwischen den westlichen Besatzungszonen und 
der Sowjetzone später völlig unterbrochen wurden. Von der Unterbrechung 
waren 39 Strecken der Deutschen Reichsbahn sowie acht Privatbahnen und 
eine Anschlußbahn2 betroffen. Bis auf die später zwischen der Bundesrepublik 
und der DDR festgelegten wenigen Transitstrecken waren alle bestehenden 
Ost-West-Verbindungen des Schienennetzes gekaoot. Die Berliner S-Bahn 

....... ...... ... ..1.. 

wurde vollständig von der Sowjetisch-Besetzten-Zone übernommen. 

Sowohl in der DDR als auch in der Bundesrepublik wurden in den Folge­
jahren vornehmlich die Nord-Süd-Verbindungen ausgebaut. Die Notwendigkeit 
der Ost-West-Verbindungen ergab sich erst wieder infolge der Deutschen Eini­
gung. Aus planerischen sowie wirtschaftlichen Gründen und nicht zuletzt aus 
dem Bestreben, die Einwirkungen auf die Umwelt so gering wie möglich zu 
halten, hat man auf die alten Anlagen der Deutschen Reichsbahn zurückgegrif­
fen. 

1 Feststellung der Regierungen Großbritanniens, der Vereinigten Staaten und der Sowjet­
union sowie der provisorischen Regierung der französischen Republik über die Besat­
zungszonen Deutschlands, Amtsblatt des Alliierten Kontrollrates in Deutschland 1945, 
Ergänzungsblatt Nr. 1, S. 11 ff. 

2 Rossberg, Grenze über deutschen Schienen, 1980, S. 11 f. 
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Diese befinden sich allerdings in einem sehr schlechten Zustand. Im Laufe 
der Jahrzehnte sind die Gleiskörper und die übrigen Anlagen verrottet und 
brachgefallen. Teilweise sind die Gleise auch demontiert worden. Nach und 
nach hat sich auf den Anlagen 'Vegetation gebildet. Zur Wiederaufnahme des 
Betriebes auf den Strecken sind umfangreiche Baumaßnahmen erforderlich. 
Zuallererst muß dabei jedoch die dort entstandene Fauna und Flora beseitigt 
werden. 

Bei der Beseitigung der sog. Spontanvegetation stellt sich für den Juristen 
nun die Frage, ob die Naturschutzgesetze des Bundes und der Länder hier An­
wendung finden, und ob die zur Reaktivierung des Netzes erforderlichen Maß­
nahmen den Eingriffstatbestand des Gesetzes erfüllen. Hierauf soll im folgen­
den näher eingegangen werden. 

B. Eingriffstatbestand des § 8 Abs. 2 BNatSchG 

In § 8 Abs. 2 BNatSchG3 ist die sog. Verursacherhaftung geregelt. Der Ver­
ursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchti­
gungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege aus­
zugleichen. Diese Verpflichtung besteht, soweit es zur Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege erforderlich ist. 

/. Eiforderlichkeit einer behördlichen Fntscheidung des Fisenbahn-Bundesamts 
nach § 18 des Al/gemeinen Eisenbahngesetzes 

Voraussetzung einer derartigen Unterlassungs- oder Ausgleichspflicht ist nach 
§ 8 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG, daß für den Eingriff in anderen Rechtsvorschrif­
ten unter anderem eine behördliche Planfeststellung oder sonstige Entscheidung 
oder eine Anzeige an eine Behörde vorgeschrieben ist. Nach Satz 3 wird die 
Verpflichtung dann durch die für die Entscheidung oder Anzeige zuständige 
Behörde ausgesprochen. 

Für das Eisenbahn-Bundesamt bedeutet dies, daß es nur eine Verpflichtung 
auszusprechen hat, wenn es auch eine Entscheidung im übrigen zu treffen hat. 
Daher kann es hier zunächst dahingestellt bleiben, ob die Beseitigung von 
Bahngrün ein Eingriff im Sinne des § 8 Abs. 1 BN atSchG darstellt. Denn ist 
ein Planfeststellungsverfahren nicht notwendig, erübrigt sich die Diskussion 

3 Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG - vom 12. März 1987 (BGBI. 1 S. 889). 
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darüber, ob der Eingriffstatbestand erfüllt ist. Aus praktischen Erwägungungen 
ist daher die Frage vorzuziehen, ob das Eisenbahn-Bundesamt eine Entschei­
dung zu treffen hat. 

In Betracht kon1mt lediglich eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 und 2 
AEG4

, also der Erlaß eines Planfeststellungsbeschlusses und einer Plangeneh­
migung. Im Fall des § 18 Abs. 3 AEG muß das Eisenbahn-Bundesamt auf­
grund fehlender Konzentrationswirkung keine Verpflichtung zum Ausgleich 
oder Ersatz aussprechen; diese Entscheidung muß dann von der jeweils zu­
ständigen Naturschutzbehörde gefällt werden. Zu prüfen ist also zunächst, ob 
es sich bei dem konkreten Bauvorhaben um den Bau oder die Änderung von 
Eisenbahnanlagen handelt. An di~ser Stelle möchte ich zur Verdeutlichung der 
Problematik zwei Fallgruppen bilden: 

1. Wiederherstellung des ehemaligen Zustandes der Anlage, 

2. Änderungen von Eisenbahnanlagen. 

1. Wiederherstellung des ehemaligen Zustandes 

Wenden wir uns zunächst dem Fall der reinen Wiederinbetriebnahme zu. Um 
eine reine Wiederinbetriebnahme handelt es sich, wenn eine frühere Eisen­
bahnanlage wieder in ihren ursprünglichen Zustand versetzt wird. 

Seit der Teilung Deutschlands ist eine Strecke der Bahn nicht mehr in Be­
trieb gewesen. Die Strecke ist etttsprechend verfallen und teilweise sogar ab­
gebaut worden. Auf der ehemaligen Trasse hat sich ein Bewuchs gebildet. Nun 
soll die Strecke in den gleichen Abmaßen wie vorher wiederhergestellt werden. 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat zu prüfen, ob die Wiederinbetriebnahme 
überhaupt planfeststellungsbedürftig ist. Ist sie dies nicht, so ist eine Entschei­
dung nach § 18 AEG nicht erforderlich. Die weitere Prüfung, ob der Ein­
griffstatbestand des § 8 Abs. 2 BNatSchG vorliegt, wäre damit überflüssig. 

Die Wiederinbetriebnahme ist dann nicht planfeststellungsbedürftig, wenn 
es sich um eine reine Unterhaltungsmaßnahme handelt. Denn diese sind keine 
Änderungen einer Eisenbahn-Betriebsanlage i.S.d. § 18 Abs. 1 AEG. Unter 
dem Begriff der Unterhaltung ist die Behebung vorhandener Mängel mit dem 
Ziel, den zum bestimmungsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand wiederher-

4 Allgemeines Eisenbahngesetz - AEG - vom 27. Dezember 1993 (BGBI. I S. 2378, 
2396). 
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zustellen, zu verstehen. 5 Das erfordert allerdings, daß der bestimmungsgemäße 
Gebrauch der Anlage noch vorhanden ist. Das wiederum hängt nicht allein da­
von ab, ob die Anlage tatsächlich noch genutzt wird oder nicht, sondern von 
der Widmung derselben. 

Hierbei handelt es sich um eine Unterhaltungsmaßnahme, wenn die Strecke 
nicht entwidmet ist. Grundsätzlich ist die Widmung einer Bahnanlage erfor­
derlich. Dasselbe gilt für die Entwidmung. Zwar gibt es für Bahnanlagen kein 
gesetzlich normiertes Widmungsgebot, wie etwa für Straßen; unstreitig ist 
aber, daß auch eine Bahnanlage gewidmet werden muß. 6 Unter der Widmung 
ist dabei die Bestimmung einer Sache für den öffentlichen Zweck zu verste­
hen. 7 Eine Anlage ist demzufolge entwidmet, wenn sie dem öffentlichen 
Zweck entzogen worden ist. Da die Entwidmung als actus contrarius der 
Widmung anzusehen ist, 8 kann nur so entwidmet werden, wie auch gewidmet 
wird. Dabei ist man sich einig, daß die Widmung förmlich - z.B. im Planfest­
stellungsbeschluß - und tatsächlich - durch Inbetriebnahme oder Bereitstellung 
für den Eisenbahnverkehr - geschehen muß. 9 Die Rechtsordnung der DDR hat 
weder Widmungen noch Entwid1nungen gekannt. Es hat dort aber bestimmte 
behördliche Verfahren zur rechtsverbindlichen Einrichtung von Bahnanlagen 
sowie zu deren dauerhaften Beseitigung gegeben. Betriebseinstellungen und 
Streckenstillegungen wurden vom Verkehrsministerium angeordnet. 

Ist eine solche Anordnung jedoch nicht existent, kann die Entwidmung 
dennoch durch Funktionslosigkeit10 als actus contrarius der unvordenklichen 
Verjährung11 eingetreten sein. Funktionslosigkeit liegt vor, wenn die Verhält­
nisse, auf die sich die Planung bezieht, faktisch einen Zustand erreicht haben, 
der eine Verwirklichung des Vorhabens auf unabsehbare Zeit ausschließt. Die 
Abweichung zwischen den planerischen Festsetzungen und der tatsächlichen 
Situation muß dabei so offenkundig sein, daß das Vertrauen auf den Fortbe-

5 Eisenbahn-Bundesamt, Schreiben v. 20.4.1995 - 11.10 Rap - Lucia K. P. Ferraz -, S. 
4. 

6 Eisenbahn-Bundesamt, Schreiben v. 2.12.1994 - 1110 Raw - Lucia K.P. Ferraz -. 

7 Krämer, in: Kodal!Krämer (Hrsg.), Straßenrecht, 5. Auflage 1995, Kap. 7, Rdnr. 1; 
Steiner, Straßen- und Wegerecht VB, Rdnr. 28. 

8 Krämer, in: Kodal/Krämer (Hrsg.), Straßenrecht, a.a.0., Kap. 7, Rdnr. 20.1. 

9 -'l[rämer, in: Kodal/KräiT.er (Hrsg.), Straßenrecht (Fn. 7), Kap. 7, Rdm~ 19.32. 

10 Ronellenfitsch, Die Wiederinbetriebnahme von Eisenbahnstrecken, VerwArch., Bd. 84 
(1993), S. 537 ff. (548). 

11 Zur unvordenklichen Verjährung: Krämer, in: Kodal / Krämer (Hrsg.), Straßenrecht 
(Fn. 7), Kap. 7, Rdnr. 19.4. 
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stand der Planung nicht schutzwürdig ist. 12 Hier hat sich der Zustand so ver­
festigt, da.H er a.ls natürlich angesehen werden muß. Die ehemaligen Bahnanla­
gen sind teilweise überhaupt nicht mehr vorhanden und ansonsten so überwu­
chert, daß sie nicht mehr erkennbar sind. Der durch die politische Situation 
bedingte Zustand der Aniagen weicht von der planerischen Festsetzung jedoch 
nicht so erheblich ab, daß das in den Fortbestand der Anlagen gesetzte Ver­
trauen nicht mehr schutzwürdig ist. Der Vertrauensschutz kann seine 
Schutzwürdigkeit nicht allein durch teilungsbedingte Nichtnutzung von Bahn­
strecken verloren haben. 

Das VG Berlin hat im Rahmen der Wiederinbetriebnahme einer S-Bahn­
Strecke in Berlin weder die bloß~ Nichtbenutzung der Gleisanlagen noch ihren 
Abbau noch die landwirtschaftliche Nutzung für eine tatsächliche Entwicklung 
gehalten, die eine erneute Verwirklichung der Festsetzung ausschließe. Dieser 
Ausschluß sei nur in den Fällen gegeben, in denen z.B. durch Veräußerung der 
Grundstücksteile sowie Bebauung mit bahnfremden Gebäuden rechtliche und 
tatsächliche Unmöglichkeit der bisherigen Nutzung gegeben sei. 13 Diese An­
sicht geht meines Erachtens allerdings zu weit. Daß die Veräußerung sowie die 
Bebauung mit bahnfremden Gebäuden ein Indiz für die Entwidmung sein kann, 
möchte ich nicht in Frage stellen. Entwidmung muß aber auch dann eingetreten 
sein können, wenn die Natur von der Anlage quasi Besitz ergriffen hat. 

Das OVG Berlin hat als nächste Instanz zwar die tatsächliche Einstellung 
des Betriebes für ausreichend, außerdem aber noch eine rechtlich bedeutsame 
Rechtshandlung der zuständigen· Behörde für erforderlich gehalten. 14 Diese 
Forderung geht jedoch über die an die Funktionslosigkeit zu stellenden Anfor­
denmgen hinaus. Die Funktionslosigkeit soll gerade die Fälle betreffen, in de­
nen sich die zuständige Behörde überhaupt nicht geäußert hat. Liegt eine 
Rechtshandlung der Behörde in irgendeiner Form vor, so wirft das doch eher 
die Frage auf, ob darin eine Entwidmungserklärung zu sehen ist. 15 Der Ver­
weis auf die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, nach der die 
Entwidmung einer Bahnanlage nur durch eindeutige Erklärung seitens der 

12 BVerwG, Urteil vom 29.4.1977 - Az. IV C 39/75 -, NJW 1977, S. 2325 (2325); VG 
Berlin, Beschluß vom 15.6.1990 - Az. 13 A 121190 -, LKV 1991, S. 46 ff. (47); Ro­
nellenfitsch, Wiederinbetriebnahme (Fn. 10), VerwArch. Bd. 84 (1993), S. 548. 

13 VG Berlin, Beschluß vom 15.6.19?0 - Az. 13 A 121190 -, LKV 1991, S. 46 ff. (47). 

14 OVG Berlin, Besc1'Juß vom 8.2.1991 - Az. 2 S 18.90 -, UA, S. 26. 

15 Ähnlich BVerwG, Urteil vom 16.12.1988 - Az. 4 C 48/86 -; BVerwG, Beschluß vom 
5.2.1990 - Az. 4 B 1/90 -, NVwZ 1990, S. 462 (463). 
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Bahn erfolgen könne, 16 ist falsch. Die Entscheidung des Bundesverwaltungs­
gerichts hatte sich nur mit der Frage zu beschäftigen, welche Anforderungen 
an eine Entwidmungserklärung zu stellen sind. Mit der Frage der Funktionslo­
sigkeit hat sich das Gericht nicht {!Useinandergesetzt. 

Im sog. „Sachsendamm-Beschluß" hat es dann leider die Frage der Ent­
widmung infolge Funktionslosigkeit offen gelassen. 17 Richtigerweise hat der 
VGH München Entwidmung und damit erneute Planfeststellungsbedürftigkeit 
bereits dann angenommen, wenn sich der geänderte Zustand so verfestigt hat, 
daß er als natürlich angesehen werden muß. 18 In einem ähnlich gelagerten Fall 
wurde diese Auffassung auch vom VG Karlsruhe vertreten. 19 

Bei Beurteilung des verfestigten Zustandes kommt es auf die zeitliche 
Komponente an. Funktionslosigkeit ist abzulehnen, wenn ein enger zeitlicher 
Zusammenhang zwischen den Veränderungen und der Wiederherstellung des 
früheren Zustandes besteht. 20 Einen solchen engen zeitlichen Zusammenhang 
zwischen der Nichtnutzung der Strecke und der Wiederherstellung des ehema­
ligen Zustandes und damit Funktionslosigkeit allein aufgrund 40jährigen 
Nichtgebrauchs einer Anlage anz~nehmen, halte ich allerdings für bedenklich. 
Der VGH München hat diesen engen zeitlichen Zusammenhang abgelehnt21 bei 
der Wiederherstellung eines Zustandes nach 102 Jahren. Um ähnliche Zeit­
räume geht es auch bei der unvordenklichen Verjährung, dem Gegenstück der 
Funktionslosigkeit, nämlich der Widmung durch tatsächliche Nutzung.22 Will 
man also Funktionslosigkeit aufgrund 40jähriger Nichtbenutzung einer Anlage 
annehmen, bedarf es noch weiterer Anhaltspunkte. 

Das Bundesverwaltuneseericht hat es nunmehr in seiner Boizenbunz-Ent-
~ v ~ 

scheidung23 für denkbar gehalten, dem Begriff der Funktionslosigkeit auch 
Konstellationen zuzuordnen, in denen eine Wiederaufnahme einer seit Jahr­
zehnten unterbrochenen Nutzung angesichts der politischen Verhältnisse auf 
unabsehbare Zeit ausgeschlossen ist. Es ist ebenfalls der Auffassung, daß nicht 
allein der Zeitablauf und die Veränderung der Erdoberfläche die Annahme 

16 OVG Berlin, Beschluß vom 8.2.1991 - Az. 2 S 18.90 -, UA, S. 26. 

17 BVerwG, Beschluß vom 30.10.1992 - A:z. 4 A 4/92 -, NVwZ 1993, S. 565 (567). 

18 VGH München, Urteil vom 23.7.1976, BayVBl. 1977, S. 86. 

19 VG Karlsruhe, Beschluß vom 7.10.1993 -Az. 3 K 307/92 -, UA, S. 4. 

20 VGH München, Urteil vom 23.7.1976, BayVBl. 1977, 86. 

21 VGH München, ebd. 

22 Krämer, in: Korli:il/K...r~111er (Hrsg.), Stri:iRe:nrecht (Fn. 7), .[(i:ip. 7, Rdri.r. 19.4. 

23 BVerwG, Urteil vom 31.8.1995 - A:z. 7 A 19.94 -. 
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rechtfertigen kann, daß die Wiederaufnahme der ursprünglichen Nutzung 
durch die vorgegebene tatsächliche Situation ausgeschlossen und planungs­
rechtlich nicht mehr gedeckt ist. Weitere Anhaltspunkte seien erforderlich. 
Gegen die Annahme der Funktionslosigkeit spreche etwa, daß für die Bundes­
republik Deutschland die Wiederherstellung der staatlichen Einheit ein verfas­
sungsrechtlich vorgegebenes Ziel gewesen sei. Darüber hinaus seien trotz des 
damals bestehenden Grenzregimes im Einzelfall oft Planungen existent gewe­
sen, um die Verkehrsverbindungen im Rahmen einer Normalisierung des zwi­
schenstaatlichen Verhältnisses dem bestehenden Bedarf anzupassen. 24 

2. Änderungen von Eisenbahnanlagen 

In der zweiten Fallgruppe, bei der das Bauvorhaben die Änderung einer Bahn­
anlage beinhaltet, muß eine Entscheidung des Eisenbahn-Bundesamts nach§ 18 
AEG erfolgen. Das Eisenbahn-Bundesamt kommt nicht umhin, nun die Ein­
griffsregelung des § 8 BNatSchG zu prüfen. Festzustellen ist, ob durch die 
Baumaßnahme in Natur und Landschaft eingegriffen wird. 

II. Eingriff in Natur und Landschaft -
Schutzbereich der Naturschutzgesetze 

Nach der Legaldefinition des § ,8 Abs. 1 BNatSchG liegt ein Eingriff vor, 
wenn die Gestalt und Nutzung von Grundflächen verändert wird. Diese Ver­
ändenmg muß die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Land­
schaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können. In den neuen 
Bundesländern und Berlin ist von der Ermächtigung des § 8 Abs. 8 BN atSchG 
Gebrauch gemacht worden, und Veränderungen bestimmter Art sind als Ein­
griffe festgelegt worden. 25 Als Beispiele seien hier nur das Berliner, das Thü-

24 BVerwG, a.a.O., UA, S. 9. 

25 § 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Berliner Naturschutzgesetzes - NatSchGBln - vom 
30.1.1979 (GVBI. S. 183), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.2.1995 (GVBI. S. 
56) = § 6 Abs. 2 Nr. 5 des Vorläufigen Thüringer Naturschutzgesetzes - VorlThür­
NatSchG - vom 28.1.1993 (GVBl. S. 57), geändert durch Gesetz vom 10.6.1994 
(GVBL S. 630) = § 10 Abs., 2 Nr. 1 Brandenburgisches Naturschutzgesetz -
BbgNatSchG - vom 25.6.1992 (GVBl. S. 208); § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 des ersten 
Gesetzes zum Naturschutz im Land Mecklenburg-Vorpommern vom 10.1.1992 
(GVOBl. M-V S. 3), geändert durch Gesetz vom 21.5.1992 (GVOBI. M-V S. 286), 
fU.r die Erricht11ng und wesentliche Änderung von Bal1riarJagen iiTi Außenbereich; § 8 
Abs. 2 Nr. 4 des Sächsischen Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege -



130 

ringische und das Brandenburgische Naturschutzgesetz genannt, die überein­
stimmend die Errichtung oder wesentliche Änderung von Anlagen, die einem 
Planfeststellungsverfahren unterliegen, als Eingriffe in Natur und Landschaft 
qualifizieren. 

Das bedeutet jedoch nicht, daß alle planfeststellungsbedürftigen Änderun­
gen auch Eingriffe in Natur und Landschaft sind. Vom Schutz des Bundesna­
turschutzgesetzes, welches als Bundesrecht den Vorschriften in den Länderge­
setzen vorgeht, sind nämlich Anlagen, die dem öffentlichen Verkehr dienen, 
generell ausgenommen. In § 38 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG heißt es, daß durch 
Naturschutz und Landschaftspflege Flächen, die bei Inkrafttreten dieses Geset­
zes ausschließlich oder überwiegend Zwecken des öffentlichen Verkehrs als 
wichtige öffentliche Verkehrswege dienen, in ihrer bestimmungsgemäßen Nut­
zung nicht beeinträchtigt werden dürfen. Das gilt auch für Flächen, die in ei­
nem verbindlichen Plan für die genannten Zwecke ausgewiesen sind. Bei der 
Beseitigung von Spontanvegetation auf solchen Flächen greifen die Landesge­
setze also nicht ein. So ist auch die „SachsendaiTuu-Entscheidung" des Bun­
desverwaltungsgerichts zu verstehen, welches durch § 38 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG einen „Altbestand" vor neuen Anforderungen geschützt sehen will. 
Demzufolge verneint das Gericht einen Eingriff bei bloßer Reaktivierung. Was 
im einzelnen als „Altbestand" zu qualifizieren ist, läßt es leider offen. 26 

In Fällen, in denen von der Baumaßnahme Flächen betroffen sind, die aus­
schließlich oder überwiegend Zwecken des öffentlichen Verkehrs als wichtige 
öffentliche Verkehrswege dienen, besteht aber eine Kompensationspflicht. Da­
bei sind die Regelungen der Länder nicht als unwiderlegbare Vermutung zu 
verstehen. Dies würde nämlich bedeuten, daß es auf eine tatsächliche Verände­
rung der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen gar nicht ankäme. 27 Dann 
wären Flächen nach§ 8 Abs. 2 BNatSchG auszugleichen, bei denen sich über­
haupt keine Spontanvegetation gebildet hat oder bei denen keine Veränderung 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder keine erhebliche oder nachtei­
lige Beeinträchtigung des Landschaftsbildes eingetreten ist. Im Einzelfall muß 

SächsNatSchG - vom 16.12.1992 (GVBl. S. 571) i.d.F. der Bek. vom 11.10.1994 
(GVBI. S. 1601) für die Errichtung und wesentliche Änderung von Verkehrswegen im 
Außenbereich; § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Naturschutzgesetzes des Landes Sachsen­
Anhalt - NatSchG LSA - vom 11.2.1992 (GVBI. LSA S. 108), geändert durch Gesetz 
vom 24.8.1994 (GVBI. S. 608), für die Herstellung, Erweiterung, Änderung oder Be­
seitigung u.a. von Verkehrswegen. 

26 Vgl. BVerwG, Beschluß vom 30.10.1992 - Az. 4 A 4/92 -, NVwZ 1993, S. 565 (568) 
= "Sachsendamm". 

27 Vgl. BVerwG, ebd. 
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daher die Frage geklärt werden, ob tatsächlich ein Eingriff vorliegt und inwie­
weit eine Ausgleichs- und Ersatzpflicht besteht. 

Zur Verdeutlichung der Problematik möchte ich drei Fälle bilden: 

1. Wiederaufbau der Strecke in bestehenden Abmessungen und gleichzeitige 
Elektrifizierung 

Es handelt sich um keine reine Unterhaltungsmaßnahme, die Planfeststellungs­
bedürftigkeit der Baumaßnahme nach § 18 Abs. 1 AEG ist gegeben. Eine be­
hördliche Entscheidung i.S.d. § 8 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG ist damit erforder­
lich. 

Durch die Baumaßnahme wird jedoch nur zum Teil in Natur und Land­
schaft eingegriffen. Hinsichtlich der Arbeiten, die notwendig sind, um die 
ehemalige Gleisanlage wiederherzustellen, liegt kein Eingriff vor. Es handelt 
sich dabei um Flächen, die als ""'~.ltbestand" vom Schutzbereich des Nat1.1r-
schutzgesetzes ausgenommen sind. 

Anders ist das bei der durch die Elektrifizierungsmaßnahme bedingten Be­
seitigung der Vegetation zu sehen. Da es sich dabei um keinen "Altbestand" 
handelt, die Ausnahmeregelung des § 38 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG also nicht 
eingreift, gelten die in den Ländergesetzen normierten Vermutungen. Die Be­
seitigung von Vegetation für die Elektrifizierungsmaßnahme ist kompensati-
onspflichtig. y 

Ronellenfitsch kommt in seinem Gutachten hingegen zu einem anderen Er­
gebnis. Seiner Auffassung nach sind Rodungen, welche im Zusammenhang mit 
Bauarbeiten zur Wiederinbetriebnahme alter Bahnstrecken stehen, von der 
Eingriffsregelung erfaßt, wenn die Baumaßnahme planfeststellungsbedürftig 
ist. 28 Hier wäre demnach die gesamte Fläche auszugleichen. 

Gegen seine Auffassung spricht folgende Überlegung: 

Auch Ronellenfitschs Meinung zufolge ist die reine Wiederinbetriebnahme 
lediglich eine Wiederherstellung des Status ex ante29 und damit kein auszuglei­
chender Eingriff. Wenn die Bahn aber berechtigt ist, für die Wiederinbetrieb­
nahme planungsrechtlich weiterbestehender Bahnlinien die Spontanvegetation 
zu entfernen, kann sich an dieser Bewertung nichts dadurch ändern, daß die 

28 Ronellenfitsch, Gutachterliche Stellungnahme zur Frage, ob für Rodungen auf Bahn­
gelände naturschutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich sind, S. 
25. 

29 Vgl. Ronellenfitsch, Gutachterliche Stellungnahme, a.a.0., S. 19. 
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Strecke auch noch zusätzlich elektrifiziert wird. Aus Sicht der Planfeststellung 
kann man die Baumaßnahme teilen und getrennt durchführen. Es kann für die 
Eingriffsregelung des § 8 BNatSchG nicht darauf ankommen, ob die Elektrifi­
zierung und die Wiederherstellung einer Strecke in einem oder in getrennten 

- ' 
Planfeststellungsverfahren behandelt werden. Dann könnte die Bahn sich näm-
lich im ersten Bauvorhaben auf die Wiederinbetriebnahme der Strecke be­
schränken, die weder planfeststellungsbedürftig noch kompensationsfähig ist, 
um danach die planfeststellungsbedürftigen Arbeiten als zweites Bauvorhaben 
durchzuführen. Das würde wiederum dazu führen, daß lediglich die elektrifi­
zierungsbedingte Rodung auszugleichen wäre. Aus diesem Grunde verlangt 
auch die Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umweltschutz 
nur Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die Elektrifizierung. 30 

Betrachten wir aber den nächsten Fall: 

2. Ausbau einer 2-gleisigen auf eine 4-gleisige Strecke und damit verbundene 
Verbreiterung des Bahndammes, Entfernung der Böschungsvegetation ,,, 

Auch dieses Vorhaben erfordert eine behördliche Entscheidung, da es sich um 
die Änderung einer Bahnanlage handelt, die planfeststellungsbedürftig ist. 
Durch die Baumaßnahme wird jedoch nur teilweise in Natur und Landschaft 
eingegriffen. 

Hinsichtlich der Flächen, die gerodet werden müssen, um die ehemalige 
zweigleisige Strecke wiederherzustellen, liegt kein Eingriff in Natur und Land­
schaft vor. Diese Flächen sind gemäß § 38 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG vom 
Schutzbereich des Gesetzes ausgenommen. Dies gilt auch für die Flächen, de­
ren Rodung zur Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit der wiederherzustel­
lenden Anlage erforderlich sind. Als der Verkehrssicherheit dienend ist dabei 
etwa eine Fläche von 5-6 Metern ab Gleismitte anzusetzen. Dieser Bereich ist 
bei bestehenden Anlagen aus ebensolchen Gründen von Anpflanzungen freizu­
halten. Das hier veranschlagte Maß ergibt sich aus§ 9 Abs. 3 EBO i.V .m. der 
Druckschrift (DS) der DB AG 800 01 34 (166)31, wo in Bild 86 (Wuchsprofil 
in ebenem Gelände) der Mindestabstand der Sträucher mit 6 m ab äußerer 
Gleismitte und in Bild 87 (Wuchsprofil in hängigem Gelände) ein Abstand von 
5 m angesetzt ist. 

30 Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umweltschutz, Schreiben vom 
6.2.1995. 

31 DS 800 01, S. 172 f. 
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Hinsichtlich der im übrigen zu beseitigenden Vegetation, wie etwa auf der 
Böschung, liegt dagegen ein Eingriff vor. 

In§ 38 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG heißt es ausdrücklich, daß Flächen, die in 
einem verbindlichen Plan für Zwecke des öffentlichen Verkehrs ausgewiesen 
sind, in ihrer bestimmungsgemäßen Nutzung nicht beeinträchtigt werden dür­
fen. Daraus läßt sich schließen, daß die Spontanvegetation auf unmittelbar der 
Betriebsführung dienenden Anlagen oder - wie hier - auf Anlagen, die wieder 
in Betrieb genommen werden sollen, ohne Ersatz beseitigt werden darf. Denn 
nur Vegetation auf Flächen, die unmittelbar dem Betrieb dienen, ist geeignet, 
die bestimmungsgemäße Nutzung' der Flächen zu beeinträchtigen. 32 Aus diesem 
Grund ist auch die der Verkehrssicherheit dienende Fläche von der Kompensa­
tionspflicht auszunehmen. Die Böschung hat dagegen nur mittelbar der Be­
triebsführung gedient und wird von § 38 BNatSchG nicht erfaßt. Insoweit gilt 
die Vermutung der Landesnaturschutzgesetze: Ein Eingriff wird vermutet. 

Anderer Ansicht ist die Deutsche Bahn AG, nach der die gesamte Vegeta­
tion auch auf dem ehemaligen Böschungsbereich ohne Kompensation entfernt 
werden kann. Eine solche käme nämlich nur dann in Betracht, wenn die Bau­
maßnahme die bisherigen Grenzen der planfestgestellten Betriebsanlage über­
schreitet oder ehemals planfestgestellte Flächen einem anderen Zweck zuge­
führt werden. 33 Sie dürfe somit die gesamte Vegetation auf Anlagen entfernen, 
die zur Betriebsführung einer Bahn notwendig sind. Die planfestgestellte Bahn­
anlage erfasse neben den Gleisen alles, was zur Betriebsführung einer Bahn 
notwendig ist, wie z.B. den gesamten Bahnkörper einschließlich der notwendi­
gen Böschungen, Gräben und Randwegen. Die Bildung der Vegetation auf der 
Anlage sei Folge einer aus politischen Gründen unzureichender Unterhaltung 
der Anlage. 34 

Dies würde bedeuten, daß Rodungen auf planfestgestellten Bahnanlagen 
niemals ausgleichs- und ersatzpflichtig wären. Zu einem solchen Ergebnis 
führt selbst eine weite Tatbestandsauslegung des § 38 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
nicht. Ausdrücklich vom Schutzbereich der Naturschutzgesetze ausgenommen 
sind nur die Verkehrswege und nicht alle im weitesten Sinne dem Betrieb die­
nenden sonstigen Bahnanlagen. 

32 So auch Eisenbahn-Bundesamt -.,.Außenstelle Berlin-Krampitz - im Schreiben vom 
23.12.1994, s. 7. 

33 Schreiben der Deutschen Bahn AG vom 13.4.1995. 

34 Vertreten am 25 .4.1995 in einer Besprechung mit dem Eisenbahn-Bundesamt - Au­
ßenstelle Berlin-, Vertretern der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt­
schutz und der Planbau Deutsche Einheit (PBDE) laut Besprechungsvermerk vom Ei­
senbahn-Bundesamt, Herrn Krampitz, vom 11. 7 .1995. 
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3. Verschwenkung einer 2-gleisigen Strecke um 10 m 

Im Unterschied zu den beiden vorherigen Fällen werden die beiden völlig zu­
gewachsenen alten Gleise nicht in ihrer ursprünglichen Position wiederaufge­
baut, sondern etwas verschoben. Auch hier sind die Planfeststellungsbedürftig­
keit und der Eingriff in Natur und Landschaft gegeben. Nach Auffassung der 
Deutschen Bahn AG besteht keine Kompensationspflicht, da die Vegetation auf 
einer planfestgestellten Anlage beseitigt wird. 35 In Übereinstimmung mit der 
Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umweltschutz bin ich der 
Ansicht, 36 daß auch hier eine Kompensationspflicht besteht. Zwar schützt § 38 
Abs. 1 Nr. 3 BNatschG den Altbestand von Anlagen vor neuen und zusätz­
lichen Anforderungen des Naturschutzes. Das umfaßt jedoch nicht den hier 
geschilderten Fall, da nicht der Verkehrsweg an sich (Strecke von A nach B) 
geschützt ist. Nach dem Gesetzeswortlaut werden nur die Flächen geschützt, 
die in einem verbindlichen Plan ausschließlich oder überwiegend für Zwecke 
des öffentlichen Verkehrs ausgewiesen sind. Durch die Verschwenkung wer­
den zumindest auch andere Flächen betroffen. Für diese Flächen gilt der 
Schutz des § 38 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nicht. 

C. Ergebnis: 

Bei der Frage, ob die Beseitigung von Spontanvegetation ausgleichs- und er­
satzpflichtig nach § 8 BNatSchG ist, ist wie folgt zu differenzieren: 

1. Handelt es sich um eine reine Wiederinbetriebnahme, ist zu unterscheiden: 

a) Ist die ehemalige Eisenbahnanlage entwidmet, so besteht im vollen Umfang 
Ausgleichs- und Ersatzpflicht. 

b) Bei einer Anlage, die nicht entwidmet ist, greift der Eingriffstatbestand des 
§ 8 Abs. 2 BNatSchG nicht ein. Da bei teilungsbedingtem Nichtgebrauch 
der Anlage i.d.R. keine Entwidmung gegeben ist, besteht keine Aus-

y 

gleichs- und Ersatzpflicht. 

35 Ebd. 

36 Ebd., S. 4. 
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2. Liegt eine Änderung der Bah'nanlage im Sinne des § 18 AEG vor, ist die 
Baumaßnahme also planfeststellungsbedürftig, ist zu unterscheiden: 

a) Soll auf Flächen gerodet werden, die unmittelbar der Betriebsführung die­
nen, so ist der Schutzbereich der Naturschutzgesetze gemäß § 38 Abs. 1 
Nr. 3 BNatSchG nicht betroffen. Ein Eingriff i.S.d. § 8 BNatSchG ist nicht 
gegeben. Es besteht keine Ausgleichs- und Ersatzpflicht. 

Bsp.: Gleisanlage, Sicherheitszone 5-6 m ab Gleismitte. 

b) Wird auf Flächen gerodet, die mittelbar der Betriebsführung dienen, so 
greift das BNatSchG ein. Ein Eingriff liegt laut widerlegbarer Vermutung 
der meisten Landesgesetze vor. Es besteht eine Ausgleichs- und Ersatz­
pflicht. 

Bsp.: Böschungen, Wege. 
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Blümel: 

Diskussionsbeiträge 
., 

zu den Vorträgen von 

Assessor iur. Michael Vogel 
und Assessorin iur. Elke Kunkel 

am 14.9.1995 
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Vielen Dank für Ihr Referat, Frau Kunkel. Wir werden uns jetzt in der Dis­
kussion mit beiden Referaten zu befassen haben, die sich teilweise mit weiteren 
Referaten überschneiden, wenn es um die Widmung geht - wie Sie ja sicher 
schon gemerkt haben. Ich bitte um Wortmeldungen. 

von Allwörden: 

Ergänzend zu dem Vortrag von Herrn Vogel möchte ich noch einmal sagen, 
daß die Deutsche Bundesbahn als Grenzwert für eine "Änderung" einer Bahn­
anlage in schalltechnischer Hinsicht in der Richtung 1 m und in der Höhe 50 
cm festgelegt hatte, Das ist von der Hauptverwaltung bekan_ntgegeben worden. 
Das nur als Ergänzung dazu. 

Und zu Frau Kunkel, da wollte ich doch noch einmal nachfragen. Sie hatten 
eben gesagt, Wiederherstellung sei auch noch 5-6 m neben den eigentlichen 
Gleiskörpern zur Sicherung der Verkehrsanlage möglich. Woher haben Sie ei-
gentlich dieses Maß? ~· 

Kunkel: 

Wir haben uns dieses Maß aus zweckdienlichen Gründen ausgedacht. Auch 
nach§ 9 Abs. 3 i. V. m. der Druckschrift der DBAG 800 0134 (166) EBO ist 
dieses Maß als Sicherheitsfläche festgesetzt. Dabei kann ich natürlich nur da­
von ausgehen, daß dieses Maß lediglich einen Anhaltspunkt darstellen soll. Sie 
können in Ihrer Entscheidung darüber hinausgehen oder auch weniger anset­
zen. 
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von Allwörden: 

Wenn ich nach der EBO gehe, dann hätte ich ungefähr 3,50 m von der 
Gleisachse bis zur Kronenkante der Böschung und dazu müßte neben f::llirlei­
tungsmasten ein Maß von mindestens 2,50 m von Bewuchs freigehalten wer­
den. Dafür gibt es aber nur Richtlinien, also keine von der EBO festgeschrie­
benen Maße. Das würde wiederum auf ungefähr 6 m hinkommen, aber dann 
nur im Fahrleitungsbereich, nicht im Böschungsbereich. Dieser Hinweis nur 
als Ergänzung! 

Kunkel: 

Ja, das ist in etwa richtig, wobei sich das Maß nicht direkt aus der EBO, son­
dern aus der o.g. Druckschrift der Bahn AG ergibt. 

Fislake: 

Herr Vogel, Sie haben das Urteil des OVG Magdeburg zur Brockenbahn zitiert 
(Urteil vom 29. März 1995, DÖV 1995, S. 780 ff. = LKV 1995, S. 326 ff.). 
Also, im Egebnis ist das Urteil richtig. Ich spreche das nur deswegen an, weil 
man die Begründungen, die das Gericht gibt, bitteschön nicht verallgemeinern 
soll. Ich möchte auch darauf hinweisen, daß das Gericht, aus welchen Gründen 
auch immer, ungewöhnlich souverän die hinlänglich bekannte Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts, die Sie ja auch zitiert haben, negiert. Warum 
das so ist, weiß ich nicht. Das OVG Magdeburg differenziert insofern, als es 
sagt, das, was bei der Brockenbahn passiert sei, sei ein grundlegender Unter-
schied zu den übrigen Fällen in den neuen Bundesländern. Das könnte ein 
Grund sein, die Richter zu fragen, woher sie das denn haben. Den Grund gibt 
es eigentlich nicht. Fazit: Das Ergebnis des OVG Magdeburg stimmt, die Be­
gründung sollte man schnell vergessen. 

Zum Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, das Sie ganz zum Schluß Ihres 
Vortrags angesprochen haben: Dazu liegen in der Tat bedauerlicherweise die 
Gründe noch nicht vor. Aus gewöhnlich gut unterrichteten Kreisen verlautet, 
daß das Bundesverwaltungsgericht gesagt haben soll, bei der Wiedererrichtung 
eines zweiten Gleises gebe es keinen Lärmschutz. Das wäre natürlich eine in­
teressante Aussage, die "Lichteprade" wohl im Ergebnis abdecken würde. 
Dann könnten wir die Diskussion insofern eigentlich abbrechen, es sei denn, 
man wollte das wissenschaftlich weiter auflcochen. Nun warten wir einmal ab, 
wie das im einzelnen begründet werden wird. 

Frau Kunkel, zu Ihrem Vortrag möchte ich nur folgendes anmerken. Mög­
licherweise habe ich Sie falsch verstanden. Sie haben gesagt, daß die Anwend­
barkeit der Eingriffsregelung von der Notwendigkeit eines Planfeststellungs-
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verfahrens nach § 18 AEG abhängt. Diese Ansicht teile ich nicht. Ich glaube 
nicht, daß die Definition des Eingriffs akzessorisch zur Anwendbarkeit des 
§ 18 Abs. 1 AEG ist. Die Vorschriften des Naturschutzgesetzes stellen eigent­
lich eher darauf ab, daß keine zusätzliche eigenständige naturschutzrechtliche 
Entscheidung erforderlich ist, wenn eine Entscheidung nach Planfeststellungs­
recht oder nach anderen Vorschriften erfolgen soll. Wir haben dann das soge­
nannte Huckepack-Verfahren, das heißt die naturschutzrechtliche Entscheidung 
wird im Planfeststellungsverfahren oder in der speziellen Zulassungsentschei­
dung getroffen. Vor diesem Hintergrund muß man auch § 9 BNatSchG sehen. 
Wenn die Eingriffsproblematik oder die Eingriffsdefinition von § 18 Abs. 1 
AEG abhinge, könnte man die naturschutzrechtlichen Regelungen natürlich 
ganz souverän dadurch umgehen, daß man auf § 18 Abs. 2 AEG abstellt. Da 
gibt es ja die Unterschiede nicht nur im Verfahren. Oder man kommt - noch 
souveräner - auf die Idee, alles mögliche über § 18 Abs. 3 AEG zu machen. 
Und davor warne ich mit Nachdruck! Wenn man sagt, der naturschutzrechtli­
che Eingriff sei von einer Planfeststellung abhängig. läuft man Gefahr, daß die 
Durchführung eines Planfeststellungsverf ahrens bald zur Ausnahme werden 
könnte. Dann würde man, glaube ich, sehr schnell Abschied nehmen vom ei­
gentlichen Gedanken des Naturschutzes. 

Abschließend noch eine Anmerkung zur Funktionslosigkeit. Ihre Aussage 
zur Funktionslosigkeit teile ich ebenfalls nicht, Frau Kunkel. Inwieweit man 
auf diese „40 Jahre" abheben kann, erscheint mir auch so ein bißchen kritisch. 
Nur, warum sich das Bundesverwaltungsgericht zur Funktionslosigkeit nicht 
geäußert hat - das nur angetippt-, liegt - glaube ich - auf der Hand. Der Se­
nat sieht nämlich im Hinblick auf die Rechtsfrage der Funktionslosigkeit kei­
nen Unterschied zwischen einem Planfeststellungsbeschluß und einem Bebau­
ungsplan. Und zur Funktionslosigkeit eines Bebauungsplans gibt es eine gefe­
stigte Rechtsprechung. 

Vogel: 

Also, ich halte die Entscheidung des OVG Magdeburg für relativ gut begrün­
det, zumindest in den Teilen, die mich interessiert haben. Der Sachverhalt ist 
im Vergleich zu der Entscheidung des OVG Berlin eindeutiger; der Betrieb der 
Strecke ist ja nie richtig aufgehoben worden. Die Strecke ist in den Jahren 
1961 - 1988 weiter benutzt worden, wenn auch nur zu gelegentlichen Versor­
gungsfahrten. Von daher ist die Entscheidung, die das OVG Berlin getroffen 
hat, eigentlich viel weitreichender, denn sie sagt, eine Strecke, die 30 Jahre 
lang nicht betrieben, ja sogar abgebaut worden ist, sei nicht planfeststellungs­
bedürftig! Im Vergleich zum Urteil des OVG Magdeburg ist es mir schwerer 
gefallen, diese Entscheidung als noch vertretbar anzusehen. 
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Kunkel: 

Ja, Herr Fislake: Zum ersten zu Ihrer Frage zu § 18 Abs. 3 AEG. Ich habe 
damit natürlich nicht gemeint, daß dei Eingriff i.S. des § 18 AEG mit dem des 
Bundesnaturschutzgesetzes identisch ist. Gemeint war lediglich, daß - abge­
stellt auf § 8 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG - das Eisenbahn-Bundesamt nur dann 
eine Entscheidung über Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu treffen hat, 
wenn auch eine Entscheidung im übrigen zu treffen ist. Nur in solchen Fällen, 
in denen wir eine Entscheidung nach§ 18 Abs. 1 oder Abs. 2 AEG zu treffen 
haben, müssen wir auch eine Entscheidung zur Eingriffsregelung des Bundes­
naturschutzgesetzes fällen. Bei § 18 Abs. 3 AEG haben wir als Eisenbahn­
Bundesamt insoweit Glück gehabt, da die Konzentrationswirkung nicht § 18 
Abs. 3 AEG erfaßt; das heißt, daß wir uns auf die Entscheidung der Natur­
schutzbehörde verlassen können. Wir können im Rahmen des § 18 Abs. 3 
AEG keine Entscheidung zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen treffen. 

Mit Blick auf die Funktionslosigkeit bin ich anderer Ansicht. So hat auch 
das OVG Magdeburg eine Entscheidung getroffen - Herr Vogel hat sie vorhin 
zitiert - , in der es die Entwidmung oder erneute Planfeststellungsbedürftigkeit 
nur aus dem Grunde abgelehnt hat, daß die Strecke nach wie vor befahren 
wurde, wenn auch in geringen Abständen. Der Begriff aus dem Baurecht ist 
nicht völlig auf die Funktionslosigkeit im Bereich des Eisenbahnrechts ausge­
dehnt. 

Moll: 

Ich möchte auf den Vortrag von Frau Kunkel kurz eingehen. Ich halte es für 
sehr gefährlich, wenn man mit Zahlen operiert, sowohl was den Zeitraum als 
auch was die Betriebsanalagen der Eisenbahn anbelangt; daß man etwa sagt: 
"So viele Meter neben der Achse sind unmittelbare Betriebsfläche, andere sind 
mittelbare Betriebsflächen." Wir gehen in Frankfurt einen anderen Weg. Wir 
sagen, was als Eisenbahnanlage gewidmet ist. In diesem Bereich lassen wir 
aufgrund des § 38 BNatschG der Natur keinen Raum mehr. Ich bin nicht der 
Meinung, wie Sie das jetzt formuliert haben, daß die mittelbaren Bahnbe­
triebsflächen dem Naturschutz unterworfen sind. Ich teile auch Ihre Abgren­
zungsdefinition nicht, weil ich sage, ein Einschnitt beispielsweise, ist ein tech­
nisches Bauwerk. Das technisch~ Bauwerk ist mit einer Standsicherheitspro­
blematik behaftet; insoweii gehört es zur Bahnbetriebsfläche. Bei einem Damm 
ist das genauso. Wenn ich eine Schallschutzanlage planfeststelle, z.B. einen 
Erdwall, dann ist es eine Bahnbetriebsfläche. Wenn natürlich innerhalb dieser 
Bahnbetriebsfläche - aus weichen Gründen auch immer - historisch gewachsen 
nachweislich Ausgleich angelegt wurde, dann ist das anders zu sehen. Dann 
müßte man in diesen Fällen selbstverständlich eine Ersatz- oder Ausgleichs-
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maßnahme ausweisen, wenn an der Anlage etwas geändert wird. Ansonsten ist 
der Weg, den wir in Frankfurt gehen, der, daß wir uns von der Bahngrund­
sätzlich die gewidmete Bahnbetriebsfläche angeben lassen, so wie sie existiert, 
oder - bei Neuanlagen - so, wie die Bahn sie sich vorstellt. Dann wird bei ei­
ner Neuanlage die Kompensation angestrebt und in anderen Fällen kein Aus­
gleich gefordert. 

Kunkel: 

Ja, Herr Moll, das Eisenbahn-Bundesamt - Außenstelle Berlin - macht das an­
ders. Da sieht man, daß auch innerhalb des Eisenbahn-Bundesamtes ein gewis­
ser Klärungsbedarf besteht. Wir können nur darauf hoffen, daß es irgendwann 
einmal eine Entscheidung zu der Frage geben wird. 

Zu Ihrer Anmerkung bezüglich der Verkehrssicherheitsfläche von 5 bis 6 m 
und der 40jährigen Außerbetriebstellung möchte ich noch sagen, daß das im­
mer eine Einzelfallentscheidung )ist. Ich habe das hier nur lediglich als An­
haltspunkte gesehen. Im Einzelfall müssen Sie natürlich immer die jeweilige 
Situation betrachten. Ich möchte keine festen Werte festlegen; das geht auch 
gar nicht, weil ja auch jeder Einzelfall unterschiedlich ist. Also sehen Sie das 
bitte so, daß ich Beispielsfälle gebracht habe. 

Fislake: 

Aber der Bahndamm ist doch der klassische Fall. Da muß ich Herrn Moll na­
türlich recht geben. Der Bahndamm steht im umgekehrten Verhältnis zum Ein-
scP_...n.itt; ihn karJl man rjcht mehr einfach so aus der BetriebsaPJage heraus-
nehmen. Ich halte es für ganz und gar unpraktikabel, zwischen unmittelbarer 
und mittelbarer Betriebsanlage zu differenzieren. Denn ein Bahndamm als sol­
cher kann natürlich sehr wohl bedeutsam für die Betriebssicherheit einer Bahn-

)' 

anlage sein. Er braucht nur mal richtig schön zugewachsen zu sein, dann ist 
das Problem doch da. Wenn Sie da reinschneiden wollen, haben Sie die natur­
schutzrechtliche Eingriffsproblematik. Nach Ihrer Argumentation wäre ein 
Bahndamm eine Fläche, die der Herrschaft des § 8 BNatSchG unterläge. Das 
glaube ich nicht. Also ich teile da schon die Auffassung der Bahn. Im übrigen, 
Herr Moll, gerade bei dem Einschnitt wird es ja deutlich, daß man sich Ge­
danken darüber machen muß, wie denn hier die Sicherheit im Einschnittsbe­
reich zu sehen ist, welche Faktoren denn für den Einschnitt überhaupt eine 
Rolle spielen. 

Herr Moll, Ihr Satz zu den Schallschutzanlagen ist mir ein bißchen irritie­
rend. Die Schallschutzanlage als solche ist keine Betriebsanlage der Eisenbahn, 
sondern eine Folgemaßnahme, die sich aus Spezialvorschriften außerhalb des 
Eisenbahnrechts ergibt, beispielsweise aus der 16. BimSch V. Streng genom-
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men müssen wir die Lärmschutzanlage nicht auf einer der Bahn gewidmeten 
Anlage errichten. Sie kann auch woanders errichtet werden. Nur der Umstand, 
daß die Schallschutzwand auf einer gewidmeten Fläche steht, führt nicht dazu, 
daß es eine Betriebsanlage der Eisenbahn ist. Wenn man argumentieren würde, 
eine Lärmschutzwand stelle deswegen eine Betriebsanlage der Bahn dar, weil 
sie als Folge der Baumaßnahme für diese Bahnanlage errichtet worden sei, 
müßte man konsequenterweise - und streng juristisch zu Ende gedacht - auch 
den Tümpel für die schnell wachsenden Pappeln und Gelbbauchunken, den 
man als Ausgleich- oder Ersatzmaßnahme anlegt, als eine Betriebsanlage der 
Bahn ansehen. Und das kann eigentlich nicht sein, denn dann überschlägt sich 
das Denken, und plötzlich würde dieser Tümpel eine Anlage nach § 38 
BNatSchG. Das kann wirklich nicht sein. 

Offensichtlich gibt es hierzu beim Eisenbahn-Bundesamt unterschiedliche 
Auffassungen. Also, es ist nicht so, daß das Eisenbahn-Bundesamt auf der ei­
nen Seite und die Deutsche Bahn AG auf der anderen Seite steht. Es wäre sehr 
hilfreich, wenn in dieser Richtu.ng etwas Klarheit in die Venvaltungspraxis 
käme, weil die Gerichte schon fragen, was denn Meinung des Eisenbahn-Bun­
desamtes sei. 

Blümel: 

Interessant wäre es natürlich zu hören, wie die Auffassungen der einzelnen 
Länder zu dieser Frage sind. Aber das können wir hier jetzt nicht vertiefen. 

Meißner: 

Ich habe zwei Anmerkungen: Einmal zu der Gesetzessystematik des § 18 Abs. 
1 - 3 AEG. Wenn abzusehen ist, daß Eingriffe in Natur und Landschaft zu be­
fürchten sind, muß ein Verzicht grundsätzlich außer Betracht bleiben, es sei 
denn, daß entsprechende Stellungnahmen der Naturschutzbehörden vorliegen. 
Dementsprechend ist zunächst zu prüfen, ob der öffentliche Belang 
„Naturschutz" berührt wird. Nur wenn eine der beiden Alternativen des § 18 
Abs. 3 Ziffer 1 AEG erfüllt ist, kann so verfahren werden, wie im Referat be­
schrieben. Der Naturschutz allein kann bereits die Durchführung eines Plan­
feststellungs- bzw. -genehmigungsverfahrens zwingend erforderlich machen. 

Zum anderen: die Außenstelle Schwerin folgt im Erg e b n i s in der Mehr­
heit der zu entscheidenden Planungsverfahren der im Referat dargestellten 
Meinung der Bahn. Danach stellen die Bahnseitengräben regelmäßig die räum­
lichen Grenzen der gewidmeten Betriebsanlagen dar, innerhalb derer mangels 
Eingriffsgrundlage keine Ausgleichsmaßnahmen für „Eingriffe" gefordert 
werden können. Dagegen vertreten z.B. einzelne Naturschutzbehörden in 
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Brandenburg die Auffassung, daß die Wiederherstellung der Bahnseitengräben 
ausgleichspflichtig sei, weil sich cjort wertvolle Fauna und Flora gebildet habe. 

Andererseits hat der Naturschutz jedoch auch im Bereich bestehender 
B~ hna!llagen Bedeutung. Allerdings muß dies sehr differenziert betrachtet 
werden. Im Bereich bereits planfestgestellter Schienenwege wird der Natur­
schutz praktisch zurückgedrängt. Im Rahmen früherer Planungen wurden Ein­
griffe bereits ausgeglichen, und die sogenannte Spontanvegetation ist nicht ge­
schützt. Nach § 8 Abs. 2 BNatSchG haben aber auch im Bereich der Bahnan­
lagen vermeidbare Eingriffe zu unterbleiben. Werden z.B. Grundstücke als 
Ladestraße (d.h. als Betriebsanlage) planfestgestellt, muß man auch hier unter 
anderem zum Schutz des Landschaftsbilds Baumgruppen stehen lassen, wenn 
deren Beseitigung nicht wegen der Realisierung des Vorhabens zwingend er­
forderlich ist. Werden solche Betriebsanlagen später erneut überplant und müs­
sen dann diese Baumgruppen weichen, ist hier ein Ausgleich zu fordern. 

Hauptmann: 

Ich möchte einige Gedanken zur Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 
Magdeburg äußern. Die Außenstelle Halle vertrat die Bundesrepublik 
Deutschland in diesem Verfahren als Beklagte. Den Ausführungen von Herrn 
Dr. Fislake kann ich mich voll inhaltlich anschließen. 

Eigentlich können wir nur mit der Entscheidung zufrieden sein. Die Be­
gründung ist in vielen Fragen widersprüchlich. Ich möchte das damit begrün­
den, daß man sich nicht tiefgründig mit der Frage der Funktionslosigkeit des 
Schienenweges in den JaJuen seit dem 13. August 1961 auseinandergesetzt hat, 
sondern zunächst den Schwerpunkt darauf legt, ob die politische Entscheidung 
aus dem Jahre 1961 einer Entwidmung gleichzusetzen war. Auch hat man die 
Tatsache, daß die Brockenbahn über Jahre für Versorgungsfahrten der Armee 
weiter genutzt worden ist, wohl nicht richtig gewertet, da diese Nutzung nicht 
den Fakt ausschließen kann, daß die Brockenbahn seit dem 13. August 1961 
der öffentlichen Nutzung entzogen worden ist. 

Im Vergleich der Magdeburger mit der Berliner Entscheidung zur S-Bahn, 
kann man die Besonderheit des Aliiertenrechts in Berlin nicht unberücksichtigt 
lassen. In Berlin-West sahen sämtliche Verkehrskonzepte den weiteren Fort­
bestand der zurückgebauten Gleise vor. Diesen Alliiertenvorbehalt gab es im 
Zusammenhang mit der Brockenbahn nicht. 

Heinrichs: 

Ich halte die Unterscheidung, die Frau Kunkel dargeboten hat, für die besser 
vertretbare. Ich denke, daß das Bundesnaturschutzgesetz, wenn es Privilegie­
rungen ausspricht, nicht zulassen will, daß diese extensiv genutzt werden - das 
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entspricht allgemeinen Auslegungsgrundsätzen. Es ist vielleicht ein bißchen 
formaljuristisch, aber ich meine, wenn man „mittelbar" und ,,unmittelbar" 
unterscheidet, kommt man dem Gedanken des Naturschutzes viel näher. Ich 
denke, daß es auch eine gute handhabbare Unterscheidung ist. „ Unmittelbar" 
dient eine Fläche, auf der tatsächlich Fahrbetrieb herrscht; „mittelbar" dienen 
die übrigen Flächen. Daß auf dem Bahndamm unmittelbar Betrieb stattfinden 
wird, wird kaum jemand ernsthaft behaupten können. Insofern ist es auch na­
heliegend, diese nur mittelbar gehutzten Flächen nicht unter die Privilegierung 
des Bundesnaturschutzgesetzes fallen zu lassen. Dies ist ein vertretbarer Stand­
punkt, wenn man sich die Frage stellt, ob eine Fläche gewidmet ist oder nicht. 

Böhlke: 

Die beiden Referate heute morgen werden ja vorn Thema her schon seit ge­
raumer Zeit beim Eisenbahn-Bundesamt diskutiert, und wir Ingenieure haben 
mit dem denkwürdigen Datum - 20.4.1995 - einmal von unseren Juristen den 
ersten Versuch zur Anwendung vorgelegt bekommen. Es wurde empfohlen, 
diese Rechtsauffassung zu vertreten. Wir haben etwas Probleme mit den Be­
griffen gehabt, die sich auch heute wieder gefunden haben; insbesondere der 
Begriff „ Unterhaltung". Wir sagen immer „ Unterhaltung" hören Sie beim 
Südwestfunk 3, beim WDR 2, 3,4 und 5 N 3 usw. 

t 

Ich möchte Ihr Augenmerk hinlenken auf die DIN-Norm 31051, die in 
dieser Fassung seit Januar 1985, also seit über 10 Jahren gilt. In dieser Norm 
sind die Begriffe „Instandhaltung", „Instandsetzung", „ Wartung" usw. sehr 
intensiv begründet und zur Anwendung empfohlen worden. Die Bereiche der 
Fahrweg- und der Fahrzeugtechnik haben erhebliche Probleme, wenn Sie -
von der Juristischen Fakultät - sich auf die Rechtsprechung und auf Gesetzes­
und Verordnungsformulierungen stützen, die mit den in den Normen der nie­
dergeschriebenen Regeln der Technik nicht kompatibel ist. 

Ich möchte Sie bitten, da Sie ja mittelbar an der Fortschreibung des Rechts 
beteiligt sind, daß Sie sich für eine sachgerechte Verwendung der Begriffe un­
ter Berücksichtigung der DIN 31051 einsetzen. Es würde helfen, Klarheit zu 
schaffen. Ich stelle gerne die Unterlagen zur Verfügung. Von den Ingenieuren 
aus dem Bereich der Abteilung 2 ygibt es zu dem damaligen Schreiben ein Posi­
tionspapier mit Anmerkungen, und es wäre sehr gut, wenn wir einmal zu einer 
anwendungsbezogenen Ausarbeitung kommen könnten, auch für die Kollegen, 
die den betriebssicheren Zustand übenvachen, die Instandhaltung und die In~ 
standsetzung überprüfen sowie die Bauwerkmängel und -schäden begutachten 
sollen. Den Kollegen wäre geholfen, wenn sie ein beidseitig getragenes Papier 
zur Verfiigung hätten. Danke schön! 
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Blümel: 

Ich habe mich auch gewundert! Wir haben ja in einem Planfeststellungsbereich 
diese Unterscheidung z\:vischen Planfeststel!ung und Unterhaltung ausfiJhrlich 
geregelt, nämlich bei der wasserstraßenrechtlichen Planfeststellung (§§ 7 ff. 
des Wasserstraßengesetzes). Da könnte man fragen: Was fällt dort unter den 
Begriff Unterhaltung und was ist Bau oder Änderung der Anlage? 

Böhlke: 

Herr Professor Blümel. Sie verwenden jetzt auch wieder den Begriff „Unter­
haltung". Ich plädiere dafür, diesen Ausdruck fallenzulassen und durch den 
Begriff „Instandhaltung" zu erseq:en, der in einer Norm des Deutschen Institu­
tes für Normung - 31051 - geregelt ist. Man sollte von einem in der Recht­
sprechung und in der Gesetzgebung gebildeten Begriff der „ Unterhaltung" ab­
gehen. Es geht nicht um die Abgrenzung, was ist Neubau und was ist Instand­
haltung, sondern es geht darum, wie verwenden wir künftig die Begriffe ,Jn­
standhaltung", „Instandsetzung", „ Wartung", „Inspektion" und den Begriff 
„ Unterhaltung" . 

Blümel: 

Ich habe lediglich an das Referat angeknüpft. Wenn wir gesetzliche Vorschrif­
ten wie im Wasserstraßenrecht haben, dann müssen wir diese auslegen. Mein 
Petitum war eigentlich nur, daß wir dort für unsere Abgrenzungsschwierigkei-
ten vielleicht HorJg saugen kördlen. 

Fislake: 

Gerade zu dem letzten Wortbeitrag: Das haben Sie, Herr Blümel, souverän 
formuliert. Also, ich hätte als Rechtsanwalt wahrscheinlich anders reagiert. Ich 
möchte nur darauf aufmerksam machen, daß das Bundesverwaltungsgericht in 
ständiger Rechtsprechung darauf hinweist, daß die DIN-Normen keine Normen 
im Sinne des Gesetzes und im Sinne der Rechtsquellenlehre sind, und schon 
gar nicht angenommen werden könne, sie seien allgemeinverbindlich. Noch 
sind wir nicht so weit, daß sich die Gesetze an den DIN-Normen orientieren, 
sondern es muß wohl nach wie vor umgekehrt sein. 

Biümei: 

Ja, vielen Dank! 
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Vogel: 

Ich wollte Herrn Fislake in diesem Fall einmal recht geben. Ich habe dieselbe 
Auffassung, daß man die DIN-Norm aus den genannten Gründen nicht zur 
nächsten Begründung des Begriffs der Unterhaltung heranziehen kann, zumal 
diese Differenzierung zwischen Instandsetzung und Unterhaltung und Inspek­
tion letztlich für die wesentliche planungsrechtliche Abgrenzung der Änderung 
zur Unterhaltung nicht viel bringt. Ich brauche eigentlich keine weitergehende 
differenzierte und ellenlange Definition des Begriffs Unterhaltung; ich brauche 
einfach - ausgehend von der Änderung - , eine tragfähige Abgrenzung zur 
Unterhaltung, die ich am besten mit Hilfe der in der Rechtsprechung zum Än­
derungsbegriff gemachten Äußerungen und Merkmale bekommen kann. Das 
hierzu. 

Blümel: 

Ich könnte mir denken, daß man die Abgrenzung in den Planfeststellungsricht­
linien einmal anspricht. Also, wenn ich so an die alten Planfeststellungsricht­
linien denke, da hat man alle diese Punkte eingebaut. 
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Die Voraussetzungen der Plangenehmigung gemäß§ 18 Abs. 2 AEG 

Von Assessor iur. Martin R. Pfeil, Mag. rer. publ., Wiss. Assistent, Speyer 

A. Die Entwicklung der Plangenehmigung im Eisenbahnrecht 
y 

§ 18 Abs. 2 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes vom 27. Dezember 1993 
(AEG)1 regelt die eisenbahnrechtliche Plangenehmigung. Ihre Erteilung an 
Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses setzt gemäß § 18 Abs. 2 Satz 1 AEG 
voraus, daß Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden oder die Betroffenen 
sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen Rechts 
schriftlich einverstanden erklärt haben und mit den Trägern öffentlicher Be­
la.11ge, deren Aufgabenbereich berü!ut wird, das Renehmen hergestellt worden 
ist. Gemäß § 18 Abs. 2 Satz 2 AEG hat die eisenbahnrechtliche Plangenehmi­
gung die Rechtswirkungen der Planfeststellung. Die Vorschriften über das 
Planfeststellungsverfahren sind nicht auf sie anwendbar. 

Die Plangenehmigung ist keine Erfindung des AEG. Sie ist dem Fachpla­
nungsrecht und dem Allgemeine~ Verwaltungsverfahrensrecht vielmehr schon 
seit längerem bekannt, allerdings in abgewandelter Form und teilweise unter 
anderem Etikett. 2 So erlaubte § 36 Abs. 2 des Bundesbahngesetzes vom 13. 
Dezember 1951 - BBahnG (1951)3 

-, daß die Planfeststellung bei A"nderungen 
von unwesentlicher Bedeutung unterbleiben konnte, wenn die Belange anderer 
nicht berührt wurden oder die Betroffenen der Änderung zugestimmt hatten. 
Ähnliche Vorschriften enthielten die übrigen Verkehrswegegesetze des Bun­
des. 4 Die Bezeichnungen „Absehen von der Planfeststellung" oder ,,Unterblei-

1 Verkündet mit Wirkung v. 1. 1.1994 als Art. 5 des Eisenbahnneuordnungsgesetzes v. 
27.12.1993 - ENeuOG - (BGBL 1 S. 2378). 

2 Darstellung der Rechtslage vor Einführung der qualifizierten Plangenehmigung bei 
Michael Ronellenfttsch, Verzicht auf Planfeststellung, in: Willi Blümel (Hrsg.), Ab­
weichungen von der Planfeststellung, Speyerer Forschungsberichte 85 (1990), S. 57 
ff. = Die Verwaltung 1990, S. 323 ff.; vgl. außerdem: Jürgen Ringel, Die Plange­
nehmigung im Fachplanungsrecht - Anwendungsbereich, Verfahren und Rechtswir­
kungen-, Diss. Regensburg (im Erscheinen), Manuskript, S. 18 f., S. 34. 

3 BGBl. 1 S. 955, zuletzt geänd. durch Art. 1 des PlVereinfG v. 17.12.1993 (BGBl. 1 
S. 2123); mittlerweile aufgehoben. 

4 § 17 Abs. 2 FStrG a.F. v. 8.8.1990 (BGBl. 1 S. 1714); § 8 Abs. 2 LuftVG a.F. v. 
14.1.1981 (BGBI. 1 S. 61); § 28 Abs. 2 PBefG a.F. v. 8.8.1990 (BGBI. 1 S. 1690); 
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ben der Planfeststellung" für diese Versionen der Plangenehmigung5 brachten 
den Zweck des Instruments sintlfällig zum Ausdruck: die Zulassung an sich 
planfeststellungsbedürftiger Vorhaben ohne vorherige Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens und ohne den Erlaß eines Planfeststellungsbe­
schlusses. 

Die traditionelle Plangenehmigung im Kleid der Entscheidung über das 
Unterbleiben der Planfeststellung wurde nach dem rechtlichen Vollzug der 
Wiedervereinigung Deutschlands ~,aufgerüstet". 6 Die „neue" Konzeption 
schlug sich in § 4 des Gesetzes zur Beschleunigung der Planungen für Ver­
kehrswege in den neuen Ländern sowie im Land Berlin vom 16. Dezember 
1991 (VerkPBG)7 nieder. Der Bundesgesetzgeber bestückte die dort geregelte 
Plangenehmigung erstmals mit der Konzentrations- und Gestaltungswirkung 
eines Planfeststellungsbeschlusses nach § 75 Abs. 1 VwVfG. 8 Außerdem er­
weiterte er ihren Anwendungsb~eich durch die Streichung des einengenden 
Tatbestandsmerkmals „Änderungen von unwesentlicher Bedeutung". Damit 
erstreck.l:en sich die Einsatzmöglichkeiten der Plangenehinigung auch auf den 

§ 14 Abs. 1 Satz 2 WaStrG a.F. v. 23.8.1990 (BGBl. 1 S. 1818); vgl. hierzu Ronel­
lenfitsch, Verzicht (Fn. 2), S. 65, 67 f., 74 f., 83 ff.; Hartmut Gaßner I Klaus-M. 
Groth I Stefan Klinski, Kritik des Entwurfs zum Beschleunigungsgesetz, Rechtsgut­
achten im Auftrag von Greenpeace e.V„ maschinenschriftlich, 1991, S. 61 f. 

5 Nach Ansicht des BVerwG stellten die Regelungen in§ 17 Abs. 2 Satz 2 FStrG a.F. 
v. 1990 und § 28 Abs. 2 PBefG a. F. v. 1990 „der Sache nach eine das Erfordernis 
der Planfeststellung ersetzende Plangenehmigung dar", U. des 4. Senats v. 15.1.1982 
~ Az. 4 C 26 I 78 ~, BVerwGE 64, S. 325 ff. (S. 329 I 330); hierzu: Petra Bülov.i, 
Fortentwicklung des Verwaltungsverfahrensrechts unter besonderer Berücksichtigung 
des Planfeststellungsrechts, Rothenburg 1996, S. 87 ff.; Ringel, Plangenehmigung 
(Fn. 2), S. 18 f.; S. 225 ff.; Roifellenfitsch, Verzicht (Fn. 2), S. 68; a.A.: Hans Carl 
Ficken, Planfeststellung für den Straßenbau, 1978, PlafeR Erl. Nr. 5, Anm. 12, 
S. 109 (zu§ 17 Abs. 2 FStrG a.F.). 

6 Vgl. Michael Ronellenfttsch, Das neue Eisenbahnplanfeststellungsrecht, in diesem 
Bd„ S. 27 ff. (S. 45). Vgl. außerdem: ders., Neues Verkehrswegeplanungsrecht, in: 
Willi Blümel, (Hrsg.), Verkehrswegerecht im Wandel, Schriftenreihe der Hochschule 
Speyer 115, 1994, S. 179 ff. rn.w.N. in Fn. 7, S. 180; Udo Steiner, Beschleunigung 
der Planungen für Verkehrswege im gesamten Bundesgebiet, in: Willi Blümel I Rai­
ner Pitschas (Hrsg.), Reform des Verwaltungsverfahrensrechts, Schriften der Hoch­
schule Speyer 114, 1994, S. 151 ff. 

7 BGBI. I S. 217 4; § 4 VerkPBG Vv"Jrde mittlerweile durch Art. 8 1'-~ r. 1 des Gesetzes 
zur Vereinfachung der Planungsverfahren für Verkehrswege v. 17.12.1993 (PIVer­
einfG) aufgehoben. 

8 Der C-resetzgeber orientierte sich dabei an einem Gutachten zlrr Beschleur.ig-Jng von 
Verkehrsprojekten, das Michael'( Ronellen.fitsch im Mai 1991 im Auftrag der Deut­
schen Straßenliga e. V. u.a. erstattet hatte, maschinenschriftlich, S. 96 ff., S. 176. 
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Bau neuer Vorhaben. 9 Weitere Modifikationen betrafen die Schutzgüter und 
die Eingriffsintensität. Die Zulässigkeit der Maßnahme hing nicht mehr davon 
ab, daß „Belange anderer nicht berührt (oder beeinflußt) werden". § 4 Abs. 1 
Satz 1 VerkPBG ersetzte den Begriff "Belange" in § 36 Abs. 2 (1951) durch 
„Rechte"; an die Stelle des Wortes „berührt" trat der Ausdruck "beeinträch­
tigt" . Allerdings beschränkte sich der Reformeifer zunächst auf die V erbesse­
rung der Infrastruktur im Beitrittsgebiet und auf den Ausbau bestimmter Fern­
verkehrswege zwischen den neuen Ländern und den nächsten Knotenpunkten 
des Hauptfernverkehrsnetzes der alten Länder (§ 1 VerkPBG i. V.m. der 
FVerkWBestVO vom 3. Juni 19921°). 

Erst nach Ablauf einer „Bewährungsfrist" wurden die Beschleunigungsin­
strumente des VerkPBG - darunter die Plangenehmigung - durch das Gesetz 
zur Vereinfachung der Planungsverfahren für Verkehrswege vom 17. Dezem­
ber 1993 (PlVereinfG)11 in die fünf Verkehrswegegesetze des Bundes zeitlich 
unbegrenzt für das gesamte Bundesgebiet übernommen. 12 § 36 b Abs. 2 
BBahnG in der Fassung des Planungsvereinfachungsgesetzes stattete die Plan­
genehmigung zwar mit denselben Tatbestandsvoraussetzungen aus wie § 4 
Abs. 1 VerkPBG, verstärkte aber die Wirkungen des Instruments. Zu der 
Konzentrations- und Gestaltungswirkung des § 75 Abs. 1 VwVfG kam die 
Ausschluß- oder Duldungswirkung des§ 75 Abs. 2 VwVfG hinzu. Dem frisch 
reformierten BBahnG, das am 23. Dezember 1993 in Kraft trat, waren ledig­
lich 8 Tage Geltungsdauer vergönnt. Seine Stelle nahm das Allgemeine Eisen­
bahngesetz ein, das durch Art. 5 des Eisenbahnneuordnungsgesetzes 
(ENeuOG) vom 27. Dezember 1993 völlig neu ausgeformt wurde und am 
1.1.1994 Geltung eriangte. Die Piangenehmigung fand ihren Regeiungsort in 

9 Amtliche Motive zum Entw. § 4 VerkPBG, BT-Drucks. 12 / 1092 v. 29.8.1991, 
S. 10. 

10 Femverkehrswegebestimmungsverordnung v. 3.6.1992 (BGBL 1 S. 1014). 

11 BGBl. 1 S. 2123. 

12 § 17 Abs. 1 a FStrG, § 8 Abs. 2 LuftVG, § 28 Abs. 1 a PBefG, § 14 Abs. 1 a 
WaStrG. 



150 

§ 18 Abs. 2 AEG. 13 Die Vorschrift stimmt wörtlich mit§ 36 b Abs. 2 BBahnG 
(1993) überein. 14 

B. Bestandsaufnahme: Die unterschiedlichen Plangenehmigungsmodelle 

„Die Plangenehmigung" als Kategorie einer uniform ausgebildeten Zulas­
sungsentscheidung mit stets identischen Tatbestandsvoraussetzungen, Rechts­
folgen und Wirkungen gibt es im geltenden Recht nicht. 

Der Entscheidungstyp, der durch das PlVereinfG und das AEG nach dem 
Vorbild des VerkPBG eingeführt wurde, soll als qualifizierte Plangenehmigung 
bezeichnet werden. 15 Seine Qualifikation beruht vor allem auf seinen umfas­
senden Rechtswirkungen, die denjenigen der Planfeststellung gemäß § 75 Abs. 
1 und Abs. 2 VwVfG entsprechen, aber auch auf seinem erweiterten Anwen­
dungsbereich. Nicht alle Tatbestandsvoraussetzungen der einschlägigen Vor-
schriften des PlVereinfG und des AEG sind einheitlich ausgeformt. So lassen 
§ 17 Abs. 1 a Nr. 1 FStrG und § 28 Abs. 1 a Nr. 1 PBefG eine Plangenehmi­
gung auch dann zu, wenn Rechte anderer durch das Vorhaben nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden. 16 Dagegen begrenzen die Regelungen in den übrigen 
Verkehrswegegesetzen des Bundes die Anwendung des Instruments auf Fälle, 
in denen Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden. 17 

13 Der RegEntw. des ENeuOG - BR-Drucks. 131 I 93 v. 26.3.1993, S. 102 (zu § 15 
Abs. 2 AEG), später zusammengeführt mit BT-Drucks. 12 / 4609 (neu) - hatte noch 
kein Modell einer „modernen" Plangenehmigung vorgesehen. Die heutige Regelung 
des § 18 Abs. 2 war erst auf Vorschlag des BRates, der sich dabei ausdrücklich an 
den Bestimmungen des PIVereinfG ausrichtete, in das AEG gelangt; Stellungnahme 
des BRates zum Entw. ENeuOG, BT-Drucks. 12 I 5014 v. 25.5.1993, S. 21, Nr. 62 
zu Artikel 5 (§ 15 AEG). 

14 Textidentisch ist § 2 Abs. 2 Satz 1 des am 24 .11.1994 in Kraft getretenen Gesetzes 
zur Regelung des Planungsverfahrens für Magnetschwebebahnen (MBPlG) v. 
23.11.1994 (BGBL 1 S. 3486). 

15 In Anlehnung an Ronellenjitsch, Neues Verkehrswegeplanungsrecht (Fn. 6), S. 203; 
zur Begriffsbildung: Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 20 mit Fn. 30, und neuer­
dings Stefan Paetow, Beschleunigungsmaßnahmen bei der Fernstraßenplanung, ZUR 
1996, S. 57 ff. (S. 59). 

16 ÄhrJich: § 37 Abs. 2 Satz 1 des Straßengesetzes für Baden-Württemberg i.d.F. v. 
11.5.1992 (LStrG BW), GBJ. 1992 S. 330 („Rechte anderer nicht oder nicht wesent­
lich beeinflußt"); vgl. außerdem: Petra Bülow /Martin Pfeil, Straßenrecht für die 
neuen Länder - ein Schritt nach vorne?, LKV 1994, S. 33 ff. (S. 38). 

17 § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG, § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LuftVG, § 14 Abs. 1 a Satz 1 
Nr. 1 WaStrG, § 2 Abs. 2 Satz 1 MBPIG. Diese restriktive Tatbestandsfassung der 
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Den Gegensatz zur qualifizierten Plangenehmigung bilden die in§ 41 Abs. 
4 Satz 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG)18

, § 7 Abs. 3 Abfallgesetz (AbfG)19
, 

§ 31 Abs. 3 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/ AbfG)20 und § 31 
Abs. 1Satz3 WHG21 vorgesehenen einfachen Plangenehmigungen, denen nach 
herrschender Meinung22 die umfassenden Wirkungen der Planfeststellung im 
Sinne des § 75 Abs. 1 / Abs. 2 Satz 1 VwVfG versagt sind, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. 23 All~rdings haben manche Landesgesetzgeber der 
abfall- und wasserrechtlichen Variante partielle Konzentrationswirkung verlie­
hen.24 

qualifizierten Plangenehmigung soll als allgemeines Regelungsmodell in das Verwal­
tungsverfahrensgesetz des Bundes aufgenommen werden: Art. 1 Nr. 8 c des Reg­
Entw. eines Gesetzes zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren (Entw. Gen­
VertBeschlG), BT-Drucks. 13 J 3995 v. 6.3.1996 = BR-Drucks. 29 J 96 v. 
19.1.1996, S. 5 f. 

18 Fiurbereinigungsgesetz i.d.F.d.Bek. v. 16.3.1976 (BGBI. I S. 546). 

19 Abfallgesetz v. 27.8.1986 (BGBI. 1 S. 1410, ber. BGBI. 1986 1 S. 1501). § 7 wurde 
durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz v. 22.4.1993 (BGBL I 
S. 466) neu gefaßt. , 

20 Art. 1 des Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen v. 
27.9.1994 (BGBI. 1 S. 2705). 

21 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts i.d.F.d.Bek. v. 23.9.1986 (BGBI. I S. 
1529, ber. S. 1654). 

22 Vgl. Alexander Blankenagel /Johannes Bohl, Abfallrecht und Immissionsschutzrecht 
- russisches Roulette der Genehmigungsverfahren?, DÖV 1993, S. 585 ff. (S. 569 
ff.); Gottfried Bramer, Konzentrationswirkung der Plangenehmigung nach § 41 Abs. 
4 Satz 1 FlurbG?, NuR 1981, S. 201 ff.; Rüdiger Breuer, Öffentliches und privates 
Wasserrecht, 2. Aufl. 1987, Rdnr. 724, S. 480; Manfred C:zychowski, in: Paul Gie­
seke / Werner Wiedemann I Manfred Czychowski, Wasserhaushaltsgesetz, 6. Aufl. 
1992, § 31, Rdnr. 85; Christoph Müllmann, Die Plangenehmigung im Wasserrecht, 
1994, S. 39 ff. m.w.N.; Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 192 ff.; Michael Ronel­
lenfitsch, Einführung in das Planungsrecht, 1986, S. 162; Rudolf Steinberg, Fachpla­
nung, 2. Aufl. 1993, § 6 II, S. 298 ff. (S. 300), Rdnr. 36. 

23 A.A. Peter Axer, Die Konzentrationswirkung der Plangenehmigung, DÖV 1995, S. 
495 ff. (S. 499 f.). Er begreift die wasserhaushalts- und die flurbereinigungsrechtliche 
Plangenehmigung als Unterfälle der Planfeststellung, die deshalb „konsequenterweise 
die gleichen Rechtswirkungen wie die Planfeststellung zeitigen" müßten. 

24 Näheres bei: Axer, Konzentrationswirkung, a.a.O„ DÖV 1995, S. 500 f.; Müllmann, 
Plangenehmigung (Fn. 22), S. 37 f.; Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 188 ff.; 
Roland Schäfer, Konzentrationswirkung der Genehmigung im Abfallbeseitigungs­
recht?, NVwZ 1985, S. 383 ff. (S. 387). Eine wu.fassende Konzentrntionswirkung 
sieht§ 107 Abs. 3 des Hessischen Wassergesetzes i.d.F.d.Bek. v. 22.1.1990 (GVBl. 
1 S. 114) vor. 
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Außerdem kennt das geltende Recht in§ 41 Abs. 4 Satz 2 FlurbG, § 8 Abs. 
3 Luftverkehrsgesetz (LuftVG)25 und einigen Landesstraßengesetzen nach wie 
vor Bestimmungen über das Unterbleiben der Planfeststellung oder das Abse­
hen von der Planfeststellung.26 Sie regeln eine weitere Spielart der einfachen 
Plangenehmigung (ohne Konzentrationswirkung), da sie die zuständige Be­
hörde zu einer Entscheidung ermächtigen, die den Gehalt und die Funktion ei­
nes Zulassungsaktes mit planerischem Einschlag hat. 27 

C. Abgrenzung: Entfallen von Planfeststellung und Plangenehmigung nach 
§ 18 Abs. 3 AEG 

Eine neue Figur stellt das „Entfallen der Planfeststellung und Plangenehmi­
gung" unmittelbar kraft Gesetzes dar. Sie ist mittlerweile in sämtliche Ver­
kehrswegeplanungsgesetze des Bundes - mit Ausnahme des Luftverkehrsgeset­
zes - eingefügt worden ist. 28 Das AEG enthält eine entsprechende Regelung in 
§ 18 Abs. 3. Ronellenfitsch begreift sie als spezielle „gesetzliche Verankerung 
der Baufreiheit", die den Landesbauordnungen und § 37 BauGB vorgeht. 29 Da 
keine administrative Entscheidung erfolgt3°, vermag das „Entfallen der Plan­
feststellung und Plangenehmigung" weder Bestandskraft noch die Rechtswir-

25 Luftverkehrsgesetz i.d.F.d.Bek. v. 14.1.1981 (BGBl. I S. 61), geänd. durch Art. 4 
PiVereinfG. 

26 Bsp: § 38 Abs. 3 Musterentwurf (ME) für die Neufassung der Allg. Bestimmungen 
der Länderstraßengesetze v. 1976 (ME LStrG 1976); § 38 Abs. 3 ME für ein Län­
derstraßengesetz von 1991 (ME LStrG 1991); abgedruckt bei Willi Blümel / Manin 
Pfeil, Neue Länderstraßengesetze, Speyerer Forschungsberichte 127, 1993, S. 175 ff. 
(S. 192) u. S. 109 ff. (S. 24). 

27 Vgl. die Nachweise in Fn. 5. 

28 § 18 Abs. 3 AEG; 17 Abs. 2 FStrG; § 28 Abs. 2 PBefG; § 14 Abs. 1 b WaStrG. Vgl. 
Bülow, Fortentwicklung (Fn. 5), S. 104 f.; Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 229 
ff.; Ronellenfitsch, Eisenbahnplanfeststellungsrecht (Fn. 6), S. 45; ders., Neues Ver­
kehrswegeplanungsrecht (Fn. 6), S. 179 ff. (S. 204). Allerdings enthielten bereits 
§ 38 Abs. 4 LStrG BW v. 20.3.1964 (GesBl. S. 127) und Art. 36 Abs. 3 des Bay. 
Straßen- und Wegegesetzes i.d.F.d.Bek. v. 5.10.1981 (GVBI. S. 448) ähnliche 
Bestimmungen. 

29 Ronellenfitsch, Eisenbahnplanfeststellungsrecht, a.a.0. 

30 Dies unterscheidet das Entfallen der PlarJeststellung und Plangenel1„T.igung von der 
einfachen Plangenehmigung im Gewand der Entscheidung über das Unterbleiben der 
Planfeststellung. 
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kungen eines Planfeststellungsbeschlusses zu entfalten. Vor allem findet keine 
Verfahrenskonzentration statt. 

D. Gegenstand der Plangenehmigung nach§ 18 Abs. 2 Satz 1 AEG 

1. Bau und A"nderung von Schienenwegen der Eisenbahnen 

Da die Plangenehmigung gemäß § 18 Abs. 2 Satz 1 AEG „anstelle eines Plan­
feststellungsbeschlusses" erteilt werden kann, hat sie denselben Gegenstand 
wie die eisenbahnrechtliche Planfeststellung gemäß § 18 Abs. 1 AEG. 31 Damit 
bezieht sie sich auf den Bau und auf die Ä·nderung von Schienenwegen der Ei­
senbahnen einschließlich der für den Betrieb dieser Schienenwege notwendigen 
Anlagen und Bahnstromfernleitungen. Nach dem Wortlaut des Gesetzes kann 
durch eine qualifizierte Plangenehmigung auch eine neue Strecke zugelassen 
werden, soweit die Voraussetzungen gemäß § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 
2 AEG erfüllt sind. 32 Dasselbe gilt für Änderungen oder Erweiterungen vor­
handener Anlagen, deren Verwirklichung erhebliche Auswirkungen auf die 
Umwelt besorgen läßt (ökologisch bedeutsame / erhebliche Änderungsmaß­
nahmen).33 

II. Vereinbarkeit des erweitenen Anwendungsbereichs mit der UVP-RL 

Die umfassende Einsatzmöglichkeit der qualifizierten Plangenehmigung steht 
unter dem Vorbehalt ihrer Vereinbarkeit mit der Richtlinie des Rats über die 

31 Vgl. Willi Blümel, Der Gegenstaµd der Planfeststellung, VerwArch. 1992, S. 146 ff.; 
Ronellenfitsch, Eisenbahnplanfeststellungsrecht (Fn. 6), III. 2. I 3., S. 43 f. 

32 Arntl. Motive zum Entw. § 4 VerkPBG, BT-Drucks. 12 I 1092 v. 29.8.1991, S. 10; 
amtl. Motive zum Entw. des PlVereinfG, BT-Drucks. 12 / 4328 v. 11.2.1993, zu 
§ 36 b BBahnG, S. 19. 

33 Vgl. zu § 17 Abs. 1 a FStrG (1994): Hansjochen Dürr, Planfeststellungs- und Plan­
genehmigungsverfahren, in: Kurt Kodal / Helmut Krämer (Hrsg.), Straßenrecht, 
1995, Kap. 35, Rdnr. 35.2, S. 1136; Andreas Fisahn, Kampf gegen Windmühlen? 
Überlegungen zur Bedeutung der Bürgerbeteiligung für den Umweltschutz anläßlich 
der Bescl"'JeurJgungsnovellen, ~.J"J 1996, S. 63 ff4 (St 65). Vgl. auch BVervvG, B. v. 
15.12.1994 - Az. 7 VR 17 / 94 -, UPR 1995, S. 229 f. (S. 230) = NuR 1995, S. 
247 f. 
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Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Pro­
jekten vom 2i Juni 1985 (UVP-RL). 34 

1. Vorgaben der UVP-RL 

a) Anhang 1 zu Art. 4 Abs. 1 der UVP-RL unterwirft jedenfalls den Bau von 
Eisenbahn-Fernverkehrsstrecken einer zwingenden Umweltverträglichkeitsprü­
fung mit Öffentlichkeitsbeteiligung nach Maßgabe der Art. 5 bis 10 UVP-RL 
(volle UVP). Daß damit nur der Neubau gemeint sein kann, folgt im Wege des 
Umkehrschlusses aus Nr. 12 des Anhangs II zu Art. 4 Abs. 2 UVP-RL, der die 
Ä°nderung von Projekten des Anhangs I erfaßt. 35 

,, 
b) Art. 4 Abs. 2 UVP-RL ordnet die Durchführung der „ vollen" Umwelt­

verträglichkeitsprüfung für die in Anhang II genannten Vorhaben nicht obliga­
torisch an, sondern läßt den Mitgliedstaaten einen gewissen Spielraum bei der 
Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben. 36 Die nationalen Gesetzgeber sind 
bei der Festlegung der UVP-pflichtigen Maßnahmen gleichwohl an den Geist 
und die Systematik der UVP-RL gebunden. Ihre Bewertungsmaßstäbe müssen 
projektbezogen sein und dürfen dem Sinn der Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht zuwiderlaufen. 37 Orientierungspunkte liefern Art. 1 Abs. 1 UVP-RL und 
die in Art. 2 UVP-RL enthaltenen Kriterien: Art, Größe, Standort. Das Bun­
desverwaltungsgericht hat zutreffend darauf hingewiesen, daß die Befreiung 
eines unter Anhang II zu Art. 4 Abs. 2 UVP-RL aufgeführten Projekts von der 
UVP-Pflicht „eher die rechtfertigungsbedürftige Ausnahme als die Regel'' 
darstelle. 38 Vorhaben, deren Um)"eltrelevanz auch unter Berücksichtigung der 
in Art. 2 Abs. 1 UVP-RL genannten Kriterien keinen Beurteilungszweifeln 

34 ABI. EG Nr. L 175 v. 5.7.1985, S. 40. 

35 Vgl. Steiner, Beschleunigung (Fn. 6), S. 165; Jan Viehrock, Beschränkungen der 
UVP in der Verkehrswegeplanungsbeschleunigung, NVwZ 1992, S. 939 ff. (S. 940); 
ders„ Beschleunigung von Planungsverfahren und UVP, IUR 1991, S. 113 ff. (S. 116 
f.) 

36 BVerwG, B. v. 30.8.1995 - Az. 4 B 185 / 95 -, BayVBl. 1996, S. 28 ff. (S. 29); 
weitere Nachweise bei: Wilfried Erbguth /Alexander Schink, Gesetz über die Um­
weltverträglichkeitsprüfung, 1992, Einl., Rdnr. 12; § 3, Rdnrn. 3 / 4. 

y 

37 Vgl. Bülow, Fortentwicklung (Fn. 5), S. 102; Viebrock, Beschränkungen (Fn. 35), S. 
941. 

38 BVerwG, B. v. 30.8.1995 (Fn. 36), BayVBl. 1996, S. 29; außerdem: BVerwG, B. v. 
18.5.1994 - Az.. 4 NB 15 / 94 -, Buchholz 406.11 § 1 BauGB Nr. 73. 
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unterliegt, dürfen von der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht entbunden 
werden. 39 

Daraus folgt, daß Änderungen von Eisenbahn-Fernverkehrsstrecken (Anh. 
II Nr. 12 i.V.m. Anh. I Nr. 7 UVP-RL) grundsätzlich UVP-pflichtig sind, 
wenn sie sich aufgrund ihrer Art\ Größe sowie ihres Standortes erheblich auf 
die Umwelt auswirken können. 4-0 Leitlinien für die Prüfung der ökologischen 
Relevanz eines Vorhabens enthält der Vorschlag für eine Modifizierung der 
UVP-RL, den die EG-Kommission am 21. April 1994 vorgelegt hat. 41 Der neu 
eingefügte Anhang II a normiert Auswahlkriterien für die Merkmale und den 
Standort der in Anhang II genannten Projekte. 42 

Dürr schlägt vor, sich an § 8 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG)43 zu orientieren. Er bejaht die ökologische Relevanz einer Bau­
maßnahme, wenn ihre Verwirklichung - nach naturschutzrechtlichem Ver­
ständnis - einen Eingriff in Natur und Landschaft darstellt. 44 Ringel meint da­
gegen, die Formulierung „Auswirkungen auf die Umwelt" umfasse sowohl 
positive als auch negative Folgen. 45 

39 Erbguth / Schink, UVP-Gesetz (Fn. 36), Einl., Rdnr. 12; Albrecht Weber / Ulrich 
Heilmann, Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, NJW 1990, S. 1625 
ff. (S. 1629); Gerd Winter, Die Vereinbarkeit des Gesetzentwurfs der Bundesregie­
rung über die Umweltverträglichkeitsprüfung v. 29.6.1988 mit der EG-Richtlinie 85 I 
337 und die Direktwirkung dieser Richtlinie, NuR 1989, S. 197 ff. (S. 198). 

40 Ebenso: Steiner, Beschleunigung (Fn. 6), S. 165 f. 

41 Vorschlag für eine RL zur Änd. der UVP-RL (94 / C 130 / 07) v. 21.4.1994, ABI. 
Nr. C 130 (Entw. UVP-ÄndRL); Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses v. 14.9.1994, ABI. Nr. C 393, S. 1. Da der Vorschlag die hinter den geltenden 
Vorschriften stehenden Absichten verdeutlichen will, kann er für die Interpretation 
der aktuellen Fassung der UVP-RL als Hilfsmittel herangezogen werden. 

42 Nach Fußnote 1 zu Anhang II a ist die Größe des Vorhabens vor allem „hinsichtlich 
der Dauer, der Häufigkeit und der Behebung seiner wahrscheinlichen Auswirkungen 
zu beurteilen „. 

43 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) 
i.d.F.d.Bek. v. 12.3.1987 (BGBI. I S. 889. 

44 Dürr, in: Kodal I Krämer, Straßenrecht (Fn. 33), Kap. 35, Rdnr. 35.21, S. 1137. 

45 Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 80. Vgl. die Definition des Begriffs „Auswir­
kungen auf die Umwelt" in Nr. 0.3 Satz 2 f) der Allg. Verwaltungsvorschrift zur 
Ausführung des Gesetzes über die UVP (UVP-VwV) v. 18.9.1994, GMBI. 1995, S. 
671 ff. (S. 673). Dazu: Thomas Mayen, Die Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
UVP-Gesetz und der UVP-Venvaltungsvorschrift, NVwZ 1996, S. 319 ff.; Wolfgang 
Spoerr, Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung, NJW 1996, S. 85 ff. 
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c) In Ausnahmefällen können die Mitgliedstaaten ein einzelnes Vorhaben -
nicht aber ganze Klassen, die im Anhang I und II der UVP-RL genannt sind -
unter den Bedingungen des Art. 2 Abs. 3 UVP-RL von den Bestimmungen der 
Richtlinie ausnehmen. 46 

2. UVPG und qualifizierte Plangenehmigung nach§ 18 Abs. 2 AEG 

Eine Verletzung der UVP-RL liegt vor, wenn der nationale Gesetzgeber die 
europäischen Vorgaben nicht rechtzeitig oder nicht ausreichend umgesetzt hat. 
Gemäß Nummer 9 der Anlage zu§ 3 Abs. 1Satz1 UVPG (Anl. zu§ 3 Nr. 9 
UVPG) ist für den Bau und die' A.'nderung von Anlagen einer Eisenbahn des 
Bundes, die einer Planfeststellung nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz be­
dürfen, eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. 

Diese Formulierung läßt unterschiedliche Deutungen zu. Sieht man die 
qualifizierte Plangenehmigung wegen ihrer Surrogatsfunktion als Unteif all der 
Planfeststellung an, liegt es nahe, Anl. zu § 3 Nr. 9 UVPG auf sie zu erstrek­
ken. Die Genese der Nonn und der Wille des Gesetzgebers sprechen indes da­
für, unter dem (ambivalenten) Begriff „Planfeststellung"47 nur das korrespon­
dierende Verwaltungsveifahren zu verstehen. Das UVPG ist vor dem AEG in 
Kraft getreten. 48 Aus den amtlichen Motiven zum UVPG geht hervor, daß der 
Katalog von Vorhaben in der Anlage zu § 3 UVPG sämtliche Planfeststel­
lungsveifahren und Genehmigungsveifahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung er­
fassen sollte.49 Der Reformgesetzgeber hat den Begriff ,,Planfeststellung" nach 
Einführung des § 18 Abs. 2 AEG und nach der Änderung des UVPG durch 
Art. 6 Abs. 28 ENeuOG in Anl. zu§ 3 Nr. 9 UVPG beibehalten. Damit hat er 
zum Ausdruck gebracht, daß er dem Wort weiterhin die ursprüngliche proze­
durale Bedeutung zumessen und den Entscheidungstyp „Plangenehmigung" 

46 Erbguth I Schink, UVP-Gesetz (Fn. 36), § 3, Rdnr. 3. 

47 Zu den Interpretationsmöglichkeiten: Michael Ronellenfitsch, Die Planfeststellung, 
VerwArch. 1989, S. 92 ff. (S. 93 f.). 

48 Die fr'J.here Fassung der Anl. Z'li § 3 Nr. 9 UVPG war ähnlich stmk'"tu.riert wie die 
heutige, bezog sich jedoch auf § 36 BBahnG und Anlagen der Deutschen Bundesbahn. 

49 RegEntw„ BT-Drucks. 11 I 3919, S. 22; Erbguth I Schink, UVP-Gesetz (Fn. 36), 
§ 3, Rdnr. 2; Afüllrnann, Plangenelunigung {Fn. 22), S. 85. Außerdem: Stellungnah­
me des BRats zum PlVereinfGE, BT-Drucks. 12 I 4328(Fn. 32), Nr. 8 a) zu Art. 1 
Nr. 2 (§ 36 b Abs. 4 BBahnG), S. 28. 
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nicht darunter begreifen wollte. 50 Diese Interpretation wird durch die amtliche 
Begründung zum AEG erhärtet. Der Bundesrat hatte - letztlich erfolglos -
vorgeschlagen, eine Klausel in § 15 Abs. 2 AEG (der später zu § 18 Abs. 2 
AEG wurde) einzufügen, nach -,der eine Plangenehmigung voraussetzt, daß 
durch die Verwirklichung des Vorhabens „erhebliche Auswirkungen auf die 
Umwelt nicht zu besorgen sind" (Umweltklausel).51 Diese Anregung macht nur 
Sinn, wenn das UVPG auf die Erteilung einer qualifizierten Plangenehmigung 
nicht anwendbar sein soll. 52 Somit steht aus der Perspektive des nationalen 
Rechts fest: 

a) Vorhaben, die durch eine Plangenehmigung zugelassen werden können, 
unterfallen nicht dem UVPG (Anl. zu § 3 Nr. 9 UVPG i.V.m. § 18 Abs. 2 
AEG). Keine Rolle spielt, ob es sich um Neubauten oder Änderungen und Er­
weiterungen bestehender Strecken handelt. 

b) Allerdings ist bei der Entscheidung über die Erteilung einer Plangeneh­
migung im Rahmen der planerischen Abwägung stets die Umweltverträglich­
keit des Unternehmens als öffentlicher Belang zu berücksichtigen(§ 18 Abs. 1 
Satz 2 AEG analog). Voraussetzung dafür ist eine vorab durchzuführende „ma­
terielle UVP"53

• Solange keine nationalen Maßstäbe entwickelt sind, hat sich 
diese inhaltlich an den in Art. 3 UVP-RL niedergelegten Anforderungen zu 
orientieren. 54 Der EuGH hat die unmittelbare Anwendbarkeit der Art. 2, 3 und 
8 UVP-RL anerkannt. 55 

50 Davon geht jedenfalls der BRat aus: BT-Drucks. 12 I 4328 (Fn. 32), Nr. 8, S. 28. 
Ausführlich zum prozeduralen Wesen der UVP: Matthias Schmidt-Preuß, Der verfah­
rensrechtliche Charakter der Umweltverträglichkeitsprüfung, DVBl. 1995, S. 485 ff. 

51 BT-Drucks. 12 I 5014 (Fn. 13), Nr. 62, zu Art. 5 (§ 15 AEG), S. 21. Vgl. hierzu: 
Bülow, Fortentwicklung (Fn. 5), S. 102 f.; Detlef Kröger /Henning Schulz, Verfah­
rensbeschleunigung durch Plangenehmigung zu Lasten des - integrierten - Umwelt­
schutzes?, NuR 1995, S. 72 ff. (S. 73 f.); Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 174 f. 

52 Zur Begründung vgl. BT-Drucks. 12 I 4328 (Fn. 32), Nr. 4 a) zu Art. 1 Nr. 2 
PlVereinfG (§ 36 b Abs. 2 Satz 1 BBahnG), S. 26 f.; BT-Drucks. 12 I 5763 
(Anrufung des Vermittlungsausschusses), Nr. 2 a) zu Art. 1 Nr. 2 PlVereinfG (§ 36 b 
Abs. 2 Satz 1 Nr. la - neu - BBahnG), S. 2. 

53 Ausdriicklich; Richtlinien für die Planfeststellung und Plangenehmigung von Betriebs­
anlagen der Deutsche Bahn AG v. 1.1.1994 (DBAG-RL), Nr. 16 Abs. 3. Vgl. außer­
dem Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 32 f. u. S. 177; zur Plangeneh1uigung gern. 
§ 4 VerkPBG: Bernhard Stüer, Rechtsprobleme des Straßenrechts, DVBI. 1992, S. 
547 ff. (S. 551). 

54 A A r\'\lr! V~J..1~~~ Tl •• '"!Cl 1'"1 1ClClA A- 1 r" H\0'10 / Cl'"I f"'t.'\l~ '7TTD 100.C: C' 
ri. • .n.. V Y '-J J.""-VUU;;uL., V. V. k7. J.k. J.77.., - LLL. J. '-- J.VOJ7 f 7k,V Y '-1 -, L...VJ.'\. J.77J, 0. 

146 ff.; aufgehoben durch U. des BVerwG v. 25.1.1996 - Az. 4 C 5 I 95 -, noch 
nicht veröff. Zu den Voraussetzungen der unmittelbaren Anwendbarkeit von EG-
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c) Die Beschränkung der Anl. zu§ 3 Nr. 9 UVPG auf Planfeststellungsver­
fahren zeitigt demnach für die qualifizierte Plangenehmigung lediglich proze­
durale Konsequenzen. Insbesondere entfallen die Einbeziehung der Öffentlich­
keit(§ 9 Abs. 1 und Abs. 2 UVPG) und die grenzüberschreitende Behördenbe­
teiligung(§ 8 UVPG). 

d) Die Umwelt- und Naturschutzbehörden sind dazu aufgerufen, die Um­
weltbelange im Rahmen ihrer Beteiligung am Plangenehmigungsverfahren ge­
mäß§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AEG zu wahren. 56 

3. Bewertung der qualifizierten Plangenehmigung am Maßstab der UVP-RL 

a) Die Ausgestaltung des nationalen Rechts provoziert Kollisionen mit den eu­
roparechtlichen Vorgaben der UVP-RL, wenn die qualifizierte eisenbahnrecht­
liche Plangenehmigung neue Fernverkehrsstrecken betrifft. 57 Diese Projekte 
müssen aus Sicht der UVP-RL einer „ vollen" Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterworfen werden, ohne daß es darauf ankommt, durch welchen Entschei­
dungstyp ihre Zulassung erfolgt. § 18 Abs. 2 Satz 1 AEG und Anl. zu § 3 Nr. 
9 UVPG genügen den eben genannten Anforderungen nicht. 

b) Dasselbe gilt für Ä.nderungen vorhandener Schienenstrecken des Fern­
verkehrs, die sich aufgrund ihrer Art, Größe oder ihres Standortes erheblich 
auf die Umwelt auswirken können und durch eine Plangenehmigung zugelassen 

Richtlinien: seit EuGH, U. v. 4.12.1974, Slg. 1974, S. 1337 ff. (S. 1348), st. Rspr.; 
Carl Otto Lenz, Entwicklung und unmittelbare Geltung des Gemeinschaftsrechts, 
DVBl. 1990, S. 903 ff. 

55 EuGH, U. v. 11.8.1995 - Az. C-431 I 92 -, ZUR 1995, S. 258 ff. (S. 260), Nr. 39 
der Entscheidungsgründe. Das BVerwG hat sich dieser Meinung angeschlossen: U. v. 
25.1.1996, a.a.O„ UA, S. 7 f. Die dt. Obergerichte hatten die unmittelbare Geltung 
der UVP-RL zunächst überwiegend abgelehnt; vgl. etwa OVG Lüneburg, U. v. 
20.10.1993 - Az. 7 K 3677, 3678 I 91 -, DVBl. 1994, S. 770 f. (S. 771); OVG 
Münster, U. v. 10.11.1993 - Az. 23 D 52 I 92.AK -, NWVBI. 1994, S. 463 ff. (S. 
464); VGH Mannheim, U. v. 3.9.1993 - Az. 5 S 874 / 92 -, S. 373 ff. (S. 376). 

56 BT-Drucks. 12 / 4328 (Fn. 32), Gegenäuß. BReg„ zu Nr. 4, S. 38. 
y 

57 Kann der Abschnitt einer Trasse so geplant werden, daß er nur Grundstücke in An-
spruch nimmt oder beeinträchtigt, die der öffentlichen Hand gehören, ist der Weg für 
eine quaiifizierte Piangenehmigung prinzipieii frei, da kontligierende öffentiichen 
Belange keinen Ausschlußtatbestand darstellen, sondern im Rahmen der Abwägung 
überwunden werden können. Vgl. Gaßner / Groth / Klinski, Greenpeace-Gutachten 
(Fn. 4), S. 64; Horst Send/er, Neue Entwicklungen bei Rechtsschutz und gerichtlicher 
Kontrolldichte im Planfeststellungsrecht, in: Joachim Kormann (Hrsg.), Aktuelle Fra­
gen der Planfeststellung, UPR-special Bd. 7, 1994, S. 9 ff. (S. 15). 
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werden sollen. Der Bundesgesetzgeber durfte diese Projekte nicht pauschal aus 
dem Anwendungsbereich des UVfG herausnehmen. Damit hat er seinen Spiel­
raum überschritten, der ihm durch Art. 4 Abs. 2 UVP-RL gewährt wird. Denn 
der Zulassungstyp stellt kein Merkmal im Sinne des Art. 2 Abs. 1 UVP-RL 
dar. 

c) Eine teleologische Reduktion des Anwendungsbereichs der qualifizierten 
Plangenehmigung gemäß § 18 Abs. 2 Satz 1 AEG auf „ Vorhaben, die sich 
nicht erheblich auf die Umwelt auswirken" kommt nicht in Frage. In einer 
Entscheidung zu § 14 Abs. 1 a Satz 1 WStrG, dessen Text mit § 18 Abs. 2 
AEG übereinstimmt, hat das Bundesverwaltungsgericht einen solchen methodi­
schen „Kunstgriff" abgelehnt. 58 Der 7. Senat berief sich vor allem auf die ge­
scheiterte Initiative des Bundesrates im Gesetzgebungsverfahren für das 
PlVereinfG, die Tatbestandsvoraussetzungen der Plangenehmigung um eine 
„ Umweltklausel" zu ergänzen. 59 Auf die europarechtliche Dimension der 
Frage ging das Gericht nicht ein. Dennoch verdient seine Entscheidung Zu­
stürnnung. Sie ist auf § 18 Abs. 2 Satz 1 AEG übertragbar. Der eindeutige 
Wille des Gesetzgebersro, den Gegenstand der qualifizierten Plangenehmigung 
auf ökologisch relevante Vorhaben auszudehnen, kann mit Hilfe des Europa­
rechts nicht überwunden werden. 

d) Weder die Durchführung einer „materiellen UVP" im Sinne des § 18 
Abs. 1Satz2 AEG noch die Teilnahme der Naturschutz- und Umweltbehörden 
am Plangenehmigungsverfahren kann eine „ volle" UVP nach Maßgabe der 
Art. 5 bis 10 UVP-RL ersetzen. Die Einbeziehung von staatlichen Instanzen 
vermag das Fehlen der von Art. 6 UVP-RL geforderten Öffentlichkeitsbeteili­
gung nicht auszugleichen. 61 Die Öffentlichkeitsbeteiligung soll nicht nur der 
Informationsbeschaffung dienen. Sie verfolgt außerdem einen spezifizischen 

58 BVerwG, B. v. 15.12.1994 (Fn. 33), UPR 1995, S. 229 f. (S. 230); bestätigt durch 
BVerwG, B. v. 29.12.1994 - Az. 7 VR 12 I 94, VA, S. 9 = Buchholz 442.09 § 18 
AEG Nr. 3; hierzu: Fiesahn, Kampf gegen Windmühlen? (Fn. 33), NJ 1996, S. 64 
mit Fn. 17. 

59 Vgl. BT-Drucks. 12 I 4328 (Fn. 32), Nr. 4 c), S. 26 f.; BT-Drucks. 12 I 5763 (Fn. 
52), Nr. 2 c), S. 2; vgl. Ronellenjitsch, Verkehrswegeplanungsrecht (Fn. 6), S. 203 
f.; Steiner, Beschleunigung (Fn. 6), S. 164 f. Eine solche Klausel ist in § 7 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 I Satz 3 AbfG (§ 31 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 / Satz 3 KrW-/AbfG) nach wie 
vor enthalten. 

60 ST-Drucks. 12 I 5014 (Fn. 13), Nr. 62, zu Art. 5 (§ 15 AEG), S. 21. Gegenäuß. 
BReg., ebd., S. 47. 

61 Die BReg. ist anderer Ansicht: PT-Drucks. 12 / 4328, a.a.0., S. 38. Sehr kritisch 
dazu: Kröger I Schulz, Verfahrensbeschleunigung (Fn. 51), NuR 1995, S. 78. 
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Rechtsschutzzweck, der ausschließlich auf die betroffenen Bürger, nicht aber 
auf Behörden ausgerichtet ist. 62 

4. Qualifizierte Plangenehmigung und Art. 2 Abs. 3 UVP-RL 

Um dem Verdikt der Europarechtswidrigkeit beim Einsatz der qualifizierten 
Plangenehmigung zu entrinnen, berief sich die Bundesregierung seit der Ein­
führung dieses Modells durch§ 4 VerkPBG auf die in Art. 2 Abs. 3 UVP-RL 
vorgesehene Ausnahmeregelung. 63 Obwohl die EG-Kommission gegen § 4 
VerkPBG zunächst keine Einwände erhob64

, hat sie gegen die Bundesrepublik 
Deutschland im Dezember 1994 ein Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet. 
Sie rügt insbesondere, daß bestimmte Projekt-Klassen, die der UVP-RL unter­
fallen, mit Hilfe der qualifizierten Plangenebmigung prinzipiell aus dem An­
wendungsbereich des UVPG herausgenommen würden. 65 

Dieser Einwand ist berechtigt. 66 Art. 2 Abs. 3 UVP-RL ist nicht darauf zu­
geschnitten, ganze Vorhaben-Kategorien (etwa Neubaustrecken des Fernver­
kehrs und ökologisch bedeutsame Änderungsmaßnahmen) im Sinne des Art. 4 
Abs. 1 oder Abs. 2 UVP-RL generell aus der UVP-Pflicht zu entlassen. Viel­
mehr will die Norm eine Ausnahme für einzelne Projekte in begründeten Fäl­
len erlauben. Die Vorschriften YÜber die qualifizierte Plangenehmigung im 
PIVereinfG und AEG kehren das von der UVP-RL vorgesehene Regel-Aus-

62 Ausführlich dazu: Fisahn, Kampf gegen Windmühlen? (Fn. 33), NJ 1996, S. 65 ff. 

63 BT-Drucks. 12 I 1092 (Fn. 32), zu § 4 VerkPBG, S. 10. So auch Ringel, Plange­
nehmigung (Fn. 2), S. 29; Ronellenjitsch, Eisenbahnplanfeststellungsrecht (Fn. 6), S. 
69170 mit Fn. 173; Steiner, Beschleunigung (Fn. 6), S. 165 f.; ders., Das Planungs­
vereinfachungsgesetz, NVwZ 1994, S. 313 ff. (S. 316). 

64 Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel v. 10. Juni 1992 auf die Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Klaus-Dieter Feige (BÜNDNIS 90 I DIE GRÜNEN), BT-Drucks. 
12 I 2864, Nr. 84, S. 51; BT-Drucks. 12 I 4328 (Fn. 32), Gegenäuß. BReg„ zu Nr. 
8, S. 39; Ronellenjitsch, Verkehrswegeplanungsrecht (Fn. 6), S. 186 mit Fn. 41 und 
s. 190. 

y 

65 Vgl. den Bericht in UVP-report 1995, S. 110; Johannes Caspar, Ausverkauf oder 
Flexibilisierung des Umweltrechts?, ZRP 1995, S. 410 ff. (S. 411) mit Fn. 7; Pae­
tow, Beschleunigungsmaßnahmen (Fn. 15), ZUR 1996, S. 60. Der zuständige Um-
\•1eltk.on1missar hatte die Bundesregierung bereits i..-rn ~ ... 1ärz 1994 abgen1al1nt. 

66 Nicht umsonst wollte sich die Bundesregierung in Brüssel um eine Änderung des Art. 
2 Abs. 3 UVP-RL bemühen und erreichen, daß die "Notifizierungspflicht" beim Ein­
satz der qualifiziert.en Plangenehmigung entfällt BT-Drucks. 12 I 4328 (Fn. 32), Ge­
genäuß. BReg„ zu Nr. 8, S. 39; vgl. Steiner, Beschleunigung (Fn. 6), S. 106. Bis­
lang blieb es bei Absichtserklärungen. 



161 

nahme-Verhältnis um. Im Zusammenspiel mit der Anlage zu § 3 UVPG ent­
ziehen sie alle Unternehmen, die mittels Plangenehmigung zugelassen werden 
können - Neubaustrecken und ökologisch bedeutsame Änderungsmaßnahmen 
inbegriffen -, grundsätzlich dem Anwendungsbereich des UVPG. Ausnahmen 
legen sie nicht fest. Damit überschreiten sie den Rahmen des Art. 2 Abs. 3 
UVP-RL.67 

III. Ergebnis 

1. Die aktuelle Konzeption der qualifizierten Plangenehmigung, die in § 18 
Abs. 2 AEG i.V.m. Anl. zu § 3 Nr. 9 UVPG ihren Ausdruck gefunden hat, 
verstößt gegen die UVP-RL, soweit sie den Neubau von Eisenbahn-Fernver­
kehrsstrecken (Anh. 1 Art. 4 Nr. „7 UVP-RL) den prozeduralen Anforderungen 
des UVPG - insbesondere der Öffentlichkeitsbeteiligung - generell entzieht. 
Dasselbe gilt für ökologisch bedeutsame Änderungen oder Erweiterungen vor­
handener Schienenwege, die dem Fernverkehr dienen (Anh. II Art. 4 Nr. 12 
UVP-RL). 

2. In den eben genannten Fällen könnte eine qualifizierte Plangenehmigung 
nur dann europarechtskonform erteilt werden, wenn zuvor eine Umweltver­
träglichkeitsprüfung mit Öffentlichkeitsbeteiligung stattfindet. Da weder das 
UVPG noch die Regeln des § 73 VwVfG auf die qualifizierte Plangenehmi­
gung anwendbar sind, bleibt lediglich der Rückgriff auf Art. 6 Abs. 2 UVP­
RL, um die normativen Grundlagen für die Durchführung der Öffentlichkeits­
beteiligung bei der Plangenehmigung zu gewinnen. 68 

3. Der Bundesgesetzgeber wit;d nicht umhin können, ein klärendes Wort zu 
sprechen und entweder die Plangenehmigung mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
einzuführen oder den Anwendungsbereich des bisherigen Modells auf ökolo­
gisch unwesentliche Fälle zu beschränken. Eine Regelung des Problems auf 
untergesetzlicher Ebene - etwa durch Verwaltungsvorschrift - dürfte den 

67 So: Bülow, Fortentwicklung (Fn. 5), S. 103; Gaßner / Groth / Klinski, Greenpeace­
Gutachten (Fn. 4), S. 58 f.; Steinberg, Fachplanung (Fn. 22), § 6, Rdnr. 40, S. 301; 
Rudolf Steinberg I Thomas Berg, Das neue Planungsvereinfachungsgesetz, S. 488 ff. 
(S. 490); Viehrock, Beschleunigung (Fn. 35), IUR 1991, S. 117; ders., Beschränkun-
gen (Fn. 35), NV\~vz 1992, S. 940 f~; offengelassen von Paetol·V, Besct-JeunigiJngs­
maßnahmen (Fn. 15), ZUR 1996, S. 60. A.A. die in Fn. 63 genannten Autoren. 

68 Das BVerwG hat die unmittelbare Anwendbarkeit dieser Norm kürzlich in anderem 
Zusa.rmnenhang bejaht: U. v. 2"5.1.1996 (Fn. 54), UA, S. 9; ebenso: Müllw.ann, 
Plangenehmigung (Fn. 22), S. 101; Schink, ZUR 1995, S. 150 (S. 151 f.). Der EuGH 
hat sich dazu noch nicht geäußert. 
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strengen Vorgaben des EuGH zur Umsetzung europäischer Richtlinien nicht 
gerecht werden. 69 

4. Bis zu einer eindeutigen Klärung der Rechtslage sollte die Praxis zur Si­
cherheit ein Planfestste!lungsverfahren einleiten„ wen_n sie Neubaustrecken für 
den Eisenbahn-Fernverkehr und umweltrelevante Änderungen oder Erweite­
rungen bestehender Schienenweg~ zulassen will. 70 

5. Will die zuständige Behörde bei der Zulassung eines solchen Projekts 
ausnahmsweise weder ein Planfeststellungsverfahren durchführen noch eine 
Plangenehmigung mit Öffentlichkeitsbeteiligung erteilen, so muß sie diese Ab­
sicht der EG-Kommission gemäß Art. 2 Abs. 3 UVP-RL notifizieren. 

E. § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 1. Alternative AEG 

/.Rechte 

1. Definition 

§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG nennt als Schutzgüter, die durch die Zulassung 
des geplanten Vorhabens nicht beeinträchtigt werden dürfen, die „Rechte ande­
rer" .71 „Rechte" in diesem Sinne sind Individualinteressen, die durch Rechts­
vorschriften als schutzwürdig anerkannt werden und gegenüber den Norm­
adressaten mit Hilfe der vom Staat bereitgestellten Instanzen und Verfahren 
durchsetzbar sind. 72 

Im Unterschied dazu sprach§ 36 Abs. 2 BBahnG a.F. (1951) von den „Be­
lange(n) anderer". Der Begriff „Belange", der vor allem zur Kennzeichnung 
des Kreises der Einwendungsbefugten im Planfeststellungsverfahren verwendet 

69 EuGH, U. v. 17.10.1991 - Az. Rs C-58.89 -, BayVBl. 1992, S. 334 ff.; EuGH, U. 
v. 30.5.1991 - Az. Rs C-361.88 -, NuR 1992, S. 197 f.; EuGH, U. v. 28.2.1991, 
NuR 1992, S. 198 f. ' 

70 Eine Pflicht zur Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens bejahen: Dürr, in: 
Kodal I Krämer (Hrsg.), Straßenrecht (Fn. 33), Kap. 35, Rdnr. 35.2, S. 1136 f.; 
Erbguth I Schink, UVP-Gesetz {Fn. 36), Art. 5 UmsetzG, Rdnr. 2; Müllmann, Plan­
genehmigung (Fn. 22), S. 109 ff. 

71 Insoweit deckungsgleich mit§ 17 Abs. 2 Satz 2 FStrG a.F. (1990), § 8 Abs. 2 Satz 2 
LuftVG a.F. (1981) und§ 28 Abs. 2 Nr. 1 PBefG a.F. (1990). 

72 Ferdinand 0. Kopp, VwGO, 10. Aufl. 1994, § 42, Rdnr. 43; Eberhard Schmidt-/1-ß­
mann, in: Theodor Maunz/ Günter Dürig /Roman Herzog/ Rupert Scholz (Hrsg.), 
GG, L-Osebl., Bd. 2, Stand: Jan. 1985, Art. 19, Rdnr. 118. 
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wird (etwa in§ 73 Abs. 4 Satz 1 VwVfG), reicht inhaltlich weiter. 73 Darunter 
werden neben den subjektiven öffentlichen und privaten Rechten auch alle 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, ideellen oder sonstigen nicht unredlich 
erworbenen und deshalb anerkennenswerten eigenen Interessen einer Person 
verstanden. 74 

2. Kreis der von§ 18 Abs. 2 Satz 1 AEG umfaßten subjektiven Rechte und 
Rechtsträger 

§ 18 Abs. 2 Satz 1 AEG hat ausschließlich Rechte der einzelnen Personen im 
Auge, die im Rahmen der planerischen Abwägung relevant sind (Individual­
rechte), nicht hingegen lnteresst;n der Allgemeinheit (öffentliche Belange). 75 

Darunter fallen sämtliche subjektiven Rechte, die Abwehransprüche gegen die 
(rechtswidrige) Zulassung des gesamten Vorhabens begründen, ohne Rücksicht 
darauf, ob sie im öffentlichen oder privaten Recht wurzeln. 76 Dasselbe gilt für 
subjektive Rechte, die sich nicht gegen die Verwirklichung des Projekts an 
sich, sondern lediglich gegen die mit dessen Betrieb kausal verbundenen nach­
teiligen Auswirkungen richten. Sie steuern die Anordnung von Schutzvorkeh-

73 Vgl. zur Abgrenzung zwischen „Rechten" und „Belangen": VGH München, U. v. 
7.6.1988 - Az.. 8 A 87.40010 -, NVwZ 1989, S. 268 f. (S. 268); Ringel, Plange­
nehmigung (Fn. 2), S. 102 f. 

74 Vgl. für viele: Heinz joachim B,onk, in: Paui Sieikens i Heinz Joachim Bonk i Mi­
chael Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 4. Aufl. 1993, § 73, Rdnr. 38; lost-Diet­
rich Busch, in: Hans Joachim Knack (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz, 4. Aufl. 
1994, § 73, Rdnr. 7.1.l; Fisahn, Kampf gegen Windmühlen? (Fn. 33), NI 1996, S. 
64; Carl Hennann Ule I Hans-Werner Laubinger, Verwaltungsverfahrensrecht, 4. 
Aufl. 1995, § 40, IV. 2 a), S. 366 f. 

75 Ähnlich: Kröger I Schulz, Verfahrensbeschleunigung (Fn. 51), NuR 1995, S. 78. 

76 Vgl. BVerwG, U. v. 22.3.1995 - Az. 11 A 1.95 -, BVerwGE 98, S. 100 ff. (S. 104 
f.); Albrecht Friesecke, Bundeswasserstraßengesetz, 3. Aufl. 1994, § 14 Rdnr. 67 
i.V.m. Rdnrn. 47 bis 55, zur inhaltsgleichen Regelung in § 14 Abs. la Satz 1 Nr. 1 
WaStrG; Willi Vallendar, Planungsrecht im Spiegel der aktuellen Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts, UPR 1995, S. 296 ff. (S. 300). Ebenso: Ficken, Plan­
feststellung für den Straßenbau (Fn. 5), Erl. Nr. 5 PlafeR, Rdnr. 6 zu § 17 Abs. 2 
FStrG a.F. v. 1974. Privat-rechtliche Positionen, die nicht auf besonderen Titeln be­
ruhen, sind abwägungserheblich,„ weil sie von der Ausschlußwirkung des § 75 Abs. 2 
Satz 1 VwVfG erfaßt werden, sobald die qualifizierte Plangenehmigung unanfechtbar 
geworden ist (§ 18 Abs. 2 Satz 2 AEG); vgl. Bonk, in: Stelkens I Bo111c I Sachs, 
VwVfG (Fn. 74), § 75, Rdnr. 19; Busch, in Knack (Hrsg.), VwVfG (Fn. 74), § 75, 
Rdnr. 5.2. und Rdnr. 6.1.2.2. 



164 

rungen in der Plangenehmigung und sind deshalb relevant, weil sie die Gren­
zen der Abwägung bilden. 

a) Eigentum {Art. 14 Abs. 1 GG) 

aa) Eigentum im Sinne des § 903 BGB und beschränkt dingliche Rechte 

Zu den verfassungsrechtlich als schutzwürdig anerkannten Individualinteressen 
gehört zunächst das Eigentum Privater. Es wird durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 
GG garantiert. Dieses Grundrecht vermittelt seinen Trägern öffentlich-rechtli­
che Abwehransprüche gegen rechtswidrige Eingriffe der Hoheitsgewalt in die 
gewährleisteten Eigentumspositionen. 77 Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG sichert neben 
dem umfassenden und grundsätzlich unbeschränkten Herrschaftsrecht über eine 
Sache im Sinne des § 903 BGB unstreitig auch die beschränkt dinglichen 
Rechte, die gegenüber jedermann ("absolut") wirken und ihrem Inhaber einen 
begrenzten Ausschnitt der Befugnisse eines Eigentümers einräumen78

, nai~ent-
lieh Grunddienstbarkeiten gemäß §§ 1018 ff. BGB, den Nießbrauch an Im­
mobilien gemäß §§ 1030 ff. BG&79

, das Erbbaurecht nach der Erbbau-Verord­
nung vom 15. Januar 191980 und das Dauerwohnrecht gemäß § 31 ff. WEG. 81 

Ebenso geschützt werden die durch das Herrschaftsrecht vermittelten Möglich­
keiten zur Nutzung des Eigentumsobjekts.82 

77 Die Begründung zu § 36 b Abs. 2 BBahnG (wortgleich mit dem späteren § 18 Abs. 2 
AEG) zfil'Jt das Eigentu.J.Tt als Beispiel für ein „Recht" i.S~ der 1~ Alt. des § 18 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 AEG auf; Motive zum Entw. PlVereinfG, BT-Drucks. 12 I 4328 (Fn. 
32), zu § 36 b, S. 19. 

78 Brun-Otto Bryde, in: Ingo von Münch I Philip Kunig (Hrsg.), GG, Bd. 1, 4. Aufl. 
1992, Art. 14, Rdnrn. 11, 12; Bodo Pieroth /Bernhard Sehlink, Grundrechte. Staats­
recht II, 11. Aufl., Heidelberg 1995, § 23, Rdnr. 971, S. 247; st. Rspr.; zuletzt: 
BVerwG, U. v. 16.9.1993 - Az. 4 C 9 / 91 -, DVBL 1994, S. 338 ff. (S. 339). 

79 BVerwG, U. v. 14.5.1992 - Az.
1
4 C 91 89 -, Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 88. 

80 BVerwG, U. v. 11.1.1988 - Az. 4 CB 49 / 87 -, Buchholz 406.19 Nachbarschutz 
Nr. 75. 

81 Hans-Jürgen Papier, in Maunz/ Dürig I Herzog/ Scholz (Hrsg.), GG (Fn. 72), Bd. 
2, Stand: Mai 1994, Art. 14, Rdnr. 57; Steinberg, Fachplanung (Fn. 22), § 7, Rdnr. 
60, S. 337. Art. 14 Abs. 1 GG schützt auch den Käufer eines Grundstücks, auf den 
Besitz, Nutzungen und Lasten übergegangen sind und zu dessen Gunsten eine Auflas­
sungsvormerkung in das Grundbuch eingetragen ist, BVerwG, U. v. 29.10.1982 -
Az. 4 C 51 I 19 - DVBL 1983, S. 344 (S. 345). 

82 Vgl. J. Wiljried Kügel, Der Planfeststellungsbeschluß und seine Anfechtbarkeit, 1985, 
s. 163 f. 



165 

bb) Besitzrecht eines obligatorisch Berechtigten (Mieter I Pächter) 

Seit jeher ist umstritten, ob sich die Garantie des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG 
auch auf das Recht zum Besitz und Gebrauch einer Sache, das lediglich auf 
einer obligatorischen Vereinbarung beruht, erstreckt. 83 In seinem Beschluß 
vom 26. Mai 1993 hat das Bundesverfassungsgericht jedenfalls das Besitzrecht 
des Mieters an der gemieteten Wohnung als Eigentum im verfassungsrechtli­
chen Sinne anerkannt84

, nachdem es diese Frage lange Zeit offen gelassen 
hatte. Seine Entscheidung stieß in der Literatur nur auf wenig Zustimmung85

; 

bislang überwog die - teilweise harsche - Kritik. 86 Der Meinungsstreit kann 
allerdings an dieser Stelle auf sich beruhen, da der Befund des Bundesverfas­
sungsgerichts keine wirklich neuen Erkenntnisse für die Stellung des obligato­
risch Berechtigten im Fachplanungsrecht birgt. 87 

In seiner Grundsatzentscheidung vom 4. März 1983 hat der 4. Senat des 
Bundesverwaltungsgerichts bereits eingeräumt, daß schuldrechtliche Ansprüche 
aus Pacht oder Miete prirt7ipiell zu den durch Art. 14 Abs. 1 Sat7 GG gewähr­
leisteten „ vermögenswerten Rechten" gehören können. Ihr Inhaber könne ei­
nen Planfeststellungsbeschluß unter Berufung auf Art. 14 Abs. 1 GG abweh­
ren, sofern dieser obligatorische Positionen, die gegen entschädigungslosen 
Entzug rechtlich gesichert seien, gleichsam aushöhle oder entziehe. 88 Maßgeb-

83 Vgl. den Überblick bei: Friedrich Henschel, Eigentumsgewährleistung und Mieter­
schutz, NJW 1989, S. 937 ff. (S.Y937 f.). 

84 BVerfG, B. v. 26.5.1993 - Az. BvR 208 I 93 -, NJW 1993, S. 2035 ff.; bestätigt 
durch B. der 1. Kammer des BVerfG v. 18.10.1993 - Az.. 1BvR1335 / 93 -, NJW 
1994, s. 41 f. 

85 Rudolf Gärtner, Wohnungsmietrechtlicher Bestandsschutz auf dem Weg zu einem 
dinglichen Recht?, JZ 1994, S. 440 ff. (S. 446); Pieroth / Sehlink, Grundrechte (Fn. 
78), Rdnr. 971, S. 247; Michael Thews, Der „Eigentümer-Mieter" im baurechtlichen 
Nachbarstreit, NVwZ 1995, S. 224 ff. (S. 227). Schon vor dem B. des BVerfG haben 
Bryde, in: v. Münch I Kunig (Hrsg.), GG (Fn. 78), Art. 14, Rdnr. 14, und Papier, 
in: Maunz I Dürig I Herzog I Scholz (Hrsg.), GG (Fn. 81), Art. 14, Rdnrn. 199 -
201, das Besitzrecht zum Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG gezählt. 

86 Otto Depenheuer, Der Mieter als Eigentümer?, NJW 1993, S. 2561 ff.; Bernd 
Rüthers, Ein Grundrecht auf Wohnung durch die Hintertür?, NJW 1993, S. 2587 ff.; 
Matthias Schmidt-Preuß, Nachbarschutz des „Mieter-Eigentümers"?, NJW 1995, S. 
27 ff. (S. 28); Horst Sendler, Uhmittelbare Drittwirkung der Grundrechte durch die 
Hintertür?, NJW 1994, S. 709 f. 

87 Ebenso: Dietmar Mampel, Der Mieter ist nicht Nachbar, UPR 1994, S. 8 ff. 

88 BVerwG, U. v. 4.3.1983 - Az.. 4 C 74 I 80 -, NVwZ 1983, S. 672 f. (S. 673). Ähn­
lich: VGH München, U. v. 7.6.1988 (Fn. 73), NVwZ 1989, S. 268. 
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lieh ist die rechtlich verbürgte Erwartung des Mieters oder Pächters auf die 
längerfristige Fortsetzung seines Vertrages, die sich vor allem in Kündigungs-
schutzvorschriften manifestiert. Die mehr oder weniger gewisse Hoffnung, das 
Mietverhältnis werde trotz bestehender Kündigungsmöglichkeiten längere Zeit 
fortgesetzt, reicht nicht aus. 89 D'ie AushöliJung oder Entziehung eines derart 
gesicherten Besitzrechts kann vor allem daraus resultieren, daß das gemietete 
oder gepachtete Grundstück für die Verwirklichung des geplanten Vorhabens 
benötigt wird. 

Diese Rechtsprechung ist konsequent. In dem aufgezeigten Umfang zählt 
daher das rechtlich gesicherte Besitzrecht eines obligatorisch Berechtigten zu 
den „Rechten anderer" gemäß§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, l. Alt. AEG. 

cc) Geschützte Personen 

(1) Unmittelbar Planbetroffene 

„Anderer" im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 1. Alt. AEG ist zunächst 
jeder Eigentümer oder Besitzer, über dessen Grundstück (oder einen Teil da­
von) die geplante Trasse des Schienenweges verläuft und der sein Herrschafts­
recht einbüßt, wenn der Plan in die Tat umgesetzt wird (unmittelbar Planbe­
troffener). In der Rechtsprechung ist anerkannt, daß sich ein Eigentümer, des­
sen Grund und Boden durch einen staatlichen Planungsakt mit enteignungs­
rechtlicher Vorwirkung erfaßt wird, auf Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG berufen und 
eine gerichtliche Kontrolle der planerischen Entscheidung - insbesondere der 
Abwägung - erzwingen kann.90 Ein Planungsakt hat enteignungsrechtliche 

89 Manfred Aust, Entschädigung des Mieters und Pächters, in: Manfred Aust / Rainer 
Jacobs, Die Enteignungsentschäqigung, 3. Aufl. 1991, S. 143; Papier, in: Maunz I 
Dürig I Herzog I Scholz (Hrsg.), GG (Fn. 78), Art. 14, Rdnr. 626 m.w.N. in Fn. 
1578; BGH, U. v. 7.1.1982 - Az. III ZR 114 I 80 -, BGHZ 83, S. 1 ff. (S. 4). In 
diese Richtung auch: VGH München, U. v. 7.6.1988, a.a.O., NVwZ 1989, S. 268. 
Der VGH lehnte die Klagebefugnis eines unmittelbar betroffenen Pächters gegen ei­
nen straßenrechtlichen Planfeststellungsbeschluß nur deswegen ab, weil das Pachtver­
hältnis im Zeitpunkt der Klage bereits wirksam gekündigt war. 

90 Er kann dabei auch die Verletzung von objektiv-rechtlichen Vorschriften - insbeson­
dere des Natur- und Umweltschutzrechts - rügen. BVerfG, U. v. 24.3.1986 - Az. 1 
BvR 1046 / 85 -, BVer:fGE 74, S. 264 ff. (S. 282); BVerwG, U. v. 6.3.1987 - Az. 4 
C 11 I 83 -, BVerwGE 77, S. 86 ff.; BVerwG, U. v. 18.3.1983 - Az. 4 C 80 / 79 -
BVerwGE 67, S. 74 ff.; Günter Gaentzsch, Die Planfeststellung als Anlagenzulassung 
und Entscheidung über die Zuiässigkeit der Enteignung, in: Jörg Berkemann u. a. 
(Hrsg.), Planung und Planungskontrolle, FS für Otto Schlichter zum 65. Geburtstag, 
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Vorwirkung, wenn er über die Zulässigkeit einer möglichen späteren Enteig-
- ... ... ..... „ -- „ „ .-- „ 01 -- - . ... ... . • • 

nung der beanspruchten Urundstücke betmdet. n Ver Uesetzgeoer nat aer e1-
senbahnrechtlichen Plangenehmigung diesen Effekt durch § 22 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 AEG ausdrücklich verliehen. Ob er wegen der restriktiven Tatbe­
standsvoraussetzungen des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG tatsächiich eintreten 
kann, ist eine andere Frage.92 

(2) Mittelbar Planbetroffene (Nachbarn) 

Eigentümer, die lediglich Nachbarn des projektierten Vorhabens sind (mittel­
bar Planbetroff ene), können gleichfalls zu den „anderen" im Sinne von § 18 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Alt. 1 AEG zählen.93 Ob ihr Herrschaftsrecht und die 
daraus fließenden Nutzungsmöglichkeiten durch die zu erwartenden Emissio­
nen (etwa Lärm, Abgase und Erschütterungen) in rechtlich relevanter Weise 
beeinträchtigt werden, hängt allerdings davon ab, wie der einfache Gesetzge­
ber das Eigentum des Nachbarn im Verhältnis zum Eigentum des Vorhaben-
trägers ausgestaltet hat (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 / Abs. 2 GO). Diese Ausgestal­
tung ist durch das (grundstücksbezogene) Fachplanungsrecht erfolgt. 

Zweifelhaft ist, ob Nachbarn, deren Befugnisse zur Grundstücksnutzung 
lediglich auf obligatorischen Vereinbarungen beruhen (Pächter oder Mieter) 
"andere" im Sinne von § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Alt. 1 AEG sein können. 

1995, S. 517 ff. (S. 534 f.); Kügel, Planfeststellungsbeschluß (Fn. 82), S. 233 
m.w.N. in Fn. 227. 

91 Grundlegend: Willi Blümel, Die Planfeststellung im geltenden Recht, Habil-schrift 
1967, Bd. 1, Speyerer Forschungsberichte 140, S. 310 ff.; außerdem: Gaentzsch, 
Planfeststellung als Anlagenzulassung, a.a.O„ S. 517 ff.; Steinberg, Fachplanung 
(Fn. 22), § 6, Rdnr. 13, S. 292. 

92 Vgl. hierzu die Ausführungen unter Punkt E. II. 1, S. 175. Außerdem Pfeil, Bericht 
zu den Referaten von Ronellenfitsch und Paetow, in: Blümel (Hrsg.), Verkehrswege­
recht im Wandel (Fn. 6), S. 234 mit Fn. 15. Verneinend: Ringel, Plangenehmigung 
(Fn. 2), S. 208 f. mit Fn. 99. 

93 Der Kreis der Nachbarn umfaßt nur solche Berechtigten, die sich deutlich von der 
Allgemeinheit unterscheiden. Regelmäßig werden die unmittelbar angrenzenden 
Grundstücke benachbart sein; im übrigen kommt es vor allem darauf an, wie weit die 
belastenden Auswirkungen reichen, die zukürt.ftig von dem geplanten Vorl1aben aus­
gehen werden; vgl. OVG Berlin, U. v. 24.9.1971, BRS 24, S. 250; Hans Koch/ Paul 
Molodovsky I Wolfdietrich Rahm, BayBO, Losebl., Stand: 1.1.1996, Art. 78, Anm. 
2.5; Rainer Pietzner /Michael Ronellenfitsch, Das Assessorexamen im Öffentlichen 
Recht, 8. Aufl. 1993, § 15, Rdnr. 5, S. 163; Konrad Redeker I Hans-Joachim v. 
Oertzen, VwGO, 11. Aufl. 1994, § 42, Rdnr. 16. 
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Das hängt davon ab, ob ihnen die Rechtsordnung Ansprüche auf Abwehr einer 
benachbarten Aniage einräumt, deren Betrieb sich auf ihre lnieressen an der 
Nutzung des Miet- oder Pachtobjekts nachteilig auswirken kann. Das Bundes­
verwaltungsgericht hat den Kreis1 der klagebefu.gten Personen auf den Eigentü­
mer und die ihm gieichzusteiienden dinglich Berechtigten (etwa den inhaber 
eines Erbbaurechts oder den Nießbraucher94

) reduziert. 95 Obwohl es davon 
ausging, daß schuldrechtliche Ansprüche aus Pacht oder Miete prinzipiell zu 
den durch Art. 14 Abs. 1 Satz GG gewährleisteten „vermögenswerten Rech­
ten" gehören können96

, beschränkte es die Betroffenen darauf, die Befugnisse 
aus ihrem Besitzrecht gegenüber dem Eigentümer im Innenverhältnis geltend 
zu machen97

, etwa von diesem zu verlangen, Einwendungen im Verwaltungs­
verfahren zu erheben und sich gegen das Vorhaben mit Rechtsbehelfen zu 
wehren. 98 Die Obergerichte schlossen sich dieser Auffassung weitgehend an. 99 

Der Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 26. Mai 1993 hat das Bun­
desverwaltungsgericht vorerst nicht dazu veranlaßt, von seiner Meinung abzu­
weichen. Der 4. Senat beharrte in seinem Urteil vom 16. September 1993 auf 
seinem traditionellen Standpunkt.J00 Der 11. Senat bekräftigte diese Rechtspre-

94 Vgl. die Nachweise in Fn. 79 - 81. 

95 BVerwG, U. v. 4.3.1983 - Az.. 4 C 74 / 80 -, NVwZ 1983, S. 672 f. (S. 672); 
BVerwG, B. v. 26.7.1990 - Az.. 4 B 235 / 89 -, Buchholz 406.19 Nachbarschutz Nr. 
99, S. 55 ff. (S. 56); BVerwG, U.v.16.9.1993 (Fn. 78), DVBl. 1994, S. 339. Der 
4. Senat hatte das Konzept für das öffentliche Baunachbarrecht entwickelt (BVerwG, 
U. v. 14.6.1968 - Az.. IV C 44 I 66 -, NJW 1968, S. 2393; st. Rspr.) und später in 
das Fachplanungsrecht übernommen; vgl. Jan Ziekow, Zum Begriff des Nachbarn im 
baurechtlichen Drittschutz, NVwZ 1989, S. 231 ff. (S. 231 f.). 

96 Vgl. Fn. 88. • 

97 Grundlegend: BVerwG, U. v. 4.3.1983 (Fn. 95), S. 672. Vgl. die Nachweise bei: 
Erich Gassner, Aktuelle Fragen des Baurechts, UPR 1995, S. 85 ff. (S. 85 mit Fn. 
l); Henning Jäde, Der Mieter als Nachbar, UPR 1993, S. 330 ff. (S. 330 mit Fn. 5); 
Jürgen Kühling, Fachplanungsrecht, 1988, Rdnr. 397, S. 174; Karlheinz Schlotter­
beck, Nachbarschutz im anlagenbezogenen Immissionsschutzrecht, NJW 1991, S. 
2669 ff. (S. 2670 f. mit Fn. 9); Steinberg, Fachplanung (Fn. 22), § 7, Rdnr. 60, S. 
338. 

98 Siegfried Broß, ·überiegungen zur Steiiung der Beteiiigten im (fern-) straßenrechtii­
chen Planfeststellungsverfahren, DÖV 1985, S. 513 ff. (S. 514). 

99 Nachweise bei Jäde, Mieter als Nachbar (Fn. 97), S. 330 mit Fn. 5; Thews, „Eigen­
tiliu.er-Mieter" (Fn. 85), NVwZ 1995, S. 236 f. 

100 U. v. 16.9.1993 (Fn. 78), DVBI. 1994, S. 339. 
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chung in seiner Entscheidung vom 28. November 1995 zum Bauvorhaben 
"Verkehrsaniagen im Zentralen Bereich Berlin" .101 

Die Meinung der Verwaltungsgerichte ist gewiß praxisfreundlich, denn sie 
hilft, den Kreis der Betroffenen und potentiellen späteren Kläger möglichst 
klein und übersichtlich zu halten. 102 Dennoch bleibt fraglich, ob eine einfach­
gesetzliche Ausgestaltung des gemäß Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG gesicherten 
Eigentums der Nachbar-Mieter oder -Pächter, die ausschließlich die Eigentü­
mer oder dinglich Berechtigten als Repräsentanten der betroffenen Grund­
stücke zuläßt, mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, der auch den inhalts­
bestimmenden Gesetzgeber bindet, vereinbar ist. Dieses Modell nimmt den ge­
schützten obligatorisch Berechtigten jegliche Möglichkeit, selbständig Abwehr­
ansprüche gegen die Zulassung eines benachbarten Vorhaben geltend zu ma­
chen, das gegen drittschützende planungsrechtliche Vorschriften verstößt. 
Damit ist die klassische Funktion der verfassungsrechtlichen Eigentumsbe­
standsgarantie für Nachbar-Mieter oder -Pächter nicht nur eingeschränkt, son­
dern völfü? ause:ehebelt. Ob dieses Defizit durch die e:ee:en den Eie:entümer ....... ....., '-""~ '-'" 

gerichteten zivil-rechtlichen Ansprüche im Innenverhältnis angemessen kom­
pensiert werden kann, darf bezweifelt werden, jedenfalls soweit längerfristige 
Miet- oder Pachtverhältnisse betroffen sind. 103 Dasselbe gilt für das Argument, 
den Interessen der obligatorisch Berechtigten werde dadurch ausreichend 
Rechnung getragen, daß sie objektiv-rechtlich als "Belange" in der planeri­
schen Abwägung zu berücksichtigen seien. 104 

Das letzte Wort ist in dieser Angelegenheit noch nicht gesprochen. 105 Vor­
erst kann sich die Praxis jedoch an der festgefügten Rechtsprechung des Bun-

101 B. v. 28.11.1995 - Az. 11 VR 38 I 95 -, UA, S. 11 = NJ 1996, S. 97 ff. (S. 98): 
„Mieter haben( ... ) nicht allgemein an einem Drittschutz teil, der sich aus dem fach­
planungsrechtlich geregelten Abwägungsgebot herleiten lassen mag." Der B. des 
BVerfG v. 26.5.1995 wurde nicht erwähnt. 

102 Darauf weisen vor allem Friedhelm Hufen, Verwaltungsprozeßrecht, 2. Aufl., Mün­
chen 1996, § 14, Rdnr. 89, S. 287, und Ziekow, Begriff des Nachbarn (Fn. 95), 
NVwZ 1989, S. 233, hin. 

103 Ähnliche Zweifel äußert auch Michael Ronellenfitsch, in: Pietzner I Ronellenfitsch, 
Assessorexamen (Fn. 93), § 15, Rdnr. 7, S. 164 m.w.N. in Fn. 12. 

104 Vgl. Kühling, Fachplanungsrecht (Fn. 97), Rdnr. 188, S. 82 f.; Jäde, Mieter als 
Nachbar (Fn. 97), S. 330 m. w .N. in Fn. 12; Papier, in: Maunz J Dürig / Herzog / 
Scholz, GG (Fn. 81), Art. 14, Rdnr. 92; BVerwG, B. v. 11.11.1988 - Az. 4 NB 5 J 
88 -, BRS 48, Nr. 23. 

105 Vgl. dazu die kritischen Beiträge zur Rspr. des BVerwG von Gassner, Aktuelle Fra­
gen (Fn. 97), S. 88; Jäde, Mieter als Nachbar (Fn. 97), UPR 1993, S. 331 f.; Thews, 
"Eigentümer-Mieter" (Fn. 85), NVwZ 1995, S. 228 f.; zweifelnd: Hufen, VerwPrR 
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desverwaltungsgerichts orientieren. Danach zählt der Mieter I Pächter eines 
Grundstücks, das in räumiicher Nähe zu dem gepianten Vorhaben iiegt, nicht 
zu den „anderen" im Sinne des §) 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Alt. 1 AEG. 106 

b) Recht auf körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) 

aa) Geschützte Interessen 

Das durch Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG verbürgte Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit steht Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG in seiner Bedeutung und Wir­
kung nicht nach. Es ist ebenfalls geeignet, um vorhabengerichtete Abwehr­
und Schutzansprüche zu begründen - auch dann, wenn die Einwirkungen auf 
die durch Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG gewährleisteten Interessen nicht unmittelbar 
von der öffentlichen Hand ausgehen. So hat das Bundesverwaltungsgericht an­
erkannt, daß die Klagebefagnis für eine bau- oder fachplanungsrechtliche 
„Nachbarklage" prinzipiell auf "Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG gestützt werden 
kann. L07 Allerdings hat es in seinem Urteil vom 29. Juli 1977 nachdrücklich auf 
die Probleme hingewiesen, die der direkte Rückgriff auf Art. 2 Abs. 2 Satz 1 
GG im Rahmen des § 42 Abs. 2 VwGO birgt. 108 Ihm ist beizupflichten, daß 
der einfache Gesetzgeber die Abgrenzung zwischen rechtlich relevanten und 
sozial-adäquaten Vorgängen und Konsequenzen im Nachbarschaftsverhältnis 
vornehmen sowie die Kriterien für beachtliche und unzumutbare Beeinträchti­
gungen der Gesundheit definieren muß. Der Verfassung lassen sich insoweit 
keine präzisen und operationalisierbaren Vorgaben entnehmen. Ein „Durch­
griff" auf Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zugunsten der mittelbar Planbetroffenen 

(Fn. 102), § 14, Rdnr. 89, S. 287. A.A.: Mampel, Mieter ist nicht Nachbar (Fn. 87), 
UPR 1994, S. 11; Ziekow, Begriff des Nachbarn (Fn. 95), NVwZ 1989, S. 233. 

106 Die Landesbauordnungen von Bayern und Bremen haben die Judikatur des BVerwG -
unter Berücksichtigung des B. d. BVerfG v. 26.5.1993 - nunmehr in positives Recht 
gegossen: Art. 78 Abs. 3 Satz 2 BayBO i.d.F.d.Bek. v. 18.4.1994 (BayGVBl. S. 
251) und § 73 Abs. 1 Satz 2 BremLBO v. 27.3.1995 (BremGBl. S. 211). Hierzu: 
Gassner, Aktuelle Fragen (Fn. 97), S. 86. Jäde, Mieter als Eigentümer (Fn. 97), S. 
332. 

107 Vgl. statt vieler: Pietzner I Ronellenfitsch, Assessorexamen (Fn. 93), § 15, Rdnr. 7, 
S. 164; Schmidt-Preuß, „Mieter-Eigentümer" (Fn. 86), NJW 1995, S. 29; Ziekow, 
Begriff des Nachbarn (Fn. 95), NVwZ 1989, S. 231 ff. 

108 BVerwG, U. v. 29.7.1977 - Az. IV C 51 / 75 -, BVerwGE 54, S. 211 ff. (S. 223). 
Ausführlich hierzu: Erich Gassner, Aktuelle Fragen des Baurechts, UPR 1995, S. 85 
ff. (S. 87); Ziekow, Begriff des Nachbarn (Fn. 95), NVwZ 1989, S. 232 f. 

~-
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wird daher nur in Ausnahmefällen notwendig und zulässig sein109
, wenn die 

einschiägigen einfach-gesetziichen Vorschriften defizitär sind und es darüber 
hinaus einen schweren und unzumutbaren Eingriff abzuwehren gilt, der dem 
Staat zugerechnet werden kann. 110 Dies ist aber keine Frage, die den Kreis der 
von § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Alt. 1 AEG erfaßten Rechte und Rechtsträger 
angeht, sondern die Feststellung, ob ein Schutzgut - etwa die Gesundheit -
durch das geplante Vorhaben "beeinträchtigt" wird oder nicht. 

bb) Geschützte Personen 

Bedeutung entfalten Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG und die zum Schutz der darin 
verbürgten Individualinteressen ergangenen Rechtsvorschriften vor allem für 
alle miuelbar Planbetroffenen, deren Interessen nicht durch Rechtsnormen ge­
sichert werden, die das Eigentum gemäß Art. 14 Abs. 1 Satz 2 I Abs. 2 GG 
inhaltlich ausgestalten. Zu diesem Kreis zählen hauptsächlich Mieter oder 
Pächter von Wohnungen oder Grl1ndstijcken in der räu.q]Jichen Nachbarschaft 
des geplanten Vorhabens sowie Arbeitnehmer, die sich regelmäßig längere Zeit 
in der Nähe dieses Projekts aufhalten und dessen Emissionen ausgesetzt sind. 

c) Privat-rechtlich geschützte Individualinteressen 

)c 

§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG erfaßt auch privat-rechtlich gewährleistete In-
dividualinteressen, die Abwehr- oder Schutzansprüche gegen das geplante 
Vorhaben verleihen. Sie sind in§ 823 Abs. 1 BGB aufgelistet, erlangen in der 
Praxis allerdings keine eigenständige Bedeutung, soweit sie zugleich durch 
Grundrechte garantiert sind. Außerdem gewähren sie ihren Inhabern qualitativ 
und quantitativ nicht mehr als die öffentlich-rechtlichen Ansprüche. 

109 Steinberg, Fachplanung (Fn. 22), § 2, Rdnr. 52. 

110 Exemplarisch zum Drittschutz: Pietzner I Ronellenfitsch, Assessorexamen (Fn. 93), 
§ 14, Rdnrn. 12 ff„ S. 142 ff.; Rudolf Steinberg, Rechtsverletzung bei der Planfest­
stellung, in: Berkemann u.a. (Hrsg.), FS für Otto Schlichter zum 65. Geburtstag (Fn. 
90), S. 599 ff. (S. 603 ff.). 
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d) Prozedurale Rechte (Verfahrensteilhabe) 

aa) Private 

§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG erstreckt sich nicht auf Rechte, die keinen ma­
teriellen Gehalt aufweisen, sondern lediglich die Teilhabe an einem Verfahren 
garantieren. Beispielhaft seien hier die rein prozeduralen Rechte auf die Erhe­
bung von Einwendungen im Planfeststellungsverfahren (§ 73 Abs. 4 VwVfG) 
und auf die Teilnahme am Erörterungstermin (§ 73 Abs. 6 Satz 3 VwVfG) ge­
nannt.111 

bb) Anerkannte Naturschutzverbände 

Das aus § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG abgeleitete Mitwirkungsrecht der 
) 

Naturschutzverbände gehört ebenfalls nicht zu den „Rechten anderer" im Sinne 
des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG. Es verleiht seinen Trägern nän11ich keine 
materiell-rechtlichen Abwehr- oder Schutzansprüche gegen das Vorhaben. Zu 
dieser zutreffenden Erkenntnis ist der 11. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
in seinem Beschluß vom 22. Mai 1995 gelangt. 112 Da eine Maßnahme im Streit 
stand, die von einer Bundesbehörde (Wasser- und Schiffahrtsdirektion Mitte) 
erlassen worden war, konnten sich die Richter mit dem Hinweis begnügen, daß 
der Bundesgesetzgeber auf die Einführung einer Verbandsklage und ein damit 
einhergehendes selbständig durchsetzbares materielles Recht der mitwirkungs­
befugten Organisationen auf Abwehr naturschutzrechtswidriger Vorhaben be­
wußt verzichtet habe. 113 Diese überzeugende Argumentation ist ohne weiteres 
auf eisenbahnrechtliche Plangenehmigungen gemäß § 18 Abs. 2 AEG über­
tragbar, soweit sie vom EBA erla,ssen werden. 114 

111 Vgl. Fn. 73; außerdem: Paetow, Beschleunigungsmaßnahmen (Fn. 15), ZUR 1996, 
S. 60. 

112 U. v. 22.3.1995 (Fn. 76), BVerwGE 98, S. 104 f. Angriffsgegenstand war eine was­
serstraßenrechtliche Plangenehmigung nach § 14 Abs. 1 a WaStrG (textidentisch mit 
§ 18 Abs. 2 AEG). 

113 BT-Drucks. 7 / 5251, S. 13. Vgl. BVerwG, U. v. 29.4.1993 - Az. 7 A 3 / 92 -, 
BVerwGE 92, S. 262 ff„ zur Unzulässigkeit einer auf Landesrecht basierenden Ver­
bandsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluß, der durch eine Bundesbehörde 
(damals: BBahn) erlassen wurde. 

114 Zu demselben Ergebnis kam übrigens auch der 7. Senat des BVerwG, ohne seine 
Ansicht näher zu begründen: B. v. 15.12.1994 (Fn. 33), UPR 1995, S. 230, ebenfalls 
zu§ 14 Abs. 1 a WaStrG. 
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e) Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden (Planungshoheit) 

Das aus Art. 28 Abs. 2 GG fließende Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden 
ist ebenfalls kein „Recht" im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG. 

Allerdings können die Kommunen ihre Planungshoheit, die zum Schutzbe­
reich der verfassungsrechtlich verbürgten Selbstverwaltungsgarantie gehört115

, 

unter bestimmten Voraussetzungen staatlichen Planungen entgegenhalten und 
rechtswidrige - insbesondere unverhältnismäßige - Eingriffe durch die Inan­
spruchnahme gerichtlichen Rechtsschutzes abwehren. 116 Indes gewährt die Pla­
nungshoheit den Gemeinden keinen absoluten Schutz vor staatlichen Zugriffen 
auf das kommunale Territorium. Gegenüber Fachplanungen, die gemäß § 38 
Abs. 1 BauGB privilegiert sind, wandelt sie sich regelmäßig in einen Anspruch 
auf Beteiligung am Planungsverfahren und auf Beachtung der kommunalen 
Belange im Rahmen der planerischen Abwägung um. Auf keinen Fall verleiht 
die Planungshoheit ihren Trägern Ansprüche auf die Zulassung eines Vorha­
bens durch einen bestim_rnten Entscheidungstyp (PlanfeststellungsbeschJuß oder 
Plangenehmigung). Darüber hinaus hat die Selbstverwaltungsgarantie nicht die 
Qualität eines Grundrechts. 117 Sie sichert nicht die Interessen einzelner Bürger, 
sondern das Wohl der (lokalen) Allgemeinheit. 118 Die Gemeinden sind nicht 
Einheiten der Gesellschaft, sondern Einrichtungen der mittelbaren Staatsver­
waltung und Träger öffentlicher Belange. Die eindeutige systematische Diffe­
renzierung, die § 18 Abs. 2 Satz 1 AEG zwischen individuellen (Nr. 1) und öf-

115 Vgl. Willi Blümel, Festsetzung von Lärmschutzbereichen und gemeindliche Selbst­
verwaltungsgarantie, VerwArch. 1973, S. 392 ff. (S. 339 mit Fn. 72); ders., Grund­
rechtsschutz durch Verfahrensgestaltung, in: Willi Blümel (Hrsg.), Frühzeitige Bür­
gerbeteiligung bei Planungen, Schriftenreihe der Hochschule Speyer 87, 1982, S. 23 
ff. (S. 79 mit Fn. 346); Susan Grotefels, in: Werner Hoppe / Susan Grotefels, Öf­
fentliches Baurecht, 1995, § 2, Rdnrn. 16, 26, 32; Rainer Wahl, Rechtsschutz in der 
Fachplanung, NVwZ 1990, S: 923 ff. (S. 927). Vgl. außerdem: BVerfG, B. v. 
7.10.1980 - Az. 2 BvR 584, 598, 599, 604 / 76, BVerfGE 56, S. 298 ff. (S. 312). 

116 Vgl. Thomas Giegerich, Die Planungshoheit der Gemeinde, JA 1988, S. 367 ff. (S. 
376); Kühling, Fachplanungsrecht (Fn. 97), Rdnr. 461, S. 198; Stefan Mucket, 
Rechtsschutz der Gemeinden im Rahmen der Planung von Hochgeschwindigkeits­
strecken der DB in Nordrhein-Westfalen, NWVBI. 1992, S. 233 ff. (S. 236 f.); Rin­
gel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 138. 

117 Vgl. für viele: Wolfgang Roters, in: Ingo von Münch (Hrsg.), GG, Bd. 2, 2. Aufl. 
1983, Art. 28, Rdnr.33 m.w.N. 

118 Vgl. BVerwG, B. v. 9.5.1989 - Az. 7 B 185 / 88 - Buchholz 451.22 AbfG Nr. 34, 
S. 54 ff. (S. 56);BVerwG, U. v. 27.3.1992 - Az. 7 C 18 / 91 -, DÖV 1992, S. 748 
f. (S. 749). 
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fentlichen Belangen (Nr. 2) vornimmt119
, verbietet es, die Planungshoheit als 

„Recht" im Sinne der ersten Aiternative des § i8 Abs. 2 Satz i Nr. i AEG zu 
begreifen. 120 Sie ist statt dessen - wie bei der Planfeststellung - als Allgemein­
wohlbelang in die planerische Abwägung einzustellen und kann durch andere 
konfligierende öffentliche Interessen überwunden werden. 121 Die Kommunen 
können sich aber auf ihr zivil-rechtliches Eigentum als „Recht" im Sinne des § 
18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG berufen122

, obwohl dieses nach Meinung des Bun­
desverfassungsgerichts keinen verfassungsrechtlichen Schutz durch Art. 14 
Abs. 1 Satz 1 GG genießt. 123 

//. Zulässige Intensität der Einwirkung 

Die Plangenehmigung darf nach § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Alt. 1 AEG erst 
dann erteilt werden, wenn „Rechte anderer" durch das geplante Vorhaben 
„ nicht beeinträchtigt werden" . 

Das Gesetz definiert den Begriff „ beeinträchtigt" nicht. Der allgemeine 
Sprachgebrauch sieht darin ein Synonym für „schmälern", „ vermindern" oder 
„ verringern" .124 Ein Recht ist demnach beeinträchtigt, wenn das von ihm ge­
schützte Gut oder Interesse - etwa das Eigentum oder die körperliche Unver­
sehrtheit - aufgrund einer Maßnahme, die der öffentlichen Gewalt zugerechnet 
werden kann, Einbußen erlitten hat, die von der Rechtsordnung als relevant 

119 Die a.mtl. Motive zum Entw. des PlVereinfG ne:nnen als Beispiele für die „Rechte 
anderer" ausschließlich solche absolut wirkenden Rechtspositionen, die Individualin­
teressen gewährleisten: BT-Drucks. 12 / 4328, S. 19 {zu§ 36 b BBahnG). 

120 So auch Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 135 ff.; a.A. Friesecke, WaStrG (Fn. 
76), § 14, Rdnr. 67 i.V.m. Rdnr. 47. 

121 Kühling, Fachplanungsrecht (Fn. 97), Rdnr. 105. 

122 St. Rspr. des BVerwG seit: U. v. 7.7.1978 - Az. 4 C 79 / 76 u.a. - Buchholz 442.40 
§ 8 LuftVG Nr. 2, S. 1 ff. (S. 30); kürzlich: U. v. 29.1.1991 - Az. 4 C 51 I 89 -, 
BVerwGE 87, S. 332 ff. (S. 391); vgl. Bonlc, in: Stelkens I Bonk I Sachs, VwVfG 
{Fn. 74), § 74, Rdnr. 28 u. 54; Steinberg, Fachplanung {Fn. 22), § 7, Rdnr. 72, S. 
342. 

123 BVerfG, B. v. 7.6.1977, BVerfGE 45, S. 63 ff. (S. 78 f.); BVerfG, B. v. 8.7.1982, 
BVerfGE 61, S. 82 ff. (S. 105 f.); Walter Krebs, in: v. Münch I Kunig (Hrsg.), GG, 
Bd. 1 (Fn. 107), Art. 19, Rdnr. 42; Martin Pfeil, Die Grundrechte des Bonner 
Grundgesetzes und der Verfassu,ng des Freistaats Thüringen, apf 1995, Landesbeil. 
Thüringen, T 61; Michael Ronellenfitsch, Gemeindliches Eigentum und materielle 
Präklusion, foS i983, S. S. 594 ff. 

124 Gerhard Wahrig, Deutsches Wörterbuch, Ausgabe 1986, S. 239. 
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anerkannt werden. Dies läßt sich nur durch einen Vergleich des Zustandes vor 
und nach dem fragiichen Ereignis feststeUen. Die bioße Berührung oder Be­
einflussung der rechtlich verbürgten Sphäre, die keine Substanzminderungen 
nach sich zieht, genügt jedenfalls nicht. 125 Verbessert das geplante Vorhaben 
gar die Situation der Anlieger, liegt erst recht keine „Beeinträchtigung" im 
Sinne des§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG vor. 

Ein Blick auf die Tatbestandsmerkmale des § 18 Abs. 3 AEG bestätigt 
diese Interpretation. Der Gesetzgeber des AEG hat die Begriffe „beeinflußt" 
oder „berührt" für die qualifizierte Plangenehmigung bewußt nicht verwendet, 
sondern sie statt dessen zur Charakterisierung der „Fälle unwesentlicher Be­
deutung" gebraucht, bei denen die Planfeststellung und Plangenehmigung ge­
mäß§ 18 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 AEG kraft Gesetzes entfallen. 126 Er hat damit die 
Schwelle, welche die Grenze der Anwendungsmöglichkeit markiert, bei der 
qualifizierten Plangenehmigung gegenüber den obsoleten älteren Modellen der 
einfachen Plangenehmigung in Gestalt des „Absehens von der Planfeststel­
lung"127 merklich herabgesetzt. 128 

Diese Argumente lassen nur die Schlußfolgerung zu, daß ein von § 18 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 1 AEG erfaßtes Recht erst dann „beeinträchtigt" ist, wenn diene­
gativen Auswirkungen des geplanten Vorhabens die Intensität eines Eingriffs in 
ein Individualinteresse erreichen, das den Schutz eines Grundrechts oder einer 
einfach-gesetzlichen Norm genießt. 129 

1. Unmittelbar Planbetroffene 

Geht man von der soeben gewonnenen Definition aus, so stellt die Überpla­
nung eines Grundstücks, das nicht dem Vorhabenträger gehört, stets die Beein-

125 Insoweit zutreffend: Gaßner I Groth I Klinski, Greenpeace-Gutachten (Fn. 4), S. 62. 
Ungenau zu § 4 VerkPBG: Steinberg, Fachplanung (Fn. 22), § 6, Rdnr. 38, S. 300. 

126 Motive zum Entw. PlVereinfG, BT-Drucks. 12 / 4328, S. 19 (zu§ 36 b BBahnG). 

127 Vgl. zur alten Rechtslage(§ 17 Abs. 2 Satz 1 FStrG a.F. 1974): Fickert, Planfeststel­
lung für den Straßenbau (Fn. 5), PlafeR Erl., Nr. 5, Anm. 4, S. 104; Ernst Marschall 
I Wolfgang Schroeter I Fritz Kastner, Bundesfernstraßengesetz, 4. Aufl. 1977, § 17, 
Rdnr. 8, S. 487 f.; Ronellenfitsch, Verzicht (Fn. 2), S. 86. 

128 A.A. Ringel, Plangenebmigung (Fn. 2), S. 107; er will den Begriffen "beeinträchtigt" 
und „beeinflußt" dieselbe Bedeutung zumessen (nachteilige Auswirkung). 

129 So auch Axer, Konzentrationswirkung (Fn. 23), DÖV 1995, S. 499, der die Rechts­
beeinträchtigung mit einem Grundrechtseingriff gleichsetzt; ebenso: Gaßner / Groth / 
Klinski, Greenpeace-Gutachten (Fn. 4), S. 65 (zu§ 4 VerkPBG). 
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trächtigung eines Rechts im Sinne der 1. Alternative des § 18 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 AEG dar. In diesem Fall steht fest, daß das Grundstück für das Projekt 
benötigt und der bisherige Eigentümer sein umfassendes Herrschaftsrecht über 
kurz oder lang an den Unternehmer verlieren wird. Das Gesetz begreift diese 
Konstellation als „Inanspruchnahme" des Eigentums. 130 Sie ist die intensivste 
Form der Beeinträchtigung eines Rechts. 

Das Verhältnis zwischen der ersten und zweiten Alternative des § 18 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 1 AEG verdeutlicht, daß der Gesetzgeber die Inanspruchnahme 
des Eigentums oder eines dinglichen Rechts durch ein Vorhaben aufgrund ei­
ner qualifizierten Plangenehmigung gegen den Willen der Rechtsinhaber nicht 
zulassen wollte. Ansonsten hätte er die Voraussetzungen der ersten Alternative 
des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG durch den Zusatz anreichern müssen, daß 
eine Plangenehmigung auch dann erlassen werden darf, wenn Rechte anderer 
nicht wesentlich beeinträchtigt werden. Der Bundesrat hatte diese Fassung in 
seiner Stellungnahme zum Entwurf des ENeuOG erfolglos vorgeschlagen. 131 

Die Regierung befürchtete, die Finfiilirung des unbestinunten Rechtsbegriffs 
„nicht wesentlich beeinträchtigt" werde zu „Unsicherheiten bei der Anwen­
dung der Plangenehmigung und zusätzlichen verwaltungsgerichtlichen Verfah­
ren zur Überprüfung der jeweiligen Auslegung" führen. 132 Im Vermittlungsver­
fahren zum PlVereinfG einigten sich beide Seiten schließlich auf einen Kom­
promiß. Der Bundesrat beschränkte seine Änderungswünsche auf die straßen­
und personenbeförderungsrechtliche Plangenehmigung gemäß § 17 Abs. 1 a 
Satz 1 Nr. 1 FStrG und § 28 Abs. 1 a Satz 1 Nr. 1 PBefG133 und hatte damit 
Erfolg; im übrigen setzte sich die Bundesregierung durch. Hinter dieser sach-

130 Vgl. Friesecke, WaStrG (Fn. 76), § 14, Rdnr. 68; Gaßner / Groth / Klinski, Green­
peace-Gutachten (Fn. 4), S. 63. BVerwG, B. v. 29.12.1994 (Fn. 58), UA, S. 8. 

131 BT-Drucks. 12 / 5014, Nr. 62 zu Art. 5 (§ 15 AEG), S. 21. Damit hatte sich der 
BRat konsequent an seinen Vorstellungen orientiert, die er zum - zeitlich parallel ver­
handelten - Entw. des PlVereinfG geäußert hatte: BT-Drucks. 12 / 4328, Anl. 2, S. 
26, Nr. 3 (Aufnahme der erweiterten Tatbestandsvariante in sämtliche einschlägigen 
Vorschriften). Er versäumte es aber, die von ihm propagierte Plangenehmigungsver­
sion als Enteignungsgrundlage auszuformen. 

132 Gegenäuß. BReg. (PIVereinfG), BT-Drucks. 12 ! 4328, Anl. 3, S. 38, zu Nr. 3. 
Ähnliche Bedenken bei: Ronellenfitsch, Neues Verkehrswegeplanungsrecht (Fn. 6), S. 
204; w.N. zur Diskussion: Pfeil, Bericht zu Ronellenfitsch und Paetow (Fn. 92), S. 
232 ff. 

133 BT-Drucks. 12 I 5763 v. 27 .9.1993, Nr. 6, S. 4 f. Der BRat berief sich auf den „en­
gen Sachzusammenhang zwischen Straße und öffentlichem Personenverkehr". Siehe 
zum Ganzen: Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 140 f. 
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lieh kaum nachvollziehbaren Entscheidung134 verbergen sich wohl schlicht po-
- - - . - -- - ... -· .... ... ._.... • ... ... - • „ . 11.fi: 
litische Zwänge. Eine Hegründung lleterte der Verm1ttlungsausschU11 rucm. ·--
§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG übernahm schließlich die restriktive Tatbe­
standsversion des § 36 Abs. 2 BBahnG in der Fassung des PlVereinfG (und 
des § 4 Abs. 1 VerkPBG). 

Der Wille des Gesetzgebers, mögen seine Motive auch im Dunkeln liegen, 
darf nicht im nachhinein durch eine korrigierende Interpretation der normati­
ven Voraussetzungen verbogen werden - etwa mit Hilfe der Hypothese, es 
liege ein „Redaktionsversehen" vor; eigentlich habe die eisenbahnrechtliche 
Plangenehmigung dieselben Tatbestandsmerkmale erhalten sollen wie das stra­
ßen- und personenbeförderungsrechtliche Modell. Im Ergebnis bleibt es dabei: 
§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Alt. 1 AEG läßt in seiner geltenden Fassung die 
Einbeziehung fremder Grundstücke in die Planung nur mit dem (schriftlichen) 
Einverständnis der betroffenen Rechtsinhaber zu. 

2. Mitteibar Pianbetroffene („Nachbarn") 

y 

Die Rechte der mittelbar Planbetroffenen sind erst dann beeinträchtigt, wenn 
das geplante Vorhaben mit den einschlägigen Bestimmungen, die der einfache 
Gesetzgeber zur Ausgestaltung des Nachbarverhältnisses in Wahrnehmung sei­
ner Verpflichtung zum Schutz der Grundrechte der Anlieger erlassen hat, nicht 
in Einklang steht. 

a) Maßstab für die Ermittlung der Beeinträchtigung 

aa) Als Maßstab kommen für Eigentümer und dinglich Berechtigte vor allem 
die Normen des Fachplanungsrechts in Betracht, da sie die rechtlichen Bezie­
hungen des Menschen zum Grund und Boden regeln. Ihnen sind hauptsächlich 
die Kriterien zu entnehmen, wann die Schutzgüter des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 
GG durch die faktischen Auswirkungen eines benachbarten Vorhabens und 
seines Betriebs - Lärm, Erschütterungen, Luftverunreinigungen, Licht, Wärme 
oder Strahlen - nachteilig betroffen werden. Die einschlägigen normativen 

134 Vgl. Axer, Konzentrationswirkung (Fn. 23), DÖV 1995, S. 498; Helmut Bidinger, 
Personenbeförderungsrecht, Losebl., Stand: Aug. 1994, § 28, Anm. 5 a. 

135 Beschlußempf. des Vermittlungsausschusses, BT-Drucks. 12 I 5983 v. 27.10.1993, S. 
3, Nr. 6 (zu § 17 Abs. 1 a Satz 1 Nr. 1 FStrG), und S. 6, Nr. 12 (zu § 28 Abs. 1 a 
Satz 1 Nr. 1 PBefG). 

y 
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Maßstäbe, Standards und Grenzwerte müssen wiederum ihrerseits sachlich ge­
rechtfertigt und verhäitnismäßig sein. 

Die größte praktische Bedeutung haben wohl die Regelungen, die sich der 
Bewältigung des Verkehrslärms widmen. 136 Für den Bau von Eisenbahnengel­
ten insoweit die Vorschriften des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
(BlmSchG)137 und die dazu ergangenen Durchführungsbestimmungen gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 4 BlmSchG nach Maßgabe der §§ 41 bis 43 BlmSchG. 138 

Gemäß§ 41 Abs. 1 BlmSchG ist bei dem Bau oder der wesentlichen Ä'nderung 
von (Schienenwegen der) Eisenbahnen sicherzustellen, daß keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden, die 
nach dem Stand der Technik ~vermeidbar sind. Verbindliche Immissions­
grenzwerte finden sich in § 2 Abs. 1 der auf § 43 Abs. 1 Satz 1 BlmSchG 
beruhenden 16. Verordnung zur Durchführung des BlmSchG vom 12. Juni 
1990139 (VerkLärmSch V). 140 Sie legen fest, ab welcher Intensität 
Geräuscheinwirkungen als "schädlich" im Sinne des § 3 Abs. 1 BlmSchG 
einzustufen sind. 141 Zugleich markieren sie die Schwelle der lm_missionsbe­
lastung, deren Überschreiten einen Anspruch des Nachbarn auf Entschädigung 

136 Überblick über die Rspr. des BVerwG bei Hans-Peter Michler, Rechtsprobleme des 
Verkehrsimmissionsschutzes, 1993, S. 19 ff. 

' 
137 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun­

gen, Geräusche, Erschütterungen und ähniiche Vorgänge i.d.F.d.Bek. v. 14.5. 1990 
(BGBl. 1 S. 880). 

138 Vgl. Hans D. Jarass, BimSchG, 3. Aufl. 1995, § 2, Rdnr. 6; § 41, Rdnr. 11. 

139 BGBL 1 S. 1036. Hierzu: Hans Alexander, Aktuelle Fragen des Verkehrslärmschutzes 
unter besonderer Berücksichtigung der Verkehrslärmschutzverordnung, in: NVwZ 
1991, S. 318 ff.; Mich/er, Verkehrsimmissionsschutz (Fn. 136), S. 148 ff.; Jarass, 
BlmSchG, a.a.O„ § 41, Rdnr. 31; Helmuth Schulze-Fielitz, Rechtsfragen der Ver­
kehrslärmschutzverordnung, UPR 1994, S. 1 ff.; Stüer, Rechtsprobleme (Fn. 53), 
DVBI. 1992, S. 553 ff. 

140 Der 7. Senat des BVerwG hat durch B. v. 8.11.1994 - Az. 7 B 73 / 94 -, Buchholz 
402.25 § 3 BlmSchG Nr. 10 = NVwZ 1995, S. 993, die Regelungen der 18. 
BlmSch V für die Zumutbarkeit des von Sportanlagen ausgehenden Lärms für ver­
bindlich erklärt. Es gibt keinen sächlichen Grund, die Regelungen der VerkLärmSch V 
anders zu behandeln. 

141 Sie sind mit den materiellen Anforderungen der§§ 43 Abs. 1 Satz 1, 41 Abs. 1 und 3 
Abs. 1 BlmSchG und mit Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG vereinbar; vgl. Schulze-Fielitz, 
Rechtsfragen (Fn. 139), UPR 1994, S. 2; Michler, Verkehrsimmissionsschutz (Fn. 
136), S. 161. 
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gemäß § 42 Abs. 1 BlmSchG auslöst. 142 Der nachbarschützende Charakter 
"III:• T"'ll. „ • -'III , • „ • T"lll' T , 1 • "'II C1i ,.... T T t T tt n 'I "'(" 'T _ P .1 _ . 

a.1eser Kegem spiegelt s1cn im w oniaut oes 9 L v erKLarm~cn v w1uer. 

Fehlen verbindliche normatiye Vorgaben, muß eine Güterabwägung im 
Einzelfall über das Vorliegen einer Beeinträchtigung entscheiden. Dabei sind 
die Schutzbedürftigkeit und -würdigkeit der betroffenen Rechtsgüter, der 
Zweck und die Bedeutung des Vorhabens für die Allgemeinheit oder Einzelne, 
die Ortsüblichkeit der Beeinträchtigung und die plangegebene Vorbelastung des 
Gebiets zu berücksichtigen. 143 

bb) Steht nicht die Nutzung der Grundstücke als Ausfluß des Eigentums im 
Vordergrund, sondern die körperliche Unversehrtheit der Nutzer (Art. 2 Abs. 
2 Satz 1 GG), bilden ausschließlich die personenbezogenen nachbarschützen­
den Bestimmungen des BlmSchG den Beurteilungsmaßstab. Diese Vorschriften 
sichern nach allgemein anerkannter Ansicht in der Rechtsprechung und Litera­
tur nicht nur die höchstpersönlichen Interessen der Grundeigentümer und ding­
lich Berechtigten, sondern auch diejenigen aller obligatorisch Berechtigten, die 
in einer verfestigten räumlichen~und zeitlichen Beziehung zu dem geplanten 
Vorhaben stehen. 144 Dies wird man bei den Mietern und Pächtern annehmen 
können, die den künftigen Emissionen des Projekts nicht „ohne Preisgabe 
subjektiver Rechte" ausweichen können. 145 Dazu gehören Betroffene, die län­
geifristige Miet- oder Pachtverträge besitzen und selbst dauerhaft auf einem 
Grundstück wohnen, das im Einwirkungsbereich des Vorhabens liegt. 146 Nichts 
anderes gilt für Arbeitnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis in vergleichba­
rer Weise rechtlich gesichert ist. Befindet sich ihr Arbeitsplatz in Reichweite 
der emittierenden Anlage, so sind sie denselben Belastungen ausgesetzt wie 
Y...,• . .... „. ..... „ ...... „ .• . ... .„ . „ --·· 'II 1.d.7 ...... "llt • • • b1genmmer, omgucn tserecnugte, Mieter oaer t"acnter. ·~· ua a.1e tmm1ss1ons-
schutzrechtlichen Ansprüche personenbezogen sind, können sie nur von den 
Berechtigten selbst geltend gemacht werden. Das Prinzip der Repräsentation 

142 Umstr., mittlerweile aber wohl herrschende Meinung; vgl. die Nachweise bei Jarass, 
BimSchG (Fn. 138), § 42, Rdnr. 5; ausführlich: Helmut Parze/all, Entschädigung des 
Straßennachbarn bei Eigentumsbeeinträchtigung durch Verkehrslärm, Stuttgart 1995, 
S. 86 ff. 

143 Bonk, in: Stelkens / Bonk / Sachs, VwVfG (Fn. 74), § 74, Rdnrn. 28 und 31 a; 
Friesecke, WaStrG (Fn. 76), § 14, Rdnrn. 47 und 67. 

144 BVerwG, U. v. 22.10.1982 - Az. 7 C 50 / 78 - Buchholz 406.25 § 5 BlmSchG Nr. 
6. Ähnlich: Schlotterbeck, Nachbarschutz (Fn. 97), NJW 199C S. 2671. 

145 Vgl. Pietzner / Ronellenfitsch, Assessorexamen (Fn. 93), § 15, Rdnr. 7, S. 164. 

146 Grundlegend zum immissionsschutzrechtlichen Begriff der „ Nachbarschaft" : 
BVerwG, Urteii vom 22.i0.1982 v·n. 144), Buchholz 406.25 § 5 BimSchG Nr. 6. 

147 Vgl. Pietzner I Ronellenfitsch, Assessorexamen (Fn. 93), § 15 V, Rdnr. 34, S. 180. 
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des Grundstücks durch den Eigentümer ist unter diesen Umständen nicht an­
wendbar. 148 

b) Vorliegen einer Beeinträchtigung 

Da prinzipiell nicht der Bau eines Schienenweges dauerhafte nachteilige Kon­
sequenzen für die benachbarten Grundstücke verursacht, sondern vielmehr erst 
der spätere Betrieb der Anlage, bedarf es im Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Erteilung der Plangenehmigung einer vorausschauenden Bewertung des 
Ausmaßes der zu erwartenden typischen Emissionen. 149 Handelt es sich um 
Verkehrsgeräusche, die von einem Schienenweg der Eisenbahnen ausgehen, 
richtet sich die Berechnung des Beurteilungspegels nach § 3 i. V .m. Anl. 2 
VerkLärmSch V. Dabei ist der sog. „Schienenbonus" - Abschlag in Höhe von 
5 dB (A) - zu berücksichtigen. 150 

Die Rechte der Nachbarn sind jedenfalls dann im Sinne von § 18 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1, Ait. 1 AEG „beeinträchtigt", wenn die Emissionen des gepianten 
Vorhabens die in § 2 Abs. 1 VerkLärmSch V für das betreffende Gebiet veran­
kerten verbindlichen Grenzwerte überschreiten. 151 Zwar ist damit nicht auto­
matisch ein Eingriff in Art. 14 Abs. 1 GG oder Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG ver­
bunden. Die Grenzwerte der VerkLärmSch V sind vielmehr darauf abgestimmt, 
Störungen durch Verkehrslärm bereits dann zu vermeiden, wenn sie die Quali-

y 

tät eines Grundrechtseingriffs nicht erreichen („erhebliche Belästigungen" im 
Sinne des § 3 Abs. 1 BlmSchG). 152 Jedoch verleiht § 41 Abs. 1 i.V.m. § 3 

148 Ebenso: Michler, Verkehrsimmissionsschutz (Fn. 136), S. 184. Kürzlich bestätigt 
durch BVerwG, B. v. 28.11.1995 (Fn. 101), UA, S. 11 f. = NJ 1996, S. 98, mit 
Hinweis auf BVerwG, U. v. 22.10.1982 (Fn. 144). 

149 Ähnlich: BVerwG, U. v. 30.11.1973 - A:z. IV C 24 / 71 -, DÖV 1974, S. 568; 
Bonk, in: Stelkens J Bonk J Sachs, VwVfG (Fn. 74), § 74, Rdnr. 28; Friesecke, 
WaStrG (Fn. 76), § 14, Rdnr. 67; Steiner, Beschleunigung (Fn. 6), S. 169, der inso­
weit auf das „menschliche Ermessen" abstellt. 

150 Vgl. Jarass, BlmSchG (Fn. 138), § 41, Rdnr. 31. Gilt gern. § 3 Satz 2 Verk­
LärmSch V nicht für Schienenw.pge, auf denen in erheblichem Umfang Güterzüge 
gebildet oder zerlegt werden. 

151 Vgl. Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 130; Steiner,Beschleunigung (Fn. 6), S. 
169; Stüer, Rechtsprobleme (Fn. 53), S. 551, meint, die nachteiligen Wirkungen 
müßten schwer und unerträglich sein, um eine Rechtsbeeinträchtigung zu erzeugen. 
Diese Auffassung ist überzogen. 

152 Fickert, Planfeststellung für den Straßenbau (Fn. 5), PlafeR Erl. Nr. 25, Anm. 11, S. 
382; Michler, Verkehrsimmissionsschutz (Fn. 136), S. 38; Carl Hermann Ule /Hans-
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Abs. 1 BlmSchG den betroffeneq Nachbarn ein einfach-gesetzlich begründetes 
Recht, prinzipieii nur mit soichen Geräuschentwickiungen belastet zu werden, 
die die von§ 3 i.V.m. Anl. 2 VerkLärmSchV vorgegebenen Werte einhalten. 
Emissionen, die diese Schwelle überschreiten sind rechtlich relevante nachtei­
lige Auswirkungen. Sie stellen nicht zuletzt deshalb eine „Beeinträchtigung" 
im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG dar, weil die normativen Vorga­
ben der VerkLärmSch V Resultate der objektiv-rechtlichen Verpflichtung des 
Gesetzgebers sind, die grundrechtlich verbrieften Individualinteressen und 
Freiheiten der Nachbarn einer emittierenden Anlage zu schützen. 

Umstritten ist, ob „Rechte anderer" beeinträchtigt werden können, wenn 
die zu erwartenden Lärmbelastungen unter den Grenzwerten der Verk­
LärmSch V bleiben. Dürr meint, der Beurteilungspegel für die voraussichtlich 
auftretenden Verkehrsgeräusche müsse unter der nächstniedrigen Stufe nach 
§ 2 Abs. 1 VerkLärmSchV liegen. 153 Diese Auffassung überzeugt nicht. Dürr 
verkennt, daß die Rechtsordnung Emissionen als unerheblich ansieht, wenn sie 
die Marke nicht überschreiten, die in der VerkLärmSch V für das betreffende 
Gebiet festgeschrieben ist. Solche Auswirkungen können die rechtlich ge­
schützten Individualinteressen, die § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, Alt. 1 AEG 
meint, allenfalls „beeinflussen" oder „berühren", nicht aber „beeinträchti­
gen" _ 154 

c) Schutzvorkehrungen 

Eine Beeinträchtigung der „Rechte anderer" im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 AEG steht erst dann fest, wenn sämtliche denkbaren aktiven Schutzanla­
gen die voraussichtlichen Auswirlrungen des Vorhabens nicht derart reduzieren 
können, daß die normativen Grenzwerte und Vorgaben eingehalten werden. 155 

Werner Laubinger, BlmSchG, § 3, Rdnr. 4; Reg.-Entw. BlmSchG, BT-Drucks. 7 I 
179 V. 22.2.1973, ZU§ 3. 

153 Dürr, in: Kodal I Krämer (Hrsg.), Straßenrecht (Fn. 33), Kap. 35, Rdnr. 35.1, S. 
1136 (zu § 17 Abs. 1 a Satz 1 Nr. 1, 1. Alt. FStrG, dessen Tatbestandsvoraussetzun­
gen allerdings von denen des§ 18 Abs. 2 Satz Nr. 1, 1. Alt. AEG abweichen). 

154 Dürrs Kriterien taugen deshalb, um die "Fälle unwesentlicher Bedeutung" im Sinne 
von§ 18 Abs. 3 Satz 2 AEG zu kennzeichnen. 

155 Streitig. Wie hier: Friesecke, WaStrG (Fn. 76), § 14, Rdnr. 67~ Kühling, Fachpla-
nungsrecht (Fn. 97), Rdnrn. 242 f., S. 107; Michler, Verkehrsimmissionsschutz (Fn. 
136), S. 204 f.; Michael Ronellenfitsch, bei: Pfeil, Bericht zu Ronellenfitsch und 
Paetow (Fn. 92), S. 236; Steine1;, Beschleunigung (Fn. 6), S. 169. Ablehnend: Gaß­
ner I Groth I Klinski, Greenpeace-Gutachten (Fn. 4), S. 65 f. und S. 71 ff.; Ringel, 
Plangenehmigung (Fn. 2), S. 75 f., S. 118 f. 
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Zu diesen Maßnahmen zählen alle technisch-realen Schutzeinrichtungen, die an 
der Lärmqueiie ansetzen (etwa Geiänder, Stützmauern, Zäune, Anpflanzun­
gen, Böschungen, Einfriedungen und Brücken). 156 Die erforderliche Ermächti­
gungsgrundlage für die einseitige Anordnung der Schutzvorkehrungen stellt 
grundsätzlich § 74 Abs. 2 Satz 2 VwVfG des Bundes bereit. Die Norm ist bei 
der Entscheidung über die Erteilung einer eisenbahnrechtlichen Plangenehmi­
gung entsprechend anzuwendemJ57 Soweit es um den Schutz benachbarter 
Grundstücke vor Verkehrslärm beim Bau oder bei der wesentlichen Änderung 
von Eisenbahnen geht, enthalten die Vorschriften der §§ 41 bis 43 BlmSchG 
sowie der VerkLärmSch V materielle Spezialregeln. 158 Die Instrumente zur Si­
cherstellung der materiell-rechtlichen Anforderungen sind allerdings § 74 Abs. 
2 Satz 2 VwVfG analog zu entnehmen (Anordnung über „Vorkehrungen oder 
die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen"), da § 41 Abs. 1 BlmSchG in­
soweit schweigt. 

Sind aktive Schutzvorkehrungen notwendig, aber gern. § 41 Abs. 2 
BimSchG untunlich oder mit dem Vorhaben unvereinbar159

, karm eine Plange­
nehmigung nicht erteilt werden, es sei denn die Betroffenen verzichten auf ihre 
Rechtspositionen aus § 41 Abs. 1 BlmSchG. Dabei kommt es nicht darauf an, 
daß die Verkehrsgeräusche „schwer und unerträglich sind", also die Intensität 

)' 

eines Eingriffs in Art. 14 Abs. 1 GG oder Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG erreichen. 
Es genügt, daß sie die in der VerkLärmSch V vorgeschriebenen Grenzwerte 
überschreiten und damit rechtlich relevant (unzumutbar) sind. Die finanzielle 

156 BVerwG, B. v. 7.9.1988 - Az.. 4 N 1 I 87 -, DVBI. 1988, S. 1167 f. (S. 1168). Vgl. 
Dürr, Aktuelle Fragen (Fn. 158), VBIBW 1992, S. 325; Kühling, Fachplanungsrecht, 
a.a.0., Rdnr. 294, S. 129; Mich/er, Verkehrsimmissionsschutz (Fn. 136), S. 127 ff. 

157 Ebenso: Dürr, in: Kodal, Krämer, Straßenrecht (Fn. 33), Kap. 35, Rdnr. 35.4, S. 
1137 f. Alle Bestimmungen des VwVfG des Bundes, die den Inhalt und das Entschei­
dungsprogramm eines Planfeststellungsbeschlusses regeln und nicht ausschließlich 
prozeduralen Charakter tragen, dürfen auf die Piangenehrnigung erstreckt werden. 
Dazu gehört auch§ 74 Abs. 2 Satz 2 VwVfG. Diese Auffassung wird durch die arnt-

y 

liehen Motive zum Entwurf des PIVereinfG bestätigt: BT-Drucks. 12 I 4328, S. 19 
(zu § 36 b BBahnG). 

158 BVerwG, U. v. 22.3.1985 - Az. 4 C 63 / 80 -, BVerwGE 71, S. 150 ff. (S. 161) 
und BVerwG, U. v. 22.5.1987 - Az.. 4 C 33-35 I 83, BVerwGE 77, S. 285 ff. (S. 
287). Vgl. außerdem: Dürr, in: Kodal / Krämer, Straßenrecht (Fn. 33), Kap. 34, 
Rdnr. 30.11, S. 1012 f.; ders., Aktuelle Fragen der Planfeststellung, VBIBW 1992, 
S. 321 ff. (S. 325); Mich/er, Verkehrsimmissionsschutz (Fn. 136), S. 37; Ulf Mat­
thias Sieg, Die Schutzauflage im Fachplanungsrecht, 1994, S. 136. 

159 BVerwG, U. v. 22.3. 1985 - Az.. 4 C 15 I 83 -, DVBI. 1985, S. 900 ff. (S. 903), u. 
BVerwG, U. v. 22.5.1987 (Fn. 158), BVerwGE 77, S. 294 f. 
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Entschädigung gemäß § 42 Abs. 1 Satz 1 / Abs. 2 Satz 1 BlmSchG, die in die-
- „... • -· .. ... 1ß"I • • ... „ „„ ,,.. „ .... 

sem .t•au nur dem tügentomer zustenr~, ist mcht geeignet, aie faKtlscnen 
nachteiligen Auswirkungen gänzlich zu beseitigen. Passive Schutzanlagen (et­
wa Schallschutzfenster oder Dämmaßnahmen am Haus)161 können nicht verhin­
dern, daß der - durch Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG gesicherte - Außenwohnbe­
reich weiterhin durch Verkehrslärm jenseits der zulässigen normativen Grenz­
werte betroffen wird. 

d) Vereinbarungen über Schutzvorkehrungen 

Rechtsbeeinträchtigungen in Form von faktischen nachteiligen Auswirkungen 
können dadurch ausgeschlossen werden, daß der Vorhabenträger (etwa die 
DB-AG) mit den betroffenen Rechtsinhabern Vereinbarungen über ausrei­
chende Gegenmaßnahmen oder die Errichtung und Unterhaltung von Schutz­
vorkehrungen trifft und auf diese Weise relevante negative Folgen für die 
Grundstücksnutzung von vornherein vermeidet. 162 Dabei gilt die Regel, daß 
niemand über fremde Rechtspositionen wirksam verfügen kann. 163 Pickert be­
tont zutreffend, daß der Vorhabenträger Abmachungen über Schallschutzmaß­
nahmen nicht dazu benutzen darf, um mit einem Eigentümer, der nicht auf dem 
benötigten Grundstück wohnt, eine Entschädigung anstelle von technisch 
durchführbaren und zumutbaren aktiven Schutzanlagen auszuhandeln. 164 Aus 
Beweisgründen ist es nahezu zwingend, diese Abmachungen schriftlich zu fi­
xieren. 

e) Verzicht auf Abwehrrechte , 

Schließlich kann die Beeinträchtigung der „Rechte anderer" dadurch ausge­
schlossen werden, daß die betroffenen Nachbarn wirksam auf ihre Abwehr-

160 Michler, Verkehrsimmissionsschutz (Fn. 136), S. 185. 

161 Bank, in: Stelkens I Bonk / Sachs, VwVfG (Fn. 74), § 74, Rdnr. 33; Mich/er, Ver­
kehrsimmissionsschutz, a.a.O„ S. 131 ff.; Panefall, Entschädigung (Fn. 142), S. 87 
ff. 

162 Vgi. zu§ 17 Abs. 2 FStrG a. F. (1974): Ficken, Pianfeststeiiung für den StraJ1enbau 
(Fn. 5), Erl. Nr. 5 PlafeR, Anm. 9, S. 107 f.; Ronellenfitsch, Verzicht (Fn. 2), S. 86. 

y 

163 Zutreffend: Ronellenfitsch, Verzicht (Fn. 2), S. 86. 

164 Ficken, Planfeststellung für den Straßenbau (Fn. 5), PlafeR Erl. Nr. 5, Anm. 9, S. 
107. 



184 

oder Schutzrechte verzichten. 165 Der Grundsatz, daß niemand über fremde 
Rechte verfügen kann, giit auch für diesen FaH. AHe beeinträchiigten Personen 
- einschließlich der obligatorisch Berechtigten und Arbeitnehmer, deren Inter­
essen rechtlich gesichert sind - müssen mit dem Vorhaben einverstanden sein. 

F. § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2. Alternative 

/. Verhältnis zur ersten Alternative des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG 

Die zweite Alternative des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG, deren Formulierung 
sich offenkundig an§ 19 Abs. 2 a FStrG166 anlehnt, hat das Eigentum im Sinne 
des § 903 BGB und sonstige vergleichbare dingliche (absolute) Rechte im 
Auge. Dies geht eindeutig aus der Klausel: „mit der Inanspruchnahme ihres 
Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich einverstanden erklärt haben" 
hervor und wird außerdem durch die amtlichen Motive zum PlVereinfG bestä­
tigt.167 Die höchstpersönlichen Individualinteressen der Nachbarn, die durch 
Art. 2 Abs. 2 GG und einfach-gesetzliche Rechtsnormen geschützt werden, 
können schon begrifflich von ei,nem Unternehmen nicht "in Anspruch" ge­
nommen, sondern allenfalls beeinträchtigt werden. Die Inanspruchnahme ist 
intensiver als die bloße "Beeinträchtigung"; sie setzt den direkten Zugriff auf 
eine Sache oder ein Recht voraus, um sie oder es für eigene Zwecke zu ge­
brauchen.168 Die "Überplanung" eines fremden Grundstücks stellt eine so we­
sentliche Beeinträchtigung dar, daß die betroffenen Rechtsinhaber in jedem 
Fall damit einverstanden sein müssen, wenn eine Plangenehmigung erteilt wer­
den soll. Auf andere Weise können potentielle Einwände aus Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG nicht ausgeräumt werden, da ein physisch-realer Ausgleich des Ein­
griffs - etwa durch aktive Schutzvorkehrungen - von vornherein ausscheidet. 

165 Ronellenfitsch, Verzicht (Fn. 2), .S. 86. 

166 § 19 Abs. 2 a FStrG läßt die Beschränkung des Enteignungsverfahrens auf das Ver­
fahren zur Ermittlung der Entschädigung zu, wenn sich „ein Beteiligter mit der 
Übertragung oder Beschränkung des Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich 
einverstanden erklärt"; vgl. dazu: Manfred Aust, in: Kodal / Krämer (Hrsg.), Stra­
ßenrecht (Fn. 33), Kap. 37, Rdnr. 22, S. 1179 f. 

167 BT-Drucks. 12 I 4328, S. 19. 

168 Friesecke, WaStrG (Fn. 76), § 14, Rdnr. 68, wählt folgende plastische Beschreibung: 
„Planungsrechtlich werden Rechte, insbesondere Grund und Boden in Anspruch ge­
nommen durch die Errichtung der zum Vorhaben gehörenden Bauten und Anlagen 
(.„)." 
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II. Kreis der Betroffenen 

Die Reduzierung des Kreises der Betroffenen auf dinglich Berechtigte, wie sie 
den amtlichen Motiven offensichtlich vorschwebt, ist problematisch und hat 
sich im Wortiaut des Gesetzes nicht erkennbar niedergeschiagen ("oder eines 
anderen Rechts"). Eine solche enge Interpretation schließt die Berücksichti­
gung von Rechtspositionen, die nur schuldrechtlicher Natur sind (Miet-, Pacht­
' Wohnrecht)169

, im Rahmen der zweiten Alternative des § 18 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 AEG gänzlich aus. Mieter oder Pächter müßten danach einer Überpla­
nung des von ihnen genutzten Grundstückes nicht zustimmen, obwohl dessen 
Inanspruchnahme auch ihre Besitz- und Gebrauchsrechte beseitigt. Diese pra­
xisfreundliche These erzeugt Zweifel, wenn man sie im Liebte des Art. 14 
Abs. 1 GG betrachtet. Sie übersieht, daß Mieter oder Pächter eigene Rechts­
positionen aus Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG geltend machen können, wenn ihr 
rechtlich gesichertes Besitzrecht entzogen oder ausgehöhlt wird. 170 Auf fremde 
Rechte kann der Eigentümer aber nicht verzichten. 

Deshalb sprechen die besseren Argumente dafür, daß auch die obligatorisch 
Berechtigten, die längerfristige Miet- oder Pachtverträge besitzen und Kündi­
gungsschutz genießen, der Plangenehmigung schriftlich zustimmen müssen, 
falls sie ihre schuldrechtlichen Ansprüche durch die Inanspruchnahme des 
Grundstücks und die Verwirklichung des geplanten Vorhabens verlieren. Na­
türlich begrenzt diese Interpretation die Einsatzmöglichkeiten der qualifizierten 
Plangenehmigung faktisch auf die Zulassung von Vorhaben außerhalb von 
Wohngebieten. Dies entspricht ~her dem eigentlichen Wesen dieses Instru­
ments, das auf die Bewältigung überschaubarer planerischer Konfliktsituatio­
nen mit begrenztem Konfliktpotential zugeschnitten ist. 

III. Rechtsnatur und Wirkung der „Einverständniserklärung" 

1. Rechtsnatur 

Die Rechtsnatur der "Einverständniserklärung" im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 1, 2. Alt. AEG ist bislang völlig ungeklärt. Im Einklang mit Dürr wird 

169 Arbeitnehmer gehören nicht zum Kreis der Rechtsträger, die durch eine Inanspruch­
nahme des Grundstücks betroffen sein können; sie können sich lediglich auf perso­
nenbezogene drittschützende Normen berufen. 

170 Siehe dazu die Nachweise in 88 sowie die Ausführungen unter Punkt E. TI. 2 a), S. 
165. 
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man darin eine einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung erblicken kön-
1"71 - - „ „ -- • „ .... - . „ ... 'W"""lo. nen. "' ueren K.echtsnatur hängt wiederum von Ihrem <iegenstafUl ao. uas 

Einverständnis hat nicht etwa die Zulässigkeit eines geplanten Vorhabens zum 
Gegenstand; insoweit fehlt den Erklärenden die Dispositionsbefugnis. Es be­
zieht sich vielmehr auf die Beeinträchtigung der materieli-rechtlich geschützten 
Individualinteressen des Betroffenen durch die „ Verplanung" seines Grund­
stücks für fremde Zwecke. Bei Licht betrachtet, entpuppt sich der wahre Inhalt 
des „Einverständnisses" im Sinne von § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2. Alt. AEG 
deshalb als Verzicht des Erklärenden auf seine Abwehr- und Schutzrechte, die 
sich gegen die Realisierung des projektierten Vorhabens richten. Nur diese In­
terpretation entspricht dem Wesen der Plangenehmigung: Weil das Einver­
ständnis des Betroffenen die Beeinträchtigung seiner (disponiblen) Rechte aus­
schließt, ist die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens nicht erforder­
lich.172 Folglich teilt das Einverständnis die Rechtsnatur derjenigen subjektiven 
Rechte, auf deren Ausübung der Erklärende verzichtet. Ähnlich verhält es sich 
mit den Voraussetzungen für die Wirksamkeit des Einverständnisses sowie für 
dessen Widerruf und Anfechtung:113 

Die zweite Alternative des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AEG betrifft vor allem 
die in Art. 14 Abs. 1 GG verbürgte Eigentumsbestandsgarantie. Da Art. 14 
Abs. 1 GG nach einhelliger Ansicht auch die Veifügungsbefu.gnis des 
Rechtsinhabers schützt, ist der Verzicht auf das verfassungsrechtlich gewähr­
leistete Eigentum prinzipiell in weitem Umfange - auch mit Bindungswirkung 
für die Zukunft - möglich. Ebenso wie im privat-rechtlichen Vertragsrecht 
sind lediglich übermäßige und sittenwidrige Bindungen unzulässig. 174 

Fraglich bleibt, ob das Einverständnis nach § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2. 
Alt. AEG frei widerrufen werden kann. Angesichts seines Charakters als ein­
seitiges Gestaltungsgeschäft ist dies - wie bei einer privat-rechtlichen Anfech-

171 Dürr, in: Kodal I Krämer, Straßenrecht (Fn. 33), Kap. 35, Rdnr. 35.11, S. 1136. So 
auch Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 156 f. Empfänger ist die Plangeneluni­
gungsbehörde. 

172 Ähnlich: Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 150 ff. 

173 Exemplarisch zum Verzicht auf Grundrechte: Pieroth / Sehlink, Grundrechte (Fn. 
78), Rdnrn. 142 ff., S. 38 ff.; Gerhard Robbers, Der Grundrechtsverzicht. Zum 
Grundsatz „volenti non fit iniuria" im Verfassungsrecht, JuS 1985, S. 925 ff. m.w.N. 
in Fn. i-3. 

174 Zutreffend: Pieroth /Sehlink, Grundrechte (Fn. 78), Rdnr. 149, S. 40. 
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tungs-, Kündigungs- oder Rücktrittserklärung - zu verneinen. 175 Die eben ge­
nannten verfassungsrechtlichen Vorgaben werden dadurch nicht verietzt. 

2. Wirkungen 

Zweifelhaft ist Dürrs weitere These, das Einverständnis zeitige dingliche Wir­
kung und erzeuge eine öffentliche Last. Sie basiert offensichtlich auf der an­
fechtbaren Prämisse, daß nur Eigentümer und dinglich Berechtigte dazu beru­
fen sind, das beanspruchte Grundstück „nach außen" zu repräsentieren. Au­
ßerdem vermag Dürrs schlichter" Hinweis auf § 33 Abs. 1 Nr. 3 BauGB die 
„dingliche Wirkung" des Einverständnisses nicht überzeugend zu begründen. 
Zu unterschiedlich und wenig vergleichbar sind die Regelungsgegenstände bei­
der Normen. Aus der „Natur" des Einverständnisses läßt sich dessen dingliche 
Wirkung ebenfalls nicht ableiten. Eine solche gravierende Konsequenz für po­
tentielle Rechtsnachfolger hätte der Gesetzgeber ausdrücklich festlegen müs­
sen. Dies zeigt gerade die Ausgestaltung des § 33 Abs. 1 Nr. 3 BauGB. Dort 
ist explizit bestimmt, daß der Bauwillige das Anerkenntnis „für sich und seine 
Nachfolger" zu erklären hat. 176 Eine solche Klausel hat der Gesetzgeber zur 
Kennzeichnung des Umfanges der Bindungskraft des Einverständnisses in§ 18 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2. Alt. AEG nicht aufgenommen. Alles in allem sprechen 
die besseren Argumente gegen die dingliche Wirkung der Erklärung. 

Ungeklärt ist nicht zuletzt das Verhältnis zwischen der „Einverständniser­
klärung" im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2. Alt. AEG und der sog. 
„Bauerlaubnis", die dem Vorhabenträger sowohl den unmittelbaren Besitz an 
dem benötigten Grundstück als auch die Befugnis, auf dem Gelände bereits mit 
Bauarbeiten zu beginnen, verschaffen soll. 177 Es handelt sich dabei um zwei 
Vorgänge, die wegen ihres ungleichen Regelungsgehalts sachlich zu unter­
scheiden sind, nach außen aber in einem Akt zusammenfallen können. Das 
Einverständnis bezieht sich auf die Rechtsbeeinträchtigung durch die Planungs­
und Zulassungsentscheidung. Die „Bauerlaubnis" hat die tatsächliche Sach­
herrschaft und die Nutzung des Grundstückes zum Gegenstand. 

175 Zutreffend: Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 162; außerdem: Helmut Heinrichs, 
in: Palandt (Hrsg.), BGB, 55. Aufl., München 1996, Überbl. vor§ 104, Rdnr. 17. 

176 Ebenso§ 32 Satz 1 BauGB für den Verzicht des Eigentümer auf den Ersatz der Wert­
erhöhung; vgl. Krautzberger, in: Battis I Krautzberger / Löhr, BauGB (Fn. ), § 32, 
Rdnr. 10. 

177 Vgl. Heribert Büchs, Grunderwerb und Entschädigung beim Straßenbau, 2. Aufl. 
1980, Kap. 2, Rdnr. 2, S. 28; Rdnr. 7, S. 29; Rdnr. 9, S. 30; Ringel, Plangenehmi­
gung (Fn. 2), S. 164 ff. 
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G. § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AEG 

§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AEG enthält keine materiell-rechtlichen Tatbestands­
voraussetzungen, sondern prozedurale Anforderungen. Die Regelung ist wegen 
der Konzentrationswirkung der qualifizierten Plangenehmigung unbedingt er­
forderlich. Sie lehnt sich stark an§ 73 Abs. 2 VwVfG an. 

/. Definition der öffentlichen Belange 

Zu den öffentlichen Belangen im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AEG 
zählen sämtliche Interessen der Allgemeinheit. Ihr Kreis ist weit zu ziehen. 178 

Dazu gehören unter anderem die Belange des Umweltschutzes, der Wasser­
wirtschaft, der Bodennutzung, des Natur-, Landschafts- und Immissionsschut­
zes sowie der technischen Siche~heit. 179 Auch die kommunale Planungshoheit 
wird davon erfaßt. 180 

II. Kreis der zu beteiligenden Behörden 

Der Aufgabenbereich eines Trägers öffentlicher Belange wird durch das pro­
jektierte Vorhaben berührt, soweit die Plangenehmigung öffentlich-rechtliche 
Beziehungen gestaltet, deren Regelung außerhalb des Plangenehrnigungsver­
fahrens ihm obliegen würde. 181 Zu beteiligen sind demnach alle Behörden, de­
ren Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Verleihungen oder sonstige 
Verwaitungsentscheidungen durch die Piangenehmigung ersetzt werden, sowie 
alle Gemeinden und Kreise, auf deren Gebiet sich der Plan voraussichtlich 
auswirkt. 182 Das Plangenehmigupgsverfahren verbrieft den Kommunen also 

178 Zutreffend: Busch, in: Knack (Hrsg.), VwVfG (Fn. 74), § 73, Rdnr. 5.1.1; 
Friesecke, WaStrG (Fn. 76), § 14, Rdnr. 69; Ule / Laubinger, Verwaltungsverfah­
rensrecht (Fn. 74), § 40 II, Rdnr. 13, S. 358. 

179 Vgl. die Aufzählungen bei: Steinberg, Fachplanung (Rdnr. 22), § 4, Rdnrn. 80-85, S. 
204 ff. 

180 Seit BVerwG, U. v. 14.2.1969 - Az. IV C 215 / 65 -, BVerwGE 31, S. 263 (S. 265 
ff.), ständige Rspr.; vgl außerdem: Bonk, in: Stelkens / Bonk /Sachs, VwVfG (Fn. 
74), § 73, Rdnr. i7 m.w.N. 

181 Busch, in: Knack (Hrsg.), VwVfG (Fn. 74), § 73, Rdm. 5.1.1. 

182 Ute I Laubinger, Verwaltungsverfahrensrecht (Fn. 74), § 40 II, Rdnr. 13, S. 358. 
Davon geht offensichtlich auch ~s BVerwG in seinem B. v. 29.12.1994 (Fn. 58), 
UA, S. 7 f. = Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 3, aus. 
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denselben verfahrensrechtlichen Standard wie das Planfeststellungsverfabren 
gemäß § 73 Abs. 2 VwVfG. 183 Ihre verfassungsrechtiich verankerten Anhö­
rungs- und Beteiligungsrecht werden gewahrt. 

Naturschutzverbände gehören nicht zu den Trägern öffentlicher Belange, 
die § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AEG meint. Ihre Mitwirkungsbefugnis ist viel­
mehr in§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG geregelt. 184 

III. Benehmen 

Mit den Trägern der öffentlichen Belange - vor allem Naturschutz- und Um­
weltbehörden - ist lediglich das „Benehmen" über das geplante Vorhaben her­
zustellen. Einer Zustimmung der betroffenen Stelle bedarf es nicht. Dies hat 
das Bundesverwaltungsgericht in seinem Beschluß vom 29. Dezember 1994 
klar herausgearbeitet. 185 Eine Gemeinde meinte, sie könne sich deshalb gegen 
eine Plangenehmigung für ein Untenverk erfolgreich wehren, weil sie ihr Ein­
vernehmen versagt habe. Sie drang mit ihrer Rüge nicht durch. Eine Entschei­
dung im „Benehmen" verlangt keine Willensübereinstimmung. Gefordert wird 
nicht mehr als die (gutachtliche) Anhörung der anderen Behörde, die dadurch 
Gelegenheit erhält, ihre Vorstellungen in das Verfahren einzubringen. 186 Die 
Plangenehmigungsbehörde muß die Stellungnahmen der Fachbehörden entge­
gennehmen und auswerten. Nicht ausgetragene Konflikte muß sie bei der pla­
nerischen Entscheidung unter Beachtung des Abwägungsgebotes bereinigen. 

Im Gegensatz zu den reformierten Vorschriften des eisenbahnrechtlichen 
Planfeststellungsverfahrens kennt § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AEG keine Fristen 
für die Mitwirkungshandlungen der beteiligten Behörden. 187 Es entspricht je­
doch dem Wesen der qualifizierten Plangenehmigung als Beschleunigungsmaß­
nahme und Entscheidung mit beschränktem Konfliktpotential, diese Mitwir­
kungshandlungen so zügig durchzuführen, wie die Umstände des Einzelfalles 

183 Zu § 73 Abs. 2 VwVfG: Bonk, in: Stelkens / Bonk /Sachs, VwVfG (Fn. 74), § 73, 
Rdnr. 17; Busch, in: Knack (Hrsg.), VwVfG (Fn. 74), § 73, Rdnr. 5. L 1~ Kühling, 

i' 

Fachplanungsrecht (Fn. 97), Rdnr. 466, S. 200; Muckel, Rechtsschutz der Gemeinden 
(Fn. 116) NWVBl. 1992, S. 235. 

184 Vgl. Ringel, Plangenehmigung (Fn. 2), S. 171. 

185 BVerwG, B. v. 29.12.1994 (Fn. 58), UA, S. 8 = Buchholz 442.09 § 18 AEG Nr. 3. 

186 Vgl. hierzu bereits BVerwG, U. v. 29.4.1993 - Az. 7 A 2 / 92 -. 

187 Gern. § 20 Abs. 1 Nr. 1 AEG haben die Behörden. deren Aufgabenbereich durch das 
Vorhaben berührt wird, ihre Stellungnahme innerhalb einer von der Anhörungsbe­
hörde zu setzenden Frist abzugeben, die drei Monate nicht übersteigen darf. 
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es zulassen; die Anforderungen an eine sachgerechte und ausreichende planeri­
sche Abwägung dürfen aUerdings nicht der beschleunigten Abwickiung des 
Verfahrens zum Opfer fallen. 

ß. Zusammenfassende Schlußbemerkung 

1. Die Plangenehmigung gemäß § 18 Abs. 2 AEG ist verfassungsrechtlich un­
problematisch. Sie eignet sich am besten zur planerischen Bewältigung von 
Fällen, in denen das Vorhaben von vornherein weder private Rechte beein­
trächtigt noch ökologisch relevante Auswirkungen zeitigt. Dasselbe gilt, wenn 
die Rechtsbeziehungen zwischen sämtlichen Beteiligten, mögen sie auch 
kompliziert sein, einvernehmlich„ geregelt sind. Je komplexer die Situation, je 
höher die Zahl der potentiell Betroffenen, je gavierender und umfangreicher 
das planerischen Konfliktpotential ist, desto eher empfiehlt sich die Durchfüh­
rung eines Planfeststellungsverfahrens. 

2. Die Plangenehmigung kann rechtlich geschützte Individualinteressen ge­
stalten - etwa durch die Anordnung von aktiven Schutzvorkehrungen zur Ver­
hinderung von Beeinträchtigungen durch Emissionen. Allerdings erhöht sich 
dadurch das Risiko, daß sich die Drittbetroffenen gegen die Entscheidung ge­
richtlich wehren. Es liegt im Ermessen der Behörde, dieses Risiko einzugehen. 
Sie wird die Plangenehmigung regelmäßig schneller erlassen können als einen 
Planfeststellungsbeschluß. Die gewonnene Zeit bleibt erhalten, wenn die An­
fechtungsklage abgewiesen wird. Indes besteht die Gefahr, daß die Plange­
nehmigung kassiert wird, weil ihre Tatbestandsvoraussetzungen nicht erfüllt 
waren. Unter diesen Umständen„verliert die Behörde doppelt Zeit: einerseits 
für die Durchführung des erfolglosen Plangenehmigungsverfahrens, anderer­
seits für das nunmehr notwendig werdende Planfeststellungsverfahren. 

3. Der Neubau einer Eisenbahn-Fernverkehrsstrecke kann nur dann mit 
Hilfe einer qualifizierten Plangenehmigung europarechtskonform zugelassen 
werden, wenn zuvor eine formelle Umweltverträglichkeitsprüfung mit Öffent­
lichkeitsbeteiligung nach Maßgabe des Art. 6 Abs. 2 UVP-RL durchgeführt 
worden ist. Maßnahmen zur Änderung dieser Anlagen unterliegen denselben 
prozeduralen Anforderungen, soweit sie sich erheblich auf die Umwelt auswir­
ken können. Der ursprünglich erhoffte Beschleunigungseffekt der Plangeneh­
migung wird auf diese Weise beträchtlich abgeschwächt. Zur Sicherheit sollte 
in diesen Fäilen von vornherein das Pianfeststeilungsverfahren gewähit wer­
den. 

4. Die Kunst des Praktikers ist es, den richtigen Weg für jede Situation zu 
finden. Dieser Beitrag möge ihm dabei helfen. 
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Der Gegenstand der Bauausführungsgenehmigung in Abgrenzung 
zum Gegenstand der Planfeststellung 

Von Assessor iur. Bernhard Rieger, Berlin 

I. Einleitung 

Die Problemstellung ergibt sich für den Juristen, der im Studium im Zweifel 
nur gelernt hat, daß ein Planfeststellungsbeschluß anfechtbar ist und im Refe­
rendariat vermutlich überhaupt nicht damit in Berührung gekommen ist, wenn 
er nun im Eisenbahn-Bundesamt die rechtliche Betreuung der Planfeststel­
lungsverfahren wahrzunehmen hat. 

Dann wird er oftmals mit der Aussage konfrontiert, daß diese oder jene 
Baumaßnahme nicht Gegenstand der Planfestellung ist, sondern durch bauauf­
sichtliche Genehmigung genehmigt werden wird. Auf den ersten Blick drängt 
sich allerdings die Frage auf, wieso - entgegen § 75 Abs. 1 VwVfG - nach 
der Planfeststellung eine Bauausführungsgenehmigung bzw. bauaufsichtliche 
Genehmigung' erforderlich wird, und welchen Rechtscharakter diese haben 
kann. 

Nun mag niemand ernsthaft den Sinn einer solchen Genehmigung in Zwei­
fel ziehen, da der Planfeststellung nicht die Regelung jeder kleinsten techni­
schen Einzelheit zugemutet werden kann. Jedoch bleibt die Frage nach der 
dogmatischen Einordnung der Bauausführungsgenehmigung offen. 

Deshalb das Thema: 

„Der Gegenstand der Bauausführungsgenehmigung in Abgren­
zung zum Gegenstand der Planfeststellung" 

Dabei sei darauf hingewiesen, daß dieser Beitrag lediglich den Anspruch hat, 
die dringend notwendige Diskussion anzuregen und zu beleben. 

1 Die Begriffe Bausführungsgenehmigung und bauaufsichtliche Genehmigung werden 
synonym verwandt. 
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ß. Der Gegenstand der bauaufsichtlichen Genehmigung 

Zuerst soll der Gegenstand der Bauausführungsgenehmigung anhand der ge­
setzlichen und untergesetzlichen Normen untersucht werden. 

1 

1. Gesetzliche Grundlage 

Die gesetzlichen Grundlagen für die Eisenbahnaufsicht und mithin auch für 
die Bauaufsicht ergeben sich aus § 3 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über die Ei­
senbahnverkehrsverwaltung des Bundes (EVerkVerwG). Danach obliegen dem 
Eisenbahn-Bundesamt (EBA) die Ausübung der Eisenbahnaufsicht, einschließ­
lich der technischen Aufsicht sowie der Bauaufsicht für Betriebsanlagen der 
Eisenbahnen des Bundes. Gegenstand der hier diskutierten Fragen ist die im 
Nebensatz erwähnte Bauaufsicht. Aus dieser Aufgabenübertragung schöpft das 
EBA (Abt. 2 I Sb 2) die Kompetenz zur Erteilung der bauaufsichtlichen Ge-
nel1migung. 

Maßnahme- bzw. Ermächtig~ngsnormen zur Ausübung dieser Bauaufsicht 
hat der Gesetzgeber nicht vorgesehen. Mithin hat der Gesetzgeber zwar die 
Frage des „ob" entschieden, der Behörde allerdings das „ wie" - mit Aus­
nahme der Vorschriften der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO), die 
allerdings für die hier interessierenden Fragen nicht ausreichend sind - nicht 
definiert. 

Die analoge Anwendung der Vorschriften der Landesbauordnungen ist aus 
zweierlei Gründen untunlich. Zum einen sind die Rel!elunl!statbestände teil-.., ,_, 

weise zu unterschiedlich und zum anderen kann Landesrecht, wenn es zum 
Teil sogar noch divergiert, nicht die Ausgestaltung von Bundesrecht regeln. 
Eine einheitliche Handlungsweise, die schon Art. 3 GO von der Verwaltung 
fordert, wäre nicht mehr zu gewährleisten, wenn die jeweiligen entscheidenden 
Außenstellen des EBA unterschiedliches Landesrecht verbindlich anwenden 
würden. 

2. Behördeninterne Regelung 

Das Bundesministerium hat in seinem Erlaß über die Kompetenzen des Eisen­
bahn- Bundesamtes2 unter anderem ausgeführt: 

2 Erlaß des BMV v. 9.12.1994 - Az. E 11132.01.33 -03/30 VA 94-. 
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Die Bauaufsicht erstreckt sich auf die Einhaltung der Vorschriften in den 
Eisenbahngesetzen und -verordnungen - insbesondere der EBO -, soweit diese 
keine ausdrückliche Regelung enthalten, auf die Einhaltung der anerkannten 
Regeln der Technik und der Baukunst. 

Dabei sind Gegenstand der Bauaufsicht: 

- Betriebsanlagen des Ingenieur-, Hoch- und Oberbaus 

- Betriebsanlagen der Signal- und Telekommunikationstechnik, soweit sie dem 
sicheren Betriebsablauf dienen, 

- Betriebsanlagen der Maschinen,:- und Elektrotechnik. 

Inhaltlich bezieht sich die Bauaufsicht auf die 

- Genehmigung der Ausführungsplanung, 

- Überwachung der Bauausführung einschließlich Überwachung eines be-
triebssicheren Zustandes der Betriebsanlagen während der Baudurchführung 

- Abnahme und Prüfung der Erfüllung von Auflagen. 

Um Zweifel nicht aufkommen zu lassen hat der BMV auf folgendes hingewie­
sen: 

Bauaufsicht durch das EBA bedeutet nicht die Erteilung einer Baugenehmigung 
auf der Grundlage der geltenden LBO, da die Zulässigkeit des Baus einer Be­
triebsanlage bereits grundsätzlich durch einen Planfeststellungsbeschluß nach 
§ 18 AEG festgestellt wird und im übrigen eine Genehmigung der 
Ausführungsplanung erfolgt. 

Mithin hat die Bauführungsgenehmigung zuerst einmal die Einhaltung der 
Normen der EBO zum Gegenstand. Die EBO beschäftigt sich allerdings zu­
meist mit Aspekten, die nicht im Bereich des Interesses der Planfeststellung 
liegen, und ist deshalb für diese Thematik nur bedingt brauchbar. 

Eine Kollision zwischen Planfeststellung und bauaufsichtlicher Genehmi­
gung ist dort anzusiedeln, wo die anerkannten Regeln der Technik und der 
Baukunst und die Ausführungsplanung überwacht werden. Dort können immer 
wieder technische Lösungen auftauchen, die im Rahmen der Planfeststellung 
hätten behandelt werden müssen. 

Wollte man die Abgrenzung nach dem Wortsinn des letzten Absatzes des 
BMV-Erlasses vornehmen, dall die Planfeststellung das öffentlich-rechtliche 
„ob" des Vorhabens (Zulässigkeit) und die bauaufsichtliche Genehmigung das 
„ wie" regelt, so wäre dies in der Verallgemeinerung zu kurz gegriffen und 
würde sich auch nicht mit den Ausführungen der Gerichte zu diesen Fragen 
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decken. Festzustellen ist allerdings, daß die zitierten Normen eine positive Ab­
grenzung des Gegenstands der Bauausführungsgenehmigung nicht zulassen. 
Die unbestimmten Rechtsbegriffe "anerkannte Regeln der Technik und der 
Baukunst" sind nicht weiter gesetzlich geregelt. 

3. Exkurs: Rechtliche Einordnung der bauaufsichtlichen Genehmigung 

Nur kurz soll auf die Frage eingegangen werden, welche Rechtsqualität die 
bauaufsichtliche Genehmigung hat. 

In der Praxis wird die Genehmigung mit Rechtsbehelfsbelehrung erteilt. 
Somit ist sie formal ein Verwaltungsakt. Dem stehen keine rechtlichen Beden­
ken entgegen, weil die bauaufsichtliche Genehmigung einen Einzelfall auf dem 
Gebiet des öffentlichen Rechts regelt und für den Vorhabenträger unmittelbare 
Rechtswirkung entfaltet. Dem Vorhabenträger wird aufgegeben, das Bauwerk 
in einer bestimmten Art und Weise auszuführen, mithin wird von dem Adres­
saten ein bestimmtes Tun gefordert. Die Voraussetzungen des § 35 VwVfG 
liegen somit vor. 

Außerdem muß dem Vorhabenträger auch die Gelegenheit gegeben werden, 
die Auflagen gerichtlich überprüfen zu lassen, denn was Stand der Technik ist, 
läßt sich sicherlich oft genug unterschiedlich beantworten. 

Obwohl sich sicherlich darüber streiten läßt, ob einer Aktiengesellschaft, 
deren Anteile zu 100 % im Besitz des Bundes sind, die gleichen Rechte - vor 
allem Grundrechte - zustehen wie einem privaten Dritten, ist wohl nicht außer 
acht zu lassen, daß sich die Aufsichtsbehörde - Art. 20 Abs. 3 GG gehorchend 
- die Mühe machen muß, rechtmäßig zu handeln, und rechtmäßiges Handeln 
setzt nun mal einen Maßstab voraus, an dem die Verwaltung ihr Handeln aus­
richten kann. Darüber hinaus stehen der DB AG auch unterhalb der Grund­
rechtsebene aus der Eisenbahnstrukturreform Rechte bzw. Aufgaben zu, in die 
die Aufsichtsbehörde manchmal eingreift. Für diesen Eingriff benötigt sie eine 
Ermächtigungsnorm. 

Selbst wenn das Bundesverwaltungsgericht in seiner Entscheidung vom 13. 
Oktober 19943 die Zuständigkeit des EBA für die Bauaufsicht bejaht, ist die 
Suche nach den entsprechenden Eingriffsnormen nicht hinfällig. Allerdings 
kann man zur Diskussion stellen, ob die Ermächtigung nicht aus der Planfest­
stellung fließt und somit der Verwaltungs::ilct seine Frmächtigungsgrundlage 
quasi in einer „Annexkompetenz" findet. 

3 BVerwG, Beschluß v. 13.10.1994 - BVerwG 7 VR 10.94 -. 
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Ein weiterer Gedanke könnte sich auf die analoge Anwendung von § 4 
FStrG richten; diese Vorschrift hat der Straßenbauiastbehörde die voliständige 
Genehmigung übertragen. In der Kommentierung zu § 4 FStrG kann man 
nachlesen, es sei ausreichend, daß der Gesetzgeber das oberste Gebot - näm­
iich sicher zu bauen - festgeiegt hat. Aiies weitere könne dann über Dienstvor­
schriften geregelt werden. Diese Vorgehensweise wird bei der Straßenbauver­
waltung auch verfolgt. 

Auch im EBA ist eine Art Dienstvorschrift erlassen worden (Bauanwei­
sung); diese könnte den gleichen Zweck erfüllen, wie die Dienstanweisungen 
der Straßenbauverwaltung. Bed~utsamer Unterschied ist allerdings, daß die 
Straßenbauverwaltung einheitlich hoheitliche Verwaltung ist, die ihre internen 
Fragen durchaus mittels Dienstanweisung regeln darf. Dem EBA steht indes 
ein "privater" Dritter gegenüber, in dessen Rechte wir nur aufgrund oder 
durch Gesetz eingreifen dürfen. Somit ist ein Verwaltungsinternum nicht aus­
reichend, um die Ennächtigungsgrundlage für die bauaufsichtliche Genehmi­
gung zu schaffen. 

Da auf eine schnelle Klärung dieser Probleme durch den Gesetzgeber wohl 
kaum zu hoffen ist, erscheint meines Erachtens ein vertretbarer Weg darin zu 
liegen, die Bauausführungsgenehmigung als Vorbehalt in der Planfeststellung 
sehen. 

Ein den Regeln der Technik und der Baukunst entsprechende Ausführung 
steht grundsätzlich auch im öffentlichen Interesse, so daß auch deren Überwa­
chung gesichert sein muß. Da die Ausführung die grundsätzliche Zulässigkeit 
des Vorhabens regelmäßig nicht mehr berührt, würde die Überwachung ent­
sprechend§ 74 Abs. 3 VwVfG unter dem Vorbehalt der späteren Überprüfung 
stehen. Diese Entscheidung könnte dann im Nachgang als Vorbehaltsentschei­
dung des Planfeststellungbeschlusses ergehen, wenn die notwendigen Unterla­
gen (z.B. die geprüfte Statik, die bei dem eigentlichen Planfeststellungsverfah­
ren regelmäßig noch nicht verfügbar ist) vorliegen. 

Abschließend läßt sich diese Frage hier leider nicht klären, die erwähnten 
Ansätze sollten aber Anregung genug sein, über die verschiedenen Möglickei­
ten zu diskutieren. 

,III. These 

Teilweise wird die Behauptung aufgestellt, die Planfeststellung sei mit dem 
Baurechtsverfahren zu vergleichen. Die Planfeststellung sei eine Art der Bau­
leitplanung, und damit sei - so wird gefolgert - die bauaufsichtliche Genehmi­
gung eine Art Baugenehmigung. 
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Als erstem Schritt wird nun dieser These nachgegangen. Da es an einer 
positiven Abgrenzungsmögiichkeit für die bauausichtliche Genehmigung fehlt, 
soll anschließend versucht werden, zumindest negativ eine Abgrenzung zum 
Gegenstand der Planfeststellung .zu ermöglichen. Dafür soll ein kurzer Blick 
auf die uefinition des Begriffs "PianfeststeHung" geworfen werden. 

IV. Gegenstand der Planfeststellung 

1. Plan/ eststellung als Bauleitplanung? 

Der Zweck der Bauleitplanung ergibt sich aus § 1 Abs. l, 3 und 5 BauGB. Sie 
dient einerseits der Schaffung eines ordnenden Rahmens für die geordnete 
bauliche Nutzung der Grundstücke. Andererseits soll durch sie die Entwick­
lung der städtebaulichen Aspekte umgesetzt werden. In der Bauleitplanung sind 
eine Vielzahl von Abwägungsbelangen einzustellen. 4 

Von der planerischen Kompoti.ente her sind Planfeststellung und Bauleitpla­
nung durchaus vergleichbar. 

Will man nun die obige These aufgreifen, stellt sich die Frage, ob die 
Bauleitplanung gern. § 8 BauGB auch die Ausführung eines speziellen Vorha­
bens im Auge haben kann. Dem Bebauungsplan geht es in der Regel nicht um 
ein spezielles Vorhaben (Einzelzulassung), sondern um die Gestaltung eines 
ganzen zusammhängenden Gebiets, in dem die widerstreitenden Interessen -
zumeist Planungsinteressen - vieler einzelner Vorhaben mit ihren verschiede­
nen Auswirkungen in Einklang gebracht werden sollen. Im übrigen hat die 
Bauleitplanung bei ihrer Abwägung wesentlich auf die raumplanerische Kom­
ponente abzustellen und sich nicht mit Konflikten bei Dritten zu beschäftigen. 

Insoweit besteht zwischen Bebauungsplan und Planfeststellung die Gemein­
samkeit, daß Konflikte vermieden oder gelöst werden sollen. Der Unterschied 
ist aber, daß im Bebauungsplan eine Vielzahl von noch unbekannten Vorhaben 
generell-systematisierend zusammengefaßt werden; die Planfeststellung, dage­
gen, betrachtet ganz konkret ein Vorhaben und löst dessen konkreten Kon­
flikte. 

Nun mag man einwenden, daß auch die Bauleitplanung Instrument zur Pla­
nung von konkreten Vorhaben sein kann, so zum Beispiel für den Bereich der 
Str~l3enplanung. Jedoch lassen sich die Grundsätze, die im Planfeststellungs­
recht Geltung beanspruchen, nicht einfach auf die Bauleitplanung übertragen. 

4 Krautzberger, in: Battis I K.rautzberger / Löhr, BauGB, 3. Aufl. 1991, § 1, Rdnr. 90 ff. 
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Das Bundesverwaltungsgericht hat ausdrücklich darauf hingewiesen, daß zwi­
schen den beiden Instituten Unterschiede bestehen, und es sich deshaib verbie­
tet, die Wirkungen der Planfeststellung auf die Bauleitplanung zu übertragen. 5 

Der Bauleitplanung fehlt es vor allem an der Konzentrationswirkung. Zudem -
und dies ist der große Unterschied - verleiht die Bauleitplanung kein unmittel­
bares Recht zur Ausführung des Vorhabens. Auch der Straßenbaulastträger 
erhält erst durch die förmliche Baugenehmigung sein "Baurecht". 

Letztlich wesentlich für die Unterscheidung zwischen Planfeststellung und 
Bauleitplanung ist ihr unterschiedlicher Rechtscharakter und die damit verbun­
denen unterschiedlichen Rechtsclmtzmöglichkeiten. Auch die Einstufung, daß 

1 

die Planfeststellung der Bauleitplanung ähnlicher ist als der Baugenehmigung, 
muß aus den oben genannten Gründen verneint werden. Die wesentlichen Cha­
raktermerkmale wie Rechtsform (Verwaltungsakt / Satzung), Rechtsschutz 
(Anfechtungsklage / Normenkontrollantrag gern. § 48 VwGO, soweit landes­
rechtlich zugelassen) und die Verschaffung eines Rechts (direkte Zulassung / 
weiteres Geneh_rnigungsverfa hren) lassen es riJcht angemessen erscheinen, von 
einer rechtlichen Ähnlichkeit zu sprechen. 

2. Planf eststellung als Baugenehmigung? 

Ein kurzer Blick soll auch auf das Institut der Baugenehmigung geworfen wer­
den. 

Eine Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn keine öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften entgegenstehen (z.B. § 75 LBauO Bbg). Die Baugenehniigung be­
rührt den Zuständigkeitsbereich zahlreicher Fachbehörden. Grundsätzlich sind 
diese Behörden am Verfahren zu beteiligen. 6 Soweit andere Fachbehörden in 
ihren Bereichen tangiert sind, ist ihre Entscheidung einzuholen. In solchen 
Fällen ist die Baugenehmigung ein mehrstufiger Verwaltungsakt. Dies ergibt 
sich z.B. aus§ 70 Abs. 3 Satz 2 LBauO NW: 

„Die Baugenehmigung läßt aufgrund anderer Vorschriften be­
stehende Verpflichtungen zur Einholung von Genehmigungen, 
Bewilligungen, Erlaubnissen und Zustimmungen oder zum Er­
statten von Anzeigen unberührt." 

5 BVerwGE 94, S. 100 = UPR 1994, S. 28; vgl. auch BVerwG UPR 1995, S. 311 f. 
(312). 

6 Vgl. § 60 Abs, 1 LBO Bin; zum Verfahrensgang: Ronellenjitsch, Verwaltungsrecht 
2.1., S. 153 f. 



198 

Zu den öffentlich-rechtlichen Vorschriften gehören unter anderem die Vor­
schriften der Landesbauordnungen und ihrer uurchführungsverordnungen, des 
weiteren die Vorschriften des BauGB, des Landschaftsrechts, Denkmalschut­
zes, Immissionsschutzes, Gewäss,erschutzes usw., wobei die Aufzählung nicht 

- ... ... • - - - .., - - - - ... • „ _„ - „... „ - „ ..... • 

abschließend ist.' Uer groJie Unterschied zum PlanteststellungsbeschluU ist -
wie sich schon aus § 70 Abs. 3 LBO NW ergibt - die fehlende Konzentrati­
onswirkung. Mithin ist die Baugenehmigungsbehörde, anders als die Planfest­
stellungsbehörde, nicht in der Lage, die Entscheidung einer Fachbehörde zu 
überwinden oder die notwendige Entscheidung selbst vorzunehmen. 

Wie schon erwähnt, kann der Vorhabenträger erst mit Erteilung der Bauge­
nehmigung sein Vorhaben realisieren. Insoweit sind sich vom Blickpunkt des 
vermittelten Rechts Baugenehmigung und Planfeststellung wesentlich ähnli­
cher. Erst die Baugenehmigung realisiert das Grundrecht aus Art. 14 GG und 
legt noch notwendige Schutzmaßnahmen (Gewerbe- und Immissionsschutz­
recht) fest. Außerdem - und dies ist auch ein ganz erheblicher Punkt - hat der 
Nachbar erst mit ErteilunE?: der BauE?:enehmiE?:unE?: ein KlaE?:erecht E?:eE?:en das 

...... """" '-J .....- '-"" '-'" """ 

Vorhaben. Insoweit ist die Planfeststellung eher der Baugenehmigung ähnlich, 
obwohl sie auch Elemente der Bauleitplanung enthält (notwendigerweise, da 
sonst Großvorhaben nicht in die Landschaft zu integrieren sind). 

Da die Planfeststellung aber in ihrer Rechtswirkung weitergeht als die Bau­
genehmigung, ist ein direkter Vergleich unzulässig. Wenn man überhaupt eine 
vergleichende Aussage treffen kann, so wäre es wohl zutreffender, daß die 
Planfeststellung eine Art „privilegierte" oder „qualifizierte" Baugenehmigung 
für Großvorhaben ist, die über eine eigene raumplanerische Komponente ver-
~· - ·-rugr. 

3. Zwischenergebnis 

Zusammenfassend ist die unter Punkt III genannte These abzulehnen, da sie 
dem Institut der Planfeststellung nicht gerecht wird und die Wirkungen der 
Planfeststellung nicht angemessen berücksichtigt. Somit kann sich die Abgren­
zung zwischen Bauausführungsgenehmigung und Planfeststellung nicht an die 
Institute Bauleitplanung und Baugenehmigung anlehnen. 

Mithin ist der Versuch zu machen, die Abgrenzung negativ vorzunehmen. 
Deshalb soll kurz untersucht werden, was Gegenstand der Planfeststellung ist, 

7 Als Beispiel: Aufzählung von Verwaltungsvorschriften zu § 70 LBO NW abgedruckt 
in: Gädtke / Böckenförde I Temme, Landesbauordnung NW, § 70 mit weiteren 
Nachweisen. 
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um dann auf den Gegenstand der Bauausführungsgenehmigung rückzuschlie­
ßen. 

4. Gegenstand der Planfeststellung 

Nach § 75 Abs. 1 VwVfG ersetzt die Planfestellung alle anderen erforderli­
chen behördlichen Entscheidungen und regelt rechtsgestaltend alle öffentlich­
rechtlichen Beziehungen zwischen Vorhabenträger und den durch den Plan 
Betroffenen. ·,· 

Wesensmerkmal ist die über die Zulassungswirkung hinausreichende um­
fassende Konzentrations-, Gestaltungs- und Auschlußwirkung. 8 Mithin gibt es 
neben der reinen Erklärung der Zulässigkeit des Vorhabens noch andere Wir­
kungen des Planfeststellungsbeschlusses, denn der Planfeststellungsbeschluß ist 
allgemein verbindlich und seine Gestaltungswirkung umfassend. 9 

Wenr1 aber ein Venvaltungsakt eine allgemeinverbindliche Wirkung hat und 
die Rechte aller Betroffenen regeln solt so ist es zwingend, daß der Beschluß 
sich auch mit sämtlichen Belangen auseinandergesetzt hat, die gegen Dritte 
oder eine Behörde wirken sollen. Demnach ist der Gegenstand des Planfest­
stellungsbeschlusses abstrakt dahingehend zu umschreiben, daß er alles umfas­
sen muß, was geeignet ist, Konflikte zu beinhalten. 

Nun soll kurz untersucht werden, ob sich anhand der Definitionen der Plan-, 
feststellung Aussagen finden lassen, die auf die Ausführungsgenehmigung Be­
zug nehmen. 

a) Definitionen 

Die klassische Definition datiert aus dem Jahre 1893. Sie stammt von Gleim. 
Danach befindet die eisenbahnrechtliche Planfeststellung (preußischen Rechts) 
über die 

„ Beschaffenheit der Bahnanlage selbst in allen Bestandteilen, sowie über 
die Frage, inwieweit es zugunsten der durch die Eisenbahnunternehmung in 
Mitleidenschaft gezogenen öffentlichen und Privatinteressen der Herstellung 
von Anlagen (Nebenanlagen) bedq,rf, wo und wie dieselben auszuführen sind. " 

1 

8 Ronellenfitsch, VerwArch. Bd. 80 (1989), S. 92 ff. (94). 

9 Ronellenfitsch, a.a.0., S. 96. 
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Bemerkenswert ist, daß diese Definition auch die Frage der Ausführung 
enthäit, mithin auch die Frage des „ wie" geregeit sehen wiii und nicht nur die 
Frage der Zulässigkeit, also das rechtliche „ob". 

Das RG hat mit Beschluß vom 17.12.1932 die Planfeststellung definiert als ei­
nen 

„ ... rechtsgestaltenden Staatsakt, welcher die behördliche Be­
stimmung enthält, daß der Neubau oder die Veränderung der 
Reichseisenbahnanlagen so, wie im Plane festgestellt, ausge­
führt werden soll." '0 

Aus dieser Definition läßt sich nicht unmittelbar entnehmen, daß der Plan An­
gaben über die Ausführung des Vorhabens enthält und diese verbindlich an­
ordnet. 

Auch die weiteren Definitionen der neueren Zeit lassen nicht erkennen, daß 
die Ausführung eines Vorhabens im Planfeststellungverfahren enthalten ist. 
Bedauerlicherweise wird eine separate Ausführungsgenehmigung in der Litera­
tur oder Rechtsprechung nicht erwähnt, so daß anhand der Definitionen der 
Planfeststellung in der Sache kein Fortschritt zu erzielen ist. 11 

b) Betrachtung von § 73 Abs. 1 Satz 2 Vw VfG 

Zur weiteren Klärung wenden wir uns noch einmal der konkreten gesetzlichen 
Regelung zum Inhalt und damit zum Gegenstand der Planfeststellung zu. 

Nach§ 73 Abs. 1 Satz 2 VwVfG müssen die Zeichnungen und Erläuterun­
gen so genau sein, daß sie das Vorhaben, seinen Anlaß und die vom Vorhaben 
betroffenen Grundstücke und Anlagen erkennen lassen. 

Die Planunterlagen müssen so aufbereitet sein, daß sie Aufschluß über alle 
berührten öffentlichen Belange und subjektiven Rechte geben können. 12 Weiter 
differenziert wird dies durch die Planfeststellungsrichtlinien für das Bundes­
fernstraßengesetz und mittlerweile auch durch die Richtlinie im Bereich der 

10 Zu den Quellen vgl. Blümel, Die Planfeststellung. Zweiter Teil, Habilitationsschrift aus 
dem Jahre 1967, Speyerer Forschungsberichte 140, Bd. 1, S. 36, 37. 

11 Zu den Definitionen vgl. Blümel, a.a.0., S. 36 ff; auch Bonk, in: Stelkens I Bonk / 
Sachs, VwVfG, 4. Aufl. 1993, § 72, Rdnr. 1; Kopp, VwVfG, 6. Aufl. 1996, § 72, 
Rdnr. 7; es finden sich keine Ausführungen über Bauausführungsgenehmigungen oder 
ähnliche Verwaltungsakte, die sich mit den technischen Ausführung eines Vorhabens 
beschäftigen. 

12 Kopp, VwVfG, a.a.0., § 73, Rdnr. 17. 
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DB AG (gültig seit dem 1.4.1994). Dort heißt es unter Nr. I. 2. (2) (verkürzt 
wiedergegeben): 

In der Planfeststellung wird insbesondere entschieden: 

- welche Lage, Gestalt und Beschaffenheit die ArJagen haben, 

- welche Grundstücke vorübergehend oder auf Dauer benötigt werden 

- Berücksichtigung von öffentlich-rechtlichen Belangen 

- Regelung der Folgemaßnahmen 

- Vorkehrungen von Schutzanlagen 

- über die Einwendungen, die nicht im Anhörungsverfahren ausgeräumt wer-
den konnten. 

Generell-abstrakt muß der Plan alle wesentlichen baulichen, technischen, 
ökologischen und sonstigen Aspekte des Vorhabens ansprechen, ohne deren 
Kenntnis ein verständiges Urteil über die zu erwartenden oder möglichen 
Auswirkungen, insbesondere auch über Art und Ausmaß der Betroffenheit und 
der zu erwartenden Nachteile, Gefahren und Belästigungen nicht möglich 
sind. 13 Die abwägungserheblichen Belange müssen sich mit einer Deutlichkeit 
aus den Planunterlagen ergeben, die es erlauben, ihre Bedeutung für die Pla­
nung und der Betroffenheiten zu erkennen. 14 Jedoch müssen die Unterlagen 
nicht so ausführlich sein, daß der festgestellte Plan direkt aus sich heraus voll­
ziehbar wäre. 15 

Die wesentlichen Kriterien für die Planunterlagen zeigen, daß Gegenstand 
der Planfeststellung alle Bereiche sein müssen, die geeignet sind, Konflikte zu 
verursachen und in der Abwägung von Bedeutung sein können. Daraus ergibt 
sich abstrakt, daß die Bauausführungsgenehmigung alle jenen Fragen der Re­
geln der Technik und Baukunst zum Gegenstand haben kann, die keine Kon­
flikte hervorrufen können. 

Nun mag man einwenden, es sei selbstverständich, daß technische Fragen 
keine Konflikte beinhalten; dies gelte erst recht für technische Lösungen von 
nur vorübergehendem Charakter (Baustellen und deren Auswirkungen). 

Bei näherer Betrachtung ergibt sich aber, daß genau dies generell nicht der Fall 
ist. Technische Lösungen können sowohl als dauerhafte als auch als temporäre 

13 Kopp, VwVfG (Fn. 11), § 73 Rdnr. 17; Bank, in: Steikens J Bonk J Sachs, VwVfG 
(Fn. 11), § 73 Rdnr. 11. 

14 BVerwG, NVwZ 1989, S. 252 f. (253). 

15 BVerwGE 67, S. 206 ff. (213); BVerwGE 69, S. 344 ff. (345); BVerwGE 75, 214 ff. 
(224); Bonk, in: Stelkens I Bonlc I Sachs, VwVfG (Fn. 11), § 73 Rdnr. 11. 
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Erscheinungen Konflikte beinhalten und somit abwägungserhebliche Belange 
sein, die in der Pianfeststeilung zu berücksichtigten sind. Dies scheint für die 
Gerichte nichts Außergewöhnliches zu sein. 

c) Position der Rechtsprechung 

Grundsätzlich können die Modalitäten einer Bauausführung im Einzelfall 
eine qualitative planerische Bedeutung haben und insoweit gegenständlicher 
Teil einer Planfeststellung sein. In diesen Fällen ist die Art und Weise der 
Bauausführung nicht als eine bloße Frage des technischen Vorgehens zu ver­
stehen. Dies ist insbesondere dann gegeben, wenn die technische Ausführung 
Einfluß auf eine sachgerechte Abwägung haben kann und zwar in dem Sinn, 
daß hiervon die eine oder andere konkrete planerische Entscheidung abhängig 
sein kann. Nur dann ist die Bauausführung Teil des Abwägungsmaterials und 
folglich zu berücksichtigen. 16 In der Mehrzahl der Fälle kommt Fragen der 
technischen Ausführung eine Auswirkung auf die Planung nicht zu. 

In seiner Entscheidung vom l8. l 1.1994 hatte sich der Bayerische Verwal­
tungsgerichtshof mit der Frage zu beschäftigen, ob Material zur Lärmdamm­
schüttung kontaminiert war. Dies war ein Abwägungsbelang und damit als Ge­
genstand der Planfeststellung in der Entscheidung zu bewältigen. In derselben 
Entscheidung prüfte das Gericht auch die Frage der temporären Konflikte -
wie Lärm- und Staubbelästigung - während der Bauarbeiten sowie die Zulas­
sung von Nachtarbeiten. Bei all diesen Fragen stellte sich das Gericht auf den 
Standpunkt, daß diese Auswirkungen geeignet sind, Dritte zu beeinträchtigen, 
und mithin in der Planfeststellung zu behandeln sind. 

Daraus ergibt sich, daß Ansprüche auf Schutzmaßnahmen nicht nur den 
Endzustand des Vorhabens betreffen, sondern auch für die Bauarbeiten gelten. 
Die Planungsbehörde muß dafür sorgen, daß auch während der Bauarbeiten 
keine unzumutbaren Nachteile oder schädlichen Umwelteinwirkungen für die 
Nachbarn auftreten. Provisorische Zufahrten, Maßnahmen gegen Baulärm, 
auch eine Beschränkung besonders störender Arbeiten auf bestimmte Tageszei­
ten, gehören zu den im Planungsverfahren anzuordnenden Schutzvorkehrun­
gen. 11 

Fragen der technischen Ausführung eines Vorhabens - hier die Eintunne­
lung einer Trasse - können ebenfalls Gegenstand der Planfeststellung sein. Die 
Ausführung als Tun_nelbauweise ist nicht nur als Frage der technischen Bauaus-

16 BayVGH, Beschluß vorn 18.11.1994 - 20 A 93.40081 -, UA, S. 101. 

17 Kühling, Fachplanungsrecht, 1988, Rdnr. 255. 
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führung zu verstehen. Daß jede Ausführung eine technische Seite hat, ändert 
„ • - 10 • „ • •• „ • ... • -„.„ „ .... ... • -tl 

daran ruchts. ,„ Anderseits gibt es techrusche AustUhrungen, denen scnwerticn 
eine Wirkung auf die planerische Abwägung entnommen werden kann. 19 

Maßgebend sind stets die Wirkungen der technischen Bauausführung. 
Können diese Einfluß auf die sachgerechte Abwägung haben - und zwar in 
dem Sinne, daß andere konkrete planerische Entscheidungen davon abhängig 
sind - , sind sie Teil des Abwägungsmaterials und zu berücksichtigen. 20 

Zwei Dinge lassen sich somit festhalten: 

Gegenstand der Planfeststellung muß - wie oben schon erwähnt - alles 
sein, was geeignet ist, Konflikte auszulösen. Daraus läßt sich schon einmal 
folgern, daß diese Punkte nicht Gegenstand der Bauausführungsgenehmigung 
sein können. Zweitens sind auch Fragen der Bauausführung, also Probleme 
temporärer Art, in der Planfeststellung abzuhandeln, wenn sie Betroffenheiten 
auslösen. 

Zusammenfassend ist die Planfeststellung von der Bauausführungsgehmi­
gung nur negativ abzugrenzen, wobei alle Fragen der Einhaltung der aner­
kannten Regeln der Technik und der Baukunst Gegenstand der Bauausfüh­
rungsgenehmigung sein können, soweit sie nicht geeignet sind, Konflikte mit 
Dritten hervorzurufen oder öffentlichen Belange zu berühren. 

V .. ,Einzelbeispiele 

Nun stellt sich die abschließende Frai!e. ob es konkrete Bauabschnitte oder 
...., J' - - -

Bauvorhaben gibt, die sich per se als nicht planfeststellungsbedürftig abhandeln 
lassen. Läßt sich also ein Katalog für die Bauausführungsgenehmigung definie­
ren? 

Dies soll anhand der folgenden Einzelbeispiele überprüft werden. Dabei 
sind zwei Gruppen zu unterscheiden, nämlich die technischen Fragen, die von 
dauerhafter und von temporärer Erscheinung sind. 

18 BVerwG (4. Senat) vom 26.6.1992 - Az. 4 B 1-11i92 -, NVwZ i993, S. 572-578 = 
VBIBW 1992, S. 458-468. 

19 VGH Mannheim vom 20.10.1991 - Az. 5 S 81/89 -; Berufungsinstanz versuchte kon­
krete Beispieie zu finden. 

20 BayVGH, Urteil vom 18.11.1994 (Fn. 16), UA, S. 101 ff. 
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1. Dauerhafte Probleme 

a) Feste Fahrbahn 

-,-

Ein gutes Beispiel stellt hier die "Feste Fahrbahn" als Oberbauart dar. 

Eigentlich nur eine mögliche Ausführung des Oberbaus, ist sie dem Grunde 
nach lediglich eine Frage, wie der Oberbau technisch ausgeführt wird, letztlich 
also ein typischer Fall für die bauaufsichtliche Genehmigung (Stand der Tech­
nik, Sicherheitsfragen). Die DB-AG behauptet, daß die „Feste Fahrbahn" nicht 
planfeststellungspflichtig ist, da Oberbauarten grundsätzlich nicht der Planfest­
stellung unterfallen. Dies darf allerdings nicht unwidersprochen bleiben. 

Die im Rahmen der 16. BlmSchV erlassene Schall 03 sieht einen Zuschlag 
von 5 dB(A) vor, so daß dieser Oberbau erhebliche Auswirkungen hat, die ih­
ren Niederschlag - je nachdem - in entsprechenden Schallschutzmaßnahmen 
finden müssen. Durch den Zuschlag ist die „Feste Fahrbahn" grundsätzlich ein 
Gegenstand der Pianfeststeliung. Private Beiauge können durch den erhöhten 
Lärm berührt werden und öffentliche Belange durch den Bau von Lärmschutz­
wänden. Daraus ergibt sich, daß eine Oberbauart grundsätzlich und ungeprüft 
auf keinen Fall der bauaufsichtlichen Genehmigung vorbehalten bleiben kann. 

b) Brückenbauwerke 

Brückenanlagen werden in den Planunterlagen lediglich als Striche ausgewie­
sen. Die weitere Gestalturn?: bleibt oft i!enui! der Ausführuni!snlanuni! überlas-

....... ....... '-'" ....... .1. ...... 

sen, was in Wald und Flur sicher nicht unberechtigt ist. Anders ist zu entschei­
den, wenn es sich um besiedeltes Gebiet handelt. Dort können städtebauliche 
Aspekte bei der Art und Weise der Gestaltung der Brücke wesentlich an Ge­
wicht gewinnen und einen abwägungserheblichen Belang darstellen. Aber auch 
die jeweilige technische Gestaltung, z.B. die Art der Gründung, mag geeignet 
sein, wasserrechtliche Belange zu berühren, so daß die Einschätzung immer 
sehr stark vom Einzelfall abhängt und nicht generell beantwortet werden kann. 

Deutlicher wird die Problematik bei Änderungen von Brückenanlagen. Die 
Ausführung und Änderung einer Brücke - zum Beispiel die Erneuerung einer 
Stahlbrücke, angepaßt an den Stand der Technik nun als Walzträger in Beton -
mag auf den ersten Blick lediglich eine technische Lösung darstellen, die die 
Planfeststeliung nicht berühren kann. Im Bereich Beriin empfiehlt es sich al­
lerdings dringend, den Denkmalschutz zu beteiligen, da eine Vielzahl von Ei­
senbahnbrücken unter Denkmalschutz steht. Bei ihrer Änderung ist also immer 
mindestens ein Träger öffentiicher Belange berührt. Auch die Städtebauer 
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könnten ein Interesse an dieser Art von Brücken haben. Insoweit handelt es 
sich eben nicht mehr um eine reine Frage der technischen Gestaltung. Vor al­
lem gilt es aber, dem Denkmalschutz Aufmerksamkeit zu schenken; von seinen 
Belangen und gesetzlichen Voraussetzungen kann nur mittels der Planfeststel­
iung i Piangenehmigung abgewichen werden. 

c) Dienstleistungskonzept Bahnhof 

Die aufgestellte These lautet, daß der Bahnhof nur noch an „ vier Ecken" plan­
festgestellt wird, alles weitere wird von der Ausführungsgenehmigung erledigt. 
Vor einer solchen Vorgehenswe~e kann nur gewarnt werden. Die Zuwegung 
ist ein öffentlicher Belang. Die Treppen- und Wegebeziehungen sind ebenfalls 
kon:fliktträchtig und benötigen eine angemessene verfahrensrechtliche Behand­
lung. Auch die Belange der Feuerwehr können in der Ausführungsgenehmi­
gung nicht mehr angemessen gewürdigt werden (Stichwort: Umplanungen; er­
neute Öffentlichkeitsbeteiligung); mithin werden diese Konflikte Picht gelöst. 
Des weiteren kann die Ausführung der Außenfassade Gegenstand der Plan­
feststellung sein, weil die städtebaulichen Belange der Kommune beziehungs­
weise der Denkmalschutz zu berücksichtigen sind. Hier ist die Planfeststellung 
als richtiges Instrument einzusetzen. 

d) Einhausung einer Strecke 

Die Einhausung einer Strecke - aus welchen Gründen auch immer - trifft in­
nerhalb einer Stadt sicher auf städtebauliche / städteplanerische Zwecke, wo­
hingegen die Einhausung irgendwo im Wald der Bauausführungsgenehmigung 
überlassen bleiben könnte. Auch hier kann nur anhand des Einzelfalles ent­
schieden werden. 

e) Zwischenergebnis 

Die grundsätzliche Aussage, bestimmte technische Varianten seien der Bauaus­
führungsgenehmigung vorbehalten, ist in dieser Verallgemeinerung nach den 
gemachten Ausführungen unzutreffend. 
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2. Temporäre Probleme 

a) Nachtarbeit 

Nach einer Auffassung soll die Zulassung der Nachtarbeit Gegenstand der bau­
aufsichtlichen Genehmigung sein. Dies begegnet erheblichen rechtlichen Be­
denken. Originär zuständig für die Zulassung von Nachtarbeiten sind die Ord­
nungsbehörden. Will man durch das EBA eine Entscheidung herbeiführen, so 
geht dies nur im Rahmen der Konzentrationswirkung eines Planfeststellungs­
verfahrens, da es ansonsten schon an der Kompetenz bzw. Zuständigkeit des 
EBA für diese Entscheidung fehlt (vgl. Weisung des BMV zu § 4 Abs. 2 
ENeuOG). 

b) Baustelleneinrichtung 

Des weiteren sind Aussagen Zll hören, da.'3 vorJbergehende Baustelleneiririch= 
tungen nicht Gegenstand der Planfeststellung sind. 

Dem ist nur insoweit zuzustit'nmen, soweit Grundstücke von Dritten nicht 
in Anspruch genommen werden und auch keine weiteren Beeinträchtigungen 
von Rechten Dritter erfolgen. Sind aber durch umfangreiche Erdarbeiten 
Staub- und Lärmimmissionen bei Dritten zu befürchten, so hat sich die Plan­
feststellung mit diesen Fragen zu beschäftigen und sie in ihre Entscheidung 
einzustellen. 

3. Fazit 

Diese Beispiele mögen - trotz ihrer Kürze - deutlich gemacht haben, daß 
eine generelle Aussage, dies oder jenes sei ausschließlich Gegenstand der 
Ausührungsgenehmigung, je nach Einzelfall falsch oder richtig sein kann. 

'( 

VI. Zusammenfassung 

Eine konkrete Abgrenzung zwischen Planfeststellung und bauaufsichtlicher 
Genehmigung läßt sich alles in allem nicht treffen. Die Beispiele zeigen, daß 
inuner die Besonderheiten des Einzelfalles und die spezielle räumliche Situa­
tion berücksichtigt werden muß. 

Abstrakt ist festzuhalten, daß alle Vorhaben - also auch solche mit techni­
schem Hintergrund - immer dann planfestzustellen sind, wenn sie geeignet 
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sind, Betroffenheiten auszulösen. Ergeben sich in der bauaufsichtlichen Ge­
nehmigung Fragen, die nicht zwischen den beiden Beteiligten - Aufsichtsbe­
hörde und Vorhabenträgerin - von Bedeutung sind, so ist dies das deutlichste 
Zeichen, daß eine Planfeststellung unzulässigerweise unterblieben ist oder daß 
die voriiegende PianfeststeHung nicht aHe Beiange ermittelt und abgewogen hat 
und deshalb rechtlich bedenklich ist. 
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Ich habe an Herrn Pfeil noch eine klärende Frage: Er hat die Plangenehmi­
gung, meine ich, unter dem Gesichtspunkt der Zeitraffung, der BescrJeuni-
gung, als gleichwertige Möglichkeit gesehen, um die Planfeststellung zu erset­
zen. Bei großen Bauvorhaben sehe ich, was die Zeit anbelangt, genau das Ge­
genteil. Die Plangenehmigung setzt ja voraus, daß das Benehmen mit den Trä­
gern öffentlicher Belange hergestellt werden muß. Mir stellt sich die Frage, 
wie ich das tun kann. Das kann doch nur dergestalt laufen, daß, da jetzt die 
Anhörungsbehörde fehlt, das Eisenbahn-Bundesamt dieses Benehmen herstel­
len muß, indem es selbst einen Termin anberaumt. Also ich sehe da überhaupt 
keine Zeitersparnis, im Gegenteil, ich sehe eher eine Verzögerung, zumal dann 
vielleicht noch der Streit übrigbleibt, ob eine Planfestellung nach § 18 Abs. 1 
AEG sinnvoller gewesen wäre. 

Gibtner: 

Mir hängt ja nun noch das Erbe an, an der Gesetzgebung beteiligt gewesen zu 
sein und deswegen hat mich Herr Pfeil ja auch konkret angesprochen. Also, 
zum Grundsatz würde ich sagen: Der Gesetzgeber hat, so wie es Herr Rieger 
dargestellt hat, Rechtsgrundsätze in der konkreten Situation formuliert, um 
z.B. die Eisenbahnstrukturreform oder aber die Planungsbeschleunigung bei 
Investitionsmaßnahmen, die dringend notwendig sind, jetzt durchzusetzen. Der 
Gesetzgeber ist zweifellos nicht perfekt und hat nicht alle Fälle vorhersehen 
können; das hat er auch schon absichtlich deshalb nicht getan, damit die 
Rechtswissenschaft nun genügend freies Feld hat, um sich zu fragen: „ Was 
mag wohl der Gesetzgeber gemeint haben?" Allerdings ergibt sich schon aus 
der Begründung, die ich hier vorgetragen habe, daß der Gesetzgeber nichts 
versäumt hat. Nur, eines ist klar: Wenn es sich herausstellen sollte, daß zu 
viele Fälle strittig bleiben oder z~ viele Gerichtsverfahren notwendig sind, um 
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die aufgeworfenen Konflikte zu entscheiden, und damit das Anliegen des Ge-
, 11 "t• ...... 'II 'II • H 1• 1 , "I f- •• 1 1 . 4.• serzgeoers, me Hescmeurugung zu ermogncnen, umenauren wuroe, oann ware 

das Recht zu novellieren. Dazu braucht der Gesetzgeber die Hinweise der An­
wendungspraxis und der Rechtswissenschaft. 

Mit dem Instrument der Plangenehmigung und mit der Erweiterung seiner 
Einsatzmöglichkeiten hat der Gesetzgeber dem Anwender schlicht und einfach 
zwei Möglichkeiten eingeräumt: entweder Planfeststellungsverfahren oder 
Plangenehmigung. Und das Verfahren, das am ehesten zum Ziel führt, ist zu 
wählen. Deswegen stimme ich Herrn Pfeil schon zu, wenn er sagt: "Vorsicht 
bei Neubaustrecken!" Da ist zumindest zu erwarten, daß die Herbeiführung 
des Benehmens oder aber auch die Anfechtbarkeit der Plangenehmigung hin­
terher zu Zeitverzögerungen führt, die man bei einem Planfeststellungsverfah­
ren - dem gesamten Procedere mit Anhörung und allem drum und dran -
möglicherweise hätte vermeiden können. 

Ich will den Vergleich mit einem Investitionsmaßnahmengesetz bringen. 
\Vir haben in zwei Fällen im Deutschen Bundestag Investitionsmaßnalunenge­
setze durchgezogen, letztendlich mit der Erkenntnis, daß wir dazu ebenso 
lange gebraucht haben, als wenn wir ein Planfeststellungsverfahren durchge­
führt hätten. Deswegen wird dieses Instrument des Investitionsmaßnahmenge­
setzes offensichtlich nicht weiter. strapaziert. Also, auch solche Erkenntnisse 
muß man schlicht und einfach erst in der Rechtsanwendung gewinnen. Deswe­
gen meine ich, wir sollten solche Veranstaltungen wie die heutige nutzen, um 
gerade die Schwachstellen aufzudecken. Und dort, wo wir eben kollektiv nicht 
zur Entscheidung kommen, wie man es denn richtig machen sollte, muß man 
auch dem Gesetzgeber Hinweise für die Verbesserung der Gesetzesformuiie­
rung geben. Dies will ich nur sagen, damit Sie nicht den Eindruck gewinnen, 
daß mit der Gesetzgebung quasi beabsichtigt war, alle Fälle für die Zukunft 
eindeutig geregelt zu haben. 

Blümel: 

Ihre Ausführungen geben mir Veranlassung zu einer Replik. Ich war bei dem 
Hearing zum Magnetschwebebahn-Gesetz im Bundestag dabei und habe dafür 
plädiert, die Plangenehmigung nicht aufzunehmen, weil ich Ihnen prophezeite, 
daß Sie die Transrapid-Strecke mit Sicherheit nicht mit diesem Instrument pla­
nen können. Sie haben nicht auf mich gehört. Schon damals war absehbar, daß 
das wahrscheinlich nicht funktioniert. 

Zum zweiten: Mir ist unerklärlich, warum die Plangenehmigung in den 
Verkehrswegegesetzen des Bundes unterschiedliche Voraussetzungen aufweist. 
In einigen Gesetzen steht „Rechte anderer nicht oder nicht wesentlich beein­
trächtigt werden"; in§ 18 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 AEG heißt es dagegen: „Rechte 
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anderer nicht beeinträchtigt werden". Ob das ein Redaktions versehen war? Wir 
haben nie feststeHen können, warum das so passiert ist. Ich meine, das hat 
auch Konsequenzen für die Praxis; das konnte Herr Pfeil nicht mehr ausfüh­
ren. Wenn Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden oder sie mit der Inan­
spruchnahme ihres Eigentums einverstanden sind, dann kann es doch nie zur 
Enteignung oder zur Besitzeinweisung kommen; das beißt sich nämlich. Die 
Plangenehmigung kann nur in den Fällen Grundlage für eine Enteignung sein, 
in denen "Rechte anderer nicht wesentlich beeinträchtigt werden"; da liegt ein 
Eingriff vor. Also, wegen der Systematik, mit der das Allgemeine Eisenbahn­
gesetz „gestrickt" ist, habe ich schon gewisse Bedenken. Aber das konnte man 
damals bereits sehen. 

Clausen: 

Nach meinem Geschmack ist in dem Vortrag von Herrn Pfeil die Frage der 
subjektiven Rechte Privater etwas zu kurz gekommen und der Zeit zum Opfer 
gefallen. In der Praxis werden wir mit sehr unterschiedlichen Auffassungen 
und Interpretationen konfrontiert. So ergibt sich etwa die Frage, ob hier ob­
jektive Betroffenheit zu fordern ist oder eine subjektive Betroffenheit genügt, 
um als Berechtigter im Verfahren beteiligt zu werden. Die nächste Frage ist, 
ob es lediglich Eigentümer oder dinglich Berechtigte sind, die beteiligt werden 
müssen, oder möglicherweise auch Pächter von Landstücken oder gar Mieter. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Rechte von Pächtern oder Mietern durch 
einen Eigentumswechsel nicht geschmälert werden, sondern sich das schuld­
rechtliche Verhältnis fortsetzt. Insofern müßte eine Regelung ohnehin außer­
halb des P!anfestste!lungsverfahrens gesucht werden. 

Auf der anderen Seite ist natürlich auch in der Praxis schon immer die 
Unstimmigkeit zwischen dem Zustimmungserfordernis der Grundeigentümer 
und der Enteignungsmöglichkeit aufgefallen. Diese Zweifelsfrage ist eigentlich 
nach meiner Lesart nur dadurch zu lösen, daß man sagt, die Zustimmung ist 
frei widerruflich. Und wenn zwischen Zustimmung und Durchführung des 
Vorhabens ein Eigentümer seine Zustimmung widerruft, dann kann man mög­
licherweise vom Enteignungsrecht Gebrauch machen. 

Das führt aber wiederum zu der Frage: Was ist die Zustimmung rechtlich? 
Wenn sie eine Art öffentliche Erklärung ist, dann ist es mit der Widerruflich­
keit möglicherweise anders bestellt, als bei einer zivilrechtlichen unverbindli­
chen Erklärung. Diese Zustimmung ist in der Praxis eine zentrale Frage der 
Handhabung. Ist sie ein Stück Papier, was morgen zerrissen werden kann, 
dann fliegt das ganze Plangene~igungsverfahren auseinander, und man kann 
von vorne anfangen. Oder hat sie verbindliche Wirkung? Das muß eigentlich 
für die Praxis klargestellt werden. Auf frei widerruflichen Zustimmungserklä­
rungen ein Verfahren aufzubauen, ist äußert gefährlich. Deshalb kann man in 
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der Praxis immer nur raten, von Plangenehmigungsverfahren abzusehen, wenn 
man nicht schon vorher Verträge gemacht hat, die nicht widerruflich sind. 

Rieger: 

Ich habe noch eine kurze Frage bezüglich § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BN atSchG 
an Herrn Pf eil und zwar in Verbindung mit den jeweiligen Landesnaturschutz­
gesetzen am konkreten Beispiel des Landes Berlin, wo man so schlau war und 
die Regelung dahingehend erweitert hat, daß die Beteiligung der Naturschutz­
verbände nicht auf Planfeststellungsverfahren, sondern auf Vorhaben beruht, 
und insoweit meint, man hätte von der Erweiterungskompetenz des Gesetzge­
bers Gebrauch gemacht. Wir haben uns da auf den Standpunkt gestellt, die in­
novative Aufzählung in § 29 Abs. 1 BNatSchG sei abschließend und könne 
deshalb nicht auf weitere Verfahren ausgedehnt werden. Mich würde interes­
sieren, wie Sie das sehen. 

Pfeil: 

Ich darf die letzte Frage zuerst beantworten: 

Meines Erachtens haben die'• Bundesländer bei Plangenehmigungen oder 
Planfeststellungsverfahren, die sich nach Bundesrecht richten und von Bundes­
behörden selbst durchgeführt werden, keine Möglichkeit, ihre Vorstellungen 
gegenüber dem Bundesrecht und der Bundesplanung durchzusetzen. Ich gehe 
davon aus - und orientiere mich in diesem Zusammenhang an der Entschei­
dung des BVerwG vom 29. April 1993 (BVerwGE 92, 262 ff.) zum Verbands­
klagerecht - , daß die Länder keine Vorschriften erlassen können, in denen von 
den Vorgaben des § 29 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG abgewichen wird, soweit die 
Entscheidung einer Bundesbehörde betroffen ist. Das wäre so beim Eisenbahn­
Bundesamt. 

Nun zu Herrn Moll: Sie haben eine interessante Frage aufgeworfen. Ich 
habe hier eine Übersicht zu abgeschlossenen Planungsverfahren vorliegen, die 
von der PBDE stammt, Stand: 18. Juni 1995. Sie zeigt, daß die Dauer der Ge­
nehmigungsverfahren im Durchs

1

chnitt erheblich kürzer ist als die der Plan­
feststellungsverfahren, teilweise zur Hälfte kürzer. Gleichwohl sind Ihre Be­
denken, Herr Moll, durchaus beachtlich. Für mich ist das Ganze in erster Linie 
eine organisatorische Frage. Man muß die innerbehördliche Aufbau- und Ab­
lauforganisation natürlich so strukturieren, daß man in der Lage ist, Plange­
nehrnigungsverfahren zu bewältigen. Es liegt an der Behörde selbst, adäquate 
personelle und verwaltungstechnische Maßnahmen zu treffen. Ich glaube, man 
kann in diesem Bereich das Vorgehen durchaus beschleunigen. Aber, was mir 
bedenkiich erscheint, ist in der Tat der Veriust an infonnationsmateriai, wenn 
man auf die Plangenehmigung zurückgreift, obwohl man den Kreis der Betei-
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ligten nur schwer überschauen kann. Unter solchen Umständen würde ich von 
vornherein abraten, eine Piangenehmigung zu wählen. Im übrigen wird auch in 
der Literatur angezweifelt, ob die Plangenehmigung ohne Öffentlichkeitsbetei­
ligung mit dem Rechtsstaatsprinzip vereinbar ist, weil Defizite beim Abwä­
gungsgebot auftreten können. 

Zu Herrn Gibtner: Sie haben ja die Absicht des historischen Gesetzgebers 
freundlicherweise aus der Insider-Perspektive umfassend erläutert und konkre­
tisiert. Ich kann mir sparen, darauf einzugehen. Allerdings hat sich auch die 
Frage, die Herr Professor Blümel im Anschluß daran zur Diskussion gestellt 
hat, erledigt. Denn das Verhältnis zwischen vorzeitiger Besitzeinweisung, 
Enteignung und Plangenehmigung wurde durch Ihren Beitrag, Herr Gibtner, 
klar definiert. Ich habe lange geg_,rübelt und bin - wie Herr Clausen - ebenfalls 
zu dem Ergebnis gekommen, daß die Plangenehmigung nach§ 18 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 1 AEG nur dann als Enteignungsgrundlage fungieren kann, wenn wir 
einen pfiffigen Eigentümer haben, der zunächst einmal sagt: "0.k., ich bin im 
Stadium der Planung damit einverstanden, daß Ihr mein Grundstück in den 
Trassenverlauf einbezieht" und später - wenn die Bulldozer tatsächlich anrük­
ken - einen Rückzieher macht und erklärt: "Ich widerrufe alles!" In solch ei­
nem Fall ist die Besitzanweisung natürlich ausgesprochen günstig, denn mit 
ihrer Hilfe kann man zumindest Zwangsmaßnahmen gegen Eigentümer und 
Besitzer ergreifen, um bald nach Erlaß der Zulassungsentscheidung auf das 
begehrte Grundstück zu gelangen. Aber in dem Ganzen verbergen sich so viele 
dogmatische Untiefen, daß ich jetzt nicht näher darauf eingehen will. 

Was die Frage von Herrn Clausen zu den Rechten Privater anbelangt, 
meine ich, daß es auf deren subjektive Quaiität ankommt. Und was den Status 
von obligatorisch Berechtigten - etwa Mietern und Pächtern - betrifft, so neige 
ich dazu, die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur Klagebefug­
nis gegen einen Planfeststellungsbeschluß auf die Frage nach dem Kreis der 
Personen, deren Rechte durch eine Plangenehmigung beeinträchtigt werden 
können, sinngemäß zu übertragen. Danach wird ein Grundstück, dessen Nut­
zung durch die tatsächlichen Auswirkungen eines in seiner Nachbarschaft ge­
planten Vorhabens gestört wird, regelmäßig durch seinen Eigentümer reprä­
sentiert. Eine vergleichbare Position besitzt lediglich, wer in eigentumsähnli­
cher Weise an einem Grundstück dinglich berechtigt ist (ständige Rechtspre­
chung des BVerwG, zuletzt bestätigt durch Urteil vom 16. September 1993, 
DVBI. 1994, S. 388 ff.). Legt man diese Judikatur zugrunde, ist das Einver­
ständnis des Mieters oder Pächters eines benachbarten Grundstücks nicht er­
forderlich - jedenfalls, soweit es· um die Beeinträchtigung von Rechten geht, 
die in Art. 14 Abs. 1 GG wurzeln und Inhalt sowie Schranken des Eigentums 
bestimmen. Etwas anderes kann gelten, wenn personenbezogene drittschüt­
zende Rechtsnormen durch die geplante Maßnahme beeinträchtigt werden. 



214 

Blümel: 

Erlauben Sie mir, hierzu noch zwei Sachen zu sagen. Ich weiß, daß ich damit 
vielleicht Ihren Ärger hervorrufe. Ich bin der Meinung, der Gesetzgeber müßte 
den § 29 BNatSchG ändern und zusätzlich zur Planfeststellung auch die Plan-
genehmigung als Voraussetzung der Verbandsbeteiligung einführen. Dann 
würden wir nämlich die leidigen Streitfälle los, die darum gehen, ob im Einzel­
fall eine Planfeststellung anstelle der Plangenehmigung hätte durchgeführt 
werden müssen. Das sind ja die Fälle, wo die Verbände zum Teil schon erfolg­
reich geklagt haben. 

Ein anderes Thema ist abendfüllend. Sie haben hier die Planfeststellung so­
gar als Bauleitplanung bezeichnet; das geht mir viel zu weit. Ich sage den Re­
ferendaren, die in meinem Seminar oder meiner Vorlesung sitzen, auch im­
mer: Die Planfeststellung ist eine qualifizierte Baugenehmigung. Das ist sicher 
richtig. Sie ist qualifiziert, weil sie viel weitergehende Wirkungen hat als die 
Baugenehmigung, besonders die Konzentrationswirkung und die enteignungs­
rechtliche Vorwirkung. All das hat die Baugenehmigung natürlich nicht. Daß 
die Baugenehmigung auch die Beplanbarkeit miteinschließt, wissen wir vom 
Vorbescheid. Der Vorbescheid nimmt einen Teil der Baugenehmigung vorweg; 
dort wird geprüft, ob die §§ 29 ff. BauGB erfüllt sind oder nicht. Aber weiter 
würde ich das Ganze nicht treiben. Für mich ist die Planfeststellung ein eigen­
ständiges Institut mit eigenständigen Wirkungen und deshalb von der Bauge­
nehmigung wieder abzusetzen. 

Pätzold: 

Ich habe zwei Fragen. Einmal an Herrn Pfeil: Sie sind über die materiellen 
Anforderungen an die UVP bei den wesentlichen Änderungen so hinwegge­
gangen, und ich weiß, daß wir das sicherlich in den Richtlinien aufarbeiten 
müssen. Aber können Sie für den im täglichen Geschäft Stehenden ein paar 
Tips geben, und was meinen Sie, was unmittelbar darin enthalten sein muß? 

Und dann an Herrn Rieger: Ich finde das ein bißchen weitgehend, daß wir 
die Bauzwischenzustände mitplarlfeststellen sollen. Ich frage mich aber: müs­
sen z.B. Baustellenzufahrten auch planfestgestellt werden? 

Pfeil: 

Ich habe befürchtet, daß diese Frage zur materiellen UVP konunt. Ich bin da 
ganz vorsichtig, denn zum Thema UVP sind gerade in letzter Zeit zwei Ent­
scheidungen ergangen, die inhaltlich divergieren, eine vom Bundesverwal­
tungsgericht (Urteil vom 18. Mai 1995, ~A„z. 4 C 4 I 94, DVBl. 1995, S. 1012 
ff.) und eine vom Oberverwaltungsgericht Koblenz (Urteil vom 29. Dezember 
1994, Az. 1 C 10893 / 92, ZUR 1995, S. 146 ff.). 
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Das OVG Koblenz - die Entscheidung werden Sie alle kennen - hat eine 
Pianfeststeiiung kassiert, weii die förntliche UVP nicht durchgeführt worden 
ist. Die rheinland-pfälzischen Richter haben unter anderem ausgeführt, daß sie 
über den Inhalt und die Methode einer Umweltverträglichkeitsprüfung gar 
nichts sagen könnten, soiange eine entsprechende Verwaitungsvorschrift gern. 
§ 20 Nr. 1 UVPG über Kriterien und Verfahren, die zu dem in den §§ 1 und 
12 UVPG genannten Zweck bei der Ermittlung, Beschreibung und Bewertung 
von Umweltauswirkungen zugrunde zu legen sind, fehle. Es sei nicht Aufgabe 
der Rechtsprechung, diese konkreten Prüfungsmaßstäbe zu erarbeiten. 

Meiner Ansicht nach liegt hie~ vieles im argen. Solange eine Verwaltungs­
vorschrift zum UVPG fehlt, muß man sich eben am Wortlaut des Gesetzes 
selbst oder - falls dieses nicht anwendbar ist, wie bei der Plangenehmigung -
am Wortlaut der UVP-Richtlinie orientieren. Das ist übrigens auch die Mei­
nung des Bundesverwaltungsgerichts. Zu einer „materiellen UVP" gehören 
danach in jedem Fall die frühzeitige und umfassende Ermittlung, Beschreibung 
und Bewertumz der Auswirkunl!en des 2eolanten Vorhabens auf die Umwelt. 

~ ~ ~i 1 

insbesondere auf die in § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG aufgezählten Schutzgüter. 
Dabei sind vor allem die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Umwelt­
bereichen in die Darstellung und Bewertung einzubeziehen, denn zentrales 
materielles Element der Umweltverträglichkeitsprüfung ist deren integrativer 
und medienübergreifender Ansatz. Die Prüfung darf sich nicht auf einzelne 
Umweltfaktoren beschränken; sie darf sich auch nicht mit der bloßen Addition 

' medial ausgerichteter Kontrollvorgänge begnügen. Mehr kann ich im Moment 
nicht zu diesem Thema sagen. In der Tat ist die "materielle UVP" ein Gegen­
stand, der alsbald in den PlanfeststellungsrichtlinJen geregelt werden sollte. Ich 
kann mir allerdings vorstellen, Frau Pätzold, daß diese Antwort Sie kaum be­
friedigen wird. 

Rapp: 

Wie wir unter der UVP-Entscheidung des OVG Koblenz gelitten haben, kön­
nen Sie sich vorstellen. Kann man sagen, daß die Entscheidung des Bundes­
verwaltungsgerichts - ich glaube, es ging um die „B 16" - andere Akzente in 
bezug auf die UVP und Abschnittsbildung setzt, als das Urteil des OVG Kob­
lenz? 
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Pfeil: 

Ich denke schon, daß die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 
18. Mai 1995 in einigen Punkten von der Entscheidung des OVG Koblenz vom 
29. Dezember 1994 abweicht, ohne mich hier und jetzt im einzelnen festlegen 
zu wollen. Beim Bundesverwaltupgsgericht liegen die Dinge in bezug auf die 
Umweltverträglichkeitsprüfung doch ein bißchen anders. Die Richter des 4. 
Senats tendieren in die Richtung des VGH Mannheim, der ja bereits erkannt 
hat, daß man der Verwaltung nicht vorwerfen könne, sie habe keine formelle 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, wenn sie bestimmte Schritte un­
ternommen hat, die mit den Anforderungen des UVPG sinngemäß überein­
stimmen. Allerdings bleibt unklar, welche Vorgaben das UVPG oder die UVP­
Richtlinie im einzelnen formuliert. Solange übergreifende Standards fehlen, 
läßt das Bundesverwaltungsgericht - in Anlehnung an die Kommentierung von 
Erbguth / Schink - jedenfalls eine "bewertende Darstellung der Umwelt(ge­
samt)belastungen aus insoweit übergreifender Sicht in einem qualitativ-verba­
len Sinne" genügen. 

Rieger: 

Frau Pätzold, als erstes nun zu Ihnen: 

Ich habe den Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in seiner Entscheidung 
dahingehend verstanden, daß Baustraßen nicht nur in dem Falle planfestzustel­
len sind, wenn sie ein Grundstück Dritter berühren, sondern auch dann, wenn 
sie geeignet sind, durch ihre Immissionen Dritte zu betreffen. Also, wenn ich 
mir vorstelle, ich habe eine Baustraße, die zwar auf Bahngelände führt, aber 
unbefestigt ist, im Sommer Staub und entsprechenden Lärm erzeugt und direkt 
an eine Gartensiedlung grenzt, dann würde ich i.S. des Bayerischen VGH sa­
gen: Ja, das muß ich mit planfeststellen, obwohl es Bahngelände ist. Ich muß 
eben die Auswirkungen bewältigen, nicht unbedingt das, was ich baue. 

So, und dann vielleicht noch zur Klarstellung, Herr Professor Blümel: Da 
Sie gerade eben sagten, ich hätte die Planfeststellung mit der Bauleitplanung 
gleichgesetzt. Das sollte mitnichten sein; ich hatte eigentlich versucht, dies als 
eine These zu formulieren, von der ich weiß, daß sie von Ihnen, Herr Profes­
sor Kühlwetter, ab und an vertreten wird. Ich persönlich bin der Überzeugung, 
daß die Planfeststellung eher dem Institut der Baugenehmigung i.S. einer 

Pfeil: 

Ich möchte davor warnen, den Planfeststellungsbeschluß mit einer Baugeneh­
migung gleichzusetzen. Der Planfeststellungsbeschluß ist eine Entscheidung, 
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die - jedenfalls nach herrschender Meinung - planerische Gestaltungsfreiheit 
. . ......... ...... „ „ . „„. „ • • t 'I ~ ... - _1_ - ": 

voraussetzt. J:..me Haugenenm1gung stellt nmgegen eme geounoene r..mscne1-
dung dar, die keinen Raum für irgendwelche planerischen Überlegungen läßt. 
Der Gedanke an eine Gleichsetzung dieser beiden Entscheidungstypen verbietet 
sich deshaib von vornherein. 

Blümel: 

Jetzt haben Sie natürlich eine weitere Diskussion provoziert! 

Fislake: 

Das Thema ist in der Tat abendfüllend, und ich halte, Herr Professor Blümel, 
die Gleichsetzung oder den Versuch einer Gleichsetzung zwischen Planfeststel­
lung und Bauleitplanung doch für sehr fernliegend. Das sollte man in der Tat 
überhaupt nicht tun. Der Planfeststellungsbeschluß ist ein ganz spezieller Ver­
waltungsakt, und das hat Konsequenzen. Herr Pfeil, natürlich ist es sehr ge­
fährlich, den Pianfeststeiiungsbeschiuß mit einer Baugenehmigung gieichzuset­
zen. 

Letztendlich muß man Herrn Rieger, glaube ich, danken, daß er sich an ein 
Thema herangewagt und etwas angesprochen hat, was - aus welchen Gründen 
auch immer, ich verstehe das eigentlich gar nicht - unter den Teppich gekehrt 
wird. Ich lese stets in den Planfeststellungsbeschlüssen, daß noch eine Ausfüh­
rungsgenehmigung erforderlich wird, und der unbefangene Zeitgenosse, den 
ich doch eigentlich ganz gerne einmal repräsentieren möchte, fragt sich: „ Wo 
ist denn dafür die Rechtsgrundlage?" Wenn ich als Deutsche Bahn AG so einen 
Bescheid bekomme, dann frage ich doch: „ Wo haben die das denn her?" Das 
möchte ich gerne einmal wissen. Gestern habe ich ja schon ein bißchen mit 
Herrn Ronellenfitsch im Clinch gelegen zur Frage der Darstellung der wasser­
rechtlichen Genehmigung. Also, wenn ich sage: „Ein Planfeststellungsbeschluß 
hat Konzentrationswirkung, er umfaßt alle Genehmigungen", dann kann ich 
nicht gleichzeitig sagen: „Du brauchst aber, liebe Deutsche Bahn AG, auch 
noch eine Ausführungsgenehmigung!" Mit Verlaub, das leuchtet so nicht ein! 
Auf die Idee kommt man beispielsweise bei der Konzentrationswirkung nach 
§ 13 BlmSchG überhaupt nicht; das müßte man einmal den Gewerbe- und den 
Immissionsschutzrechtlern erzählen! 

Wenn man diesen Schritt tut und fragt, wo die Ermächtigungsgrundlage für 
die Aus-ftlhnmgsgenehrnigung ist, und dann behauptet, es gebe irgendwo mög­
licherweise eine, steht man vor <;1.em nächsten Problem: Wie weit reicht denn 
eigentlich die Konzentrationswirkung? Und, Herr Rieger, darüber hinaus: Der 
7. Senat des Bundesverwaltungsgerichts hat ja - wohlgemerkt in einem Be­
schluß - eine Ermächtigungsnorm konstruiert, damit Sie überhaupt etwas tun 
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dürfen. Herr Rieger, nehmen Sie es mir nicht übel, Ihre Kompetenz, gegen­
über der Deutschen Bahn AG bauaufsichtlich einzusclueiten, haben Sie aus 
einem Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts. Das ist ein ganz heißes The­
ma. Man muß einmal fragen, was wird denn hier eigentlich genehmigt? Und 
Sie haben mich in Ihrem Vortrag auf einen spezieilen Berliner Pali angespro­
chen, den ich nicht aufkochen will. Es könnte nur sein, Herr Rieger, daß Sie 
die Sache in der Hardenbergstraße diskutieren müssen. 

Rieger: 

Herr Dr. Fislake, nur kurz als Erwiderung: Deshalb war der Gedanke auch 
von mir angerissen worden: Ermächtigungsgrundlage, wo bekomme ich sie 
denn nur her? Was tut man immer, wenn einem beim Verfassungsrecht nichts 
einfällt; dann geht man hin und sagt: entweder es ist eine Annexkompetenz 
oder es ist eine Zuständigkeit kraft Sachzusammenhangs. Und ich würde mich 
auf den Standpunkt stellen, daß es aufgrund der umfassenden Konzentrations­
wirkung der Planfeststellung irgendetwas von diesen beiden Instituten sein 
muß. Ich weiß, es klingt vielleicht etwas merkwürdig, aber wenn ich nichts 
anderes habe, nehme ich eben das. 

Kammerer: 

Ich habe noch eine eher praktische Frage an Herrn Rieger bezüglich der Bau­
zustände. Die Frage wurde zum Teil vorweggenommen, aber wir haben in der 
Außenstelle damit auch konkrete Probleme. Wenn diese Bauzustände aus den 
Unterlagen ersichtlich sind und den im Planfeststellungsverfahren beteiligten 
Behörden zur SteHungnahme vorgelegen haben, dann ist klar, daJ1 sie von der 
Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses mit erfaßt werden, 
und das ist auch im Hinblick auf den§ 4 Abs. 2 AEG bestimmt eine diplomati­
sche Lösung. 

Jetzt ergeben sich jedoch aufgrund der Detailplanung Probleme, die zum 
Zeitpunkt der Planung einfach nii;ht ersichtlich waren, z.B. Provisorien. Wenn 
sich hier die Frage der wasserrechtlichen Genehmigung stellt, wer entscheidet 
darüber? Von der Konzentrationswirkung kann der Punkt nicht mehr erfaßt 
sein, weil wir ihn ja nicht mit planfestgestellt haben. Die Wasserbehörden stüt­
zen sich auf ihren Erlaß der Länderministerien und erklären sich ebenfalls für 
unzuständig. Das Ergebnis davon ist eine Flut von wasserrechtlichen Anträgen, 
die außerhalb eines laufenden Planfeststellungsverfahrens sz:estellt werden und 

~ ...... 

über die mangels Zuständigkeit niemand entscheidet. 
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Rieger: 

Also ich kann mir hier nur eine Lösung vorstellen, um es vielleicht verfahrens­
rechtlich richtig zu machen. Ich weiß, es geht hier ein Aufschrei durch den 
Saal, aber wir hatten die Probleme auch in Berlin. Wenn ich diese wasser­
rechtliche Genehmigung nachsch~eben will, muß ich im Prinzip ein abgespeck­
tes Planfeststellungsverfahren durchführen, sonst bekomme ich keine Wirkung 
und auch keine Zuständigkeit hin. Anders kann ich es rechtlich nicht begrün­
den, solange der BMV an seiner Auffassung festhält. 

Gehrke: 

Herr Fis Lake, Herr Rieger hat die Bauausführungsgenehmigung nicht kreiert, 
sondern einen ersten Versuch gestartet, diesen real existierenden Verwaltungs­
akt wissenschaftlich zu ergründen. Eine weitere Forschung zu diesem Phäno­
men, auch hier im Institut, wäre sehr zu begrüßen. 

Fakt ist, daß durch den Organisationserlaß des Bundesverkehrsministeriums 
und die dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen ein Sachbereich des Ei­
senbahnbundesamtes besteht, de~sen eine Hauptaufgabe der Erlaß derartiger 

' Verwaltungsakte ist. Wo ist die Schnittstelle zur Planfeststellung? 

Das Procedere ist in etwa das folgende: Nach Erlaß des Planfeststellungs­
beschlusses wird nur der Beschluß, in aller Regel also nicht die Verfahrens­
akte, auch nicht das Protokoll der Bürgerbeteiligung, an diesen Sachbereich 
zur Fertigung der Bauausführungsgenehmigung übergeben. Es gibt dann keine 
Rückkoppelung mehr, der Sachbereich Planfeststellung sieht diesen weiteren 
Bescheid nicht! Dem Vernehmen nach enthält dieser Bescheid allerdings in 
Anwendung der Musterbauordnung eingehende Regelungen, die m.E. auch die 
Nachbarschaft tangieren können. Dieser Bescheid wird, soweit mir bekannt, 
wohl grundsätzlich nur dem Projektträger zugestellt, nicht den in der Planfest­
stellung als betroffen anerkannten Nachbarn des Projektes. 

Das Problem der Schnittstelle zwischen Planfeststellung und Bauausfüh­
rungsgenehmigung stellte sich meines Erachtens unter § 36 BBahnG in dieser 
Form nicht, weil die Planfeststellung das, was man jetzt Bauausführungsge­
nehmigung nennt, zum Teil miterledigte. Im Anschluß an die Planfeststellung 
erfolgte bereits die Bauausschreibung. Bei dieser Gelegenheit hat der Projekt­
leiter unter Mitzeichnung von Fachkollegen Details der Bauausführung festge­
legt. Ich bitte, dieses interessante Thema zum Gegenstand weiterer Betrach­
tungen zu machen. 
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Blümel: 

Ihre Anregungen, Herr Gehrke, nehme ich dankbar entgegen, vor allen Dingen 
deshalb, weil das Problem auch in anderen Bereichen auftaucht. Bei der luft­
verkehrsrechtlichen Planfeststellung hatten wir früher die Regelung, daß etwa 
die Baugenehmigung von Hochbauten nicht in die Konzentrationswirkung fiel. 
Das ist ein ähnlich gelagertes Problem. 

Unsere Frage spielt außerdem eine große Rolle bei der Planfeststellung für 
atomare Endlager. Wir hatten zu diesem Punkt längere Gespräche mit Herrn 
Rengeling. Ich tendiere dazu, möglichst viel in die Planfeststellung hineinzu­
nehmen. Ansonsten flammen die bundesstaatlichen Konflikte wieder auf. Wo ,, 
wollen Sie als Bundesbehörde die Rechtsgrundlage hernehmen? Dieser Ver­
such, mit der Musterbauordnung zu arbeiten, geht natürlich nicht. Die Vor­
schriften müßten Sie ja ins Bundesrecht transponieren, damit Sie eine bundes­
rechtliche Grundlage für Ihre Tätigkeit haben. 

Clausen: 

Ich wollte gerne eine Nachfrage zu einer Antwort von Ihnen, Herr Pfeil, stel­
len. Es geht noch einmal um den Begriff „Rechte anderer nicht beeinträchtigt 
werden". Sie haben auf meine Frage, ob das objektiv oder subjektiv mit den 
Rechten zu verstehen sei, gesagt: „Natürlich subjektiv!" Mit dieser Antwort 
kann ich eigentlich so nicht leben. Denn das hätte zur Konsequenz, daß alle, 
die sich subjektiv - meinetwegen durch Lärm aus 1 km Entfernung - betroffen 
fühlen, der Plangenehmigung schriftlich zustimmen müßten, obwohl sie objek­
tiv gesehen wirklich nicht beeinträchtigt sind. 

Pfeil: 

Herr Clausen, ich konnte zunächst nicht ganz nachvollziehen, was Sie mit 
„objektiver und subjektiver Betroffenheit" meinen. Das war wohl ein termino­
logisches Mißverständnis. In der Sache sind wir uns einig. Einer eisenbahn­
rechtlichen Plangenehmigung müssen gern. § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 2. Alter­
native AEG zunächst nur die unmittelbar Planbetroffenen schriftlich zustim­
men. Dazu gehören die Personen, deren subjektive Rechte durch das projek­
tierte Vorhaben „in Anspruch genommen" werden. In erster Linie sind das die 
Eigentümer, über deren Grundstücke die zukünftige Trasse verlaufen soll. 

Personen, die durch das gepl~nte Unternehmen mittelbar betroffen werden 
- etwa durch erwartete Emissionen wie Lärm oder Gerüche-, müssen sich auf 
Rechtspositionen berufen können, die von der Rechtsordnung nach Maßgabe 
der für das Verwaitungsprozeßrecht entwickeiten „Schutznormtheorie" ge­
währleistet werden, um zu dem Kreis der von § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 1. 
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Alternative AEG geschützten Personen zu gehören. Das subjektive Gefühl, 
1 „ „ "'lt'" T „ 'll • • • „ , • • 1 , r•• • 1 11 • • - 1. JI - - - -a.urcn a.as vornaoen neganv tang1en zu sem, re1cm rur s1cn auem mcm aus. 

Blümel: 

Ich kann hierzu vielleicht ergänzen: Nach meinem Dafürhalten ist § 18 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 AEG so zu verstehen, daß nur der, der im Verwaltungsprozeß 
klagebefugt wäre, auch gemeint ist. Damit sind wir bei der anderen Streit­
frage: Sind auch obligatorisch Berechtigte gegen Planfeststellungsbeschlüsse 
klagebefugt? Und da kennen Sie ja die neue Rechtsprechung. Nur, ich gehe 
weiter und sage: Wenn jemand in einem Grundrecht betroffen ist - das kann 
auch jemand sein, der Nichteigentümer ist, aber in seinem Recht aus Art. 2 
Abs. 2 Satz 1 GG betroffen wird-, muß seine Zustimmung eingeholt werden. 
Nehmen Sie an: Durch den Lärm wird jemand unerträglich betroffen. Warum 
soll er nicht zu diesem Kreis gehören? 

Heinrichs: 

Mir scheinen einige Dinge vielleicht durcheinander geraten zu sein, und zwar 
die Stichworte: Landesbauordnung, Musterbauordnung und Ausführungspla­
nung. In der Planfeststellung, denke ich, kann man das nicht leisten, was in 
der Ausführungsplanung geleistet wird. Die Planfeststellung stellt eben fest, 
daß eine Anlage zu erstellen ist; sie stellt diese Anlage insoweit fest, als sie 
geeignet ist, Auswirkungen auf Rechte Dritter zu haben. Das ist bei der Aus­
führungsplanung gerade nicht der Fall. Was in der Anlage primär unter dem 
Aspekt Sicherheit der konkreten ßaulichen Anlage passiert, muß ich nicht plan­
feststeHen. Das denke ich, ist auch ein Hinweis auf die Ermächtigungsgrund­
lage; ich bin der Überzeugung, daß der§ 3 Abs. 2 des Eisenbahnverkehrsver­
waltungsgesetzes zwar dünn ist, aber für das erste ausreicht. Ich würde mir 
natürlich wünschen, es gäbe eine eindeutige Rechtsgrundlage! Zur Zeit halte 
ich§ 3 Abs. 2 EVerkVerwG allerdings für tragfähig. 

Was machen wir mit der Landesbauordnung, was machen wir mit der Mu­
sterbauordnung? Wir sehen darin natürlich überhaupt keine Ermächtigungs­
grundlage. Insofern liegt ein Mißverständnis vor. Es ist aber die Frage zu klä­
ren, nach welchen Regelungen materieller Art denn so ein Gebäude überhaupt 
zu errichten ist. Dabei sind vielleicht doch die Landesbauordnungen zu beach­
ten. Natürlich sind sie nicht zwingend für Bundesbehörden, weil es eben Lan­
desrecht ist. Aber auf der anderen Seite kann ich ortsüb1iche Maßstäbe nicht ' - . - . - . - . . . . 

völlig außen vor lassen, wenn ich etwas plane und festsetze. Sonst könnte es 
z.B. dazu kommen, daß ich als Bundesbehörde eine Anlage - ein Gebäude -
errichten lasse und nach_her merke, da_ß der Feuerschutz, den das T ,and zu be­
sorgen hat, gar nicht greift, weil die Leitern nicht hoch genug sind oder der 
Feuerwehrwagen leider nicht zwischen die Bauwerke paßt. Insofern sind also 
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die Festsetzungen der Landesbauordnung schon beachtlich. Sie sind selbstver­
ständiich keine Ermächtigungsgrundiage. Das hat eigentiich auch nie jemand 
ernsthaft vorgetragen. 

VV• 
A.A, 

Noch eine Bemerkung zum Thema "Plangenehmigung als Enteignungsgrund­
lage": Der Bundesgesetzgeber hat schon beim Beschleunigungsgesetz und bei 
allen nachfolgenden Gesetzen zum Thema Enteignungsproblematik Fälle im 
Auge gehabt, in denen die Eigentumsfrage noch nicht geklärt ist. Unter diesen 
Umständen nutzt es wenig, wenn derjenige, der sich als Eigentümer eines be­
nötigten Grundstücks fühlt und ausgibt, damit einverstanden ist, daß auf sei­
nem Boden gebaut wird. Wenn später andere Personen auftauchen, die das Ei­
gentum für sich reklamieren, ist ein Streit über die Eigentumsverhältnisse vor­
programmiert. Möglicherweise stellt sich dabei heraus, daß derjenige, der ur­
sprünglich als Rechtsinhaber aufgetreten war, dies zu Unrecht getan hatte. Um 
auch in diesen Fällen die vorzeiiige Besitzeinweisung und Enteignung zu er­
möglichen, hat der Gesetzgeber die Plangenehmigung als Grundlage dieser 
Maßnahmen vorgesehen. 

Zu einem zweiten Aspekt, den Sie, Herr Professor Blümel, angesprochen 
haben: Sie haben beim Magnetschwebebahn-Planungsgesetz davon abgeraten, 
die Plangenehmigung aufzunehmen, weil Sie meinten, diese sei dort nicht so 
zweckmäßig. Natürlich hat man sich seine Gedanken darüber gemacht. Ei­
gentlich war sich der Bundesgesetzgeber darüber im klaren, daß die Plange­
nehmigung beim Neubau von Transrapidstrecken nur in seltenen Ausnahmefäl­
ien Anwendung finden kann. Aber diese seitenen Ausnahmefä.He wolite er eben 
erfassen. 
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1. Abschnittsbildung 

2. Neue lf.ntwicldungen znm T ,ärm~chutz 

Von Assessor iur. Holger Steenhoff, Stuttgart 

1. Abschnittsbildung 

1. Grundzüge 

Die Rechtsfigur der Abschnittsbildung ist ursprünglich von der höchstrich­
terlichen Rechtsprechung zum Straßenplanungsrecht entwickelt worden. 1 Bei 
längeren Neu- und Ausbaustrecken wird es als zulässig angesehen, die Strecke 
abschnittsweise planfestzustellen,'° da anders oft eine praktikable und effiziente 
Planung nicht möglich sei. 2 Die Abschnittsbildung unterliegt den der planeri­
schen Gestaltungsfreiheit gesetzten Grenzen. Als „richterliche Ausprägung des 
allgemeinen rechtsstaatlichen Abwägungsgebotes "3 muß sie an dessen Anforde­
rungen gemessen werden. 

Probleme kötmen dadurch auftreten, daß bei einer abschnittsweisen Plan­
feststellung vollendete Tatsachen - sogenatmte Zwangspunkte - geschaffen 
werden. 4 Das heißt durch bestandskräftige Planfeststellungen früherer Ab­
schnitte werden nachfolgende Abschnitte festgelegt. 5 Hier ist die Gefahr groß, 
daß Abschnitte zu kurz gewäl1lt werden. 

Eine Abschnitttsbildung katm nur datm als unbedenklich angesehen werden, 
wetm die vorangehende und die nachfolgende Planfeststellung zwar nicht ver­
fahrensrechtlich, aber doch der Sache nach eine einheitliche, dem Grundsatz 
umfassender Problembewältigung gerecht werdende Planungsentscheidung er-

1 Vgl. etwa BVerwG, DÖV 1973, S. 785; BVerwGE 57, S. 297; BVerwGE 62, S. 341. 

2 Vgl. Steinberg, Fachplanung, 2. Aufl. 1993, § 4, Rdnr. 25. 

3 BVerwGE 62, S. 342 ff. (353). 

4 Vgl. Busch, in: Knack (Hrsg.), VwVfG, 4. Aufl. 1994, § 74, Rdnr. 4.6.2; Dürr, in: 
Kodal /Krämer (Hrsg.), Straßenrecht, 5. Aufl. 1995, Kap. 34, Rdnr. 5.3. 

5 Vgi. BVerwGE 72, S. 282 ff. (288). 
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geben. 6 Sachfragen, die sachgerecht nur einheitlich gelöst werden können, dür­
fen auch verfahrensrechtiich nur einheitiich in Angriff genommen werden. 7 

Im Hinblick auf die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) bestehen keine 
Bedenken gegen eine Abschnittsbildung. 8 Durch eine Vorausschau auf nachfol­
gende Abschnitte nach der Art, eines ,, vorläufigen positiven Gesamturteils" 
wird für die UVP eine Verknüpfung der Abschnitte zu einem Gesamtprojekt 
gesichert.9 

Der planfestgestellte Streckenabschnitt bedarf der Planrechtfertigung. Diese 
ist bei Straßen gegeben, wenn der Teilabschnitt eine selbständige Verkehrs­
funktion aufweist. 10 Dadurch soll verhindert werden, daß ein Planungstorso 
ohne eigene Verkehrswirksamkeit entsteht, wenn die übrige Planung sich ver­
zögert oder aufgegeben wird. 11 

Hinsichtlich der Klagebefugnis gern. § 42 Abs.2 VwGO wird bei der Bil­
dung von Zwangspunkten Rechtsschutz gegenüber dem vorherigen Teilab­
schnitt auch demjenigen gewährt, der in seinen Rechten unmittelbar durch den 
weiteren Ausbau des ihn erst dann berührenden Teilabschnitts betroffen sein 
kann. 12 Der Aufuebung des konkret angefochten Planfeststellungsbeschlusses 
steht die Bestandskraft der für"' vorangegangene Abschnitte erlassenen Pla­
nungsentscheidungen nicht entgegen. Erweist sich nämlich eine Planung in ei­
nem vorgerückten Stadium der Planverwirklichung als verfehlt, so darf sie 
nicht allein deswegen fortgesetzt werden, weil sie aus den in vorangegangenen 
Teilabschnitten geschaffenen Zwangspunkten fortentwickelt worden ist. 13 

2. Besonderheiten der Abschnittsbildung bei Schienenstrecken 

Grundsätzlich gelten die Grundzüge der Rechtsprechung zur Abschnittsbil­
dung bei der straßenrechtlichen Planfeststellung auch für die Planung von Ei-

y 

6 Steinberg, Fachplanung (Fn. 2), § 4, Rdnr. 26. 

7 BVerwG, UPR 1988, S. 70. 

8 BVerwG v. 8.6.1995 - A:z. 4 C 4.94 -, UA; S. 39. 

9 Vgl. BVerwG, a.a.O., UA, S. 40. 

10 BVerwG, NVwZ 1992, S. 1093 f. (1094). 

11 BVerwG, ebd.; Bonk, in: Stelkens I Bonlc I Sachs, VwVfG, 4. Aufl. 1993, § 73, Rdnr. 
12. 

12 BVerwGE 62, S. 342 ff. (351 ff.); BVerwG, NVwZ 1993, S. 572 f. (573). 

13 BVerwG, NVwZ 1993, S. 887 ff. (889). 
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senbahnstrecken. 14 Wegen der Besonderheiten bei der Planung von Schienen­
strecken sind aber Modifikationeq. vorzunehmen. 

Wegen des im Vergleich zum Straßennetz viel weiträumiger geflochtenen 
Eisenbahnnetzes kann nicht auf die Verkehrswirksamkeit von Teilmaßnahmen 
abgestellt werden. 15 Anderenfalls müßte die Neubauplanung einer längeren 
Strecke ohne Berührung mit anderen Strecken in einem Verfahren bewältigt 
werden. Für die eisenbahnrechtliche Planfeststellung ist daher die abschnitts­
weise Planfeststellung nicht nur sachgerecht, sondern auch unerläßlich, damit 
die Planung effektiv und praktikabel durchgeführt werden kann. 16 

Auch hinsichtlich der Klagebefugnis sind Abweichungen von der sog. 
Zwangspunkt-Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts erforderlich. Es 
kann wegen der mangelnden Verkehrswirksamkeit der Teilabschnitte bereits 
mit dem ersten Abschnitt zu „ vorläufigen" Planbindungen späterer Abschnitte 
kommen. Rechtsschutz wird nic~t nur gegenüber dem jeweils vorhergehenden 
Unterabschnitt gewährt, sondern auch gegenüber dem ersten Planfeststellungs­
abschnitt, der insoweit maßgebend ist und zu Planbindungen fiir spätere Ab­
schnitte führt. 17 Anderenfalls würden volkswirtschaftlich unsinnige Planungs­
torsos ohne eigene Verkehrsfunktion entstehen, wenn durch ein Gericht nur 
der Planfeststellungsbeschluß für den unmittelbar vorhergehenden Abschnitt 
auf gehoben werden könnte. 18 

Problematisch ist, wie weit genau diese Vorwirkung eines Abschnitts 
reicht. Hier ist maßgebend, ob die faktische zumutbare Möglichkeit einer al­
ternativen Trassenführung besteht. Besteht diese, so ist keine Planbindung für 
spätere Abschnitte gegeben. 

Fraglich ist, ob diese Erweiterung der Klagebefugnis auch zur Erweiterung 
der Einwendungsbefugnis im Anhörungsverfahren nach § 73 Abs. 4 VwVfG 
führt. Da die Anforderungen an die Klagebefugnis strenger sind als die an die 
Einwendungsbefugnis, ist ein Betroffener i.S.d. § 42 Abs. 2 VwGO erst recht 
Betroffener i.S.d. § 73 Abs. 4 VwVfG. 19 Dies muß zur Folge haben, daß in 
einem Planfeststellungsverfahren zur abschnittsweisen Planung einer Eisen-

14 Vgl. BVerwG, NVwZ 1991, S. 781 ff. (784 f.) zur Neubaustrecke Mannheim-Stutt-
gart. 

15 BayGH v. 21.2.1995 - Az. 20 A 93.40080 u.a. -, VA, S. 50. 

16 BayVGH, a.a.O. 

17 BayVGH v.28.3.1995 - Az. 20 AS 94.40030 u.a. -, VA, S. 14 f. 

18 BayVGH, a.a.O., UA, S.15. .„ 
19 Kopp, VwVfG, 6. Aufl. 1996, § 73, Rdnr. 35. 
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bahnstrecke bereits beim ersten maßgeblichen Abschnitt, der zu Planbindungen 
führt, diejenigen ais Betroffene einbezogen werden müssen, die unmitteibar 
erst durch einen späteren Abschnitt berührt werden. Es steigen also die Anfor­
derungen an den Umfang der entsprechenden Ermittlungen. In den späteren 
Abschnitten, für die Bindungen geschaffen werden, müssen die Pianunteriagen 
nach § 73 Abs.3 VwVfG ausgelegt werden, um so von dem Vorhaben poten­
tiell Betroffene zu informieren. 20 

3. Kriterien far die Abschnittsbildung 

Welche Gründe im Einzelfall die Bildung eines Teilabschnitts zu rechtfertigen 
vermögen, kann nicht abstrakt entschieden werden. 21 

Die Abschnittsbildung hat frei von sachwidrigen Erwägungen zu erfolgen. 
Gründe können sein die Abstimmung mit gemeindlichen Planungen, begrenzte 
Finanzmittel, Probleme des Grunderwerbs, Abstimmung mit anderen Vorha­
ben, aber auch Fragen der Praktikabilität des Verfahrens z.B. Begrenzung der 
Zahl der Betroffenen oder Abschichtung trennbarer Problembereiche.22 So 
kann es sachgerecht sein, einen Abschnitt sehr kurz zu wählen, der aber zahl­
reiche Betroffene aufweist, oder die Länge eines Abschnitts richtet sich nach 
den geologischen Bedingungen. ., 

II. Neue Entwicklungen zum Lärmschutz 

1. Klagebefagnis 

Eine Gemeinde kann sich hinsichtlich der Verletzung eigener Rechte nicht auf 
die Bestimmungen des BimSchG und der 16. BimSchV berufen.23 Auch sind 
die Voraussetzungen für eine Prozeßstandschaft nicht gegeben, da die betrof­
fenen Bürger selbst klagen können. 24 

20 Vgl. Bank, in: Stelkens / Bonk /Sachs, VwVfG (Fn. 12), § 73, Rdnr. 22. 

21 BayVGH v. 21.2.1995 (Fn. 15). 

22 Steinberg, Fachplanung (Fn. 2), § 4, Rdnr. 26. 

23 BayVGH v. 18.li.1994 - Az. 20 A 93.40081 u.a. -, UA, S. 14. 

24 BayVGH, a.a.O. 
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2. Lärmsanierung 

Ein Rechtsanspruch auf Lärmsarlierung vorhandener Strecken durch Maßnah­
men des aktiven und passiven Lärmschutzes besteht nach wie vor derzeit 
nicht25

: 

- Die 16. BlmSchV gilt nur für den Bau oder die wesentliche Änderung von 
Schienenstrecken. 

- § 75 Abs. 2 Satz 2 VwVfG ist in der Regel nicht einschlägig, da die bloße 
Änderung des Zugverkehrs zumeist keine unvorhergesehene Auswirkung ei­
nes planfestgestellten Vorhabens ist. 

Allein aufgrund betrieblicher Änderungen ist damit kein Lärmschutz zu gewäh­
ren. 26 

y 

3. Abwägung zwischen passiven und aktiven Liirmschutzmaßnahmen 

Grundsätzlich ist nach § 41 BlmSchG aktiver Lärmschutz vorrangig vor passi­
vem. 27 Bei der erforderlichen Abwägung spielen zum einen die Kosten eine 
erhebliche Rolle. 

Zum anderen kann danach abgegrenzt werden, ob der Schienenweg durch 
ein bereits vorbelastetes Gebiet geht. 28 Den Anwohnern in einem vorbelasteten 
Gebiet wird ein Ausweichen auf passive Lärmschutzmaßnahmen zugemutet, da 
sie insgesamt eine Verbesserung ihrer Lärmsituation erfahren. Schutzzweck 
und Schutzziel des § 41 BimSchG umfassen in diesem Fall die Rückfiihrung 
der Lärmbelastung auf die Grenzwerte der 16. BlmSchV.29 

25 Nds. OVG v. 17.1.1995 - A:z. 7 L 2864/93 -, UA, S. 13 ff. 

26 OVG Münster v. 8.12.1994 - A:z. 20 A 1775/92 -, UA, S. 20. 

27 Vgl. Jarass, BlmSchG, 3.Aufl. 1995, § 41, Rdnr. 28. 

28 BayVGH v.21.2.i995 (Fn. i5), UA, S. 62; Dürr, UPR i993, S. i6i ff. (i66). 

29 BayVGH, a.a.O. 
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4. Berechnung der Schallpegel 

a) Ausnahmen vom Verbot der Summenbildung 

Grundsätzlich kommt es bei der Ermittlung der Schallpegel nur auf die Lärm­
entwicklung des planfestzustellenden Verkehrsweges an. 30 Lärmentwicklungen 
verschiedener Verkehrswege sind daher nicht zu addieren. Dieses sog. Verbot 
der Summenbildung soll auch dann gelten, wenn Anlaß für die Änderung des 
Verkehrsweges der Bau eines anderen ist. 31 

Beim Neubau einer Strecke bemißt sich also der gebotene Lärmschutz nur 
nach den durch den Betrieb der Neubaustrecke bewirkten Immissionen, wäh­
rend bei der Erweiterung eines Schienenweges (wesentliche Änderung i.S.d. 
§ 1 Abs. 2 Nr. 1 16. BimSchV) das gesamte Lärmaufkommen des 
Schienenverkehrs planerisch nach den Vorgaben der 16. BimSchV zu 
bewältigen ist. 32 Insoweit ist also bei einer Erweiterung eine Summenbildung 
vorzunelunen. Das strenge Verbot der Smmnenbildung gilt d~her nur bei 
einem Neubau. 

Ob eine Baumaßnahme als Neubau oder als Erweiterung anzusehen ist, 
bestimmt sich nach der Verkehrsfunktion der neuen Gleisanlage. 33 Dient das 
neue Gleis der Kapazitätserweiterung der alten Strecke, so liegt eine Erweite­
rung vor, erfüllt es eine eigene neue Verkehrsfunktion, so ist von einer Neu­
baumaßnahme auszugehen. 34 

Im Falle eines Neubaus und gleichzeitigen Umbaus eines vorhandenen 
parallel geführten Schienenweges wird vom Verbot der Summenbildung für 
Lärmimmissionen bei einem Neubau eine Ausnahme gemacht. 35 

Dies ergebe sich aus der Gegenüberstellung der beiden Arten von Ver­
kehrswegen in§ 41 Abs. 1 BimSchG, auf die sich das Verbot der Summenbil­
dung beziehe, und zum anderen aus dem Umkehrschluß zu § 1 Abs. 2 Nr. 1 
16. BimSchV. Denn wenn dort der bloße Anbau eines zusätzlichen Gleises an 
einen alten, unverändert belassenen Schienenweg eine Summenbildung eröffne, 
so gelte dies umso mehr, wenn sowohl eine Neubaumaßnahme wie auch der 

30 Hendlmeier, NuR 1992, S. 463 ff. (465); Jarass, BlmSchG (Fn. ), § 41, Rdnr.14. 

31 BayVGH v. 21.2.1995 (Fn. 15), UA, S.65. 

32 BayVGH, a.a.O., UA, S. 66 f. 

33 Hess. VGH v. 29.5.1990- Az.. 2 R 123 1/90-. 

34 Vgl. BayVGH v. 2i.2.i995 (Fn. 15), UA, S. 67. 

35 BayVGH, a.a.O., UA, S. 68. 
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Umbau einer alten Strecke von d'er 16. BlmSchV erfaßt werden. Es würde zu 
einem schiechterdings nicht verständlichen Ergebnis führen, wenn die 
einzelnen (in der Betriebsphase dann kaum unterscheidbaren) Schallpegel von 
Neubau und Umbau die Grenzwerte der 16. BlmSchV möglicherweise nicht 
überschreiten, der Summenpegei aber darüber liegen würde. 

Dem kann gefolgt werden, da es sich um eine notwendige Einschränkung 
des Verbots der Summenbildung handelt, die aus schalltechnischer Sicht gebo­
ten ist und eine Lücke im Anwendungsbereich der 16. BimSchV schließt.36 

b) Schall 03 

Für die Berechnung des Beurteilungspegels bei Schienenwegen, auf denen 
nicht Güterzüge gebildet oder zetlegt werden, nimmt die Anlage 2 zu § 3 16. 
BimSch V Bezug auf eine Richtlinie der Deutschen Bundesbahn, die Schall 03. 

Diese Bezugnahme wird als zulässig erachtet. 37 Denn das normative Ermes­
sen des Verordnungsgebers bei der Festsetzung von Immissionsgrenzwerten 
schließe auch die Befugnis zu pauschalierenden, dem Schutzzweck noch ent­
sprechenden Betrachtungen ein und zwar auch dann, wenn wirksamere Verfah­
ren, die Lärmbetrachtungen nach Maximalpegeln oder mittleren Maximalpe­
geln zum Gegenstand haben, technisch vorstellbar sind. 

c) Bemessung des passiven Lärmschutzes 

Für die Bestiinnmng von Art und Umfang der zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Gerausche notwendigen Schallschutzmaßnahmen 
an baulichen Anlagen liegen bisher keine gesetzlichen Regelungen vor. Eine 
Rechtsverordnung nach § 43 Abs.1 Nr. 3 BimSchG fehlt bislang. Es existieren 
lediglich drei technische Regelwerke, die VDI-Richtlinie 2719, die Akustik 23 
der Deutschen Bundesbahn und der Entwurf zur Verkehrslärm-Schutzmaß­
nahmenverordnung (BimSch V-E). 

Die Schalldämm-Maßbetrachtung ist nach der VDI-Richtlinie für die Be­
troffenen am günstigsten. 38 Das Risiko der fehlerhaften Einschätzung einer 
Beeinträchtigung wird, da es sich um eine Eingriffslage handelt, dem Eingrei-

36 Vgl. Hendlmeier (Fn. 30), NuR 1Q92, S. 466. 

37 BayVGH v. 21.2.1995 (Fn. 15), UA, S. 71. 

38 Vgl. BayVGH, a.a.O., UA, S. 83. 
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fenden auferlegt. 39 Betroffene müssen sich daher hinsichtlich der Berechnungen 
zum Schaiidämm-Iviaß nicht auf deutlich ungünsiigere Verfahren verweisen 
lassen, die zum Großteil Gesichtspunkte der Finanzierbarkeit berücksichtigen, 
wenn andere - zumindest mit gleichem Sachverstand erstellte - Regelungen zu 

•• • ~ • • ~... Afl gunsugeren hrgeorussen tunren~u. 

Somit ist die VDI-Richtlinie •zugrunde zu legen. Dagegen bestehen keine 
Bedenken, da es an klaren normativen Regelungen fehlt. 

Für die Berechnung der Larmdämm-Maße nach der VDI-Richtlinie wird es 
allerdings für ausreichend erachtet, auf den Mittelungspegel statt auf mittlere 
Maximalpegel abzustellen. 41 

5. Betriebsbeschränkungen 

Grundsätzlich können Immissionsschallpegel durch Betriebs- oder generelle 
Gesch\vindigkei tsbeschräP.ulcl1ngen reduziert ,~verden. 

Entsprechende Einschränkungen für den Betrieb vorzunehmen, wird aber 
abgelehnt, da dies zu stark negativen Auswirkungen auf den Schienenverkehr 
insgesamt führe, an dessen wirtschaftlichem Betrieb in Konkurrenz zur Straße 
ein öffentliches Interesse bestehe. 42 

39 BayVGH, a.a.0., UA, S. 85. 

40 BayVGH, ebd. 

41 BayVGH v. 21.2.1995 (Fn. 15), UA, S. 86. 

42 BayVGH, a.a.O., UA, S. 76 f.; vgl. auch OVG Bremen v. 19.1.1993 - Az. 1 BA 11 I 
92 -; im übrigen bezieht sich die eisenbahnrechtliche Planfeststellung nur auf die An­
lage, nicht aber auf den Betrieb. Ein Betriebsprogramm kann daher schon aus diesem 
Grund nicht Gegenstand der Planfeststellung für Bahnanlagen sein (Blümel, VerwArch. 
1992, s. 146 ff. (149, 158-160). 



Widmung - Entwidmung - Mischnutzung 
oder die „Revitalisierung" alter Empfangsgebäude 

und ihre planungsrechtliche Bewältigung 

Von Assessorin iur. Lucia Korth Pereira Ferraz, Bonn 

y 

1. Einführung 
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Die DB-AG beabsichtigt, ihre alten Bahnhöfe in den Ballungszentren (ca. 260 
von insgesamt 6.148) von sog. "grauen Kolossen" bzw. "Schmuddelecken" in 
architektonische Repräsentativbauten mit vielseitiger kommerzieller Nutzung 
umzuwandeln. Pilotprojekte dieser ehrgeizigen Umwandlung sind Leipzig Hbf, 
Köln Hbf und Berlin (Lehrter Bah_nhof). 

In diesen modernen Empfangsgebäuden sind planungsrechtlich gesehen 
verschiedene Nutzungen vorgesehen, die regelmäßig Kompetenzkonflikte zwi­
schen der eisenbahnrechtlichen Fachplanung einerseits und der kommunalen 
Bauleitplanung andererseits hervorrufen. 

Daneben werden auch immer wieder Fragen in bezug auf die Entwid­
mungsnotwendigkeit einer bestehenden Bahnanlage gestellt. 

Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob durch das neue Eisenbahnverfas-
sungsrecht die vJvor bestehende (verkehrs-) f.Jnlctionsbezogene Bestin1Jnung 
der Verwaltungskompetenz in eine eigentumsbezogene Zuordnung der Verwal­
tungskompetenz verändert wurde, wodurch die oben aufgezeigten Probleme 
noch schwieriger würden. 

Am Beispiel der Hauptbahnhöfe von Leipzig und Köln sollen diese kompe­
tenzrechtlichen Zuordnungsschwierigkeiten der einzelnen Nutzungen in den 
Empfangsgebäuden, die bautechnische Einheiten (als Gesamtanlagen) darstel­
len, erörtert werden. 

1. Funktion und Struktur der neuen „Empfangsgebäude" 

Ziel der Umwandlung ist die Wiederentdeckung des Bahnhofes: 

Der Bahnhof soll als Visitenkarte der DB-AG ein modernes Reise- sowie 
Service- und Shoppingcenter werden, in dem unabhängig vom Wetter und rund 
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um die Uhr die dort angebotenen Leistungen in Anspruch genommen werden 
können. 

a) Hauptbahnhof Leipzig 

Im denkmalgeschützten und größten europäischen Kopfbahnhof Leipzig sollen 
auf 3 Ebenen mit einer Fläche von ca. 70.000 qm folgende Funktionseinheiten 
entstehen: 

Kinos, Friseure, Schmuck- und Schuhgeschäfte, diverse Restaurants, La­
denflächen für Fachmärkte, Flächen für Autovermieter, Banken, Post, Buch­
handlungen, Zeitschriftenhandlungen, eme Markthalle, ein Einkaufsmarkt, 
Parkflächen sowie Büroflächen für verschiedene Dienstleistungen 
(Anwaltsbüros u. ä.). 

Dazu soll u. a. der Querbahnsteig abgerissen und mit großen linsenförmi­
gen Öffnungen wiedererrichtet werden, die Einblicke in die darunterliegenden 
Einkaufsmeilen zulassen. In diese Öffnungen werden Lifte und Rolltreppen ge­
baut. Zwei Besucherplattformen auf Stahlträgern schweben mit ihren Restau­
rants wie Satelliten über den Gleisen. 

Die Kosten des Umbaus werden mit ca. 300 Mio. DM beziffert. Der Vor­
habenträger geht davon aus, daß ca. 180.000 Menschen täglich diesen Bahnhof 
besuchen werden. 

b) Hauptbahnhof Köln 

Der ebenfalls denkmalgeschützte Hbf Köln soll mit semem insgesamt 
13.500 qm großen Areal ebenfalls zu einem modernen 

- Einzelhandels- -. 

- Gastronomie-

- Dienstleistungs- und 

- Reisecenter 

umgebaut werden. 

Die zwei vorhandenen ca. 16 m breiten Passagen, die sich unterhalb der 
Schienenwege befinden, sollen zu EinJrnufsboulevards avancieren. In der Emp­
fangshalle sollen eine Markthalle und das neue Reisecenter entstehen. 

Die Kosten dieses Umbaus werden mit ca. 130 Mio. beziffert. Die Planer 
gehen davon aus, daJ3 insgesamt 180. 000 Reisende tägiich diesen Bahnhof be­
nutzen werden. 
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Vorbereitet und entwickelt werden diese Bahnhofsumbauten durch die 1993 
gegründete Bahnhofsmanagement- und EntwickiungsgeseUschaft (BiviE). An 
ihr sind die DB-AG und die ECE-Projektmanagement GmbH - eine Tochter­
gesellschaft der OTTO-Gruppe - zu je 50 % beteiligt. 

2. Die planungsrechtlichen Fragestellungen 

Die Umgestaltung dieser Empfangsgebäude in moderne Dienstleistungszen­
tren mit multifunktionaler Zweckbestimmung wirft neue planungsrechtliche 
Fragen auf, die sich in dieser Größenordnung so in der Vergangenheit nicht 
gestellt haben. Hinzu kommt, daß die zentrale Lage dieser Empfangsgebäude 
sowie ihre Größe und Struktur das Interesse von Kommunalpolitikern und Re­
gionalplanern der betroffenen Gemeinden im Hinblick auf 

- Stadtentwicklung und Bauleitplanung 

- Denkmalschutz 

- Verkehrsinfrastruktur 

- und andere städtebauliche Gesichtspunkte; insbesondere die Gewerbeansied-
lung 

wecken. 

Es ist daher zu untersuchen, 
.,· 

ob und inwieweit eine rechtsverbindliche Planung der gemischt genutzten 
Empfangsgebäude allein vom EBA im Wege einer Planfeststellung oder Plan­
genehmigung gern. § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) vorgenommen 
werden kann beziehungsweise 

ob oder inwieweit diese eisenbahnrechtliche Planung gegebenenfalls einen 
ergänzenden kommunalen Bebauungsplan mit der sich daran anschließenden 
Einzelzulassung ( = Baugenehmigung) nach allgemeinem Baurecht erfordert. 

II. Die Reichweite der Genehmigungskompetenz des Eisenbahn­
Bundesamts 

Nach § 18 Abs. 1 AEG dürf~.n Schienenwege von Eisenbahnen einschließ­
lich der für den Betrieb der Schienenwege notwendigen Anlagen 
(Betriebsanlagen der Eisenbahn) nur gebaut oder geändert werden, wenn der 
Plan zuvor festgestellt worden ist. Der Gegenstand der eisenbahnrechtlichen 
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Planfeststellung bzw. der Plangenehmigung ergibt sich in erster Linie aus der 
Interpretation des Bahnanlagenbegriffs bzw. Betriebsanlagen der Eisenbahn. 1 

1. Der1Jahnanlagenbegriff 

Nach der Rechtsprechung zu § 36 Bundesbahngesetz a.F. (BBahnG) sind 
Bahnanlagen alle im Bahnbereich liegenden und dem Verkehr der Eisenbahn 
als eigengearteter öffentlicher Transportanstalt dienenden Anlagen (Bauten, 
Grundstücke und sonstige ortsfeste technische Anlagen). 2 

Danach gehören zu den Betriebsanlagen der Eisenbahn nach dem Wortlaut 
und dem Sinn und Zweck des Gesetzes (§ 36 BBahnG a.F.) alle ortsfesten Ei­
senbahneinrichtungen, die unmittelbar oder mittelbar zur Abwicklung und Si­
cherung des äußeren Eisenbahnbetriebes deswegen erforderlich sind, weil sie 
der Begründung, Erhaltung oder Förderung des Reise- oder Güterverkehrs auf 
der Schiene dienen. Es m~~ ein irJlerer ZusaiTuqier.hang mit der FuPJd:ion von 
Eisenbahnen als Transport- und Verkehrsunternehmen bestehen, die sog. Ei-
senbahnbetriebsbezogenheit. 3 

' 

Zusammenfassend betrachtet sind die Verkehrsfunktion und der räumli­
che Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb maßgeblich für die Definition 
des Bahnanlagenbegriffs. 4 

Diese Definition des Bahnanlagenbegriffs, die von der Rechtsprechung entwik­
kelt worden ist, wurde vom Gesetzgeber zunächst in § 4 EBO übernommen 
und gilt nunmehr auch für die Interpretation des Bahnanlagenbegriffs in § 18 
AEG. 5 Dazu gehören auch die Nebenbetriebsanlagen. 

Nebenbetriebe sind Hilfsbetriebe für den Eisenbahnbetrieb, die als soge­
nannte Servicebetriebe den Belangen der Reisenden dienen, das heißt aus­
schließlich oder überwiegend deren Reisebedarf abdecken und einen unmittel­
baren Zugang zu den Eisenbahnqetriebsanlagen haben. Die räumliche Verbin­
dung zu den Eisenbahnbetriebsanlagen und der Verkauf von Gegenständen des 

1 Vgl. dazu§ 18 Abs. 1 AEG und§ 4 Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung - EBO -. 

2 Vgl. dazu Finger, Kommentar zum Allgemeinen Eisenbahngesetz, 1982, § 36 BBahnG, 
s. 217 ff. 

3 Vgl. insb. BVerwG, Urteil vom 7.6.1977 - I C 2175 -, DÖV 1978, S. 49; auch 
Thoma I Pätzold I Wittenberg; Komentar zur EBO, 2. Aufl. 1994, § 4, Rdnr. 3 ff. 

4 Vgl. Finger, a.a.O. (Fn. 2), § 36 BBahnG, S. 217-220. 

5 Siehe dazu auch die BR-Drucks. 131/93, S. 102 vom 26.3.1993 zum Eisenbahnneuord­
nungsgesetz (ENeuOG); vgl. Thoma / Pätzold I Wittenberg (Fn. 3), a.a.0. 
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täglichen Reisebedarfs ist deren entscheidendes Unterscheidungskriterium zu 
... - • „ - • ... • ... -- ... „ „ ~ „. - - ..... oll f:. 

den gleichgearteten Hetneben in der Nachbarschart und 1m hmptangsget>auae. V 

Die Nebenbetriebe werden in§ 4 Abs. 1 der EBO ausdrücklich erwähnt. Die 
Planfeststellungskompetenz des Eisenbahn-Bundesamts zur Feststellung von 
Nebenbetriebsanlagen ist durch den Wegfall des § 41 BBahnG a. F. daher 
nicht entfallen. Insoweit ist nur der gewerberechtliche Regelungsgehalt des 
§ 41 BBahnG a. F. entfallen. 

Empfangsgebäude dienen dem Zu- und Abgang sowie dem Aufenthalt von 
Reisenden, der Versorgung mit Reisebedarfsartikeln, dem Kauf von Fahrkar­
ten im Reisezentrum usw. Daß die Empfangsgebäude nicht nur von Reisenden 
sondern auch von Dritten genutzt werden, ist für die Qualifizierung des Ge­
bäudes als Bahnanlage nicht hinderlich. 

In bezug auf die Hauptbahnhöfe Köln und Leipzig würden damit der eisen­
bahnrechtlichen Genehmigungskompetenz neben dem Empfangsgebäude 
(Rohbauhülle) und der Bahnsteighalle folgende Funktionseinheiten (Nebenbe­
triebe und sonstige Aniagenteiie) des Empfangsgebäudes unterliegen: 

- Fußgängerpassagen (einschließlich Treppen, Aufzüge, Rolltreppen) 

- Rettungswege 

- Brandschutzanlagen 

- die gesamten Versorgungsanlagen, das heißt Gesamtkanalisation, Gesamt-
energieversorgung, Telekommunikationsanlagen und andere Versorgungslei­
tungen im Gesamtgebäude 

- Bahn-Reisezentn1m 

- Fahrscheinverkaufsstellen und -automaten 

- Informationsstände der Bahn 

- Zuginformationsanzeiger 

- Wegeleitsystem der Bahn 

- Wartesäle 

- Gepäckannahmestelle und -aufbewahrung sowie Gepäckschließfächer 

- sonstige Flächen für Bahntechnik 

- Werkstatträume der Bahn 

6 Vgl. dazu Finger, a.a.0. (Fn. 2), § 41 BBahnG, S. 259; § 36 BBahnG, S. 218; zu dem 
vergleichbaren Begriff der „Nebenbetriebe" im FStrG: Kodal, in: Kodal/Krämer, Stra­
ßenrecht, 5. Aufl. 1995, S. 192, Rdnr. 14. 
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- Lagerräume der Bahn (Materialversorgung) 

- Betriebskantine 

- Räume für die Bahnhofsmission 

- Räume für den Bundesgrenzschutz 
y 

- Servicebetriebe der Bahn (Bahnhofsgaststätten, Verkaufsläden für Artikel 
des täglichen Reisebedarfs 

- BASA 

- Sozialräume ohne Übernachtung 

- Toilettenanlagen für Reisende. 

Aus dem vorstehend Gesagten ergibt sich, daß Spielhallen, Boutiquen, Fach­
märkten, Schmuckläden und ähnlichen Einrichtungen, die nicht ausschließlich 
oder überwiegend Gegenstände des täglichen Reisebedarfs verkaufen, regel­
mäßig der funktionale Bezug zum Betrieb der Eisenbahn fehlt, weil sie - mö­
gen sich auch Bahnreisende zufällig daran beteiligen - in keinem inneren Zu­
sammenhang mit der Funktion d~ Eisenbahnen des Bundes als Transport- und 
Verkehrsunternehmen stehen. Die Tatsache allein, daß solche Anlagen sich in­
nerhalb einer planfestgestellten Anlage der Eisenbahn befinden, bedeutet noch 
nicht, daß sie die Privilegierungen der§§ 2 Abs. 6, 18 AEG i.V.m. § 38 Bau­
gesetzbuch (Bau GB) genießen. 7 

Weiterhin folgt aus allem, daß die Wahrnehmung der Genehmigungskom­
petenz (vgl. § 18 AEG) und der daran anknüpfenden Bauaufsichtskompetenz 
(§ 3 Abs. 2 Nr. 2 EVerkVenvG) über Betriebsanlagen der Eisenbahnen des 
Bundes dort endet, wo eine Anlage nicht mehr dem Betrieb der Eisenbahnen 
des Bundes dient. Insofern deckt sich der Gegenstand der eisenbahnaufsicht­
lichen Kompetenz des Eisenbahn-Bundesamts mit seiner Genehmigungskompe­
tenz für Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes. 8 

2. Zuständigkeit des EBA? 

Gemäß § 3 Abs. 1 EVerkVerwG ist das EBA Aufsichts- und Genehmigungs­
behörde für Eisenbahnen des Bundes. Demgemäß obliegen dem EBA nach § 3 

7 Vgl.dazu OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 6.10.1988 - 4 A 2966/86 -, UA, S. 
14. 

8 Vgl. dazu OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 6.10.1988, a.a.0.; OVG Rheinland­
Pfalz, Urteil vom 24.10.1990, - 2 A 10049/90 OVG -, UA, S. 12-14. 
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Abs. 2 Satz 1, Nr. 1und2 EVerkVerwG die Aufgaben der Planfeststellung für 
..., 1 • „ y--,• , „ „ Tito 1 1 1 11 .&. +t1 „ ~·. . 
~cmenenwege oer n1senoannen oes nunoes uno me Ausuoung oer n1sen-
bahnaufsicht. 

Wegen des in Art. 73 Abs. 6a GG und in§ 2 Abs. 6 AEG sowie§ 3 Abs. 1 
EVerkVerwG enthaltenen Begriffs „der Eisenbahnen des Bundes" ergeben sich 
für die Zuordnung der Verwaltungskompetenz des Eisenbahn-Bundesamts 
weitere Schwierigkeiten. Es stellt sich nämlich die Frage, ob durch das neue 
Eisenbahnverfassungsrecht die zuvor bestehende funktionsbezogene Bestim­
mung der Verwaltungskompetenz in eine eigentumsbezogene Zuordnung der 
Verwaltungskompetenz verändert wurde. 

y 

Nach der Legaldefinition des Art. 73 Abs. 6a GG sind Eisenbahnen des 
Bundes Unternehmen, „die ganz oder mehrheitlich im Eigentum des Bundes 
stehen". 

Sollte sich nun eine eigentumsrechtlich und nicht (verkehrs-) funktional 
orientierte Interpretation der neuen Kompetenzzuordnung des Eisenbahnverfas­
sungsrechts durchsetzen, dann wäre das Eisenbahn-Bundesamt nur für Eisen­
bahnen des Bundes zuständig, die als Unternehmen ganz oder mehrheitlich im 
Eigentum des Bundes stehen (vgl. Art. 73 Abs. 6a GG, §§ 2 Abs. 6, 18 AEG, 
§ 3 Abs. 1 EVerkVerwG). Demzufolge würden für Eisenbahnbetriebsanlagen, 
die nicht mehr Betriebsanlagen einer „Eisenbahn des Bundes" sind, die Ge­
nehmigungen nach Landeseisenbahnrecht erteilt werden müssen. 

Die Frage braucht an dieser Stelle nicht vertieft zu werden, da die darge-
y 

stellten Umbauten in Leipzig und Köln Hbf, mangels Eigentumsübertragung 
auf Dritte, noch unproblematisch sind. 9 

Zusammenfassende Thesen: 

Der Antragsteller muß für den Umbau der Empfangsgebäude daher Ge­
nehmigungen nach § 18 AEG und - ergänzend - nach allgemeinem Baurecht 
einholen. 

Die Errichtung der nicht „bahnbezogenen Anlagen" im Empfangsgebäude 
unterliegt damit weder dem eisenbahnrechtlichen Planfeststellungsrecht 
noch der Eisenbahnaufsicht. Insofern deckt sich der Gegenstand der eisen-

y 

9 Zu dieser Problen1atik vgl. ver allem Bern11.ard Wegener, Strukttirprobleme der eisen= 
bahnrechtlichen Planfeststellung nach der Bahnstrukturreform, DÖV 1996, S. 305 ff.: 
mit Hinweisen auf die Enstehungsgeschichte des ENeuOG, insb. auf die BT-Drucks. 12 
I 5015, S. 9 ff., und BT-Drucks. 12 I 6280, S. 4 ff.; vgl. auch Heinze, Das Gesetz zur 
Änderung des Verfassungsrechts der Eisenbahnen, BayVBl. 1994, S. 266 ff; VG Köln, 
Beschluß vom 22.6.1995 - 11L966/95 -, UA, S. 3 f.: funktionale Betrachtungsweise. 
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bahnaufsichtlichen Kompetenz des Eisenbahn-Bundesamts mit seiner Genehmi­
gungskompetenz für Betriebsartlagen der Eisenbahnen des Bundes. 

3. l'·lof'yvendige Folgernaßr.ahmen gem. § 75 Abs. 1 Satz 1 
Verwaltungsveifahrensgesetz? 

Die nicht "bahnbezogenen Nutzungen" in den Empfangsgebäuden können auch 
nicht unter dem Gesichtspunkt der „notwendigen Folgemaßnahme" in die 
Gesamtplanfeststellung für das Empfangsgebäude einbezogen werden. 

Aus dem Grundsatz der Problembewältigung in der Planfeststellung und 
gern. § 75 Abs. 1 Satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgt, daß die 
Planfeststellung bzw. Plangenehmigung alle Maßnahmen einschließlich der 
notwendigen Folgemaßnahmen erfaßt, die für die Verwirklichung des Vorha­
bens unentbehrlich sind. Diese kompetenzerweiternde Regelung darf jedoch 
nicht dazu führen, daß die originäre Zuständigkeit anderer Verwaltungsträger 
verletzt wird. 10 

Die Genehmigung der nicht „bahnbezogenen Nutzungen" im Empfangsge­
bäude erfordert ein umfassendes Planungskonzept der betroffenen Kommunen. 
Es handelt sich vorliegend auch nicht um unverzichtbare Anpassungen, die die 
Funktionsfähigkeit des eigenen Vorhabens gewährleisten sollen. Durch die 
Einbeziehung der gesamten "bahnfremden Nutzung" in die Genehmigung des 
Eisenbahn-Bundesamts würde die bestehende originäre kommunale Planungs­
kompetenz in unzulässiger Weise vollständig verdrängt werden. 

4. Verfahren nach § 78 Verwaltungsveifahrensgesetz? 

Die nach allgemeinem Baurecht zu genehmigenden „bahnfremden Vorhaben" 
im Empfangsgebäude können auch nicht über das Verfahren nach§ 78 VwVfG 
in die eisenbahnrechtliche Genehmigung(§ 18 AEG) einbezogen werden. 

Gern. § 78 VwVfG ist die Zuständigkeit einer Planfeststellungsbehörde 
dann begründet, wenn mehrere selbständige Vorhaben, für deren Durchfüh­
rung Planfeststellungsverfahren vorgeschrieben sind, derart zusammentreffen, 
daß für diese Vorhaben oder für Teile von ihnen nur eine einheitliche Ent­
scheidung möglich ist. 

10 Vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 12.2.1988 - 4 C 54.84 -; Kopp, VwVfG, Kommentar, 
6. Aufl. 1996, § 74, Rdnr. 9 f. mi! weiteren Hinweisen auf die Rspr. 
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Eine unmittelbare Anwendung des Verfahrens nach§ 78 VwVfG scheidet 
schon deshaib aus, weii es sich bei den gemischt genutzten Empfangsgebäuden 
weder um selbständige Vorhaben handelt noch um Vorhaben, die unabhängig 
voneinander gleichzeitig geplant worden sind. Insbesondere werden auch nicht 
beide Verfahren nach Pianfeststeliungsrecht geregelt, da für die nicht 
„bahnbezogenen Nutzungen" das allgemeine Baurecht vorgesehen ist. 

Eine Analogiebildung scheidet vorliegend schon deshalb aus, weil sie ei­
nen gesetzlich nicht vorgesehenen Eingriff in die verfassungsrechtlich vorge­
gebenene Kompetenzordnung b.edeuten und damit gegen ein bestehendes 
Rechtsprinzip (Verbot der Kompetenzüberschreitung) verstoßen würde. 11 Die 
oben dargestellten verfassungsrechtlich geregelten Kompetenzen stehen nicht 
zur Disposition der Exekutive. 12 Dieses ergibt sich schon aus dem in unserer 
Verfassung verankerten Prinzip der Rechtsstaatlichkeit der Bundesrepublik 
Deutschland (Art. 20 Abs. 3, 28 Abs. 1 Satz 1 GG). Gegenüber diesem ele­
mentaren Verfassungsgrundsatz und der unter anderem darin zum Ausdruck 
kommenden Bindung der vollziehenden Gewalt an Recht und Gesetz (Gesetzes­
vorbehalt) müssen reine Praktikabilitätsgesichtspunkte zurückstehen. 

Zusammenfassende These: 

Die Integration der „bahnfremden Nutzungen" in den gemischt genutzten 
Anlagen in die eisenbahnrechtliche Genehmigung (§ 18 Abs. 1 und 2 AEG) 
über§ 75 Abs. 1Satz1 VwVfG öder§ 78 VwVfG scheidet als Lösung aus. 

III. Das Zusammenwirken von kommunaler Bauleitplanung und 
eisenbahnrechtlicher Fachplanung; die Frage des 

Entwidmungserfordernisses 
- BVerwG, Urteil vom 16.12.1988, BVerwGE 81, S. 111 ff. -

Sind daher nach dem oben Ausgeführten für die nicht nach AEG genehmi­
gungsfähigen Anlagenteile in den gemischt genutzten Empfangsgebäuden Bau­
genehmigungsverfahren notwendig, in denen sowohl die bauordnungsrechtliche 
als auch die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit überprüft wird, stellt sich 

11 Vgl. zu den Voraussetzungen einer Analogiebildung im einzelnen: Larenz, Methoden­
lehre der Rechtswissenschaft, 2. Aufl. 1992; verkürzte Studienausgabe der 6. Aufl.; S. 
269 ff. 

12 Vgl. dazu Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, Kommentar, 
4. Aufl. 1993, § 78, Rdnr. 7, mit weiteren Hinweisen auf die Rspr.; Wolf!/ Bachof / 
Stober, Verwaltungsrecht Bd 1, 10. Aufl. 1994, S. 5 ff. 
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nunmehr die Frage nach den Gr~nzen sowie nach dem Zusammenwirken von 
1 

Bauieitpianung einerseits und Fachpianung andererseits. 

Das Verhältnis zwischen eisenbahnrechtlicher Fachplanung (§ 38 BauGB 
bzw. § 18 AEG) und allgemeiner kommunaler Bauleitplanung hat das Bundes­
verwaltungsgericht in seiner Grundsatzentscheidung vom 16.12.198813 mit den 
daraus resultierenden bauplanungsrechtlichen (dazu Punkt. 1) und bauord­
nungsrechtlichen (dazu Punkt 2) Konsequenzen eingehend beschrieben. Mit 
diesem Grundsatzurteil hat das Bundesverwaltungsgericht zugleich die Beru­
fungsentscheidungen zu den Spielhallen in Bahnhöfen bestätigt. 14 

1. Zum Verhältnis zwischen kommunaler Bauleitplanung 
und Fachplanung gern. § 38 BauGB 

Das Bundesverwaltungsgericht führt dazu wörtlich aus: 

"Hat eine Fläche den rechtlichen Char(Llcter einer Ardage der 
Bahn, so ist sie der - prinzipiell das gesamte Gemeindegebiet 
umfassenden - gemeindlichen Bauplanungshoheit zwar nicht -
nach Art eines exterritorialen Gebietes - völlig entzogen. Sie ist 
planerischen Aussagen der Gemeinde aber nur insoweit zugäng­
lich, als diese der besonderen Zweckbestimmung der Anlage, 
dem Betrieb der Bahn zu dienen, nicht widersprechen. Ge­
meindliche Bauleitplanung und bahnrechtliche Fachplanung sind 
hiernach sowohl in inhaltlicher als auch in zeitlicher Hinsicht 
aufeinander abzustimmena 

Planerische Aussagen, in,sbesondere auch Festsetzungen eines 
Bebauungsplans, die inhaltlich der bestehenden Zweckbestim­
mung einer Fläche als Bahnanlagen nicht zuwiderlaufen, sind 
zulässig. " 15 

13 - 4 C 48.86 - BVerwGE 81, S. 111 ff.; bestätigt durch Beschluß vom 5.1.1990 - Az. 
4 B 1.90 -. 

14 Vgl. insb. OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 6.10.1988 (Fn. 7); auch OVG Nord­
rhein-Westfalen, Urteil vom 13.10.1986 - 37 a NE 27/86 -; zuletzt: VGH Baden 
Württemberg, Beschluß vom 27. 7 .1991 - 5 S 1375/91 - und OVG Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 24.10.90 (Fn. 8); interessant auch VG Düsseldorf, Urteil vom 21.10.1986 
- 3 K 5410/84 -. 

.,, 

15 Zitat: Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 16.12.1988 (Fn. 13), UA, S. 15. 



Weiter heißt es in dem Urteil: 

„Hierfür kommt etwa in Betracht, daß die Gemeinde in einem 
Bebauungsplan, mit dem sie Nutzungen oder Arten von bauli­
chen Anlagen modifiziert, z. B. Spie/hallen oder andere Ver­
gnügungsstätten ausschließt oder einschränkt, auch einen vor­
handenen Bahnhof mit einbezieht. "16 
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Das Bundesverwaltungsgericht stellt damit klar, daß Flächen, die den 
rechtlichen Charakter einer Eisenbahnbetriebsanlage haben, aus der prinzipiell 
das gesamte Gemeindegebiet umfassenden Planungshoheit ausgenommen sind. 
Sie sind jedoch nicht nach Art eines exterritorialen Gebiets der gemeindlichen 
Planungshoheit völlig entzogen. Planerische Aussagen der Gemeinde - z.B. 
Festsetzungen in einem Bebauungsplan -, die inhaltlich der besonderen 
Zweckbestimmung der Eisenbahnbetriebsanlage nicht widersprechen, sind 
weiterhin zulässig. 

Damit sind planerische Aussagen der Gemeinde in bezug auf eine Fläche, 
die den rechtlichen Charakter einer Bahnanlage hat, zulässig, wenn und soweit 
sie sich mit der besonderen Zweckbestimmung einer Fläche als Bahnanlage 
(planfestgestellte Betriebsanlage )oder übernommene Altanlage) in Einklang 
bringen lassen. 17 

"Bahnfremde Nutzungen" - wie die im Urteil beispielhaft aufgeführten 
Spielhallen und andere Vergnügungsstätten, die nicht mehr dem Begriff der 
„Bahnanlage" (§ 4 EBO) oder demjenigen der „Betriebsanlagen der Eisen­
bahn" (§ 18 AEG) unterfallen - sind nicht schon deshalb unzulässig, weil sie 
sich auf planfestgestelltem (nicht entwidmetem) Bahngelände befinden. Für 
solche sogenannten „bahnfremden Nutzungen", die auf Bahngelände realisiert 
werden sollen, kann die Gemeinde durch die ihr zur Verfügung stehenden pla­
nungsrechtlichen Instrumentarien die in Frage stehende Nutzung oder Arten 
von baulichen Anlagen modifizieren, ausschließen oder einschränken. 

2. Die baurechtliche Gerlehmigung und die Entwidmungsfrage 

Die vorstehende Argumentation des Bundesverwaltungsgerichts über die Bau­
leitplanungskompetenz einer Gemeinde in bezug auf planfestgestellte Anlagen 

16 Zitat: Bundesverwaltungsgericht, Urteii vom 16.12.1988 (Fn. 13}, UA, S. 16. 

17 Ebd., vgl. auch UA, S. 10, 16, 17. 
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der Bahn wird in ihren Konsequenzen für die die gemeindliche Bauleitplanung 
konkretisierende Baugenehmigung dargesteHt: 

Wörtlich heißt es dazu in den Entscheidungsgründen: 

„Für den Anspn1ch auf Erteilung eines Bauvorbescheides ergibt 
sich hieraus: Vorhaben im Sinne von § 29 BauGB, die nicht 
unter den Planfeststellungsvorbehalt des § 36 BBahnG fallen, 
aber auf Bahngelände verwirklicht werden sollen, unterliegen 
grundsätzlich in formeller und materieller Hinsicht dem allge­
meinen Baurecht. 

Über ihre Zulässigkeit entscheidet die zuständige Baugenehmi­
gungsbehörde, ggf. im Einvernehmen mit der Gemeinde, nach 
Maßgabe der Landesbau~rdnung (vgl. insoweit auch den Aus­
schußbericht zum Entwurf eines Gesetzes über das Baugesetz­
buch, BT-Drucks. 10/166, S. 147 sowie Urteil vom 7. Juni 
1977 - BVerwG 1 C 21.75 - DÖV 1978, 49). In materieller 
Hinsicht ist zu unterscheiden: 

Wenn und solange ein solches Vorhaben mit der Fachplanung 
nicht vereinbar ist, scheitert es bereits an § 38 BauGB, der der 
Fachplanung insoweit den Vorrang einräumt. Der besondere 
Rechtscharakter einer Fläche als Bahnanlage ist ein der Bauge­
nehmigung entgegenstehendes rechtliches Hindernis. Auf einer 
Bahnhofsfläche, die aufgrund einer noch fortbestehenden 
Zweckbestimmung für den Bahnbetrieb eine Bahnanlage im 
Sinne des § 36 RB!1h~qn darstellt, kann ein 'b!'.lhnfremden' 
Zwecken dienendes Gebäude - etwa ein Einzelhandelsbetrieb -
nicht genehmigt werden. In einem solchem Fall kommt eine 
Genehmigung erst in Betracht, wenn dieser besondere Rechts­
charakter der Fläche in rechtlich einwandfreier Weise aufgeho­
ben worden ist. 

Steht dagegen ein solches Vorhaben, das auf Bahngelände er­
richtet werden soll, mit dessen fachplanerischer Zweckbindung 
im Einklang, so ergeben sich aus § 38 BauGB keine Einschrän­
kungen. Seine Zulässigkeit richtet sich in bodenrechtlicher Hin­
sicht nach §§ 30 ff. BauGB (vgl. hierzu auch Urteil des OVG 
Lüneburg vom 7. Juni 1977 - 6 OVG A 162/75 -, BRS 32 Nr. 
126). "i8 

18 Zitat: Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 16.12.1988 (Fn. 13), UA, S. 20 f. 
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Demzufolge ist der Fachplanungsvorbehalt gern. § 38 BauGB nur dann ein der 
Baugenehmigung entgegenstehendes rechtiiches Hindernis, wenn und soweii 
die „bahnfremden" Zwecken dienende bauliche Anlage mit der fachplaneri­
schen Zweckbindung nicht im Einklang steht. 

Die zuvor skizzierten rechtlichen Ausführungen des Bundesverwaltungsge­
richtsurteils vom 16.12.1988 zur gemeindlichen Bauleitplanung, die vom Senat 
in bezug auf die Baugenehmigung fortgeführt werden, verdeutlichen, daß auch 
ein „bahnfremden" Zwecken dienendes Vorhaben auf nicht entwidmetem 
Bahngelände von der zuständigen Baugenehmigungsbehörde nach Maßgabe der 
Landesbauordnung genehmigt werden kann, wenn und soweit es mit der fach­
planerischen Zweckbindung in Einklang zu bringen ist. 19 

Zusammenfassende Thesen: 

Demnach sind drei Varianten20 zu unterscheiden: 

a) Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes gern. §§ 2 Abs. 6, 18 AEG 
(bz\v. § 4 EBO) i.V.m. § 3 Abs. 1 und 2 EVerkVerwG sind der Planungsho­
heit der Gemeinde entzogen. Über sie entscheidet allein das Eisenbahn-Bun­
desamt. 

b) Vorhaben, die auf Bahngelände verwirklicht werden sollen, ohne unter 
den Planfeststellungsvorbehalt des § 18 AEG zu fallen, und die mit der fach­
planerischen Zweckbindung der Eisenbahnbetriebsanlage in Einklang stehen, 
unterliegen in formeller und materieller Hinsicht dem allgemeinen Baurecht. 
Über ihre Zulässigkeit entscheidet die zuständige Baugenehmigungsbehörde 
nach Maßgabe der Landesbauordnung. Diese Vorhaben können gern. §§ 30 ff. 
Baugesetzbuch auch ohne eine förmliche „Entwidmungserklärung" geneh­
migt werden. 

c) Vorhaben, die auf Bahngelände verwirklicht werden sollen, ohne unter 
den Planfeststellungsvorbehalt des § 18 AEG zu fallen, jedoch nicht mit der 
fachplanerischen Zweckbindung in Einklang zu bringen sind, sind unzulässig, 
da der besondere Rechtscharakter einer Fläche als Bahnanlage ein der Bauge­
nehmigung entgegenstehendes re.chtliches Hindernis ist. Eine Genehmigung 
kommt erst dann in Betracht, wenn dieser besondere ·Rechtscharakter der Flä­
che in rechtlich einwandfreier Weise durch eine förmliche Entwidmungser­
klärung zuvor aufgehoben worden ist. 

i9 Ebd. 

20 Vgl. zu den 3 Varianten die Anlage 1. 
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tv. Ergebnis 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, daß für die Errichtung eines modernen 
gemischt genutzten Empfangsgebäudes je nach Nutzungsart und Qualifikation 
der einzelnen Einrichtungen jedenfalls zwei bis drei verschiedene Genehmi­
gungsverfahren erforderlich werden: 

1. eine eisenbahnrechtliche Planfeststellung nach Bundesrecht für Eisenbah­
nen des Bundes, 

2. ggf. eine Planfeststellung nach Landeseisenbahnrecht, falls die Zuständig­
keit des EBA nicht gegeben ist, 

3. je nach bauplanungsrechtlicher Situation 

a) eine ergänzende Bauleitplanung mit der sich daran anschließenden bau­
rechtlichen Genehmigung oder 

b) nur eine baurechtliche Genehmigung mit ihren bauordnungs- und bau­
pianungsrechtiichen (§§ 34, 35 BauGB) Zuiässigkeitsvoraussetzungen. 

Für die ersten beiden Genehmigungsverfahren könnte je nach Einzelfall ein 
Verfahren gemäß§ 78 VwVfG durchgeführt werden. 

Für die gemeindliche Bauleitplanung (und die sich anschließende Bauge­
nehmigung) und die eisenbahnrechtliche Fachplanung stellt sich die Frage der 
Koordination zwischen beiden, um sich widersprechende Genehmigungen in 
einer Gesamtanlage zu vermeiden. Um die bei Überschneidung von Planungen 
in gemischt genutzten Anlagen (z.B. in den Empfangsgebäuden) unvermeidbar 
auftretenden Kollisionen zwischen den verschiedenen Planungsträgern zu lö­
sen, ist es regelmäßig erforderlich, daß Gesamt- und Fachplanung untereinan­
der und aufeinander abgestimmt werden. Für die vorliegenden Fälle ist es des­
halb sinnvoll, gemeindliche Bauleitplanung und eisenbahnrechtliche Fachpla­
nung durch Vereinbarungen, sowohl in inhaltlicher als auch in zeitlicher und 
sicherheitstechnischer Hinsicht aufeinander abzustimmen. 21 

Für den Antragsteller selbst stellt die Durchführung zweier Genehmigungs­
verfahren für ein Gesamtvorhaben zwar einen Mehraufwand dar, aber die 
Möglichkeit der fachlichen Koordination zwischen Fachplanungsträger und 

21 Vgl. BVerwG, Urteil vom 16.12.1988 (Fn. 13), a.a.O. = BVerwGE 81, S. 111 ff. 
(116); vgl. zum Abstimmungsgebot im Planungsrecht: Ronellenfitsch, Einführung in 
das Planungsrecht, 1986, S. 11 ff. 
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kommunaler Bauleitplanung bleibt offen und ist für den Bereich der Straßen-
... . ... • . ....11 .... ... ,.... • ?? 

verwauung oerens uo11cne Yrax1s. --

Auch im Bereich der Eisenbahnverkehrsverwaltung ist im Oktober 1987 für 
den Umbau des Hbf. Hamburg zwischen der Stadt Hamburg und der DB eine 
Vereinbarung im Hinblick auf verfahrenstechnische, gestalterische, denk­
malpflegerische, bauliche, funktionelle und sicherheitstechnische Aspekte 
geschlossen worden. 23 

" 

Die in der Praxis häufig befürchteten, angeblich nicht zu bewältigenden, 
Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen den beteiligten Verwaltungsträgern 
überzeugen nicht. 

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts führt zwar zu einer schwierigen, 
aber zugleich klaren und differenzierten Kompetenzabgrenzung zwischen 
kommunaler Bauleitplanung und der (eisenbahnrechtlichen) Fachplanung. Kol­
lisionen können wie dargelegt im Wege des Zusammenwirkens zwischen den 
Beteiligten gelöst werden. 

Entsprechend der oben dargestellten Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts ist jedoch darauf zu achten, daß die Genehmigungen der 
"bahnfremden Nutzungen" in Empfangsgebäuden der Eisenbahn unter dem 
Vorbehalt stehen, daß sie nicht die Zweckbestimmung der Gesamtanlage stö­
ren. Sie sind daher nur genehmigungsfähig, wenn und soweit sie mit der 
Zweckbestimmung Bahnanlage vereinbar sind. Die Verkehrsfunktion des nach 
§ 18 AEG genehmigungsbedürftigen Teils des Empfangsgebäudes setzt sich 
gegenüber der bahnfremden Nutzung im Konfliktfall durch. 24 

Ein Vorhaben, das mit der Fachpianung (Zweckbindung) nicht vereinbar 
ist, kann nicht genehmigt werden. Der besondere Rechtscharakter der Fläche 
als Eisenbahnbetriebsanlage ist ein der Baugenehmigung entgegenstehendes 
rechtliches Hindernis. 

22 Vgl. Koda/, in: Kodal/ Krämer, Straßenrecht (Fn. 6), S.192 ff. 

23 Vgl. dazu die Anl. 3: Vereinbarungsentwurf zum Hbf. Köln (Muster); in einem zwei­
ten Schritt sollen dann die Details im Hinblick auf bauliche, funktionale und sicher­
heitstechnische Aspekte geregelt werden. 

24 So im Ergebnis auch Ronellenfitsch in seinem „Rechtsgutachten zu den Auswirkungen 
der im Rahmen des Projekts Lehrter Bahnhof Berlin vorgeschlagenen Änderungen auf 
das laufende Planfeststellungsverfahren", für die Senatsverwaltung für Verkehr und 
Betriebe Berlin und Senatsverwaltung für Bau- und Wohnungswesen Berlin, vom 
11.12.1994, S. 21 f. (insb. S. 22 f.). 
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2. Zusarhmenfassende Thesen 

1. 

Zu untersuchen war, 

- ob und inwieweit eine rechtsverbindliche Planung der gemischt genutzten 
Empfangsgebäude allein vom Eisenbahn-Bundesamt im Wege einer Plan­
feststellung oder Plangenehmigung gemäß § 18 AEG vorgenommen werden 
kann beziehungsweise 

- ob oder inwieweit diese eisenbahnrechtliche Planung ggf. einen ergänzenden 
kommunalen Bebauungsplan mit der sich daran anschließenden Einzelzulas­
sung ( = Baugenehmigung) nach allgemeinem Baurecht erfordert. 

1 

II. 

1. Die Reichweite der Genehmigungskompetenz des Eisenbahn-Bundesamts 
ergibt sich insbesondere aus der Interpretation des Bahnanlagenbegriffs 
bzw. des Begriffs "Betriebsanlagen der Eisenbahn" gemäß § 18 AEG und 
§ 4 EBO. Zusammenfassend betrachtet ist die Verkehrsfunktion und der 
räumliche Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb maßgeblich für die 
Definition des Bahnanlagenbegriffs. 

2. Zu den Bahnanlagen gehören auch die Nebenbetriebsanlagen, wenn und 
soweit sie den Belangen der Reisenden dienen, d. h. ausschließlich oder 
überwiegend deren Reisebedarf abdecken und einen unmittelbaren Zugang 
zu den Eisenbahnbetriebsanlagen haben. 

3. Auch Empfangsgebäude sind Eisenbahnbetriebsanlagen. 

4. Für die Errichtung der nicht „bahnbezogenen Anlagen" im Empfangsge­
bäude muß der Antragsteller ergänzend eine Genehmigung nach dem all­
gemeinen Baurecht einholen. 

5. Die Integration der bahnfremden Nutzung in den Empfangsgebäuden in die 
eisenbahnrechtliche Genehmigung (gemäß § 18 AEG) über § 75 Abs. 1 
Satz 1 VwVfG oder§ 78 VwVfG scheidet als Lösung aus. 

III. 

1. Planerische Aussagen der Gemeinde in bezug auf eine Fläche, die den 
rechtlichen Charakter einer Bahnaniage hat, sind zuiässig, wenn und soweit 
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sie sich mit der besonderen Zweckbestimmung einer Fläche als Bahnanlage 
(pianfestgesteHte Betriebsaniage oder übernommene Aitaniage) in Einkiang 
bringen lassen. 

2. Auch ein bahnfremden Zwecken dienendes Vorhaben auf nicht entwidme­
tem Bahngelände kann von der zuständigen Baugenehmigungsbehörde nach 
Maßgabe der Landesbauordnung genehmigt werden, wenn und soweit es 
mit der fachplanerischen Zweckbestimmung in Einklang zu bringen ist. 

3. Es sind demnach drei Varianten zu unterscheiden: 

a) Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes gern. §§ 2 Abs. 6, 
18 AEG (bzw. § 4 EBO ) i.V.m. § 3 Abs. 1 u. 2 EVerkVerwG sind 
der Planungshoheit der Gemeinde entzogen. Über sie entscheidet allein 
das Eisenbahn-Bundesamt. 

b) Vorhaben, die auf Bahngelände verwirklicht werden sollen, ohne unter 
den Planfeststellungsvorbehalt des § 18 AEG zu fallen, und die mit der 
fachplanerischen Zweckbindung der FisenbahnbetriebsanJage in Ein­
klang stehen, unterliegen in formeller und materieller Hinsicht dem all­
gemeinen Baurecht. Über ihre Zulässigkeit entscheidet die zuständige 
Baugenehmigungsbehörde nach Maßgabe der Landesbauordnung. Diese 
Vorhaben können gern. §\30 ff. Baugesetzbuch auch ohne eine förmli­
che „Entwidmungserklärung" genehmigt werden. 

c) Vorhaben, die auf Bahngelände verwirklicht werden sollen, ohne unter 
den Planfeststellungsvorbehalt des § 18 AEG zu fallen, jedoch nicht mit 
der fachplanerischen Zweckbindung in Einklang zu bringen sind, sind 
unzuiässig, da der besondere Rechtscharakter einer Fiäche als Bahnan­
lage ein der Baugenehmigung entgegenstehendes rechtliches Hindernis 
ist. Eine Genehmigung kommt erst dann in Betracht, wenn dieser be­
sondere Rechtscharakter der Fläche in rechtlich einwandfreier Weise 
durch eine förmliche Entwidmungserklärung zuvor aufgehoben worden 
ist. 

IV. 

Um die bei der Überschneidung von Planungen in gemischt genutzten Anlagen 
(wie z. B. hier die Empfangsgebäude) unvermeidbar auftretenden Kollisionen 
zwischen den verschiedenen Pianungsträgern zu iösen, ist es regelmäßig erfor­
derlich, daß Gesamt- und Fachplanung durch Vereinbarungen sowohl in in­
haltlicher als auch in zeitlicher und sicherheitstechnischer Hinsicht aufeinander 
abgestimmt werden. 
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Anlage 1 ~ S. 1 

Abgrenzung und Verhäitnis zwischen der eisenbalmrechtlichen 
Fachplanung und allgemeinen kommunaler Bauleitplanung 

Analyse aus BVerwG, Urteil vom 16.12.1988 - 4 C 48.86 -
BVerwGE 81, S. 111 ff. = DVBI 1989, S. 458 ff. 

1. Variante 

Bahnanlagen gern. § 18 AEG(§ 4 EBO) 

- BVerwG, Urteil vom 16.12.1988, UA, S. 11 f. -

Betriebsanlagen der Eisenbahn im Sinne des § 18 AEG sind alle im Bahnbe­
reich liegenden und dem Verkehr der Eisenbahn als eigengearteter öffentlicher 
Transportanstalt dienenden Anlagen (Bauten, Grundstücke und sonstige ortsfe­
ste technische Anlagen). 

Danach gehören zu den Betriebsanlagen der Eisenbahn - nach dem Wort­
laut und dem Sinn und Zweck des § 18 AEG - alle ortsfesten Eisenbahnein­
richtungen, die unmittelbar oder mittelbar zur Abwicklung und Sicherung des 
äußeren Eisenbahnbetriebes des\\_'egen erforderlich sind, weil sie der Begrün­
dung, Erhaltung oder Förderung des Reise- oder Güterverkehrs auf der 
Schiene dienen. Es muß ein innerer Zusammenhang mit der Funktion von Ei­
senbahnen als Transport- und Verkehrsunternehmen bestehen 
(Eisenbahnbetriebsbezogenheit; vgl. auch§ 4 EBO). 

Nicht zu den Betriebsanlagen gehören solche Betriebe, die sich zwar auf 
Eisenbahnbetriebsgelände befinden und ihre Erzeugnisse mit der Bahnversen­
den, deren Tätigkeit aber nicht in dem Sinne ortsgebunden ist, daß sie tech­
nisch und wirtschaftlich sinnvoll nur auf Bahngelände der DB durchgeführt 
werden kann (BVerwG, U. v. 7.6.1977; DÖV 1978, S. 49 ff). 

Der Begriff "Betriebsanlagen der Eisenbahnen" des § 18 AEG entspricht dem 
früheren Begriff der Bundesbahn-Anlagen in§ 36 Abs. 1 Satz 1 und 2 BBahnG 
a. F. (vgl. Bundesrats-Drucksache 131193); siehe ferner die Richtlinien des 

y 

EBA vom 1. Januar 1994 (RL), Nr. 3, S. 8 f. 
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1. Zuständigkeit, Zulässigkeit 

Folge: § 38 BauGB, § 18 AEG. 

Genehmigungskompetenz liegt bei dem EBA als Fachplanungsträger, so­
weit es sich um Eisenbahnen des Bundes handelt (vgl. Art. 73 Nr. 6a, 87e GG; 
§§ 2 Abs. 6, 18 AEG, §§ 2, 3 EVerkVerwG). 

Für die Eisenbahnaufsicht (hier insbesondere die Bauaufsicht) ist das EBA 
zuständig gern. § 3 Abs. 1 und 2 Nr. 2 EVerkVerwG, soweit es sich um Be­
triebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes handelt. 

II. Materielles Recht 

Materielle Freistellung des Fachplanungsträgers (EBA) von Festsetzungen in 
einem gemeindlichen Bebauungsplan. 

Folge: § 38 BauGB begründet 

a) Freistellung der Fachplanung 'von Vorschriften des 3. Teils des BauGB 

b) Freistellung vor entgegenstehenden Festsetzungen eines Bebauungsplanes. 

c) Wegen. Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses muß der 
Abwägungsvorgang folgendes beinhalten: 

Die Planfeststellungsbehörde hat die ortsplanerischen Belange und Anfor­
derungen ais öffentiiche Belange in ihre Planungsentscheidung einzustellen. 
Städtebauliche Gesichtspunkte sind nach Maßgabe des Fachplanungsgesetzes 
im Rahmen der fachplanerischen Abwägung zu beachten. 
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Anlage 1 - S. 2 

Abgrenzung und Verhältnis zwischen der 
eisenbahnrechtlichenFachplanung und allg. kommunaler 

Bauleitplanung. 

Analyse aus BVerwG Urt. v. 16.12.1988 - 4 C 48.86 - BVerwGE, Bd. 81, 
S. 111 ff . ..,. DVBI 1989, S. 458 ff. 

2. Variante 3. Variante 

Vorhaben, die mit dem Fachplanungsvor- Eisenbahnbetriebsfremde Vorhaben 
behalt des § 38 BauGB i. V .m. § 18 AEG 

in Einklang stehen 

BVerwG v. 16.12.1988, UA, S. 16 & 21: BVerwG v. 16.12.1988, UA, S. 20: 

Vorhaben, die mit der fachplanerischen Vorhaben, die nicht mit der eisen­
Zweckbindung in Einklang stehen und auf bahnrechtlichen Zweckbestimmung 
Bahngelände errichtet werden sohen; aber vereinbar sind; 
keine Fisenb~lmbetriebsarlJagen i. S. v. § 
18 AEG sind. 

Vorhaben, die inhaltlich keinen Konflikt eisenbahnfremden Zwecken dienende 
mit dem besonderen Charakter der Bahn- Bauten. 
anlage auslösen, d. h. die Zweckbestim-
mung der Bahnanlagen, uneingeschränkt 
dem Eisenbahnbetrieb zur Verfügung zu 
stehen, unangetastet lassen. 

Keine Exemtion von der Landesverwal- Keine Exemtion von der Landesver­
tungshoheit, da wirtschaftliche Betätigung, waltungshoheit, da ausschließlich 
die keinen funktionalen Bezug zum Be- wirtschaftliche Betätigung ohne Bezug 
trieb der Eisenbahn hat. zu den Eisenbahnverkehrsunterneh-

men und dessen Kunden. 
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1. Zuständigkeit, Zulässigkeit; 
formelles Baurecht 

(nach Landesbauordnungsrecht) 

Nach Landesbauordnungsrecht; Zustän- Zuständigkeit für die Erteilung einer 
digkeit für die Erteilung von Baugenehmi- Bauordnungsverfügung und einer 
gung und Bauordnungsverfügung liegt bei Baugenehmigung liegt bei der jeweils 
der zuständigen Baugenehmigungsbe- zuständigen Baugenehmigungsbe-
hörde, hörde, 

d. h.: Vorhaben i. S. § 29 BauGB, die d.h.: Vorhaben i. S. § 29 BauGB, die 
nicht unter den Planfeststellungsvorbehalt nicht unter den Planfeststellungsvor­
des § 18 AEG fallen, aber auf Bahnge- behalt des § 18 AEG fallen, aber auf 
lände verwirklicht werden sollen, unter- Bahngelände verwirklicht werden 
liegen in formeller und materieller Hin- sollen, unterliegen in formeller und 
sieht dem allg. Baurecht. Uber ihre Zu- materieller Hinsicht dem allg. Bau­
lässigkeit entscheidet allein die zuständige recht. Über ihre Zulässigkeit ent­
Baugenehmigungsbehörde nach Maßgabe scheidet allein die zuständige Bauge­
der Landesbauordnung. nehmigungsbehörde nach Maßgabe 

der Landesbauordnung. 

II. Materielles allg. Baurecht II. Materielles allg. Baurecht 

In baurechtlicher Hinsicht richtet sich die Wenn und solange der Rechtscharak­
Zulässigkeit eines solchen Vorhabens nach ter der Bahnanlage noch nicht aufge­

hoben ist, scheitert ein solches Vor-
a) §§ 30 ff. BauGB (Bauplanungsrecht) haben schon an § 38 BauGB 

b) Landesbauordnungsrecht (BayBauO). (~aterie~les bauplanungsrechtliches 
Hmderms). 

c) Wegen § 38 BauGB ist der besondere 
Rechtscharakter einer solchen Fläche BVerwG, a.a.O.' UA, S. 20: 
als Bahnanlage kein der Baugenehmi- „Der besondere Rechtscharak-
gung entgegenstehendes rechtliches ter einer Fläche als Bahnanlage 
Hindernis. ist ein der Baugenehmigung 

entgegenstehendes rechtliches d) Keine Einschränkungen durch § 38 
BauGB, wenn und soweit Vorhaben HindemJs." 

mit der fachplanerischen Zweckbindung Denn auf einer Bahnhofsfläche, die 
vereinbar. aufgrund der feststehenden Zweck-

1 

bestimmung für den Eisenbahnbetrieb 
eine Betriebsanlage i. S. v. § 18 AEG 
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1 ~~~~~~~ ~:=en~~~ 
genehmigt werden. 

"bahnfremden" 
Gebäude nicht 

III. Eine Entwidmungserklärung entfällt. III. Folge: fönnliche Entwidmungser­
klärung, d. h. Entlassung der 

Fläche aus der Fachplanungsho­
heit des EBA ist eif orderlich BVerwG, a.a.0., UA, S. 21: 

Fälle: Spielhallen und 
gungseinrichtungen 

in Empfangsgebäuden 
a.a.O., S. 16). 

andere Vergnü- 1 a) Der Wechsel der Planungshoheit 
vollzieht sich nicht automatisch, nur 

(vgl. BVerwG, weil die Eisenbahnbetriebsanlage 
nicht mehr zu Bahnzwecken benutzt 
wird. n~ her genügt eine formlose 
Entwidmungs- oder Freigabeerklä­
rung des EBA für den Wechsel nicht. 
Vielmehr ist eine förmliche Entwid­
mungserklärung des EBA erforder­
lich. Die Stillegung von Eisenbahnin­
frastruktureinrichtungen ( § 11 AEG, 
Art. 14 Abs. 5 1191 I 69 EWG-VO) 
bewirkt für sich keinen Wechsel der 
Planungshoheit und ersetzt nicht die 
Entwidmungserk:lärung. 

1 b) Daneben vollzieht sich in ganz 
seltenen Fällen der Wechsel dadurch, 
daß eine bestehende Betriebsanlage 
der Eisenbahn funktionslos geworden 
ist. 

2) Anspruch auf Erteilung eines auf 
die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit 
eines Vorhabens beschränkten Bau­
vorbescheides (BVerwG, a.a.O.). 



Vereinbarung über die baurechtliche Behandlung des 
Dienstleistungszentrums 

Köln Hauptbahnhof 

zwischen 

Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch den Präsidenten des 

Eisenbahn-Bundesamts, Außenstelle Köln, 
Am alten Ufer 1 

50668 Köln 

und 

der Stadt Köln 
Der Hochbaudezernent 

und 

der Deutsche Bahn AG 
Ruschestraße 59 

10365 Berlin 

§1 
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Anlage 2 

Die Deutsche Bahn AG beabsichtigt die bauliche Umgestaltung des Bahn­
hofsgebäudes Köln-Hbf einschließlich der denkmalgeschützten Empfangshalle 
durch Optimierung der Bahndienstleistungen und Einrichtung eines Dienstlei­
stungszentrums. In dem Gebäude sollen neben Betriebsanlagen der Eisenbahn 
Handelsbetriebe sowie Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der 
Kultur untergebracht werden. Dazu gehören Einzelhandels-, Geschäfts- und 
Verwaltungsflächen sowie Schank- und Speisewirtschaften und Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes in einer Größenordnung von insgesamt ca. 12.000 m2 

Nutzfläche. 

§2 

2.1 Die Deutsche Bahn AG beabsichtigt, einer noch zu gründenden Objekt­
gesellschaft ein Teilerbbaurecht bzw. sonstiges dingliches Recht an den vorbe­
zeichneten Flächen im Bahnhofsgebäude L1.lr Realisierung des Dienstleistungs­
zentrums einzuräumen. 
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2. 2 Das Eisenbahn-Bundesamt ist gemäß § 3 des Gesetzes über die Eisen­
bahnverkehrsverwaitung des Bundes zuständig für die Ausübung der Eisen­
bahnaufsicht, für das Fachplanungsrecht sowie für die Bauaufsicht der Be­
triebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes. 

2.3 Die Stadt Köln ist als allgemeine Bauplanungs- und Bauaufsichtsbe­
hörde für die nicht zu den Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes gehö­
renden Bauvorhaben (sog. bahnfremde Vorhaben) zuständig. 

§3 
3 .1 Zwischen den Beteiligten besteht Einvernehmen über folgende Aus­

gangsposition: 

Das geplante Dienstleistungszentrum im Hauptbahnhof bildet mit den dar­
über liegenden Gleisen, dem gesamten Bahnhofsgebäude und den sonstigen Ei­
senbahnanlagen eine bautechnische Einheit. Trotz der im Dienstleistungszen­
trum vorgesehenen Misch_nutzung bleiben Charakter und Funktion des Bahn­
hofsgebäudes als Betriebsanlage der Eisenbahn erhalten. Daher steht auch das 
in § 1 beschriebene Vorhaben, sbweit es nicht unmittelbar dem Eisenbahnbe­
trieb und -verkehr dient, im Einklang mit der fachplanerischen Zweckbestim­
mung des Bahnhofsgebäudes. 

Hinsichtlich der Zuständigkeit bleibt es bei den Regelungen der §§ 2 und 4 
dieser Vereinbarung. 

3.2 Mit der Vereinbarung soll eine den Interessen der Beteiligten und be­
troffener Dritter sowie den öffentlichen Belangen gleichermaßen gerecht wer­
dende Vorgehensweise für alle baurechtlich relevanten Vorgänge in den in § 1 
Satz 1 der Vereinbarung genannten Baulichkeiten bzw. auf den dort genannten 
Flächen festgelegt werden, weil es sich um ein zeitlich und räumlich nicht 
trennbares Gesamtvorhaben verschiedener Planungsträger handelt, für das im 
Ergebnis eine abgestimmte Verfahrensweise erforderlich ist. Dabei sind insbe­
sondere die einschlägigen Vorschriften des Fachplanungsrechts (Allgemeines 
Eisenbahngesetz, Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung u. a.) sowie die Vor­
schriften des Baugesetzbuches und der Bauordnung NW zu beachten. 

Im Interesse eines umfassenden Planungssystems und zur Auflösung von 
Kollisionen soll auf diesem Wege das dem planungsrechtlichen Abstimmungs­
gebot zugrundeliegende Ziel einer aufeinander abgestimmten Planung zwischen 
der kommunalen Planung und der Fachplanung des Bundes erreicht werden. 
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§4 
Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Beteiligten im Hinblick auf die be­

vorstehenden und künftigen Baumaßnahmen und Nutzungsänderungen in den 
im § 1 Satz 1 der Vereinbarung genannten Baulichkeiten bzw. auf den dort ge-
nannten Teilflächen folgendes: 

4.1 Das Eisenbahn-Bundesamt entscheidet über die Genehmigung von Be­
triebsanlagen der Eisenbahn gern. § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz. 

4.1.1 Dem Eisenbahn-Bundesamt obliegen gern. § 4 Abs. 2 Allgemeines 
Eisenbahngesetz für die Betriebsanlagen der Eisenbahn auch die erforderlichen 
Baufreigaben, Abnahmen, Prüfungen und Zulassungen. Betriebsanlagen der 
Eisenbahn sind insbesondere die in der Anlage 1 aufgeführten Anlagen und 
Einrichtungen sowie das Bahnhofsgebäude als Gesamtanlage. 

4.1.2 Die Beteiligten gehen davon aus, daß bahnfremde Vorhaben einer 
Genehmigung durch die Stadt Köln als Bauaufsichtsbehörde bedürfen. Hierzu 

_ 1 .,._ • 1• 6 "III 1 'LT • .... "I • • 'I 'I 'I• 'I JI. 11 genorr me Anoerung ooer Nurzungsanoerung emer so1cnen oauucnen f\ruage 
im Bahnhofsgebäude. Diese Vorhaben dürfen zugelassen werden, wenn und 
soweit sie sich mit der besonderen Zweckbestimmung des planfestgestellen 
bzw. plangenehmigten Bahnhofsgebäudes in Einklang bringen lassen und nicht 
in Widerspruch zu den bauordnungsrechtlichen Anforderungen und der Ver­
kehrsfunktion des planfestgestellten Teils des Bahnhofsgeländes als Gesamtan­
lage (z. B. Fluchtwege, Verkehrsßtröme, Brandschutz) stehen. 

4.1.3 Das Eisenbahn-Bundesamt und die Stadt Köln werden sich frühzeitig 
darüber abstimmen, welche der im Bahnhofsgebäude vorgesehenen bahnfrem­
den Nutzungen unter Beachtung der besonderen Zweckbestimmung und der 
besonderen Verkehrsfunktion der Gesamtanlage als Bahnanlage einer Geneh­
migung durch die Stadt Köln nach dem allgemeinen Baurecht bedürfen. 

4.2 Das Eisenbahn-Bundesamt wird bei den von ihm zu treffenden Ent­
scheidungen die Vorschriften des allgemeinen Bauordnungsrechts (Bauordnung 
NW, Sonderbauvorschriften etc.) als öffentlichen Belang im Rahmen der 
fachplanerischen Abwägung berücksichtigen, soweit nicht einschlägige eisen­
bahnrechtliche Vorschriften anzuwenden sind. Gewerberechtliche, gaststätten­
rechtliche und sonstige ordnungsrechtliche Zuständigkeiten der Stadt Köln 
bleiben unberührt. 

4.3 Grundlegend für die Abgrenzung der Zuständigkeiten in dieser Verein­
barung sind die in dem Urteil des BVerwG vom 16.12.1988 - BVerwGE, Bd. 
81, S. 111 ff. - niedergelegten Grundsätze über die Abgrenzung und das Ver­
hältnis zwischen eisenbahnrechtlicher Fachplanung und allgemeiner kommuna­
ler Bauleitplanung. 
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4 .4 Im Sinne einer sachgerechten und zeitnahen Bearbeitung und Beschei­
dung von Genehmigungsanträgen werden sich das Eisenbahn-Bundesamt und 
die Stadt Köln wechselseitig üb~r den Bearbeitungsstand auf dem laufenden 
halten und eventuell erforderliche Abstimmungen vornehmen, um Kollisionen 
und/oder ungeregelte Sachverhalte in den zu treffenden Entscheidungen zu 
vermeiden. Zu diesem Zweck benennen das Eisenbahn-Bundesamt und die 
Stadt Köln jeweils einen zentralen Ansprechpartner. Diese werden in regel­
mäßigen Abstimmungsgesprächen die notwendigen Koordinationsaufgaben 
wahrnehmen. 

§5 

5.1 Bei Durchführung des Verfahrens gemäß § 18 Allgemeines Eisenbahn­
gesetz erhebt das Eisenbahn-Bundesamt von der Deutsche Bahn AG bzw. ihren 
Rechtsnachfolgern die Gebühr nach der vom Bundesministerium für Verkehr 
noch zu erlassenden Kostenordrnu1g bzw. gemäß § 3 Abs. 6 Satz 2 des Geset­
zes über die hisenbahn-Verkehrsverwaltung des Bundes. 

5 .2 Gebühren für Baugenehmigungen, Baufreigaben und Abnahmen erhebt 
die Behörde, die sie erteilt. 

Bonn, den 

Eisenbah_n-Bundesamt; 
Außenstelle Köln 

Berlin, den 

Deutsche Bahn AG 

Köln, den 

Stadt Köln 
- Der Oberstadtdirektor -

Köln, den 

Stadt Köln 
- Hochbaudezernat -
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Anlage 1 zur Vereinbarung DLZ Köln-Hbf 

- Empfangsgebäude und Bahnsteighaiie 

- Rohbauhülle; äußere Fassade 
- innere notwendige Statik, tragende Elemente 
- Fluchtwege ' 
- Brandschutzanlage 
- die gesamten Versorgungsanlagen, d. h. Gesamtkanalisation, Gesamt-

energieversorgung Telekommunikationsanlagen und andere Versorgungs­
leitungen im Gesamtgebäude 

- Fußgängerpassagen (einschließlich Treppen, Aufzüge, Rolltreppen) 

- Bahn-Reisezentrum 

- Fahrscheinverkaufsstellen und -automaten 

- Informationsstände der Bahn 

- Zuginformationsanzeiger 

- Wegeleitsystem der Bahn 

- Wartesäle 

- Gepäckannahmestelle und -aufbewahrung sowie Gepäckschließfächer 

- sonstige Flächen für Bahntechnik 

~ \Verkstatträume der Bal·.in 

- Lagerräume der Bahn (Materialversorgung) 

- Betriebskantine 

- Bahnhofsmission 

- Bundesgrenzschutz 

- Servicebetriebe der Bahn (sog. Nebenbetriebsanlagen) 

- BASA 

- Sozialräume ohne Übernachtung 

- Toilettenanlagen 
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Diskussionsbeiträge 

zu den Vorträgen von 

Assessor iur. Holger Steenhoff 
und Assessorin im;. Lucia Korth Pereira Ferraz 

am 14.9.1995 

Blümel: 

Wir haben zwei sehr interessante Referate mit einer Fülle von Problemen ge-
1' •• , T "I „ "I ,...11 'I „ • "'II • ~ ' „ '1 t1l " • _ 1' non. icn wuroe sagen, ~1e me1oen s1cn e1macn, uno oann wouen Wlf emma1 
sehen, ob wir der Diskussion eine gewisse Struktur verleihen können. 

Heinrichs: 

Wenn ich den Vortrag richtig verstanden habe, wird vertreten, daß in einem 
Gebäude zwei Planfeststellungsbehörden zuständig sind. Ich bin der Auffas­
sung, daß damit den Geboten der planerischen Konfliktbewältigung kaum noch 
Rechnung getragen werden kann. Also, ich denke, in diesem Fall gilt wirklich 
der Grundsatz: „Es kann nur einen geben!" Und da es nun einmal eine Eisen­
bahnanlage der Eisenbahn des Bundes ist, kann es nur das Eisenbahn-Bundes­
amt sein. 

Das hat nichts damit zu tun, daß man innerhalb des Gebäudes außer acht 
läßt, was sich die Gemeinde für ihren Bereich da gedacht hat. Das heißt, wenn 
die Gemeinde zum Beispiel sagt: „Ich will in dem großen Umfeld Bahnhof 
keine Spielballe haben", da kann das Eisenbahnbunde samt natürlich nicht hin­
gehen und im Rahmen seiner Planfeststellung doch etwas anderes beschließen. 
Das wäre durchaus ein Eingriff in die grundsätzlich gesetzlich geschützte ge­
meindliche Planungshoheit. Aber'davon ist die Frage zu trennen, wer den Plan 
für den ganzen Laden feststellt. Ich denke, das ist unsere Kompetenz, und da 
können wir auch keinen anderen hereinlassen. 

Das ist weiterhin zu trennen von der Frage der bauordnungsrechtlichen 
Zuständigkeit. Da kann ich mir durchaus vorstellen, daß es für mehr bahnspe­
zifische Nutzungen selbstverständlich gemeindliche Zuständigkeiten im Rah­
men der Bauaufsicht geben kann. 
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Blümel: 

Da wird ja wieder unsere Frage interessant, was Gegenstand der Planfeststel­
lung ist; aber ich möchte Ihnen !licht vorgreifen. 

Fislake: 

Ich muß dem gleich widersprechen. Also, die Planung für den Lehrter Bahnhof 
in Berlin sieht ja so aus, daß wir für den Bahnhof allein jetzt drei planfeststel­
lungsbedürftige Verfahren haben, nämlich Eisenbahn, B 96 (Bundesstraße) und 
U-Bahn. Der von Ihnen, Frau Ferraz, genannte Fall zur landesrechtlichen Ei­
senbahn ist bei dieser Aufzählung noch gar nicht erwähnt. Wahrscheinlich ha­
ben wir keinen Platz mehr dafür. Dazu kommt natürlich außerdem die Bau­
leitplanung des Landes Berlin. 

Die Sache bekommt dann nocli eine ganz aparte Variante. Der Bahnhof Pa­
pelstraße ist ein klassisches Beispiel dafür, daß Sie bei so einem Projekt auch 
noch ein straßenrechtliches Problem haben, nämlich dann, wenn Sie zwischen 
zwei Stadtteilen eine Wegeverbindung herstellen, die sinnvollerweise durch 
den Bahnhof führt. Das mag eine Fußgängerzone sein, ein Fußweg für Radfah­
rer vielleicht auch noch. Wer stellt denn das eigentlich planfest? Also, ich 
finde diese Fälle gar nicht so abwegig, ich finde das ganz spannend. 

Davon streng zu trennen ist die Frage, wer das Verfahren nach § 78 
VwVfG durchführt. Das kann natürlich nur eine Behörde tun, das ist ganz 
klar. Aber § 78 VwVfG ändert nichts an der Tatsache, daß Sie ganz verschie-

_1 _ T"'l.1 _ ~ •• • • Y"'I. „ 11 r • • --r. „ 1 t „ T°""ll. • oene rranungsuager m emem nannnor, m emer nannaruage, naoen. u1eses 
Bild von Leipzig ist natürlich außerordenlich spannend. Das, was Sie dort als 
Ebene mit den Löchern dargestellt haben, ist - wenn ich das richtig sehe - die 
Plus-Eins-Ebene; was unten war; das war nämlich die Null-Ebene. Wenn Sie 
jetzt hier diese Plus-Eins-Ebene bauen, stellt sich die ganz spannende Frage, 
ob das überhaupt eine Bahnanlage ist. Das heißt, Sie müssen erst einmal defi­
nieren, was die Zwischenebene eigentlich istr Da haben Sie dann möglicher­
weise schon die Bauaufsichtsbehörde auf der Matte stehen. 

Blümel: 

Wir müssen natürlich die Fälle differenzieren. Ich kenne die Berliner Verhält­
nisse auch. Ich habe lange mit Herrn Ronellenß,tsch darüber gesprochen, ob 
man sämtliche dort zusammentreffenden Planungen mit Hilfe des§ 78 VwVfG 
koordiniert oder ob nicht auch§ 75 VwVfG hineinspielt. Sie, Frau Ferraz, ha­
ben mit Recht die Anwendbarkeit von§ 75 VwVfG und von§ 78 VwVfG auf 
den von Ihnen geschilderten Lejpziger Fall ausgeschlossen. Hier liegen die 
Dinge anders als in Berlin. Wir haben einen Bahnhof, der normalerweise An-
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lage der Bahn wäre und eisenbahnrechtlich planfestgestellt werden müßte. Die 
Besonderheit ist nur, daß Sie in das Gebäude vieles hineinpacken, was eigent­
lich mit der Bahn gar nichts mehr zu tun hat: Lebensmittelläden, Schmuckge­
schäfte, Kleiderboutiquen und dergleichen mehr. Das ist so ähnlich wie bei den 
Flughäfen, dort findet man alle möglichen Shops in den Terminals. Ich wun­
dere mich deshalb, warum man bislang noch nicht untersucht hat, wie bei der 
Flughafenplanung unser Problem gelöst wird. Läuft alles über luftverkehrs­
rechtliche Bescheide? Wie werden die kommunalen Belange berücksichtigt? 

Im Leipziger Fall hilft § 78 VwVfG uns jedenfalls nichts. Wenn man davon 
ausgeht, daß sich die eisenbahnrechtliche Planfeststellung nicht auf bestimmte 
Festsetzungen erstreckt, ist es meines Erachtens unvermeidbar, über die offe­
nen Fragen irgendeine Form der Vereinbarung mit der Gemeinde zu finden. 
Allerdings muß man die Plausibilität der Ausgangshypothese noch sorgfältig 
prüfen. Ich bin ja ein Eisenbahn-Fan und meine, man sollte die eisenbahn­
rechtliche Planfeststellung soweit wie möglich ausdehnen. Insofern stimme ich 
Herrn Heinrichs zu. Aber in unserem Fall habe ich das Gefühl, daß Sie ohn.e 
irgendeine Vereinbarung nicht zu Rande kommen. Freilich stellt sich dann 
schon die nächste Frage: Was ist das für eine Vereinbarung? Vielleicht ein öf­
fentlich-rechtlicher Vertrag? 

Ich habe schon erwogen, ob eventuell § 205 BauGB einschlägig sein könnte 
und Planungsverbände gebildet werden müßten. Da unser Fall aber Besonder­
heiten aufweist, trifft das wohl nl.cht zu. Andererseits geht es aber auch nicht 
so wie in Berlin, Herr Fislake. Da dort - wie in Leipzig - Läden, Geschäfte 
und andere Anlagen vorgesehen sind, deren Bau die gemeindliche Planungs­
hoheit vielleicht tangiert, tauchen natürlich ähnliche Probleme auf. Dennoch 
würde ich die beiden Fälle gesondert behandeln. 

Fislake: 

Aber selbstverständlich, Herr Blümel. Der Lehrter Bahnhof ist mit Leipzig 
nicht zu vergleichen, auch mit Köln nicht; da ist dieses Problem in der Tat an­
ders. 

Hier, für diesen Fall, haben Sie natürlich recht, daß man sehen muß, wie 
weit die Planungshoheit der Gemeinde eigentlich reicht, und ob die Sache ver­
traglich gelöst werden kann. Ich glaube das nicht, denn die Rechtsprechung 
des Vierten Senats des Bundesverwaltungsgerichts zur Planungshoheit und zu 
den Verträgen zur Planungshoheit ist ja ungewöhnlich restriktiv. Spätestens 
seit ,,Float-Glas" (Urteil vom 5. Juli 1974, BVerwGE 45, S. 309 ff.) wissen 
wir, daß das Abwägungsgebot nur sehr eingeschränkt einer vertraglichen Re­
gelung zugänglich ist. Ich kann der Deutschen Bahn AG und denjenigen, die 
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sich mit diesem Vorhaben beschäftigen müssen, wirklich nur empfehlen, zu 
einer Konsenslösung zu kommen; daß also die Planung abgestimmt wird. 

Gerade am Bahnhof Leipzig wird es ja sehr deutlich; die Stadt Leipzig hat 
schon aus städtebaurechtlichen Gründen ein erhebliches Interesse mitzuent­
scheiden, an dieser zentralen Stelle ein völlig neues Gewerbezentrum entstehen 
zu lassen. Man muß sich einmal vorstellen, man würde den Bahnhof wegden­
ken, und auf dieser Fläche oder auf einer Teilfläche würde die Stadt Leipzig 
jetzt ein Gewerbegebiet ausweisen oder es sollten Vorhaben genehmigt wer­
den; das geht nur über Bauleitplanung. Das bekommen sie nach § 34 BauGB 
überhaupt nicht hin. Sie müssen zur Lösung der Konflikte Bauleitplanung be­
treiben, und da ist natürlich die Stadt Leipzig zuständig. 

Viel spannender wird es natürlich noch mit Blick auf die Festsetzungen in 
einem Bebauungsplan. Das Maß der baulichen Nutzung können sie überhaupt 
nicht bestimmen, denn das bestimmt ja letztlich die Bahnanlage. Es sei denn, 
man kommt zu den ganz aparten Fragen der Architektur, wenn man sich mit 
der Gemeinde über die Architekttir des Hauses einigt. Dann kommt man auch 
zum Maß der Nutzung. Das können Sie aber in Leipzig nicht. Der Bahnhof 
steht bereits. Das heißt, das Maß der Nutzung könnte die Stadt Leipzig im Be­
bauungsplan nur nachrichtlich aufnehmen. Sie kann zum Maß der baulichen 
Nutzung jedenfalls nichts Verbindliches sagen, daß der Bahnanlage widerspre­
chen würde. Wo kommen wir hin, wenn die Gemeinde über das Maß der bau­
lichen Nutzung bezüglich einer Bahnanlage entscheidet? Das wäre gefährlich. 

Wenn die Kommune über das Maß der baulichen Nutzung nicht befinden 
kann~ kann sie auch nur einen einfachen Bebauungsplan im Sin_ne von § 30 
Abs. 2 BauGB aufstellen. Dann haben wir niemals einen qualifizierten Bebau­
ungsplan, weil das Kriterium „Maß der baulichen Nutzung" entfällt. Aller­
dings stellt sich schon die nächste Frage: ergänzende Anwendung von § 34 
BauGB oder§ 35 BauGB? Also, ~pannender geht es eigentlich nicht mehr. 

' 

Ferraz: 

Ja, ich kann dem nur zustimmen. Spannender geht es nicht mehr, und die Stadt 
Leipzig hat ja auch aufgrund dieser planungsrechtlichen Gesichtspunkte, die 
Sie hier angesprochen haben, erhebliche Schwierigkeiten. Aber ich meine, daß 
der Weg über die Vereinbarung gangbar ist, da wir nicht die Zuständigkeiten 
und die Planungshoheiten verletzen, sondern sozusagen koordinierend inhalt­
lich mitwirken. Wir stellen mit der Vereinbarung vor allen Dingen Kriterien 
der Sicherheit fest, und wir wollen mit dieser Vereinbarung auch erreichen, 
daß überhaupt ein Zusammenspiel zwischen Kommune und Fachplanungsbe­
hörde stattfindet, um widersprüchliche Aussagen in bezug auf eine Anlage zu 
verhindern. Das ist unser Ziel. Ich glaube nicht, daß das Eisenbahn-Bundesamt 
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oder die Stadt damit abwägungserhebliche Gesichtspunkte aus der Hand geben, 
weil die jeweiligen Zuständigkeitsbereiche nicht zur Disposition stehen. 

Kühlwetter: 

Zu Ihrer Beruhigung, Herr Fislake: In dem Vertrag werden keine Abwägungs­
ergebnisse vorweggenommen. Er betrifft nur äußeres "Handling", nämlich 
Zusammenarbeitsformen und Formen. Ein ergänzender Vertrag hat Flächen 
oder Höhen in einem Gebäude zum Gegenstand, für die erklärt wird: Hier 
kann die Stadt ihre Bauleitplanung austoben und hier liegt Eisenbahn-Fachpla­
nung vor. Faktisch handelt es siQi um eine Abgrenzung in dem Sinne, wie es 
das Bundesverwaltungsgericht es gesagt hat, einfach um zu wahren, daß die 
Statik der Eisenbahnanlage nicht angetastet wird und die Stadt mit ihrem Vor­
haben nicht - sagen wir einmal - unsere Eisenbahnanlage unterminiert, rein 
technisch. Das ist auch Gegenstand, und da halten wir uns an das Muster des 
Hamburger Ergänzungsvertrages. Das wollen wir zu diesem grundsätzlichen 
Vertrag dazutun. 

Die allererste Frage von Herrn Heinrichs möchte ich doch noch einmal 
aufgreifen. Ich bin der Meinung, wenn man das Bundesverwaltungsgerichts­
Urteil ganz genau liest, muß man zwei, ich sage es jetzt einmal untechnisch, 
Schichten oder Kategorien der Planfeststellung unterscheiden. Herr Blümel, ich 
weiß nicht, ob ich jetzt bei Ihnen Stirnrunzeln hervorrufe. Das Bundesverwal­
tungsgericht sagt: Es bleibt eine Eisenbahn-Gesamtanlage, und in dieser Eisen­
bahn-Gesamtanlage gibt es - ich sage immer - weiße Flecken, auf die sich die 
bauleitplanerische Funktion der Kommune auswirken kann. Frau Ferraz, Sie 
hatten richtigerweise das Wort "Schale" benutzt. Innerhalb der großen Schale 
„Eisenbahn-Gesamtanlage" findet noch einmal eine spezifischere Festlegung -
auch im Rahmen der Eisenbahnplanfeststellung - auf die reinen Eisenbahn­
funktionsbezirke statt. Ich gebe zu: Diese „Schalenfestsetzung" ist eine ganz 
neue - wie es scheint eisenbahntypische - Überlegung. Ich will hier wegen der 
Frage von Herrn Heinrichs nur einmal einen Stein ins Wasser werfen. Man 
könnte zu einer solchen Schichtung der Planfeststellungsfunktion kommen. Si­
cher ist es ein ungewöhnlicher Gedanke, daß in einem Gebäude zwei verschie­
dene Planungsträger tätig werden sollen. 

Blümel: 
,. 

Darf ich noch eine ketzeiische Frage anscrJießen? Da Sie ja sagen, es gibt 
schon Bauausführungsgenehmigungen: Gibt es die dann in diesem Falle auch 
noch neben der Planfeststellung? 
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Kühlwetter: 

Das ist eine interessante Frage, die wir - Frau Ferraz und ich - seit Wochen 
diskutieren. Das hat n~111lich mitßer Frage zu tun, inwieweit Bauausführungs­
genehmigungen in der Planfeststellung bereits ausgesprochen werden können. 
Das ist ein Problem, das sich jetzt in diese Schichtenfolge noch zusätzlich hin­
einverflicht. 

Ich persönlich bin der Meinung, daß man nicht alles, was in einer Bauge­
nehmigung ausgesprochen werden muß, in die Planfeststellung hineinnehmen 
kann, einfach aus technischen Gründen, weil in dem Zeitpunkt, in dem die 
Planfeststellungsentscheidung ergeht, die Bauausführungsplanung noch nicht so 
weit gediehen sein kann, daß ich alle, aber auch alle Dinge, die baugenehmi­
gungspflichtig sind, in diesen Beschluß einfügen kann. Vielleicht mag das beim 
einfachen Bau einer Strecke möglich sein, wo ich nur Schotter in die Land­
schaft schütte, Gleise drauflege, daneben noch einen Kanal ziehe und ein Si­
gnal setze. Das ist überschaubar, das kann ich relativ komplett planen. Aber 
bei einem Hochbau oder gar noch einem Hochbau besonderer Art - ich denke 
einmal an den Kölner Hauptbahnhof - , wo noch eine Brückenfunktion zu die­
sem Gebäude hinzukommt, halte ich das für nicht machbar, weil die Bauaus­
führungsplanung in diesem Zeitpunkt des Planfeststellungsbeschlusses einfach 
noch nicht so weit sein kann. 

Blümel: 

Das bedeutet also, d~ß wir zusätzlich Bauausführungsgenelunigung und Bauge­
nehmigung haben. 

Kühlwetter: 

So sieht es bisher in der Praxis aus. 

Wittenberg: 

Leipzig ist in der Tat ein großes Problem. Ich sehe da weniger die Problematik 
mehrerer Planfeststellungsverfahren. Die haben wir hier nicht. Wir haben nur 
ein Planfeststellungsverfahren nach dem Allgemeinen Eisenbahngesetz. 
Hauptüberlegung und Argument für uns war: Wir wollen für das Empfangsge­
bäude Leipzig Hauptb~hnhof die Planungszuständigkeit für die F.isenb~hnbe­
hörde erhalten. Es bleibt eine Betriebsanlage, denn wenn ich den Bahnhof ins­
gesamt mit seiner Gesamtfläche sehe, dann macht das Empfangsgebäude nur 
einen versc-hwindend geringen Teil der Gesa..111taPJage aus. Man darf das näm-
lieh nicht auf das eine Gebäude beschränken, sondern muß die Gesamtanlage 
Leipzig Hauptbahnhof sehen. 
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So, und jetzt hat es der Gesetzgeber nicht verboten, daß im Zusammenhang 
mit einer Eisenbahnanlage auch andere Einrichtungen betrieben werden dür­
fen. Ich möchte hier die Spielhallen, die immer wieder angeführt werden, ein­
mal außen vor lassen. Wir haben vor über 10 Jahren erklärt, wir betreiben 
keine Spielhallen mehr. Spielhallen sind deshalb für uns kein Thema. Aber der 
Gesetzgeber hat nicht verboten, daß wir Geschäfte im Zusammenhang mit Ei­
senbahnverkehrsanlagen unterbringen, und genau den Fall haben wir jetzt hier. 
Hamburg war der Vorreiter, Leipzig wird wahrscheinlich der nächste große 
Schritt. Und da berühren wir ganz eindeutig die Kompetenzen der Kommune. 
Wir kommen also nicht weiter, wenn wir einerseits sagen, hier ist das reine 
Planungsrecht der Eisenbahn vorhanden, die Kommune hat nichts mehr zu sa­
gen. Andererseits ist nicht gewollt, daß die Anlage entwidmet wird und alles 
nach Landesbaurecht geht. Ergebnis der Überlegung war dieser öffentlich­
rechtliche Vertrag, der im Entwurf vorliegt, wie er von den Vorrednern schon 
angesprochen worden ist. 

Wir verschieben d~111it keine Kompeter1zen1 Jeder bleibt filr seinen Bereich 
zuständig. Es wäre allerdings schlichtweg unmöglich und unvorstellbar zu sa­
gen, wir haben eine Ebene, da wird die Statik von der Eisenbahnaufsichtsbe­
hörde berechnet, und im zweiten Stock macht es die Kommune. Da es so nicht 
geht, haben wir in dieser Vereinbarung die Herstellung des „Einvernehmens" 
vorgesehen, das heißt die Kommune kann zum Beispiel nicht irgendeine Nut­
zung bestimmen, die dem Eisenbahnzweck zuwiderläuft. Wir sind überzeugt, 
daß diese Art der Vereinbarung auch rechtlich Bestand haben wird, zumal sie 
von der Kommune, vom Eisenbahn-Bundesamt und von der Deutschen Bahn 

y 

AG unterzeichnet werden soll, und Dritte, die berechtigt irgendwelche An-
sprüche geltend machen könnten, nicht erkennbar sind. 

Blümel: 

Vielen Dank, Herr Wittenberg. Eine Überlegung drängt sich natürlich noch 
auf: Wenn diese Fälle häufiger vorkommen, wäre es sinnvoll, eine gesetzliche 
Lösung zu finden. Das Planungsvereinfachungsgesetz hat eine spezielle Rege­
lung in das Luftverkehrsgesetz eingeführt. Gemäß § 8 Abs. 4 Satz 1 LuftVG 
kann die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Hochbauten auf dem Flug­
platzgelände Gegenstand der luftrechtlichen Planfeststellung sein. Das hängt 
natürlich damit zusammen, daß die luftverkehrsrechtliche Planfeststellung 
keine volle Konzentrationswirkung besitzt. Die baupolizeiliche Genehmigung 
für Hochbauten ist nämlich ausdrücklich davon ausgenommen(§ 9 Abs. 1 Satz 
3 LuftVG). Eine ähnliche Regelung wie in § 8 Abs. 4 Satz 1 LuftVG könnte 
man sich auch für die Bahnhofsplanung überlegen. Sie müßte freilich auf deren 
Besonderheiten abgestimmt sein. 
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Moll: 

Mir drängt sich als Ingenieur - ich muß es jetzt einmal so betonen, Herr Pro­
fessor Kühlwetter - die Frage auf, warum man den ersten Schritt nicht offiziell 
als Planfeststeilung der Bahnaruage bezeichnet, die eben nur die Stn.ik..'"turen 
festlegt. Dann würde doch genau.. das bleiben, was die Bahn als Hausherr und 
wir als Eisenbahn-Bundesamt als Aufsichtsbehörde brauchen, nämlich Herr im 
Hause zu sein und in dieser Planfeststellung eben Strukturen vorzugeben, m 
denen bauaufsichtsrechtlich andere tätig werden können. 

Ferraz: 

Diese Vereinbarung soll den Zweck erfüllen, verschiedene Nutzungsarten in 
gemischt genutzten Gebäuden zu koordinieren. Die Planfeststellung für das 
Gesamtgebäude mit allen Anlagen, die dazu gehören - wie zum Beispiel die 
Gesamtkanalisation oder Energieversorgung - werden von uns planfestgestellt. 
In der Vereinbarung geht es vor allem um die einzelne nicht bahnbezogene 
Nutzung in den von uns zu genehmigenden Gebäuden. Dabei geht es um die 
zeitliche und inhaltliche Koordination gemeinsam genutzter Flächen, zum Bei­
spiel Treppen, Fluchtwege, Rolltreppen usw. Die konkurrierenden Nutzungen 
müssen koordiniert werden, auch um zu vermeiden, daß eine Baugenehmigung 
(Nutzungsgenehmigung) vonseiten der Gemeinde deshalb nicht erteilt werden 
kann, weil bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind, die von der Gemeinde zu beachten sind. Das Eisenbahn-Bundes­
amt geht davon aus, daß im Rahmen der Planfeststellung auch gerade in sol­
chen gemischt genutzten Gebäuden die landesbaurechtlichen Vorgaben beson­
ders beachtet werden müssen, selbst wenn das Eisenbahnrecht eine Gene­
ralklausel hat, die die Fachplanungsbehörde zunächst einmal von der Di­
rektanwendung des Allgemeinen Baurechts entbindet. 

Wittenberg: 

Das war natürlich auch eine Üb~rlegung. Wir fangen an, stellen für das ge­
samte Gebäude den Plan fest und sagen hinterher: "Bestimmte Teile der Ge­
samtfläche entwidmen wir und geben sie zur anderen gewerblichen Nutzung 
frei!" Das Problem ist, daß bei 300 Mio. DM Investitionsvolumen der Investor 
vorher wissen muß, was er für Nutzungen innerhalb dieser Flächen wird haben 
können. Deshalb ist die Vereinbarung erforderlich, in der auch geregelt wird, 
für welche Flächen, welche Nutzungen zulässig sind. 

Kühlwetter: 

Vielleicht für Herrn Moll noch einmal ein abschließendes Wort: Wir müssen 
uns eben an die Rechtsprechung halten. Wir können uns nicht einfach und stur 
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auf den Standpunkt stellen, wir stellen den Plan fest und lassen dann Läden zu, 
die nicht der Bundesbahnfunktion entsprechen. Das wäre heute rechtlich nicht 
mehr möglich. Das war eine Position, die konnte man vor 1988 beziehen, das 
heißt an sich eigentlich auch schon damals nicht mehr. Aber heute - nach dem 
Urteil von 1988 - kann man sie nicht mehr vertreten. 

Ich frage mich aber, ob wir nicht vielleicht über einen Popanz diskutieren, 
wenn die Ingenieure Angst haben, hier käme jemand Fremdes herein. Ich habe 
die Frage gestellt und habe sie von den Ingenieurskollegen noch nicht beant­
wortet bekommen. Ist denn wirklich die Statik eines Eisenbahn-Gebäudes an­
ders als die Statik, die eine Kommune errechnet? Streiten wir uns vielleicht 
nicht nur um ein Gespenst? Ich kann mir denken, daß auch eine Kommune 
über Rechnungsverfahren für Verkehrsbauten verfügt, die sie für die Straßen­
bahnen oder andere private Eisenbahnen oder nichtbundeseigene Eisenbahnen 
verwirklichen muß. Ich kann mir an sich vorstellen, daß dies allein durch die 
einschlägigen Regeln der Technik abgefangen ist. Die Statikberechnung für 
eine bundeseigene Eisenbahn \Vird im Kern kaum zu anderen Ergebpjssen 
kommen als die Statikberechnung für eine Eisenbahn, die durch die Kommune 
oder einen Landesträger gebaut wird. Das kann doch gar nicht anders sein. 
Das heißt, die Angst der Ingenieure, Herr Fislake, ist ein rein technisches 
Problem: Hier kommt ein Fremder herein, der macht etwas, was unsere An­
lage gefährdet. Ich frage mich, ob diese Angst wirklich berechtigt ist. 

Rapp: 

Eine Frage an Herrn Steenhoff: Sie haben von abschnittsübergreifender Erwei­
terung der Klagebefugnis bei abschnittsübergreifenden Zwangspunkten gespro­
chen. Sie haben daraus auch die abschnittsübergreifende Einwendungsbefugnis 
abgeleitet. Sehen Sie unter diesen Voraussetzungen auch Konsequenzen - das 
wäre ja die nächste Frage - für die entsprechende räumliche Erweiterung der 
Offenlage? 

Steenhoff: 

Also meines Erachtens müßte dann möglicherweise auch im weiteren Bereich 
ausgelegt werden. Dies wäre angesichts der Rechtsprechung zur Klagebefugnis 
nur konsequent. 

Rapp: 

Nach meiner Kenntnis der Rechcyprechung hat diese bislang nur zur erweiter­
ten Klagebefugnis bei abschnittsübergreifenden Zwangspunkten Stellung ge­
nommen. 
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Steenhoff: 

Mir ist bewußt, daß sich die Rechtsprechung bislang nur zur Klagebefugnis bei 
Zwangspunkten geäußert hat. Das mit der erweiterten Einwendungsbefugrüs ist 
ein eigener Gedanke von mir, der auf einem „Erst-Recht-Schluß" basiert. Ich 
habe mir einfach überlegt, ob man das nicht fortentwickeln müßte. Das ist al­
lerdings erst einmal eine These,'die ich hier aufstelle. Ich würde noch nicht 
sagen, das ist der Stein der Weisen! 

Blümel: 

Also, da muß ich jetzt doch selbst eingreifen. Wenn man die Klagebefugnis 
ausdehnt, ist es doch selbstverständlich, daß man in dem Bereich, wo die Kla­
gebefugten wohnen, auch das Planfeststellungsverfahren durchführen und die 
Unterlagen auslegen muß. Das predige ich hier meinen Referendaren seit Jah­
ren. Da beißt die Maus keinen Faden ab. Allerdings gibt es zu diesem Punkt 
noch keine Rechtsprechung. Aber das sagt einem doch die Logik: Wenn Sie 
Betroffene im drittentfernten Abschnitt haben, dann müssen Sie die Planunter­
lagen auch dort auslegen. Das geht doch gar nicht anders. Und wenn sie Feh­
ler gemacht haben, dann müssen $ie eben dafür büßen. 

Fislake: 

Das wirft natürlich sehr interessante Fragen für die Praxis auf. Also, ich 
nehme einmal die Neubaustrecke Nürnberg-Erfurt: In Ebensfeld schwenken 
wir garIZ souverän von der bestehenden Strecke ab und gehen 100 krn gen 
Norden nach Erfurt. Wir haben in diesem Schnittstellenabschnitt ausgelegt und 
ca. 8. 700 Einwendungen gehabt. Wenn das mit den weiteren Folgerungen kon­
sequent wäre, dann hätten wir bis Erfurt die 100 km auslegen müssen, denn 
die Raumordnung hat die Trasse mehr oder weniger bestätigt; eine in der Pla­
nung befindliche Trasse gibt es sowieso - wir fangen ja nicht unten in Ebens­
feld an auszulegen, wenn wir nicht wissen, wie es von da ab weitergeht. Das 
wissen wir natürlich schon! Wenn das mit der Planauslegung in den Nachbar­
abschnitten richtig wäre, würde' sich die Frage der Abschnittsbildung über­
haupt nicht mehr stellen. Dann könnte ich gleich 100 km durchjagen! Ich 
würde überall auslegen und hätte genau die Probleme nicht mehr, die wir als 
Gründe nennen, urn überhaupt Abschnitte zu bilden. Dann könnten wir aber 
auch die Planfeststellung nicht mehr sachgerecht dürchfü.hren. Wir hätten X­
Gemeinden - 20, 30, 40 Gemeinden-, in denen ausgelegt werden müßte. Wie 
wollen Sie das organisatorisch bewältigen? 

Die Argumentation der Bundesrichter zu der Abschnittsbildung, das darf 
man nicht vergessen, ist ja historisch im Straßenbau begründet. Darauf haben 
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Sie, Herr Steenhoff, ja hingewies~n. Und jetzt die Rechtsprechung pauschal auf 
die Eisenbahn zu übertragen, ist doch außerordentlich gefährlich. Machen wir 
uns nichts vor; wir hatten doch bis in die 70er Jahre überhaupt keine neuen 
Eisenbahnstrecken zu planen. Das waren doch alles Ausbaustrecken. Als dann 
die Neubaustrecke Hannover - Würzburg in ANgriff genommen wurde, kamen 
die Fragen zum ersten Mal auf und sie wurden mehr oder weniger souverän 
gelöst. Jetzt ist es doch so, daß auch die Gegner der Eisenbahnstrecke immer 
häufiger mit Argumenten kommen, die auf die Straßenplanung passen, und da 
muß man sehr, sehr vorsichtig sein, wenn man beispielsweise jetzt in der Ab­
schnittsbildung sagt: „eigene Verkehrsbedeutung". Das spielte bei der Eisen­
bahn keine Rolle. 

Vom Logischen her kann ich allerdings nur sagen: „ Warum eigentlich 
nicht? Wieso muß eigentlich eine Eisenbahnstrecke keine eigene Verkehrsbe­
deutung haben?" Nehmen Sie doch einmal nur den Fall von Bahnhof zu Bahn­
hof. Da könnte man doch auch bei einer Neubaustrecke von einer eigenständi­
gen Verkehrsbedeutung reden und sagen, also gut, da neh.1'11e ich eben die 25 
km, wo die Bahnhöfe vorgesehen sind oder wo ich Ausweichstellen habe und 
dergleichen mehr. Aber Bahnhöfe müssen es dann eigentlich schon sein. Ande­
rerseits ist die Rechtsprechung bekanntlich nur deshalb auf das Problem einge­
gangen, weil sich die Frage der Abschnittsbildung und der eigenständigen 
Verkehrsbedeutung an sich nur als Prothese herauskristallisiert hat für die un­
sägliche Autobahnplanung in den Anfangsjahren dieser Republik - man denke 
an die sogenannten „So-Da-Brücken", die nur so da standen, jahrelang. Das 
haben wir bei der Eisenbahn eigentlich nicht. Also, ich sage noch einmal, Herr 
Professor Blümel: Wenn Sie ihre Argumentation zu Ende denken, nehi-nen wir 
Abschied von der Abschnittsbildung; dann müssen wir aber auch von Nürn­
berg oder spätestens von Ebensfeld bis Erfurt durchplanen. 

Blümel: 

Vielleicht darf ich noch einmal die historische Entwicklung darstellen. Die 
Entscheidung, von der wir reden, hatte ja den § 16 FStrG im Hintergrund. 
Deswegen müssen wir uns eigentlich vorab der Frage widmen, ob bereits die 
Linienbestimmung unmittelbar angegriffen werden kann. Das Bundesverwal­
tungsgericht meinte - nach meinem Dafürhalten mit einer komischen Begrün­
dung - , weder der Bürger noch die Gemeinde dürfe das. 

~A„ndererseits haben die Richter natürlich auch gesehen, daß es Personen 
gibt, die außerhalb des planfestgestellten Abschnitts leben und zwangsläufig 
durch das Vorhaben betroffen sind, da ihre Grundstücke mit Sicherheit von der 
geplanten Trasse erfaßt werden. t-y·fit jedem festgestellten Abschnitt werden de­
ren Argumente gegen den Verlauf des Verkehrsweges schwächer. Deswegen 



270 

hat das Bundesverwaltungsgericht in solchen Fällen die Klagebefugnis ausge­
dehnt. 

Ich bin der Meinung, das Problem hätte man viel besser gelöst, indem man 
eine Klagemöglichkeit schon gegen die J jnJenbestim_mung eingeräumt hätte. 
Dann hätte man nämlich manches vorab entscheiden können. Dies hätte nicht 
mehr Gegenstand der einzelnen Abschnittsplanung sein müssen. Das wollte das 
Bundesverwaltungsgericht offenbar nicht. Aber ich meine, wenn man A sagt, 
muß man auch B sagen. Die simple Übertragung der Argumente von der Stra­
ßenplanung auf das Eisenbahnrecht ist jedenfalls keine angemessene Lösung. 
Allerdings scheint diese Methode modern zu sein, wie man am Beispiel der 
Transformation der Rechtsprechung zum Bauplanungs- auf das Fachplanungs­
recht beobachten kann. 

Steenhoff: 

Aber gerade mit der Verkehrsbedeutung ist ja einmal eine Modifizierung vor­
genommen worden, und ich meine, daß man hier trotzdem durchaus auch noch 
eine Abschnittsbildung vornehmen kann, weil immer noch gewisse Einzelent­
scheidungen getroffen werden. Andererseits entspricht es ja irgendwo auch 
dem, was ursprünglich schon zur Abschnittsbildung gesagt wurde. Es muß ins­
gesamt doch noch eine gewisse einheitliche Entscheidung herauskommen. Das 
sind vielleicht Probleme, die insgesamt durch sozusagen eine Reihe von Ein­
zelentscheidungen gelöst werden müssen. Aber es ist durchaus noch eine ge­
wisse Abschnittsbildung möglich. Damit sage ich jetzt nicht anschließend, daß 
man nun konsequenterweise keine Abschnittsbildung mehr vornehmen kann 
und ein einziges Verfahren machen muß. Das halte ich für überzogen. 

Blümel: 

Die Rechtsprechung ist ja schon uralt. Sie geht auf einen Beitrag von Sendler 
in den 70er Jahren oder vielleicht noch davor zurück. Ich habe mich damals als 
erster dagegen ausgesprochen, weil dieses Instrument der Abschnittsbildung 
nicht nur mißbraucht werden kann, sondern auch mißbraucht worden ist. Ma­
chen wir uns nichts vor! Man hat zum Beispiel einzelne Brücken planfestge­
stellt, weil man auf diese Weise cinen Zwangspunkt hatte. Das ist ein ähnliches 
Problem. Denn es ist klar, daß die Trasse dann rechts und links irgendwo 
weiterführen muß. Außerdem konnte man die Abschnittsbildung dazu benut-
zen, um renitente Einwender auszuschalten. \Venn. erst einmal ein paar Ab-
schnitte planfestgestellt sind, dann hat der Eigentümer eines Hofes, der genau 
dazwischen liegt, regelmäßig keine Chancen mehr, das Vorhaben abzuwehren. 
Noch ein \Vort zu den Kriterien, die bestimmen sollen, wann eine Ab­
schnittsbildung zulässig ist. Sie haben das ja auch ausgeführt, Herr Steenhoff. 
Das Vorgehen muß sachlich gerechtfertigt sein. Darunter läßt sich vieles brin-
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gen. Dennoch bin ich der Meinung, Abschnittsbildung ist sowohl bei der 
Straße wie bei der Eisenbahn mö~lich und muß auch möglich sein. 

Kurze: 

Herr Steenhoff, Sie haben sich in Ihren Ausführungen der Meinung des Bayeri­
schen Verwaltungsgerichtshofs zum passiven Lärmschutz angeschlossen. Ich 
möchte das etwas problematisieren und zwar zunächst einmal mit dem Hinweis 
auf den augenblicklichen Verfahrensstand. Das Urteil ist, wie Sie richtig sa­
gen, nicht rechtskräftig. Es ist angegriffen mit einer Nichtzulassungsbe­
schwerde, und die Entscheidung hierüber steht noch aus. Eventuell werden die 
Fragen des passiven Lärmschutzes im Rahmen dieses oder eines anderen Re­
visionsverfahrens von dem Bundesverwaltungsgericht noch geklärt. Ich halte 
es für problematisch, wenn vor einer höchstrichterlichen Klärung mit einer zu­
dem sehr kostenintensiven Lösung argumentativ und vielleicht in Umsetzung 
bei Planfestsetzungsbeschlüssen bereits in Vorleistung gegangen wird. Zum 
zweiten würde dies einen Vorgriff auf eine etwaige Rechtsverordnung bedeu~ 
ten, die möglicherweise hinter den Anforderungen, wie sie der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof in seinem Urteil festgelegt hat, zurückbleibt. 

Fislake: 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit ein ganz kurzer Hinweis zur Schall 
03. Es erstaunt immer wieder, mit welcher Souveränität die Schallgutachten 
pauschal auf die Schall 03 abstellen. Ich möchte daran erinnern, daß die An­
lage 2 zu § 3 der 16. BlmSchV für die Berechnung einschlägig ist. Dort wird 
von einer Prognose ausgegangen. Das ist die Prognose 2010, wenn ich das 
richtig in Erinnerung habe; so scheint sich das jedenfalls eingependelt zu ha­
ben. Bei der Schall 03 geht es nicht um die Prognose 2010, sondern um die 
Vollauslastung. Das ist ein gewaltiger Unterschied. Es sind zwei ganz unter­
schiedliche Werte, und das kann zu ganz unterschiedlichen Berechnungen füh­
ren. Ganz gefährlich ist es, die Schall 03 pauschal anzuwenden, weil nach dem 
ausdrücklichen Wortlaut der Anlage 2 die Schall 03 nur in ganz speziellen 
Fällen angewendet werden darf. Die sind dort benannt. Und ich warne davor, 
das hintanzustellen. 

Blümel: 

Ich habe noch eine Bemerkung zu dem, was Sie, Herr Steenhoff, zur Betriebs­
beschränkung gesagt haben. Mir ist sehr sympathisch, daß Sie meinen, Ein­
schränkungen des Betriebs könnten nicht vorgenommen werden. Ich habe das 
ja nun selbst mit Blick auf den Gegenstand der eisenbahnrechtlichen Pianfest­
stellung vertreten. Aber ich habe„aus Berlin läuten hören, daß dort meine Mei­
nung nicht geteilt wird. Es gibt zwar noch keine Entscheidung dazu, aber Sie 
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müssen gegebenenfalls damit rechnen, daß das Bundesverwaltungsgericht doch 
einen Weg findet, um seine Ansi~ht durchzusetzen. 

Immerhin hat mein Einwand dazu geführt, daß diese Frage bei der luft­
rechtlichen Planfeststellung, wo wir ja Probleme bei der Ausgestaltung des 
Verhältnisses zwischen Genehmigung und Planfeststellung hatten, nunmehr 
gesetzlich geregelt ist. § 8 Abs. 4 LuftVG in der durch das Planungsvereinfa­
chungsgesetz geänderten Fassung sieht jetzt ausdrücklich vor, daß betriebliche 
Regelungen Gegenstand der Planfeststellung sein können. Früher war der Be­
trieb Gegenstand der Genehmigung. 

Allerdings kann man befürchten, daß das Bundesverwaltungsgericht auch 
ohne gesetzliche Regelung zu demselben Ergebnis kommt. Das ist natürlich 
schlimm. Wenn wir jetzt anfangen würden, überall da, wo es ein bißchen kri­
tisch wird, die ICE langsamer laufen zu lassen, und das ist ja der Hintergrund 
Ihrer Erwägung, wäre das gesamte Konzept der Hochgeschwindigkeitszüge 
gefährdet. Das kann ja eigentlich nicht sein. Umgekehrt können so massive 
Beeinträchtigungen im tinzelfail auftreten, daß man möglicherweise dazu ge­
zwungen ist, das Tempo zu drosseln, wenn andere Schutzmaßnahmen nicht 
ausreichen. Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß in Japan dasselbe Pro­
blem besteht. Die rauschen dort gerade vor den Wohnhäusern vorbei. Ich 
wollte nur sagen, da ist die Luft noch nicht heraus. Da kommt noch einiges auf 
uns zu. 
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Aktuelle Probleme des Eisenbahn-Planfeststellungsrechts 

Von Assessor iur. Golo Eckhardt, Erfurt 

1. Einleitung 

Planfeststellungsbedürftige Vorhaben der Eisenbahnen des Bundes sind ko­
stenintensiv, raum- sowie umweltbedeutsam und müssen deshalb ein umfang­
reiches Genehmigungsverfahren durchlaufen. 

Die Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Vorhaben stellt hohe Anforde­
rungen an die Genehmigungsbehörde als letztlich verantwortlichen Entschei­
dungsträger bezüglich der Realisierung der Vorhaben. Die starken Auswir­
kungen planfeststellungsbedürftiger Großvorhaben auf die Umwelt wecken 
das Interesse und naturgemäß auch oftmals den Widerstand der Öffentlichkeit. 
Nicht zuletzt die immer größer werdende Bereitschaft, gegen ein solches 
Vorhaben oder gegen den es feststellenden Beschluß der Genehmigungsbe­
hörde vorzugehen, macht es daher notwendig, daß der Planfeststellungsbe­
schluß „gerichtsfest" erlassen wird. 

Im folgenden sollen einige Problemkreise behandelt werden, die immer 
wieder in Klagen gegen Planfestellungsbeschlüsse vorgebracht werden. Der 
Aufsatz richtet sich dabei in erster Linie an den Praktiker, der fü.r seine Ar­
beit die einschlägige Rechtsprechung der obersten Gerichte nicht nur in ihrem 
Ergebnis, sondern auch in ihrer Argumentation und Begründung kennen muß. 

II. Auslegung des§ 48 Abs. 1Satz1 Nr. 7 Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO): Zuständigkeitsbereich des Oberverwaltungsgerichts 

Nach der Gesetzesänderung (Planungsvereinfachungsgesetz vom 17.12.1993) 
lautet§ 48 Abs. 1Satz1 Nr. 7 VwGO: 

y 

„Das Oberverwaltungsgericht entscheidet im ersten Rechtszug 
über sämtliche Streitigkeiten, die betreffen ... 

Nr. 7 Planfeststellungsverfahren für den Bau oder die Ände­
rung neuer Strecken von Straßenbahnen, Magnetschwe­
bebahnen und von öffentiichen Eisenbahnen ... " 
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1. Der neue Wortlaut „Bau oder die Änden.mg neuer Strecken" fiihrt zu 
einem Problem bezüglich der y Weite der erstinstanzlichen Zuständigkeit des 
Oberverwaltungsgerichts (OVG). 

Legt man die Vorschrift wörtlich aus, so beschränkt sich die Zuständigkeit 
auf Verfahren, die neue Strecken betreffen. Nicht hingegen ist umfaßt die 
Zuständigkeit bezüglich der Verfahren, die vorhandene Strecken betreffen. 
Hier wäre also das Verwaltungsgericht (VG) zuständig. In der Praxis fiele 
also bei einer Eisenbahnverbindung, die teils als Ausbau-, teils als Neu­
baustrecke verwirklicht wird, die gerichtliche Zuständigkeit für die Bereiche 
der Ausbaustrecke dem VG, für die Bereiche der Neubaustrecke dem OVG 
zu. 

Diese Spaltung der Zuständigkeiten wird von der herrschenden Ansicht, 
da nicht begründbar und nachvollziehbar, als Redaktionsfehler des Gesetzge­
bers gewertet; dementsprechend wird nicht nur beim Streckenneubau, sondern 

•• y 

auch bei der Andenmg vorhandener Strecken die Zuständigkeit des OVG an~ 
genommen. 1 

2. Das OVG Sachsen-Anhalt allerdings legt § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 
VwGO wörtlich aus und verneint die Zuständigkeit des OVG bei Verfahren 
betreffend die Änderung vorhandener Strecken. 2 

Das Gericht führt vier Quellen an, die seine Ansicht angeblich teilen. 
Hierbei handelt es sich aber ausnahmslos um Aussagen, die nicht die neue 
(aktuelle), hier in Frage stehende Fassung des § 48 VwGO, sondern eine alte, 
anders lautende Fassuni! betreffen . ...... 

Als Begründung seiner Ansicht verweist das OVG Sachsen-Anhalt auf die 
Systematik des § 48 VwGO: In den Nummern 1, 3, 6 und 8 würden auch 
Streitigkeiten über die Änderm~g vorhandener Anlagen erfaßt, während in den 
Nummern 5, 7 und 9 der Begriff „Änderung" nicht aufgeführt sei. 

Die Ansicht des OVG Sachsen-Anhalt ist nicht haltbar. In jeder Nummer 
des § 48 VwGO ist die Änderung vorhandener Anlagen erfaßt, auch in den 
Nummern 5 und 9 (Nr. 5: „die wesentliche Änderung von ortsfesten Anlagen 
zur Verbrennung ... von Abfällen", Nr. 9: „Ausbau von Bundeswasserstra­
ßen"). Also spricht gerade die Systematik des§ 48 VwGO, in allen Nummern 

1 Vgl. z.B. OVG Schleswig, Beschluß vom 29.7.1994 - 4 M 58/94 -; BayVGH, Ge­
richtsbescheid vom 18.11.1994 - 20 A 93.40081 u.a. -, Urteil vom 21.02.1995 - 20 
A 93.40080 u.a. -; VG Stuttgart, Beschluß vom 31.7.1995 - 3 K 4277/94 -; VG 
Karlsruhe, Beschluß vom 21.12.1994 - 1K588/94 -. 

2 Urteil vom 29.3.1995 - 4 L 29!'/93 -. 
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auch die Änderung vorhändener Anlägen einzuschließen, dafü.r, diese Rege­
lung auch bei Nr. 7 anzuwenden. 

Daß nach der Gesetzesänderung die Zuständigkeit des OVG auch die Än­
derung vorhandener Strecken erfaßt, ergibt sich zudem aus den folgenden 
Überlegungen: 

Der Gesetzgeber hat mit der Änderung der VwGO die bisher gegebene 
erstinstanzliche Zuständigkeit des OVG für Verfahren betreffend den Neubau 
der genannten Verkehrswege um diejenige für die Änderung und den Ausbau 
ergänzen wollen, wie es bisher schon für die Bundesfernstraßen geregelt war. 
Dies ist ersichtlich aus der Begründung des Bundesregierungs-Entwurfs zu 
Artikel 8 des Planungsvereinfachungsgesetzes, BT-Drucks 12/4328 vom 
11.02.1993: „Die Verwaltungsgerichtsordnung sieht in der (früher) geltenden 
Fassung die erstinstanzliche Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte nur 
für Streitigkeiten vor, die den Neubau von Straßenbahnen-, Eisenbahnen, 
Rangier- und Containerbahnhöfen sowie von Binnenwasserstraßen erfaßt. Die 
Änderung des § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6, 7 und 9 führt die erstinstanzliche 
Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte auch für die Änderung oder den 
Ausbau der genannten Verkehrswege und -anlagen ein, um das verwaltungs­
gerichtliche V erfahren zu beschleunigen." Diese gewollte Erweiterung der 
Zuständigkeit des OVG auch für Änderungen sämtlicher von § 48 Abs. 1 
VwGO erfaßten Anlagen gebietet die berichtigende Auslegung von Nr. 7. 

y 

Im übrigen ergibt der Wortlaut des § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 VwGO nur 
bei dieser Auslegung einen Sinn: 

Nr. 7 spricht von „Bau oder Änderung neuer Strecken". Der Passus „Än­
derung neuer Strecken" ist in sich widersprüchlich: Neue Strecken können 
gebaut, aber nicht geändert werden. „Geändert werden" können nur vorhan­
dene Strecken. Die theoretisch denkbare Möglichkeit, daß mit „Änderung" 
nur die Planänderungsverfahren betreffend neue Strecken (§ 73 Abs. 8 oder 
§ 76 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz - VwVfG -) gemeint sein könnten, 
erscheint allzu spitzfindig und ließe sich nicht auf nachvollziehbare Weise be­
gründen. Auch wäre die Gesetzesänderung bei dieser Auslegung überflüssig 
gewesen, da die Zuständigkeit bei Planänderungsverfahren zwingend mit der 
Zuständigkeit für das Hauptverfahren gekoppelt ist. 

III. Planrechtfertigung und Bedarfsfeststellung 

Um materiell rechtmäßfo zu sein. muß bei einem Planfeststellum!sbeschluß 
....., - ,T - -- ---- ---- -------------,...,~-----------

unter anderem das Merkmal der Erforderlichkeit vorliegen; das planfestge-
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stelite Vorhaben mw1, wie das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) es aus­
drückt, „vernünftigerweise geboten" sein.3 Hierzu gehört, daß für das Vorha­
ben ein Bedarf im Sinne der Planrechtfertigung besteht. Dieser Bedarf wie-
„ II • 'II • • „ „ ~ „ 'I • 1 , 11 'l['I[ 7 • i _ 11 r.._ 1 ": _ 'II 1 __ ._ ...__ ____ _J __1 __ _ 

aerum onenuert s1cn an oen ves1cmspuruaen aer w 1nscnauncnKen una uer 
verkehrspolitischen Notwendigkeit des Vorhabens. 

'( 

1. Probleme wirft die Frage auf, wie die Planfeststellungsbehörde als 
letztlich verantwortlicher Entscheidungsträger diesen genannten Bedarf fest­
stellen kann oder muß. 

Die eine Möglichkeit ist, den Bedarf schon dann verbindlich als gegeben 
anzusehen, wenn das Vorhaben als vordringlich in den Bedarfsplan des Bun­
desschienenwegeausbaugesetzes aufgenommen ist. Jedoch sprechen gute 
Gründe dafür, den gesetzgeberischen Bedarfsplan für sich alleine nicht ausrei­
chen zu lassen als Feststellung der Erforderlichkeit. Datiert nämlich der Be­
darfsplan aus dem Jahre 1993, war also nach Überprüfung durch den Bundes-
gesetzgeber das Vorhaben zum da..'llaligen Zeitpunkt unter wirtschaftlichen 
und verkehrspolitischen Gesichtspunkten notwendig, so muß es nicht zwin­
gend auch noch zwei bis drei Jahre später, wenn das konkrete Planfeststel­
lungsverfahren durchgeführt wird, notwendig sein. 

Wenn also zu dem deutlich späteren Zeitpunkt des Planfeststellungsverfah­
rens ein Einwender geltend macht und durch Zahlen glaubhaft belegt, daß 
sich der Verkehr in den letzten Jahren anders entwickelt habe als früher pro­
gnostiziert, andererseits aber das Verkehrsprojekt in den Bedarfsplan als vor­
dringlich eingestuft wurde, so ist fraglich, ob die Planfeststellungsbehörde als 
neutrale Entscheidungsinstanz aufgrund des Bedarfsplans gehindert ist, diese 
objektiv gegebene, neue Entwicklung zu berücksichtigen. 

Diese Frage ist durch jüngst ergangene Entscheidungen des Bundesverwal­
tungsgerichts beantwortet worden. 4 Dieses stellt bezüglich des Bundesfern­
straßenrechts (dem Eisenbahnrecht vergleichbar) fest, daß mit dem Bedarfs­
plan des Fernstraßenausbaugesetzes der Bundesgesetzgeber den Bedarf im 
Sinne der Planrechtfertigung für die in den Bedarfsplan aufgenommenen Vor­
haben mit verbindlicher Wirkung konkretisiert habe. 

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durchaus die Probleme, die sich 
aus den eventuell deutlich auseinanderliegenden Zeitpunkten von Gesetzge­
bung und Planfeststellung ergeben kölUlen hinsichtlich des konkreten Bedarfs 

3 Urteil vom 7.7.1978 - 4 C 79.76 u.a. -. 

4 Urteil vom 8.6.1995 - 4 C 4.95 -; Urteil vom 15.6.1995 - 3 C 31/93; siehe auch Be­
schluß des BayVGH vom 28.3.1995 - 20 AS 94.40030 u.a. -. 
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an dem Vorhaben. Jedoch habe der Bundesgesetzgeber diesem Problem hin­
reichend Rechnung getragen, indem er dem Bundesministerium für Verkehr 
im Fernstraßenausbaugesetz (beziehungsweise Bundesschienenwegeausbauge­
setz -BSchwAusbG -) die Aufgabe zugewiesen habe, den Bedarfsplan späte­
stens nach Ablauf von fünf Jahren der zwischenzeitlich eingetretenen Wirt­
schafts- und Verkehrsentwicklung anzupassen(§§ 4 Abs. 1, 5 Abs. 1 BSchw­
AusbG - beim ersten Bedarfsplan 1993 gemäß§ 5 Abs. 2 BSchwAusbG sogar 
spätestens nach drei Jahren). Damit schaffe der Gesetzgeber Voraussetzun­
gen, die eine bedarfsgerechte Aufstellung und Fortschreibung des Bedarfs­
plans gewährleisteten. 

y 

2. In diesem Zusammenhang sei auf zwei Punkte eingegangen, die immer 
häufiger gegen den gesetzgeberischen Bedarfsplan des BSchw AusbG einge­
wendet werden: 

a) Zum einen wird ein Verstoß gegen die Richtlinie des Rates der Europäi­
schen Gemeinschaft vom 27 .06.1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
- UVP - (85 I 337 I EWG)5 gerügt: 

Das BSchwAusbG verstoße gegen die EU-Richtlinie, welche eine Gesamt­
UVP vorschreibe inklusive einer Prüfung der Umweltverträglichkeit von ver­
schiedenen Trassenvarianten. Dieser Variantenvergleich werde durch die 
Festlegungen des Bedarfsplans unterlaufen. 

Hierzu ist jedoch anzumerken, daß das BSchw AusbG lediglich einen Be­
darf festschreibt - ohne Genehmigung des Vorhabens, zur Vorhabensrealisie­
rung dann aber das Planfeststellungsverfahren nach den §§ 18 ff. Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG) zu beschreiten ist; und hier ist die UVP gemäß den 
gesetzlichen Anforderungen durchzuführen. Es besteht somit kein Wider­
spruch zwischen dem BSchwAusbG und der EU-Richtlinie. Mit dieser Auf­
fassung stimmt auch die Äußerung der Generaldirektion XI der Europäischen 
Kommission vom 19.12.1994 überein, wonach „das Beschwerdeverfahren 
betreffend das BSchw AusbG von der Kommission eingestellt wird, weil die 
Bedarfsfeststellung die Durchführung des Vorhabens selbst nicht betrifft. Die 
Trassenführung wird nicht festgelegt, sondern lediglich die Anfangs- und 
Endpunkte". 

Das BSchwAusbG verstößt somit nicht gegen die EU-Richtlinie. 6 

Auch das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in einer jüngst ergange­
nen Entscheidung festgestellt, daß das BSchw AusbG (und damit der Bedarfs-

5 ABI. Nr. L 75/ 40. 

6 Vgl. auch BayVGH, Beschluß vom 28.3.1995 - 20 AS 94.40030 u.a. -. 
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plan) verfassungskonform sei: Den Betroffenen weide nicht die l'v1öglic.hkeit 
genommen, ihre Belange (Einwendungen gegen die geplante Trassierung) in 
die Entscheidung der Planfeststellungsbehörde einzubringen: Zwar seien die 
Festlegungen im Bedarfsplan hinsichtlich des grundsätzlichen Bedarfs ver-

y 

bindlich. Jedoch werde erst durch den Planfeststellungsbeschluß eine endgül-
tige Entscheidung über die Realisierung des Projekts getroffen; erst nachdem 
alle einzustellenden Belange von der Planfeststellungsbehörde abgewogen 
seien, werde die genaue Trassierung festgelegt. 7 

b) Zum anderen wird gerügt, daß der Bedarfsplan gegen allgemeine Ver­
fassungsgrundsätze verstoße. 

Diese Ansicht ist nicht haltbar. Daß die gesetzliche Bedarfsfeststellung 
willkürlich wäre (kein Bedürfnis nach einer Schnellbahnverbindung) oder (aus 
Kostengründen) dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zuwiderliefe, ist an­
gesichts des weiten Gestaltungsermessens des Gesetzgebers nahezu auszu-
sct-Jießena Zwar kar1n es eine Norm mit einem solchen f\1aJ3i an Sach\vidrigkeit 
geben, daß sie keine Geltung beanspruchen kann; nach verfassungsgerichtli­
cher Rechtsprechung beschreibt aber erst das Willkürverbot die allgemeine 
Rechtsschranke für staatliches Handeln. 8 Ist hingegen eine gesetzliche Rege­
lung noch hinnehmbar, so kommt es nicht darauf an, ob eine andere Lösung 
besser oder vernünftiger (auch im Hinblick auf finanzielle Auswirkungen) 
wäre.9 

Das Bundesschienenwegeausbaugesetz verstößt auch nicht gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, der bedeutet, daß das zur Erreichung ei­
nes bestimmten Zwecks eingesetzte Mittel nicht schlechthin ungeeignet sein 
darf. Es ist sachgerecht, angesichts der hochrangigen verkehrspolitischen Be­
deutung die Entscheidung für oder gegen einzelne Projekte des Schienenwe­
geausbaus dem Gesetzgeber zuzuweisen. Ob vorhandene Haushaltsmittel oder 
sonstige Finanzierungsmittel vorrangig in den Neubau von Strecken investiert 
werden oder in den Ausbau vorhandener Strecken, richtet sich nach verkehrs­
politischen Grund- und Wertanschauungen, über die parlamentarische Mehr-

7 Beschluß vom 19.7.1995 - 2 BvR 2397/94 -. 

8 Vgl. BVerfGE 38, S. 154 (166), und die Zusammenstellung der weiteren umfangrei­
chen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hierzu bei Leibolz / Rinck / Hes­
selberger, GG, Art. 3, Rdnr. 64 ff. 

9 Vgl. BVerfGE 3, S. 162 (182), und die weitere Darstellung bei Maunz / Siegloch / 
Schmidl-Bleibtreu I Klein, BVerfGG, Stand: Dezember 1993, Vorbern., Rdnr. 49 ff. 
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heiten zu befinden haben. Diese letztverantwortliche Entscheidung der Legis­
lative entspricht der Verfassungslage nach Artikel 20 Grundgesetz. 10 

3. Allerdings ist das folgende klar zu erkennen: Die gesetzliche Festlegung 
des Neu- oder Ausbaubedarfs bedeutet nicht, daß die Planfeststellungsbehörde 
insofern jeglicher Pflicht zur Prüfung enthoben wäre: 

Wenn es (wider Erwarten) bei einem der geplanten Projekte im Hinblick 
auf eine bestehende oder künftig zu erwartende wirtschaftliche Situation an 
jeglicher Notwendigkeit fehlte, würde der Gesetzgeber mit dem Bedarfsplan 
die Grenzen seines Ermessens überschreiten und einen reversiblen Miß­
brauchstatbestand schaffen. 11 In diesem Falle müßte die Planfeststellungsbe­
hörde bei ihrer Prüfung die Pfanrechtfertigung verneinen mangels konkreten 
Bedarfs an dem jeweiligen Projekt. 

Das zuletzt genannte Vorliegen des konkreten Bedarfs oder die Frage der 
Wirtschaftlichkeit und der verkehrspolitischen Notwendigkeit ist also von der 
Planfeststellungsbehörde anhand des zum Entscheidungszeitpunkt verfügba­
ren, aktuellen Materials zu überprüfen. 

Zur Frage der Wirtschaftlichkeit sei abschließend festgestellt, daß volks­
und betriebswirtschaftliche Kosten-Nutzen-Berechnungen für die Beurteilung 
der Erforderlichkeit im Sinne der Planrechtfertigung nicht isoliert betrachtet 
werden dürfen. 12 Vielmehr muß auch die funktionale Aufgabe des Verkehrs­
projekts berücksichtigt werden. Unter die funktionale Aufgabe fällt neben den 
wirtschafts- und umweltpolitischen Gründen (z.B. dringend erforderliche 
Verlagerung des Verkehrs vony der Straße auf die Schiene) auch die ErschJie­
ßungsaufgabe der Strecke für den nationalen und internationalen Schienenver­
kehr. 

10 Zu dieser gesamten Stellungnahme bzgl. der Verfassungskonformität vgl. auch 
BayVGH, Beschluß vom 28.3 . .1995 - 20 AS 94.40030 u.a. -. 

11 Vgl. hierzu auch BVerwG, Urteil vom 8.6.1995 - 4 C 4.94 - und Urteil vom 
15.6.1995 - 3 c 31/93 -. 

12 Vgl. z.B. BVerwG, Urteil vom 27.7.1990 - 4 C 26/87 -; VGH Mannheim, Urteil 
vom 22.5.1987 - 5 S 1165186 -. 
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IV. Beteiligungsrecht der nach § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Bundes­
naturschutzgesetz (BNatSchG) anerkannten Verbände 

bei Plangenehmigungsverfahren 

Da § 29 BNatSchG ein Beteiligungsrecht bei Planfeststellungsverfahren ein-
y 

räumt, verbleibt die Frage, ob sich das Beteiligungsrecht allgemein auf raum-
und umweltbedeutsame Planungsverfahren bezieht oder - enge Auslegung -
auf Planfeststellungsverfahren (hier § 18 Abs. 1 AEG) beschränkt, also bei 
Plangenehmigungsverfahren nach§ 18 Abs. 2 AEG ausgeschlossen ist. 

Die Rechtsprechung der Oberverwaltungsgerichte ist bislang noch unklar. 
Zwei Überlegungen könnten dafür sprechen, den Verbänden auch bei Plange­
nehmigungsverfahren ein Beteiligungsrecht einzuräumen: 

1. Zum einen ist dies die Überlegung, daß die Genehmigungsbehörde in 
einem Vorhaben, bei dem sie starke Einwände befürchtet, die Verbände auf 
elegante, aber zu mißbilligende Weise umgehen könnte, indem sie das Ver­
fahren nicht nach§ 18 Abs. 1 AEG, sondern nach§ 18 Abs. 2 AEG durch­
führt. 

y 

Das Bundesverwaltungsgericht sieht dieses Problem, hält jedoch die enge 
Auslegung des § 29 BNatSchG - entsprechend dem Wortlaut Beteiligung nur 
"bei Planfeststellungsverfahren" - dennoch für geboten: 

Zwar führe die Wahl eines Plangenehmigungsverfahrens dazu, daß ein 
Beteiligungsrecht der anerkannten Naturschutzverbände entfalle, obwohl § 29 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BNatSch'1 die Verwirklichung der 7.iele des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege gerade bei umweltbedeutsamen Vorhaben auch 
durch die Mitwirkung dieser Verbände habe sicherstellen wollen. Dennoch 
komme eine Beteiligung der Verbände nicht in Betracht: Im Zuge der Gesetz­
gebungsgeschichte des § 14 Abs. la Bundeswasserstraßengesetz (Plangeneh­
rnigung) habe der Bundesrat auf die genannte Problematik hingewiesen. 13 Die 
Bundesregierung habe jedoch daraufhin erklärt, die Berücksichtigung der 
Umweltbelange bei der Plangl!nehmigung werde durch die Beteiligung der 
Umwelt- und Naturschutzbehörden ausreichend gesichert. 14 Da der Gesetzge­
ber der Bundesregierung gefolgt sei und den Vorschlag des Bundesrates nicht 

13 Stellungnahme zum Entwurf des Planungsvereinfachungsgesetzes, BT-Drucks. 
12/4328, s. 26. 

14 A.a.O., S. 38. 
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in den Gesetzestext aufgenommen habe, sei eme entsprechende Korrek-rur des 
Gesetzeswortlauts im Wege der Auslegung ausgeschlossen. 15 

Ist die Erteilung einer Plangenehmigung für das Ausbauvorhaben somit 
nicht erkennbar verfahrensfehlerhaft, scheidet auch ein Beteiligungsrecht der 
Verbände aus. 

2. Zum anderen führt der BayVGH aus, daß die Verbände an Planfeststel­
lungsverfahren als Behörde im Sinne von§ 73 Abs. 2 VwVfG in ihrer Funk­
tion als Träger öffentlicher Belange (TöB) zu beteiligen seien. 16 Demzufolge 
hätten sie auch bei Plangenehmigungsverfahren ein Beteiligungsrecht gemäß 
§ 18 Abs. 2 AEG. 

Diese Ansicht muß zurückgewiesen werden. Unstrittig ist, daß zwischen 
den Rechten der TöB/Behörden und den Rechten der Privatbetroffenen ein 
Unterschied besteht: Die Privatbetroffenen haben das subjektive Recht, ihre 
durch das Vorhaben bedingten Beeinträchtigungen zu rügen und ihre Rechte 
gegebenenfalls auch gerichtlich durchzusetzen. Auch die nach§ 29 BNatSchG 
anerkannten Verbände haben ein subjektives, gerichtlich durchsetzbares 
Recht, nämlich das Recht auf Verfahrensteilhabe. Durch dieses durchsetz­
bare, subjektive Recht unterscheiden sie sich gerade von den TöB/Behörden, 
welche nur eine Stellungnahme abgeben können. Bei dieser Stellungnahme 
handelt es sich um ein internes Verfahren zwischen Behörden, das lediglich 
die Erweiterung der Informationsbasis für die Planfeststellungsbehörde zum 
Zweck hat, jedoch keine eigenständige Rechtsposition vermittelt. 11 

Festzuhalten bleib!; daß die Verbände keine TöB im Sin_ne von § 18 Abs. 
2 AEG sind und ihnen ein Beteiligungsrecht nur bei Planfeststellungsverfah­
ren gemäß§ 18 Abs. 1 AEG zusteht. 

V. Umfang der Öffentlichkeitsbeteiligung bei der 
Umweltvertäglichkeitsprüfung 

Probleme im Rahmen der UVP ergeben sich hinsichtlich des erforderlichen 
Umfangs der Öffentlichkeitsbeteiligung bei raumbedeutsamen Verfahren mit 
Abschnittsbildung. Gemäß § 16 Umweltverträglichk:eitsprüfungsgesetz 
(UVPG) bestehen zwei Verfahrensmöglichkeiten: 

15 VerwG, Beschluß vom 15.12.1994 - 7 VR 17.94 - und Urteil vom 22.3.1995 - 11 A 
L95 -. y 

16 Beschluß vom 28.3.1995 - 20 AS 94.40030 u.a. -. 

17 Vgl. BVerwG, Urteil vom 29.4.1993 - 7 A 2/92 -. 
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Die Öffendichkeii - also auch anerkannte Naturschutzverbände und Pri­
vatbetroffene - wird beteiligt sowohl im Raumordnungsverfahren (ROV) be­
treffend das Gesamtvorhaben als auch in den einzelnen Planfeststellungsver­
fahren. 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung findet nur in den einzelnen Planfeststel-
lungsverfahren statt. ,. 

Findet (gemäß Variante 1) im ROV die Gesamt-UVP unter Beteiligung der 
Öffentlichkeit statt, § 9 Abs. 3 UVPG, so braucht in den nachfolgenden Plan­
feststellungsverfahren betreffend die einzelnen Planfeststellungsabschnitte die 
Öffentlichkeit nicht mehr zu den Problemen der Gesamt-UVP gehört zu wer­
den, sondern nur noch zu Problemen, die speziell die einzelnen Planfeststel­
lungsabschnitte betreffen, § 16 Abs. 3 Satz 2 UVPG. 

Gemäß § 2 Abs. 2 Satz 1 Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz 
(VerkPBG) scheidet diese Variante jedoch für die in § 1 Abs. 1 VerkPBG ge­
nannten Verkehrswege der Eisenbahnen des Bundes aus. Hier verbleibt nur 
die Möglichkeit der Verfahrensweise nach Variante 2. 

Wird die Öffentlichkeit gemäß Variante 2 erstmalig in den einzelnen Ab­
schnitten beteiligt, hat sie hier ein umfassendes, auch die Gesamt-UVP betref­
fendes Anhörungsrecht. Also darf einer durch einen Planfeststellungsabschnitt 
betroffenen Privatperson im konkreten Planfeststellungsverfahren das Ein­
wendungsrecht bezüglich der Gesamt-UVP nicht abgeschnitten werden mit 
der Begründung, die Einwendung betreffe nicht den konkreten Planfeststel­
lungsabschnjtt In der Konsequefl7 müssen, wenn die Öffentlich_keit ein die 
Gesamt-UVP umfassendes Einwendungsrecht hat, auch die Unterlagen betref­
fend die Gesamt-UVP vorher vollständig ausgelegt beziehungsweise bekannt­
gemacht werden. 

Zwar sind von den Gerichten Klagen, die die genannte Problematik betref­
fen, bislang abgewiesen worden mit der Begründung, daß sich die - wenn 
auch verfahrensfehlerhafte - mangelnde Öffentlichkeitsbeteiligung nicht auf 
das Ergebnis der Entscheidung der Planfeststellungsbehörde ausgewirkt habe 
(fehlende Kausalität): In den konkreten Fällen war nicht ersichtlich - und die 
Kläger hatten insoweit auch nichts vorgetragen - , inwieweit durch eine Ge­
samt-UVP unter Beteiligung der Öffentlichkeit Zusätzliches hätte geleistet 
werden können und inwieweit die getroffene planerische Entscheidung in 
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rechtserheblicher Weise durch die unterbliebene Öffentlichkeitsbeteiligung 
beeinflußt worden wäre. 18 

Jedoch bleibt die Existenz des Verfahrensfehlers, welcher zu vermeiden 
ist; und zudem muß beachtet werden, daß in Zukunft die Gerichtsentschei­
dungen auch Fälle betreffen können, in denen die Kausalität gegeben ist. 

VI. Kausalitätserfordernis bei Einwendungen/Klagen von enteignend 
betroffenen Grundstückseigentümern 

Schon im Rahmen der Klagen, die wegen eines angeblichen Verstoßes gegen 
die Verfahrensanforderungen an die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der UVP 
angestrengt wurden, stellte das"Bundesverwaltungsgericht fest: 

Bei einer fehlerhaften - weil unzureichenden - Öffentlichkeitsbeteiligung 
hat der Kläger nur dann einen Planaufhebungsanspruch, wenn die konkrete 
Möglichkeit besteht, daß die Beeinträchtigung seiner eigenen Rechte bei einer 
rechtmäßigen Öffentlichkeitsbeteiligung nicht eingetreten wäre. Jedoch ist ihm 
eine kausalitätsunabhängige Klagemöglichkeit bei der Verletzung von Verfah­
rensanforderungen versagt: Es gibt keine selbständig durchsetzbaren Verfah­
renspositionen. 19 

In einer aktuellen Entscheidung hat das Bundesverwaltungsgericht das 
Recht auf eine kausalitätsunabhängige Klagemöglichkeit noch weiter einge­
schränkt: 

Der durch die Planfeststellung enteignend betroffene Eigentümer eines 
Grundstücks kann die Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses nicht aus 
Gründen verlangen, die nur zu einer teilweisen, durch Planergänzung beheb­
baren Rechtswidrigkeit des Planfeststellungsbeschlusses führen können und 
die für die enteignende Inanspruchnahme seines Grundstücks nicht kausal 
sind.20 

Beispiel: Die Neubautrasse einer Eisenbahnstrecke führt über das im Ei­
gentum des Klägers befindliche Grundstück, so daß der Kläger enteignet wer­
den muß. Unabhängig davon ist eine Ersatzmaßnahme im Rahmen des land-

18 Vgl. z.B. BVerwG, Urteil vom 15.6.1995 - 3 C 31193 -; BayVGH, Beschluß vom 
28.03.1995 - 20 AS 94.40030 u.a. -, Urteil vom 21.2.1995 - 20 A 93.40080 u.a. -. 

19 Urteil vom 8.6.1995 - 4 C 4.94 -. 

20 Beschluß vom 1.7.1995 - 4 B 94.95 -. 
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scnanspflegenscnen Begleitplans 001exnv unrechirnäfüg festgesetzt und 1m 
Planfeststellungsbeschluß (PFB) planfestgestellt worden. 

Hier hat der enteignend betroffene Kläger trotz der objektiven Rechtswid­
rigkeit des PFB dann keinen Planautbebungsanspruch, wenn die Rechtswid­
rigkeit des Plans schon durch Planergänzung behebbar ist (also Änderung der 
rechtswidrigen Ersatzmaßnahme). Denn dann kann die Behebung der 
Rechtswidrigkeit erfolgen, ohne daß die enteignende Beeinträchtigung des 
Betroffenen entfällt, da der PFB als solcher bestehen bleibt. Da die Beein­
trächtigung also trotz Entfalls der Rechtswidrigkeit bestehen bleibt, ist die 
Rechtswidrigkeit für die Beeinträchtigung nicht kausal. 

Ein Planaufhebungsanspruch hingegen bestünde nur dann, wenn die ob­
jektive Rechtswidrigkeit nicht durch Planergänzung, sondern nur durch Plan­
authebung behebbar wäre, denn durch diese Aufhebung entfiele zwangsläufig 
auch die Beeinträchtigung des Klägers: Nur dann wäre die objektive Rechts­
widrigkeit kausal für die enteignende Überplanung seines Gn:mdstücks. 
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Herr Eckhardt, in ihrem Referat waren ja auch einige überraschende Punkte 
enthalten, nämlich bezüglich der Gesamt-UVP. Ich habe da ein Problem: Wie 
ist es denn mit dem § 13 UVPG über Vorbescheid und Teiizuiassung? Wenn 
man das mit der Gesamt-UVP jetzt so streng nimmt, haben wir auch Probleme 
mit der Abschnittsbildung;· da müßte dann ja in jedem Abschnitt schon die Ge­
samtumweltverträglichkeitsuntersuchung vorliegen. Aber in§ 13 UVPG steht, 
daß sie sich vorläufig auf die nach dem jeweiligen Planungsstand erkennbare 
Umweltauswirkung des Gesamtvorhabens beschränken kann. Da haben wir 
dem Vorhabenträger noch eine Brücke gebaut. Er ist ja manchmal noch nicht 
so weit. Wir haben dann gesagt: "Beim letzten Planfeststellungsbeschluß macht 
ihr die Gesamt-UVP mit!" Nur ist dann die Öffentlichkeitsbeteiligung nicht 
mehr unmittelbar gegeben. Das muß man einmal ganz ehrlich einräumen. 
Wenn Sie dazu noch einmal etwas sagen könnten? 

Eckhardt: 

Was den§ 13 UVPG betrifft, muß ich Sie enttäuschen. Die Problematik kenne 
ich nicht; ich kenne noch nicht einmal auf Anhieb den Wortlaut des § 13 
UVPG. Da müßte ich mich jetzt erst einlesen. Aber bei dem ganz normalen 
Planfeststellungsverfahren steht das, was ich gesagt habe, im Grunde genom­
men flüssig in den§§ 16 und 9 UVPG, was meines Erachtens eigentlich weiter 
keine Auslegung zuläßt. 

Pätzold: 

Von Anfang an? 



286 

Eckhardt: 

Was heißt von Anfang an? Sie brauchen das Ganze noch nicht im Raumord­
nungsverfahren zu machen, Sie können es sich aufsparen. Wenn Sie aber die 
Gesamt-UVP im Rahmen des Raumordnungsverfahrens nicht unter Beteiligung 
der Öffentlichkeit durchgeführt haben, dürfen Sie dem privat Betroffenen in 
einem einzelnen Abschnitt nicht eine die Gesamt-UVP betreffende Einwendung 
abschneiden. Sie müssen ihn zu Wort kommen lassen, selbst wenn seine Rüge 
nicht den speziellen Abschnitt betrifft, sondern das Gesamtprojekt. 

Pätzold: 

Das ist ja auch gar nicht mein Problem; das setzt ja voraus, daß ich eine Ge­
samt-UVP habe. 

Eckhardt: 

Die Gesamt-UVP müssen Sie selbstverständlich haben. Die muß ja im Rahmen 
des Raumordnungsverfahrens durchgeführt werden; das ist gar keine Frage. 
Die Frage ist nur, ob die Öffentlichkeit dort schon beteiligt werden muß. 

Pätzold: 

Und wenn auf ein Raumordnungsverfahren verzichtet wird? 

Eckhardt: 

Ja, da haben Sie mich jetzt böse erwischt! Was ist dann? 

Blümel: 

Denken Sie einmal darüber nach.'(Wir machen schon einmal weiter! 

Fis Lake: 

Gleich zum letzten: vielleicht bin ich ein bißchen spitzfindig, aber ich glaube 
nicht, daß man auf einen Abschnitt eines Bundesschienenweges, der nicht ins­
gesamt festgestellt worden ist, sondern nur als Teilabschnitt, die Regelung des 
§ 13 UVPG so ohne weiteres übertragen kann. Die Vorschrift spricht nämlich 
von Vorbescheid und Teilgenehmigungen, und ich habe - von der verwal­
tungsrechtlichen Dogmatik her - ganz erhebliche Zweifel, einen Planfeststel­
lungsbeschluß für einen Teilabschnitt eines Bundesschienenweges als Teilge­
nehrnJgung im Sinne dieser Vorschrift anzusehen. Denn der Gesetzgeber greift 
mit Vorbescheid und Teilgenehmigungen die Begriffe aus dem Baurecht und 
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aus dem Immissionsschutzrecht auf. Für mich ist die Abschnittsbildung keine 
Teilgenehmigung, so daß sich hier die 13er Variante eigentlich nicht stellt. 

Blümel: 

Sie haben recht, Herr Fislake. Man muß die Begriffe in § 13 UVPG nehmen, 
da heißt es: Vorbescheid und Teilzulassung. 

Herr Eckhardt, diese neue grundlegende Entscheidung, die das Rügepoten­
tial der mit enteignungsrechtlicher Vorwirkung Betroffenen behandelt, emp­
finde ich noch nicht als Einschränkung. Denn es war doch schon bisher so, daß 
auch der Grundeigentümer nur dann einen Planaufuebungsanspruch hatte, 
wenn die Gesamtplanung irgendwie tangiert war. Ansonsten hatte auch er nur 
einen Planergänzungsanspruch. Dies ist eine neue Variante der alten Recht­
sprechung, würde ich meinen. Das Ergebnis halte ich für richtig. 

Eckhardt: 

Mir war es bisher anders bekannt. Ich erinnere mich da noch an graue Vorzei­
ten im Repetitorium Alpmann / Schmidt; auch dort wurde wohl immer gesagt, 
ein von einer Enteignung Betroffener hätte tatsächlich ein Aufhebungsanspruch 
bei objektiver Rechtswidrigkeit. 

Blümel: 

Nein! Seit der Flughafen-Frankfurt-Entscheidung des Bundesverwaltungsge­
richts vom 7.7.1978 (BVerwGE 56, S. 110 ff.) ist der Ofen aus. Das predige 
ich ständig. Sie haben als Kläger in all diesen Fällen nur einen Planergän­
zungsanspruch, und Sie richten deswegen auch ihre Klageanträge entsprechend 
ein. Wenn Sie unbedingt den Planaufuebungsanspruch geltend machen, dann 
müssen Sie eben die Kosten tragen. Aber das kann man ja stufenweise machen, 
Herr Fislake kann dazu mehr sagen. Die Regel ist das allerdings nicht. 

Noch einmal: Sie haben bei solchen Großvorhaben in der Praxis grundsätz­
lich nur einen Planergänzungsanspruch. Ein Planaufuebungsanspruch kommt 
ausschließlich nach Maßgabe der sehr restriktiven höchstrichterlichen Recht­
sprechung seit der Flughafen-Frankfurt-Entscheidung in Betracht. Insofern fügt 
sich das von Ihnen genannte Urteil in die Rechtsprechung ein. Es ist nur ein 
neuer Fall. Daß eine rechtswidrige Ersatzmaßnahme nicht zur Planaufuebung 
führen kann, ist ja nun; glaube ich; sinnvoll. 

Darf ich noch einen Punkt ansprechen. Sie haben eine Entscheidung bezüg­
lich der Verbandsbeteiligung genannt. Die Ausschaltung der Verbände ist ja 
auch auf anderem Gebiet erfolgt. So hat man durch die Anderung der Zuias­
sungsart für Abfallentsorgungsanlagen - nur noch Deponien unterliegen der 
Planfeststellung, der Rest bedarf einer Genehmigung nach den Vorschriften 
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des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - von jetzt auf gleich erreicht, daß die 
Naturschutzverbände in den meisten Fällen nicht mehr beteiligt werden müs­
sen. Denn die immissionsschutirechtliche Genehmigung nach Maßgabe des 
BlmSchG fällt nicht unter§ 29 BNatSchG. Allerdings habe ich festgestellt, daß 
nach einigen neuen Landesnaturschutzgesetzen nunmehr auch der Erlaß einer 
Plangenehmigung eine Verbandsbeteiligung voraussetzt. Hier stellt sich natür­
lich die Frage: Wie verhält sich das zu der Rechtsprechung des Bundesverwal­
tungsgerichts, die Sie uns gerade geschildert haben? Außerdem führt das zu 
dem weiteren Problem, ob die Länder im Naturschutzgesetz die Verbandsbe­
teiligung auf Plangenehmigungen ausdehnen können, wenn der Bundesgesetz­
geber dies in der einschlägigen Vollregelung - meines Erachtens stellt § 29 
BNatSchG eine Vollregelung dar - nicht getan hat. 

Eckhardt: 

Das ist in erster Linie eine Frage, ob dies denn geschehen kann, wenn das 
ganze Verfahren nach Bundesrecht und vor einer Bundesbehörde abläuft! Da 
würde ich sagen: Das kann wohl nicht sein. 

Blümel: 

Man kann differenzieren. Dies wird wahrscheinlich richtig sein. Also, wenn 
das Land bei der Plangenehmigung die Verbandsbeteiligung vorsieht, kann das 
nicht für eine eisenbahnrechtliche Plangenehmigung gelten! 

Eckhardt: 

Zumindest, wenn eine Eisenbahn des Bundes betroffen ist. 

Blümel: 

Ja, gut, natürlich; so genau müssen wir da tatsächlich unterscheiden. 

Vielleicht darf ich Sie bitten, noch ein paar Fragen zu stellen. Der Referent 
hat ja noch einiges hier vorgetragen, was ich für interessant halte. Vor allen 
Dingen, was Sie, Herr Eckhardt, zur neuen Entscheidung des Bundesverfas­
sungsgerichts zum Bedarfsplan gesagt haben (BVerfG, 2. Senat, 1. Kammer, 
Beschluß vom 19. Juli 1995, NVwZ 1996, S. 261 = BayVBl. 1996, S. 107). 
Ich kenne diese selbst noch nicht. Im einzelnen schien mir das Ganze doch 
problematisch zu sein. Die Bundesverfassungsrichter haben sich wohl eine 
Hintertür offen gelassen. 
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Eckhardt: 

Die Verfassungsbeschwerde ist nicht angenommen worden. Es war die Klage 
einer Gemeinde, die sich in ihrem Recht aus Art. 28 Abs. 2 GG beschwert 
fühlte: Sie könne nicht mehr vorbringen, es hätte besser eine andere Trasse 
gewählt werden sollen. Daran sei sie aufgrund des Bedarfsplans gehindert. 
Und da hat sich das Bundesverfassungsgericht eigentlich schon klipp und klar 
geäußert und hat gesagt: "Nein, keine Verfassungswidrigkeit!" Die kommuna­
len Rechte werden dadurch nicht- beschnitten, da die endgültige Trassenfestle­
gung erst nach umfassender Abwägung durch die Planfeststellungsbehörde er­
folgt, in die jedermann - auch die Gemeinde - seine Belange einbringen kann. 

Blümel: 

Was macht die Gemeinde in der Zwischenzeit? Kann sie einen Bebauungsplan 
aufstellen, der im Widerspruch zu dieser Bedarfsplanfestlegung steht, wenn 
diese schon relativ konkret ist? 

Eckhardt: 

Zu welchem Zeitpunkt, meinen Sie, kann man jetzt einen Bebauungsplan fest­
stellen? Bevor das Planfeststellungsverfahren eingeleitet wird? 

Blümel: 

Ja, natürlich! 

Eckhardt: 

Also, das kann ich mir nicht vorstellen, daß der Bedarfsplan eine Gemeinde 
daran hindern kann, einen Bebauungsplan aufzustellen, denn die Gemeinde 
kann aufgrund des Bedarfsplans ja noch gar nicht absehen, ob die Trassierung 
nun wirklich Gemeindegebiet erfassen wird. 

Blümel: 

Mein Problem ist natürlich, daß die Feststellung des Bedarfs für die Planfest­
stellungsbehörde verbindlich ist. YSo ist die neue Regelung in allen Bedarfsge­
setzen. Denn zum Bedarfsplan gehören ja auch Zeichnungen, und es könnte 
doch sein, daß eine Gemeinde betroffen ist. 

Fis Lake: 

Zu der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts: Wenn ich das richtig 
in Erinnerung habe, war es ein Beschluß der ersten Kammer des zweiten Se-
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nats. Das Gericht hatte Verfassungsbeschwerden von zwei Gemeinden zurück­
gewiesen. Diese hatten im vorläufigen Rechtsschutzverfahren oder in einem 
Hauptverfahren gegen die Ausbaustrecke Hamburg - Berlin geklagt, und der 
siebte Senat des Bundesverwaltungsgerichts hatte festgestellt, im Bedarfsplan -
also im Anhang zu § 1 des Bundesschienenwegeausbaugesetzes - stünde diese 
Strecke als ABS abgekürzt; damit sei die Entscheidung klar, daß nur eine Aus­
baustrecke in Betracht kommen könne. Daraus folgt, daß die Gemeinde nicht 
verlangen kann, eine völlig neue Trasse zu wählen oder in die Untersuchung 
aufzunehmen, und sei es auch nur für einen bestimmten Teil. Der siebte Senat 
hat ausgeführt, diese Entscheidung "ABS" sei für die Planfeststellungsbehörde 
insoweit bindend, als sie nun nicht mehr befugt sei, eine Neutrassierung vorzu­
sehen. Die Konsequenz wäre natürlich auch, daß man dementsprechend keine 
alternativen Untersuchungen durchzuführen habe, die die Neubauvariante be­
rücksichtigen. Dagegen haben sich die Gemeinden gewehrt und - wenn ich das 
richtig verstanden habe - argumentiert, sie würden in ihrer Planungshoheit 
beeinträchtigt. 

y 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich ein bißchen zurückgehalten. Die 
Richter haben eigentlich haarscharf am Thema vorbei entschieden. Sie haben 
sich nämlich zu dieser Festlegung im Anhang des Bundesschienenwegeausbau­
gesetzes nicht geäußert. Sie haben nur lapidar festgestellt, die Rechte der Ge­
meinden seien nicht betroffen, weil die gesetzgeberische Entscheidung „ABS" 
(Ausbaustrecke) nicht zu einer Verkürzung der gemeindlichen Rechte führe; 
die Gemeinde sei befugt und berechtigt, im Planfeststellungsverfahren ihre 
Rechte einzubringen, denn im Planfeststellungsverfahren würde über die ge­
naue Trassenlage und dergleichen mehr rechtsverbindlich entschieden. Eigent­
lich eine Banalität. Das wußten wir auch ohne diese Entscheidung des Bundes­
verfassungsgerichts. 

Wir wußten auch, daß die genaue Trassenlage durch die gesetzgeberische 
Entscheidung „ABS" nicht festgelegt worden ist. Letztendlich sagt der Bun­
desgesetzgeber, wenn er in seinen Bedarfsplan für Schienenwege schreibt: 
„ABS, NBS Nürnberg - Erfurt", daß die beiden Orte Nürnberg und Erfurt 
verbunden werden sollen, möglichst auf direkter Linie unter Berücksichtigung 
der vorhandenen Bahnstrecken. Nur so ist das zu interpretieren. Also, ich 
glaube, diese Entscheidung der ersten Kammer mag vielleicht die erste veröf­
fentlichte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts sein, in der gesagt wor­
den ist, daß von diesem Bedarfsplan eine gewisse Bindungswirkung ausgeht. 
Das führt aber nicht dazu, daß damit jetzt die Rechte der Gemeinden völlig 
abgeschnitten würden. Aber das war - wie gesagt - nicht überraschend. 
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Pfeii: 

Ich habe weniger eine Frage als zwei Randbemerkungen. Zunächst wollte ich 
noch ein~111al auf das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 18. Mai 1995 
hinweisen (Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 102 = NVwZ 1996, S. 381 ff. = 
DVBI. 1995, S. 1012 ff.). Das birgt ja doch ganz interessante und aufschluß­
reiche Aussagen zum Bedarfsplan für Fernstraßen. Der vierte Senat hat hier 
entschieden, daß der Bedarfsplan durchaus verbindlich ist - auch für die Ver-

y 

waltungsgerichte - , allerdings nur in bezug auf die sogenannte Planrechtferti-
gung, in deren Rahmen die Prognose über den Bedarf zu prüfen ist. 

Im Anschluß daran führen die Richter weiter aus - und das mag vor allem 
dem Bundesverfassungsgericht weniger gefallen: „ Wenn allerdings deutliche 
Zweifel daran bestehen, daß mit der Aufnahme eines Vorhabens in den Be­
darfsplan die Grenzen des gesetzgeberischen Ermessens überschritten sind, hat 
ein Verwaltungsgericht dem nachzugehen und - im Falle der Bestätigung - die 
Frage der Verfassungsmäßigkeit der Aufnahme des Vorhabens in den Bedarfs­
plan dem Bundesverfassungsgericht zur Entscheidung vorzulegen", das heißt 
also, eine konkrete Normenkontrolle gern. Art. 100 Abs. 1 GG einzuleiten. 
Jetzt sieht das Bundesverfassungsgericht natürlich mit Schrecken eine ganze 
Fülle von Prozessen auf sich zurollen. Denn, wenn man ein kluger Rechtsan­
walt ist, wird man natürlich tunliehst bezweifeln, daß der Bedarfsplan den An­
forderungen entspricht, die das Bundesverwaltungsgericht vorgegeben hat, 
wobei es natürlich sicherlich sehr schwierig sein wird, das nachzuweisen. 

Meine zweite Bemerkung betrifft noch einmal die Mitwirkungs- oder Be­
teiligungsrechte der Verbände. Wir wollen eines nicht vergessen: Natürlich 
kann nach der derzeitigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ein 
Naturschutzverband gegen eine Plangenehmigung mit der Argumentation vor­
gehen, das falsche Verfahren sei gewählt worden. Dann muß er aber vortragen 
und gegebenenfalls mit Tatsachen untermauern, daß die Voraussetzungen für 
die Wahl des Entscheidungstyps Plangenehmigung im konkreten Fall nicht 
vorgelegen haben und deshalb ein Planfeststellungsverfahren hätte durchge­
führt werden müssen. Auf diese Weise will man es den Verbänden ermögli­
chen, sich zumindest dagegen zu wehren, daß die Zulassungsbehörde willkür­
lich zu einer falschen Entscheidungs- und Verfahrensart greift. Allzu großen 
Erfolg haben die Verbände mit dieser Argumentation bislang nicht gehabt. Al-
lerdings haben etwa der VGH ~1ünchen (Besclduß vom 15.4.1991, BayVBI. 
1992, S. 116), das OVG Lüneburg (Urteil vom 27.1.1992, NVwZ 1992, 
S. 903) und das OVG Schleswig (Beschluß vom 30.12.1993, NVwZ 1994, 
S. 590) solche Prozesse in Fällen zu Unrecht unterbliebener Planfeststellungen 
zugunsten der Verbände entschieden. Die so beschriebene Möglichkeit gibt es 
weiterhin. 
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Der elfte Senat des Bundesverwaltungsgerichts hat aber - und das ist ei­
gentlich das Interessante an seiner Entscheidung vom 22. März 1995 
(BVerwGE 98, S. 100 ff. / 105) - beiläufig Zweifel angemeldet, ob diese 
Rechtsprechung weiterhin Bestand haben kann. Dies hängt vor allem davon ab, 
ob § 29 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG den Verbänden ein materielles wehrfähiges 
Recht oder bloß einen formellen Anspruch auf Verfahrensteilhabe einräumt. 
Sollte der elfte Senat der letztgenannten Alternative den Vorzug geben - und 
dafür sprechen einige Anzeichen - , wäre das eine Abkehr von der alten 
Grundsatzentscheidung des vierten Senats (Urteil vom 31.10.1990, BVerwGE 
87, S. 62 ff.). Dadurch würde den Naturschutzverbänden auch noch diese 
Quelle der Einflußnahme verstopft. 

Pätzold: 

Ein bißchen hat mir mein Vorredner, Herr Fislake, schon den Wind aus den 
Segeln genommen. Hamburg ist die Außenstelle, die im Augenblick den leidi-
gen Streit mit der Gemeinde Aumühle, die die envähnte Verfassungsbe­
schwerde angestrengt hat, ausfechten muß. Der Beschluß des Bundesverfas­
sungsgerichts ist von der Gemeinde Aumühle verfälscht an die Presse weiter­
gegeben worden. Das BVerfG hat a) die Beschwerde nicht angenommen und 
b) gesagt, daß das Schienenwegeausbaugesetz die Trasse noch nicht festlegt; es 
sei der Gemeinde unbenommen, ihre Beteiligungsrechte im anschließenden 
Planfeststellungsverfahren wahrzunehmen. Es hat auch - entgegen dem siebten 
Senat des Bundesverwaltungsgerichts, der anders entschieden hat - gesagt, es 
sei möglich, daß andere Trassen in Frage kommen, hat das aber nicht mehr 
weiter ausgeführ1. 

Der siebte Senat, der jetzt leider nicht mehr zuständig ist, hat letztes Jahr 
entschieden, daß nach der Festschreibung durch das Schienenwegeausbauge­
setz nur noch eine Streckenalterrlative in Betracht komme, die als Ausbau der 
vorhandenen Strecke angesehen werden könne. Der Senat hat aber daneben als 
zweite Begründung ausgeführt, daß sich keine andere Trasse aufdränge. Es 
wird nämlich von den Einwendern eine Alternativ-Trasse vorgeschlagen, die 
über Geesthacht rnit einem 21 km langen Tunnel durch den Geesthang führt. 
Allerdings drängt sich diese Möglichkeit von den Kosten, der Bauzeit und vom 
ganzen Verfahren her einfach nicht auf. Wir werden den Alternativ-Vorschlag 
im Planfeststellungsbeschluß behandeln, damit wir uns nicht den Vorwurf ma­
chen lassen müssen, daß wir von vornherein auf die vorhandene Trasse festge­
legt waren. 

Blümel: 

Mir scheint der Hinweis von Herrn Pf eil auf die neue Entscheidung des Bun­
desverwaltungsgerichts zum Bedarfsplan und zu dessen gerichtlichen Überprü-
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fung sehr wichtig. Das hat ja Weiterungen noch und nöcher. Ich habe so etwas 
in einem anderen Prozeß erlebt. Da war auch fraglich: Welche Bedeutung hat 
der Bedarfsplan? Prompt kam der Antrag des Rechtsanwalts, jetzt einmal 
nachzuprüfen, was sich die Bundestagsabgeordneten überhaupt dabei gedacht 
haben. In solch einem Fall müssen alle Unterlagen vorgelegt werden, die Auf­
schluß über den Willen des Gesetzgebers geben können. Manchmal haben die 
Abgeordneten vielleicht nichts gedacht, ich weiß es nicht . . . . Schön, Sie kön­
nen sich jedenfalls ausmalen, zu was das führen wird. Im Planfeststellungsbe­
schluß kann sich die Behörde zwar auf den Bedarfsplan berufen und die Plan­
rechtfertigung darauf stützen. Denn es heißt ja jetzt im Fernstraßenausbau- und 
Schienenwegeausbaugesetz ausdrücklich: Der Bedarfsplan ist für die Planfest­
stellung verbindlich. Später kommen natürlich die cleveren Rechtsanwälte und 
sagen: „Nun greifen wir doch erst einmal den Bedarfsplan an!" Und wenn sie 
dann zum Ergebnis gelangen, da ist etwas faul, geht die Reise nach Karlsruhe. 

Da hat Herr Pfeil recht. Das hat vielleicht auch der Gesetzgeber nicht be-
dacht, als er in Remedur der früheren Rechtsprechung des Bundesverwaltungs­
gerichts diesen Satz ins Fernstraßenausbaugesetz genommen und später ins 
Schienenwegeausbaugesetz übertragen hat. Jetzt habe ich das Magnetschwebe­
bahn-Bedarfsgesetz vor mir liegen, das dieselbe Regelung enthält. Das sind 
neue Ansatzpunkte für findige Rechtsanwälte. Sie schütteln den Kopf, Herr 
Fislake? 

Fislake: 

Ich glaube das nicht so sehr. Herr Pfeil hat ja den Leitsatz des vierten Senats 
des Bundesverwaltungsgerichts zitiert, und ich glaube, der erste Satz ist ver­
bindlich, es sei denn - ich sage es einmal salopp-, es bestehen Anhaltspunkte 
dafür, daß die Bedarfsfestlegung des Gesetzgebers grob unsinnig ist. Dann 
müßte das angerufene Gericht die Angelegenheit nach Art. 100 Abs. 1 GG tat­
sächlich in Karlsruhe vorlegen. Unterstellt man einmal die Findigkeit der 
Rechtsanwälte - das ist ja auch so eine Schimäre -, muß der Betreffende das 
erkennende Instanzgericht von der Verfassungswidrigkeit des Bedarfsplans erst 
überzeugen. Und ich habe die Erfahrung gemacht, daß die Richter bei Verwal­
tungsgerichten aller Schuhgrößen - vom Verwaltungsgericht über das Ober­
verwaltungsgericht bis hin zum Bundesverwaltungsgericht - die Vorlage nach 
Art. 100 Abs. 1 GG fürchten wie der Teufel das Weihwasser, weil die Bun­
desverfassungsrichter in Karlsruhe es gar nicht so toll finden, wenn im Wege 
der konkreten Normenkontrolle vorgelegt wird, und deshalb sehr schnell dazu 
neigen, den nachgeordneten Instanzen in süffisantem Ton vorzuschreiben, daß 
die Voraussetzung des Art. 100 Abs. 1 GG gar nicht vorgelegen habe. Da ha­
ben manche Gerichte ganz bittere Erfahrungen machen müssen! 
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Viele Verfahren laufen beim Bundesverwaltungsgericht auf; das heißt das 
Bundesverwaltungsgericht müßtet weil es ja bei Streitigkeiten nach dem Ver­
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz erste Instanz ist, Anhaltspunkte da­
für haben, daß die Festlegung im Bedarfsplan „grob idiotisch" ist. Der clevere 
Anwalt, von dem Sie gesprochen haben, Herr Pf eil, muß das erst einmal sub­
stantiiert darlegen, um das Gericht überhaupt nur ansatzweise zu überzeugen. 
Es könnte nämlich gut sein, daß das Gericht den Anwälten sagt, es liege nicht 
auf der Hand, daß die Festlegung offenkundig „idiotisch" ist. Dann kommt das 
Gericht nämlich gar nicht in die Not, über Art. 100 Abs. 1 GG nachzudenken. 
Also, ich nehme an, daß das nicht so dramatisch werden wird. 

Blümel: 

Also, in Westdeutschland ist das Bundesverwaltungsgericht nicht erstinstanz­
lich zuständig, da haben wir schon mehrere Instanzen. Dann kenne ich viele 
Anwälte, die, um einen Treffer "ZU landen, alles bringen, teilweise über zig-
Seiten. Vielleicht ist dann manchnial doch etwas dabei. 

Im übrigen muß man ja auch sehen: Je mehr in die Form des förmlichen 
Gesetzes gegossen wird, um so größer wird natürlich die Gefahr, daß die 
Karlsruher sich damit beschäftigen müssen. Sie beschäftigen sich allerdings 
ungern mit solchen Kleinigkeiten; schon wegen der Belastung lehnen sie das 
meiste ab. An solche Sachen wollen sie nicht heran. Daran wird es wahr­
scheinlich scheitern. Aber das muß der Gesetzgeber sich auch einmal überle­
gen, ob er so viele Dinge in die Form des förmlichen Gesetzes bringt, weil es 
dann eben nur noch die Instanz des Bundesverfassungsgerichts gibt. 

Pfeil: 

Auf die Gefahr hin, daß ich Sie-.langweile: Ich muß noch einmal nachsetzen. 
Außerordentlich faszinierend ist die Doppelrolle der Bedarfsplanung. Zunächst 
entfaltet sie Bedeutung für die Planrechtfertigung. Insoweit hat das Bundes­
verwaltungsgericht in seinem Urteil vom 18. Mai 1995 klare Worte gespro­
chen. 

Außerdem kommt aber später im Rahmen der eigentlichen Abwägungsent­
scheidung das Problem „Bedarfsprognose" noch einmal zum Tragen. Insoweit 
wird der Bedarfsplan auch an dieser Stelle relevant. Dazu hat das OVG Kob­
lenz in seiner berüchtigten Entscheidung vom 29.12.1994 (ZUR 1995, S. 146 
ff.) etwas Interessantes gesagt: Aus § 1 Abs. 2 Fernstraßenausbaugesetz folge 
nicht, daß die Behörde nach der Aufnahme eines Vorhabens in die Bedarfspla­
nung lediglich noch eine abwägende Optimierung des Vorhabens vorzunehmen 
habe. Vielmehr sei eine umfassende Abwägung erforderlich, die gegebenen­
falls die Prüfung von Alternativen einschließen müsse. 
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Wenn das so richtig ist, geht natürlich dem Kläger durch die Tatsache, daß 
die Bedarfsplanung für die Planrechtfertigung bindend ist, nicht allzu viel ver­
loren. Er hat ja noch nach wie vor die Möglichkeit, alle seine Einwendungen -
soweit er mit enteignungsrechtlicher Vorwirkung betroffen ist - im Rahmen 
der Abwägung vorzubringen. Kritisch wird es erst dann für ihn, wenn der Be­
darfsplan auch im Rahmen der Abwägung bindend ist, das heißt, jegliche Al­
ternativenprüfung bei der Abwägung ausschließt. Dies hatte der VGH Mün­
chen einmal mit Blick auf den eisenbahnrechtlichen Bedarfsplan entschieden. 
Dann wird es in der Tat für einen Kläger, der durch die Planung mit enteig­
nungsrechtlicher Vorwirkung betroffen wird, sehr eng und - vor dem Hinter­
grund des Art. 14 GG - verfassungsrechtlich problematisch. Wenn ich wich­
tige planerische Elemente aus der Behördenentscheidung und dem vorangehen­
den Verwaltungsverfahren herausoperiere und sie in ein Gesetz transplantiere, 
nehme ich dem Kläger die Möglichkeit, vor den Fachgerichten vorzugehen und 
lasse eben nur die Instanz Bundesverfassungsgericht zu, und die hat ja nun ein 
sehr grobmaschiges Prüfungsraster, nämlich den Verhältnismäßigkeitsgrund­
satz und das Willkürverbot. Deshalb: Die Doppelrolle der Bedarfsplanung darf 
nicht aus den Augen verloren werden. 

Gehrke: 

Herr Eckhardt hat erfreulicherweise seine Gedanken zu mehreren aktuellen 
Problemen offengelegt. Ich komme zum ersten Punkt. Herr Eckhardt, ich kann 
Ihnen mitteilen, daß vergangene Woche eine Entscheidung des VGH München 
bei mir einging, die Ihre Ausführungen im wesentlichen bestätigt. Ich habe 
diese Entscheidung sofort nach Dresden geschickt, damit sie in die Dresdner 
Sammlung des Eisenbahn-Bundesamtes aufgenommen wird. 

Sie verdient eine gewisse Aufmerksamkeit, weil der Bayerische Verwal­
tungsgerichtshof, wohl auch angeregt durch einen intensiven Schriftwechsel zu 
dieser Frage, nicht nur ausführte, daß die streitige Anlegung einer Bahnsteig­
unterführung sowie eines Außenbahnsteigs unter § 48 VwGO falle. Die Zu­
ständigkeit der Oberverwaltungsgerichte ergebe sich vielmehr auch für Neben­
anlagen, die mit der Strecke in einem räumlichen und betrieblichen Zusam­
menhang stehen. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat mit dieser Ent­
scheidung der Verfahrensbeschleunigung sicher einen guten Dienst erwiesen. 

Eckhardt: 

Ich denke, daß man das auch aus Satz 2 des Abs. 1 von § 48 VwGO entneh­
men könnte. Hier steht ja auch, daß die Zuständigkeit nicht nur für die Schie­
nenwege selbst gilt. Insofern wäre das tatsäc:t-Jich eine Bestätiöung. 
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Blümel: 

Ich wollte ebenfalls auf die Problematik des § 48 VwGO aufmerksam machen. 
Aber das ist natürlich ein Beispiel für schlechte Gesetzgebung. Zugegeben, die 
einzelnen Nummern sind zu verschiedenen Zeiten formuliert worden. Aber ich 
habe mich auch daran gestoßen, wieso es etwa in den Ziffern 8 und 9 heißt: 
„Bau oder die Änderung von" und in Ziffer 7 plötzlich: „Bau oder die Ände­
rung neuer". Das ist die einzige Ziffer, wo das Attribut „neu" überhaupt auf­
taucht und das macht ja überhaupt keinen Sinn. 
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Rechtsfragen der Eisenbahnaufsicht 

Von U niv. -Prof. Dr. Klaus Grupp, Saarbrücken 

„Drei berichtigende Worte des Gesetzgebers", so hat bekanntlich Julius von 
Kirchmann schon vor nahezu 150 Jahren festgestellt, „und ganze Bibliotheken 
werden Makulatur" 1• Wieviel mehr, so ließe sich fragen, kann der Gesetzgeber 
dann mit einer Eisenbahnrechtsreform2 erreichen, die im Bundesgesetzblatt 
1993 insgesamt 50 Seiten umfaßt? Und selbstverständlich ist der Gesetzgeber 
nicht darauf beschränkt, nur wissenschaftliche Erkenntnisse der Wertlosigkeit 
anheim fallen zu lassen - er kann in gleicher Weise normative Strukturen und 
ganze Regelungskomplexe dem Bereich der Rechtsgeschichte überantworten. 
So hat der Bundesgesetzgeber durch Art. 8 § 1 Nr. 2 ENeuOG das Bundes­
bahngesetz im wesentlichen aufgehoben und mit dessen § 14 auch die zentrale 
Regelung über die Beaufsichtigung der Deutschen Bundesbahn durch den Bun­
desminister für Verkehr beseitigt. Zwar ist zugleich im neuen § 5 AEG3 das 
Eisenbahn-Bundesamt als Aufsichts- und Genehmigungsbehörde bestimmt und 
ihm sind durch § 3 EVerkVerwG4 entsprechende Aufgaben zugewiesen wor­
den, aber die Aufsicht des Bundes über Eisenbahnen hat damit zwangsläufig 
eine beträchtliche Veränderung erfahren: Sie ist nicht mehr Staatsaufsicht über 
eine Einrichtung der Staatsverwaltung, sondern Aufsicht über privatrechtlich 

_ __ _ • • _ _. _ T T ~ 1 1 • •11 n • ~ , • .a. „ 'f 1 11 t •• orgams1ene umernenmen, me mren .:suz aucn 1m A.usrnno naoen Konnen. 

1 Julius Hermann von Kirchmann, Die Wertlosigkeit der Jurisprudenz als Wissenschaft, 
1848, s. 23. 

2 Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwesens v~.isenbahnneuordnungsG - ENeuOG) 
vom 27.12.1993 (BGBI. 1 S. 2378, her. 1994 1 S. 2439). 

3 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG), verkündet als Art. 5 ENeuOG. 

4 Gesetz über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes, verkündet als Art. 3 
ENeuOG. 
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1. Zur Entwicklung der Eisenbahnaufsicht 

Ein derartiger Wandel ist für die Staatsaufsicht über Eisenbahnen freilich nicht 
ungewöhnlich5

• Die staatliche Aufsicht über die dem öffentlichen und dem 
nichtöffentlichen Verkehr dienenden Eisenbahnen wird vielfach als Ausfluß der 
Eisenbahnhoheit des Staates betrachtet6 und dient insbesondere zum einen der 
Gefahrenabwehr, zum anderen dem staatlichen Interesse an einem - nicht zu­
letzt im Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung - funktionsfähigen Schie­
nenverkehr7 und darüber hinaus bei Staatsbahnen der Wahrung finanzieller 
Belange8

• 

D~~ bereits 1838 in Preußen ~esetzlich geregelte Eisenbahnaufsicht9 stellte 
eine Uberwachung von Privatbahnunternehmen dar und erstreckte sich deshalb 
vornehmlich auf die Gewährleistung der Sicherheit und den Schutz der Aktio­
näre sowie die Förderung des öffentlichen Verkehrs und weniger auf die wirt­
schaftlichen Aspekte des Eisenbahnbetriebs 10

• Die Existenz eines staatlichen 
Aufsichtsrechts wurde a 1 s selbstverständliche Konsequen7 aus der Übertragung 
des Eisenbahnunternehmungsrechts an einen Privaten angesehen11

• dessen Tä­
tigkeit im öffentlichen Interesse kontrolliert und erforderlichenfalls korrigiert 
werden mußte. Mit dem Übergang zum Staatsbahnsystem verschob sich der 
inhaltliche Schwerpunkt der Aufsicht12

: Finanz-, wirtschafts-. verkehrs-, mili­
tär- und später auch sozialpolitische Gesichtspunkte erlangten ein sehr viel 
größeres Gewicht und die dienstrechtliche Stellung des Bahnpersonals mußte in 

y 

5 Vg!. hierzu und zum Folgenden näher Norben Wahl, Die Bahnaufsicht, in: Die Eisen­
bahnen im deutschen öffentlichen Recht (hrsg. von Werner Haustein), 1960, S. 91 ff. 

6 Norbert Wahl, a.a.O., S. 91; Hans-Joachim Finger, Kommentar zum Allgemeinen Ei­
senbahngesetz und Bundesbahngesetz mit Bundesbahnvermögensgesetz und Verwal­
tungsordnung, 1982, § 5 AEG, Bern. 1 a. 

7 Norbert Wahl, a.a.O., S. 94; vgl. auch Ekkehart Stein, Die Wirtschaftsaufsicht, 1967, 
s. 26. 

8 Vgl. Norbert Wahl, a.a.O., S. 95. 

9 Vgl. insbes. § 46 des Gesetzes über die Eisenbahn-Unternehmungen vom 3.11.1838 
(GS. S. 505) sowie das Regulativ, die Eisenbahnkommissariate betreffend, vom 
24.11.1848 (MinBl. d. inn. Verw. S. 390; abgedruckt bei August Bessel /Eduard 
Kühlwetter, Das preußische Eisenbahnrecht, Erster Theil, 1855, S. 15 f.; K. Fritsch, 
Handbuch der Eisenbahngesetzgebung im Deutschen Reich und in Preußen; 3, Aufl 
1930, S. 158 f.). " 

10 Norbert Wahl, Bahnaufsicht (Fn. 5), S. 94 f. 

11 Norbert Wahi, a.a.O., S. 92. 

12 Vgl. Norbert Wahl, a.a.O., S. 95 f. 



299 

erheblich stärkerem Maße berücksichtigt werden, während die Überwachung 
zum Zwecke der Gefahrenabwehr an BedeuiUng verior, weii bei einer der 
Staatsverwaltung eingegliederten Eisenbahn prinzipiell von der genauen Beach­
tung der Sicherheitsvorschriften und technischen Regelwerke ausgegangen 
werden kann. 

Dementsprechend änderten sich auch Art und Ziel der Staatsaufsicht. Wäh­
rend eine beaufsichtigende Tätigkeit des Staates über seine Bürger, die „allge­
meine Untertanenaufsicht", stets nur die Beachtung des Rechts, die Befolgung 
gesetzlich normierter Ge- und Verbote, fordern kann, geht die Aufsicht über 
verselbständigte Verwaltungseinrichtungen weiter und ist darauf gerichtet, sie 
- wie es Werner Weber formuliert hat - „an das System der staatlichen Ver­
waltung 'anzuschließen', also den Bereich mittelbarer Staatsverwaltung zu in­
tegrieren" 13

• Diese Integrationsfunktion öffnet den Weg für eine über die 
Rechtmäßigkeitskontrolle hinausgehende, auch an Zweckmäßigkeitskriterien 
orientierte Staatsaufsicht, die darauf angelegt ist, das Handeln verselbständigter 
Verwaltungsträger generell „in Einklang zu bringen mit der übrigen öffentli­
chen Verwaltung" 14

, dadurch allerdings die Unterscheidung zwischen Aufsicht 
und Leitung einzuebnen beginnt. Die Grenze zwischen Selbständigkeit und 
staatlicher Steuerung kann freilich - soweit keine verfassungsrechtlichen Vor­
gaben bestehen - bei Einrichtungen der mittelbaren Staatsverwaltung vom Ge­
setzgeber festgelegt werden, der ihnen lediglich einen Kernbereich eigenstän­
diger Betätigungsmöglichkeiten belassen muß. 

Kam bei der Privatbahnau/sieht somit nur die Bindung an Rechtsnormen in 
Betracht und war daher für Zweckmäßigkeitserwägungen lediglich im Rahmen 
der Genehmigungserteilung Raum, konnte eine lenkende Einflußnahme der 
Aufsichtsbehörden selbst bei den aus der unmittelbaren Staatsverwaltung or­
ganisatorisch ausgegliederten Staatsbahnen in sehr großem Umfang zugelassen 
werden. So waren dem Deutschen Reich in den Jahren 1924 bis 1937 weitge­
hende Aufsichtsrechte gegenüber der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft ein-

13 Werner Weber, Die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 
2. Aufl. 1943, S. 24; ihm folgend z. B. Hans Jecht, Die öffentliche Anstalt, 1963, S. 
85; Gerhard Leibholz, Rechtsgutachten zur verfassungsrechtlichen Problematik der 
Ausübung der Rechtsaufsicht gegenüber Rundfunk- und Fernsehanstalten im Bereich 
der Programmgestaltung, 1973, S. 12. 

14 So für die Kommunalaufsicht: Hans Peters, Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung 
in Preußen, 1926, S. 218. 
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geräumt15 und auch das Bundesbahngesetz enthielt in seinem § 14 wie in meh­
reren weiteren Vorschriften16 in erhebiichem iviaße Aufsichts-, Einwirkungs-, 
Genehmigungs- und Einspruchsbefugnisse, die es dem Bundesminister für 
Verkehr ermöglichten, gegenüber der Deutschen Bundesbahn den Vorstellun-

"III ..-... „ „ _....... 'III. 'III tt-r ...-.... • :.-.. f _.. - _-, Y"I - ...._ -- ~ - J_ -gen aer Hunaesreg1erung ueuung zu verscnarren. u1e J(.ecnrs- una l5eineos-
aufsicht17 besaß hingegen weit geringere Bedeutung, wenngleich § 14 Abs. 1 
BBahnG den Bundesminister für Verkehr dafür verantwortlich erklärte, daß die 
Deutsche Bundesbahn nach den geltenden Gesetzen und sonstigen Vorschriften 
verwaltet und ihr Betrieb nach den geltenden Vorschriften geführt wurde; denn 
insofern unterlag die Bundeseisenbahnverwaltung ohnehin der Gesetzesbindung 
nach Art. 20 Abs. 3 GG. Dies 'kam nicht zuletzt in der Regelung des § 38 
BBahnG zum Ausdruck, wonach die Deutsche Bundesbahn selbst für die Si­
cherheit und Ordnung ihrer dem Betrieb dienenden baulichen und maschinellen 
Anlagen sowie Fahrzeuge verantwortlich war und für Eisenbahnanlagen und 
Schienenfahrzeuge keine Baufreigaben, Abnahmen, Prüfungen und Zulassun­
gen durch andere Behörden stattfanden. Zwar erstreckte sich die Aufsicht des 
Bundesministers für Verkehr auch auf die Wahrnehmung dieser Befugnisse18

, 

aber das war in erster Linie Ausfluß seiner politischen Verantwortlichkeit für 
die zur Bundesverwaltung gehörende, lediglich organisatorisch etwas verselb­
ständigte Staatsbahn19

• 

Die Reform des Eisenbahnrechts an der Jahreswende 1993/94 konnte fol­
gerichtig nicht ohne erhebliche Auswirkungen auf die Aufsicht bleiben; denn 
Art. 87 e Abs. 3 Satz 1 GG schreibt zwingend vor, daß die Eisenbahnen des 

y 

Bundes als Wirtschaftsunternehmen in privatrechtlicher Form zu führen sind, 
und nur die Verkehrsverwaltung für diese Eisenbahnen wird nach Art. 87 e 
Abs. 1 Satz 1 GG in bundeseigener Verwaltung geführt. Zur Wahrnehmung 
der hierdurch eingeräumten Kompetenz ist gemäß § 2 Abs. 1 EVerkVerwG 
zum 1. Januar 1994 als selbständige, dem Bundesministerium für Verkehr un-

15 Vgl. dazu näher beispielsweise Hans Hillebrand, Die Aufsichtsrechte des Deutschen 
Reiches über die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft nach geltendem Recht, Diss. iur. 
Köln, 1934, S. 26 ff.; s. auch Norbert Wahl, Bahnaufsicht (Fn. 5), S. 107. 

16 Vgl. im einzelnen die Zusammenstellung bei Finger, AEG / BBahnG (Fn. 6), § 14 
BBahnG, Bern. 1 b, und die Darst~llung von Norbert Wahl, a.a.O., S. 108 ff. 

17 Vgl. zum Begriff Finger, AEG/ BBahnG (Fn. 6), § 14 BBahnG, Bern. 2 b; Norbert 
Wahl, a.a.O., S. 126, nennt sie „Eisenbahnaufsicht im engeren Sinne". 

18 Finge;, AEG! BBahnG (Fn. 6), § 38 BBahnG, Bem. 2 a. 

19 Vgl. z. B. Armin Dittma.nn, Die Bundesverwaltung, 1983, S. 169. 
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terstehende Bundesoberbehörde das Eisenbahn-Bundesamt errichtet worden20
, 

dessen Zuständigkeit und Aufgaben in § 5 Abs. 7 AEG generell mit der For­
mulierung umschrieben sind, da~ Amt sei „Aufsichts- und Genehmigungsbe­
hörde für Eisenbahnen des Bundes sowie für nichtbundeseigene Eisenbahnen 
mit Sitz im Ausiand betreffend den Verkehr dieser Eisenbahnen auf dem Ge­
biet der Bundesrepublik Deutschland"; darüber hinaus bestimmt § 4 Abs. 2 
AEG, daß dem Eisenbahn-Bundesamt „Baufreigaben, Abnahmen, Prüfungen 
und Zulassungen nach Maßgabe anderer Gesetze und Verordnungen" für Be­
triebsanlagen und Schienenfahrzeuge der Eisenbahnen des Bundes obliegen, 
und das Amt ist zudem nach § 29 Abs. 1 AEG im Bereich der seiner Aufsicht 
unterliegenden Unternehmen zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfol­
gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, soweit diese Kompetenz nicht 
der - durch den Bundesgrenzschutz21 ausgeübten - Bahnpolizei übertragen ist. 
In Abs. 1 des§ 3 EVerkVerwG wird zunächst die in§ 5 Abs. 7 AEG enthal­
tene grundsätzliche Bestimmung des Eisenbahn-Bundesamtes als Aufsichts­
und Genehmigungsbehörde klars,tellend wiederholt22 und Abs. 2 nennt u. a. 
insoweit konkretisierend ais Aufgaben in Nr. 1 die Planfeststeliung für die 
Schienenwege von Eisenbahnen des Bundes sowie in Nr. 3 die Erteilung und 
den Widerruf von Betriebsgenehmigungen und enthält darüber hinaus in Nr. 6 
einen Verweis auf§ 4 Abs. 2 AEG, während in Nr. 2 die „Ausübung der Ei­
senbahnaufsicht, einschließlich der technischen Aufsicht sowie der Bauaufsicht 
für Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes" und unter Nr. 4 „die Aus­
übung hoheitlicher Befugnisse sowie von Aufsichts- und Mitwirkungsrechten 
nach Maßgabe anderer Gesetze und Verordnungen" als Aufgaben bezeichnet 
werden. Diese Regelungen lassen indes weder die Reichweite noch die Befug­
nisse der Aufsicht deutlich erkennen, die freilich angesichts der verfassungs­
rechtlichen Grundentscheidung für die Privatisierung der Eisenbahnen des 
Bundes lediglich eine Privatbahnaufsicht sein kann, d. h. nur Rechtmäßig­
keitskontrolle umfassen und nicht staatliche Lenkung nach Zweckmäßigkeits­
erwägungen sein darf. 

20 Orgartlsatio11serlaß des BundesmirJsteis fJ.r \r erkel1r vom 31.12 4 1993 (Az. Z 
14/02.02.80-1/130 Vmz 93). 

21 § 4 des Gesetzes über den Bundesgrenzschutz (Bundesgrenzschutzgesetz - BGSG) vom 
19.10.1994 {BGBl. I S. 2978). 

22 Vgl. die Gesetzesbegründung, BT.prucks 12/4609 (neu), S. 91 (Zu§ 3 Absatz 1). 
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II. Zuständigkeit des Eisenbahn-Bundesamtes und Aufsichtsumfang 

Der Begriff der Eisenbahnverkehrsverwaltung für Eisenbahnen des Bundes in 
Art. 87 e Abs. 1 Satz 1 GG bezieht sich - wie aus Art. 87 e Abs. 3 GG unter 
Rückgriff auf die korrespondierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
nach Art. 73 Nr. 6 a GG ersichtlich ist - sowohl auf das Erbringen von Eisen­
bahnverkehrsleistungen als auch auf das Betreiben einer Eisenbahninfrastruktur 
im Sinne von § 2 Abs. 1 bis 3 AEG23, doch ist die Verwaltungsaufgabe des 
Bundes auf eine administrative Tätigkeit im herkömmlichen Verständnis be­
schränkt24 und erfaßt nicht die re3.Ie Leistungserbringung und den tatsächlichen 
Infrastrukturbetrieb25 . Allerdings ist die Eisenbahnverkehrsverwaltung des 
Bundes begrenzt auf die Eisenbahnen des Bundes, soweit ihm nicht gemäß Art. 
87 e Abs. 2 GG durch Bundesgesetz darüber hinausgehende Aufgaben übertra­
gen sind, wie dies in§ 3 Abs. 7 AEG und§ 3 Abs. 1 Nr. 2 EVerkVerwG im 
Hinblick auf nichtbundeseigene Eisenbahnen mit Sitz im Ausland für deren 
Tätigwerden auf deutschem Staatsgebiet erfolgt ist. Nach Art. 73 Nr. 6 a GG 
sind Eisenbahnen des Bundes indes nur diejenigen, die ganz oder mehrheitlich 
in seinem Eigentum stehen, und daraus ließe sich der Schluß ziehen, die Ver­
waltungskompetenz des Bundes aufgrund von Art. 87 e Abs. 1 Satz 1 GG 
knüpfe ausschließlich an dessen Eigentümerstellung an26, doch kann diese Vor­
schrift alleinfunktional in dem Sinne verstanden werden, daß die Zuständigkeit 
der bundeseigenen Eisenbahnverkehrsverwaltung sich auf alle Bereiche er­
streckt, die in unmittelbarem Zus"ammenhang mit der Leistungserbringung und 
dem Infrastrukturbetrieb durch Eisenbahnen des Bundes stehen27, weil anders 
eine sachgerechte Abgrenzung gegenüber der Landesverwaltung nicht möglich 

23 Vgl. auch Christian Heinze, Das Gesetz zur Änderung des Verfassungsrechts der Ei­
senbahnen vom 20.12.1993, BayVBl. 1994, S. 266 ff. (267 f.). 

24 Vgl. die Begründung zum Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes, BT­
Drucks. 12/5015, S. 7 (Zu Absatz 1). 

25 Vgl. auch Eberhard Schmidt-Aßmann /Hans Chr. Röhl, Grundpositionen des neuen 
Eisenbahnverfassungsrechts (Art. 87 e GG), DÖV 1994, S. 577 ff. (583). 

26 So der Erlaß des Bundesministeriums für Verkehr vom 11.8.1995 - E 11/32.01.33-032 
-; diese zur Zuständigkeit des Ei&enbahn-Bundesamtes für Genehmigungen, Zulassun­
gen, Abnahmen oder dgl. für Fahrzeuge und vergleichbare Erzeugnisse vertretene Auf­
fassung ist wenig später dahingehend präzisiert worden, daß das Eisenbahn-Bundesamt 
gegenüber nicht in§ 3 Abs. 1 EVerkVerwG genannten Dritten keine Verwaltungsakte 
erlassen könne, doch soll das Amt zumindest für Maßnahmen der Gefahrenabwehr „ im 
Bereich der Eisenbahnen des Bundes", d.h. netzbezogen, zuständig sein (Ergebnisnie­
derschrift einer Besprechung a.11 28.8.1995 - E 11/32.01.33-032 -). 

27 Ebenso VG Köln, Beschluß vom 22.6.1995 - 11L966/95 -, n. v. 



303 

ist. Als zulässig ist deshalb beispielsweise ebenso das aufsichtliche Einschrei­
ten des Eisenbahn-Bundesamtes zur Gefahrenäbwehr gegen inländische nicht­
bundeseigene Eisenbahnunternehmen, die die Infrastruktur der Deutschen Bahn 
AG nutzen, anzusehen, wie die Erteilung von Genehmigungen, Zulassungen u. 
•• „ „ • • ._ „ .„ 'ti ...,- T • 'II 1 • • 'II • ..... • 1 „ 'I "T"'tl, - _'1 - -a. aurcn a1ese J:Senorae an umernenmen, 01e mcm btsenoannen aes nunaes 
sind, aber beabsichtigen, auch an diese Fahrzeuge zu verkaufen. 

Die dem Eisenbahn-Bundesamt insoweit obliegende Aufsicht über die Tä­
tigkeit der Eisenbahnunternehmen des Bundes und der nichtbundeseigenen Ei­
senbahnen mit Sitz im Ausland findet im einzelnen ihre Grundlage vor allem in 
§ 3 Abs. 2 Nr. 2 und 4 EVerkVerwG. Der Gesetzgeber hat zwar nicht aus­
drücklich festgelegt, was unter den Begriff der Eisenbahnau/sieht in§ 3 Abs. 2 
Nr. 2 EVerkVerwG fällt, aber die verdeutlichende Ergänzung durch die Worte 
„einschließlich der technischen Aufsicht sowie der Bauaufsicht für Betriebsan­
lagen" weist auf die früher in § 14 Abs. 1 BBahnG statuierte Rechts- und Be­
triebsau/sieht hin: Das Eisenbahn-Bundesamt hat darüber zu wachen, daß das 
Verhalten der Unternehmen den yrechtlichen Vorgaben entspricht und der Ei­
senbahnbetrieb den Anforderungen der Sicherheit genügend geordnet durchge­
führt wird28

• Die Kontrollmaßstäbe hierfür sind in erster Linie in den Vor­
schriften des Allgemeinen Eisenbahngesetzes und der auf seiner Grundlage er­
lassenen - oder fortgeltenden - Rechtsverordnungen enthalten, etwa den Be­
stimmungen in § 4 Abs. 1 AEG über die Pflicht der Eisenbahnen, ihren Be­
trieb sicher zu führen sowie die Eisenbahninfrastruktur, die Fahrzeuge und das 
Zubehör sicher zu bauen und in betriebssicherem Zustand zu halten, die vor 
allem durch die Regelungen der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EB0)29 

konkretisiert wird. Die Überwachung ist aber gleicherma_ßen auf die Beachtung 
beispielsweise der Regelungen über die Geschäftsführung und getrennte Rech­
nungsführung (§§ 8 f. AEG), die Beförderungspflicht (§ 10 AEG) sowie den 
Zugang zur Infrastruktur (§ 14 AEG) zu richten und sie hat sich insbesondere 
darauf zu erstrecken, ob die Voraussetzungen einer erteilten Genehmigung (§ 6 
Abs. 2 AEG) weiterhin vorliegen und die ihr beigefügten Nebenbestimmungen 
eingehalten werden; zudem sind die Eisenbahnen nach § 7 Abs. 2 Satz 1 AEG 
ausdrücklich verpflichtet, die Erfüllung der kraft Gesetzes bestehenden arbeits­
' sozial- und steuerrechtlichen Pflichten nachzuweisen. Im übrigen unterliegen 
die Eisenbahnunternehmen selbstverständlich der Bindung an das für alle gel­
tende Recht, soweit sie davon nicht ausnahmsweise befreit sind, doch ist es 
nicht Aufgabe des Eisenbahn-Bundesamtes, das Verhalten der bei ihnen tätigen 

28 Vgl. insoweit zum früheren Rechtszustand etwa Norbert Wahl, Bahnaufsicht (Fn. 5), S. 
1 "l.C: 
~~u. 

29 Vom 8.5.1967 (BGBI. II S. 1563),,,zul. geänd. durch Art. 6 Abs. 131 ENeuOG. 
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Personen umfassend auf seine Rechtmäßigkeit zu überprüfen - der Begriff der 
Eisenbahnaufsicht verdeudicht vieimehr, daß die in § 3 Abs. 2 Nr. 2 EVerk­
VerwG vorgesehene Kontrolle sich nur auf die mit dem Eisenbahnbetrieb typi­
scherweise zusammenhängenden Handlungen und Unterlassungen zu beziehen 
hat. 

Über die Eisenbahnaufsicht im engeren Sinne hinaus reicht freilich die nach 
§ 3 Abs. 2 Nr. 4 EVerkVerwG dem Eisenbahn-Bundesamt zugewiesene Aus­
übung von Aufsichtsrechten nach Maßgabe anderer Gesetze und Verordnun­
gen, und eine weitergehende Kontrolle kann sich aus der Aufgabe des Amtes 
gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 6 EVerkVerwG i. V. m. § 4 Abs. 2 AEG ergeben, für 
Betriebsanlagen und Schienenfahrzeuge der Eisenbahnen des Bundes Baufrei­
gaben, Abnahmen, Prüfungen und Zulassungen nach Maßgabe anderer Gesetze 
und Verordnungen vorzunehmen, sofern den aufgrund dessen getroffenen Ent­
scheidungen Auflagen oder Bedingungen beigefügt werden, deren künftige Er­
füllung gewährleistet sein muß. Insoweit läßt sich allerdings dem Gesetz nicht 
eindeutig entnehmen, ob eine Zuständigkeit des Eisenbahn-Bundesamtes nur in 
Betracht kommt, falls das in den anderen Gesetzen und Verordnungen aus­
drücklich bestimmt ist3°, oder bereits gegeben ist, wenn diese Regelungen sich 
materiell auf den Tätigkeitsbereich der Eisenbahnen beziehen. Das Erfordernis 
einer expliziten Zuweisung hätte jedoch zur Folge, daß in allen sonstigen Fäl­
len, in denen es hieran fehlt, die jeweiligen Landesbehörden Aufsichtsrechte 
über die Eisenbahnen des Bundes wahrzunehmen hätten. Damit würden Auf­
gaben, die materiell zur Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes gehören, 
entgegen Satz 1 von Art. 87 e Abs. 1 GG nicht in bundeseigener Verwaltung 
durchgefüh..rt, obwohl Satz 2 dieser Vorschrift nur durch Bundesgeset7. eine 
derartige Aufgabenübertragung auf die Länder zuläßt, die offenkundig nicht 
erfolgt ist. Weiterhin bleibt zu berücksichtigen, daß die Bestimmung des § 3 
Abs. 2 Nr. 4 EVerkVerwG - wie sich aus der Gesetzesbegründung ergibt31 

-

als Auffangnorm gedacht ist, um „ bei neu hinzukommenden Aufgaben nicht 
regelmäßig den Aufgabenkatalog durch Gesetzesänderungen anpassen zu müs­
sen" . Eine derartige Anpassung der Aufgabenumschreibung wäre aber ohnehin 
unnötig, wenn in den fraglichen Gesetzen und Verordnungen die Zuständigkeit 
des Eisenbahn-Bundesamtes ausdrücklich festgelegt würde, und daher belegt 
schon der Zweck der Auffangregelung, daß das Amt aufgrund von§ 3 Abs. 2 
Nr. 4 EVerkVerwG nach inhaltlicher Maßgabe anderer Gesetze und Verord­
nungen vorgehen kann, wenn und soweit diese materiell den Betrieb der seiner 

30 So das Bundesministerium für Verkehr in einem Erlaß vom 14.7.1994 - E 
11132.01.33-03/15 -. 

31 Vgl. BT-Drucks. 12/4609 (neu). S. 91 (Zu§ 3 Abssatz 2). 
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Aufsicht unterliegenden Eisenbahnunternehmen betreffen. Im übrigen zeigt 
„ • • ....., . . „ „ „ ... . n „ „ ... ,.... .11. 'T"""'I........ 11 ... 1 "' . r _________ ~ 

aucn 01e tmtstenungsgescmcme von 9 4 A.DS. L A.J:!u uno oem meraur verwei-
senden § 3 Abs. 2 Nr. 6 EVerkVerwG, daß der Gesetzgeber eine Zuständig­
keit des Eisenbahn-Bundesamtes aufgrund sonstiger Rechtsvorschriften ohne „. „ ... ..... „ „ • „„. • „. . ...... „ „ 

exp11z1te Autgabenzuwe1sung statmeren wollte; aenn 01ese erst vom tsunoesrai 
vorgeschlagene Regelung sollte ausweislich ihrer Begründung32 sicherstellen, 
daß nicht die jeweiligen Länderbehörden, sondern das Eisenbahn-Bundesamt 
als besondere fachtechnische Behörde in einer der Bestimmung des § 38 Satz 2 
BBahnG vergleichbaren Weise für Baufreigaben, Abnahmen, Prüfungen und 
Zulassungen nach anderen Rechtsnormen zuständig sein sollte. Das entspricht 
auch dem mit der Schaffung des Eisenbahn-Bundesamtes verfolgten Zweck, 
die W ahmehmung der hoheitlichen Aufgaben, die zuvor der Deutschen Bun­
desbahn und der Deutschen Reichsbahn als Behörden oblagen, auf die Eisen­
bahnverkehrsverwaltung des Bundes zu übertragen33 und durch das Eisenbahn­
Bundesamt erfüllen zu lassen34

. Diese Behörde verfügt somit über eine weitrei­
chende Kontrollzuständigkeit, die im Zusammenhang mit den ihr ansonsten 
eingeräumten Kompetenzen, insbesondere zur Entscheidung über die Erteilung 
und den Widerruf von Genehmigungen nach den§§ 6 und 7 AEG, eine durch­
aus wirksame Überwachung von Eisenbahnunternehmen erwarten ließe. 

III. Aufsichtsbefugnisse des Eisenbahn-Bundesamtes 

In einem auffälligen Gegensatz zum Umfang der Aufsichtszuständigkeit steht 
jedoch das Fehlen einer ausdrücklichen Regelung über korrespondierende Be­
fugnisse, die es dem Eisenbahn-Bundesamt ermöglichen würden, die Korrektur 
eines rechtswidrigen Zustandes oder Verhaltens durch ein Eisenbahnunterneh­
men zu erzwingen. Zwar ist dasy Amt durch § 3 Abs. 2 Nr. 4 EVerkVerwG 
ermächtigt, nach Maßgabe anderer Gesetze und Verordnungen - wie etwa ge­
mäß § 79 BSeuchG - hoheitliche Befugnisse auszuüben, d. h. verbindliche 
Anordnungen zu erlassen und sie erforderlichenfalls mit den Mitteln des Ver­
waltungszwangs durchzusetzen, aber dies betrifft nur einen recht geringen Teil 
des durch die Zuständigkeitsbestimmungen abgedeckten Bereichs. Darüber 
hinaus ergibt sich allerdings aus § 2 Abs. 4 Nr. 1 EBO, daß das Eisenbahn­
Bundesamt Anweisungen zur ordnungsgemäßen Erstellung und Unterhaltung 

32 Vgi. BR-Drucks. i3ii93 ~Heschiw1). S. 34 = BT-Drucks. i2i50i4. S. i5 f. 

33 Vgl. die allgemeine Begründung zum Eisenbahnneuordnungsgesetz (BT-Drucks. 
12/4609 [neu], S. 57) und die Gesetzesbegründung zu Art. 3 § 3 Abs. 2 ENeuOG (BT-
Drucks. 12/4609 [neu], S. 91). 

34 Vgl. auch BVerwG, Beschluß vom 13.10.1994, NVwZ 1995, 379 (380). 
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der Bahnanlagen und Fahrzeuge sowie zur Durchführung des sicheren Betriebs 
gegenüber Eisenbahnen des Bundes und Eisenbahnverkehrsuntemehmen mit 
Sitz im Ausland treffen darf und daher im Rahmen der Eisenbahnau/sieht nach 
§ 3 Abs. 2 Nr. 2 EVerkVerwG in beträchtlichem Umfang mittels Verwal­
tungsakten die Erfüiiung von Aniorderungen der Sicherheit und Ordnung der 
Bahnanlagen und Fahrzeuge zwangsweise durchzusetzen vermag35

• Im übrigen 
steht dem Amt indes lediglich die Möglichkeit offen, im Rahmen von Geneh­
migungs- und Prüfungsverfahre~ durch Auflagen und Bedingungen rechtmä­
ßige Zustände zu erreichen, sowie bei festgestellten Rechtsverstößen gemäß 
§ 28 AEG Ordnungswidrigkeitenverfahren durchzuführen. 

Sowohl das Allgemeine Eisenbahngesetz als auch das Gesetz über die Ei­
senbahnverkehrsverwaltung des Bundes stellen somit ihrem Wortlaut nach dem 
Eisenbahn-Bundesamt nur in eingeschränktem Umfang diejenigen Instrumente 
zur Verfügung, die zu einer wirksamen Ausübung von Aufsichtsrechten uner­
läßlich scheinen. Die Befugnis der Behörde, verbindliche Anordnungen zur 
Behebung rechtswidriger Zustände und zur Beendigung rechtswidrigen Verhal­
tens zu erlassen und deren Befolgung erforderlichenfalls zu erzwingen, bedarf 
aber einer gesetzlichen Ermächtigung; denn ihre Ausübung greift in Rechte der 
betroffenen Eisenbahnunternehmen ein, auch wenn diese sich nicht auf Grund­
rechte berufen können, weil deren Schutz nach Art. 19 Abs. 3 GG nur inländi­
schen juristischen Personen zukommt, soweit auf sie die Grundrechte ihrem 
Wesen nach anwendbar sind, was bei Unternehmen, deren Anteile - wie die 
der Deutschen Bahn AG - sich vollständig im Eigentum der öffentlichen Hand 
befinden, nicht zutrifft36

• Jedoch ist derartigen privatrechtlich organisierten 
Unternehmen durch ihre rechtliche Verselbständigung gegenüber der Verwal­
tung eine Rechtsposition gewährt, in die durch hoheitliche Maßnahmen eben­
falls nur eingegriffen werden darf, wenn und soweit dies durch Gesetz zugelas­
sen ist; die rechtsstaatliche Komponente des Gesetzesvorbehalts37 entfaltet in­
soweit ihre Wirksamkeit und schützt auch die völlig im Eigentum des Staates 

35 Vgl. die Begründung zu Art. 6 Abs. 131 ENeuOG (BT-Drucks. 12/4609 [neu], S. 121 
[Zu Absatz 128 Nummer 2]). 

36 Vgl. z.B. BVerfGE 45, 63 (79 f.); 68, 193 (212 f.); 75, 192 (199 f.); Alben Bleck­
mann, Staatsrecht II - Die Grundrechte, 3. Aufl. 1989, S. 100; Günther Dürig in 
Maunz I Dürig, Grundgesetz, Kommentar (Stand: Mai 1994), Art. 19 Abs. III, Rdnr. 
45; Klaus Stern, Das Staaatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 111/1, 1988, S. 
1167. Nach Ansicht des BVerfG (NJW 1990, 1783) soll dies sogar für gemischtwirt­
schaftliche Unternehmen gelten; kritisch z. B. Hans-Georg Koppensteiner, Zur Grund­
rechtsfähigkeit gemischtwirtschaftlicher Unternehmen, NJW 1990, 3105 ff. 

37 Vgl. dazu näher etwa Fritz Ossenbühl, Vorrang und Vorbehalt des Gesetzes, in: 
HdBStR Bd. 3, 1988, S. 315 ff. (332 ff.). 
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stehenden juristischen Personen des Privatrechts vor Eingriffen der Aufsichts-
... ... -· ... ... ... . - „. "'II • „ . •• ... . • . • . 'T""<I.. 't"'1i. .•. - - „. . -- -----behörde, zu aenen a1ese gesetzucn mcm ermacnugt isr: u1e rnvaus1erung v~r-
folgt nicht zuletzt den Zweck, den Unternehmen - selbst wenn sie wirtschaft­
lich noch dem staatlichen Bereich zuzurechnen sind - einen rechtlich abgesi-

„ _._ -- ,..,. • .. .,. -• • ,..„ YT 1 •. • „. 'I I" 

cherten Handlungstreiraum gegenüber hmgntten von ttonenstragern zu scnar -
fen; mit der rechtlichen Verselbständigung eines wirtschaftlichen Unterneh­
mens der öffentlichen Hand wandelt sich die interne Überwachung zur Staats­
aufsicht über einen Rechtsträger. Im Hinblick auf Eisenbahnunternehmen, die 
ihren Sitz im Ausland haben und deren Rechtsstatus somit auf ausländischen 
Normen beruht, können rechtsbeeinträchtigende Aufsichtsmaßnahmen ohnehin 
nicht mit einer nur unvollständigen Trennung von der öffentlichen Verwaltung 
legitimiert werden, so daß es dafür jedenfalls einer gesetzlichen Ermächti­
gungsgrundlage bedarf. 

Dennoch hat das Bundesverwaltungsgericht in einem Beschluß vom 12. Ok­
tober 199438 aus dem Umstand, daß der Aufsichtszuständigkeit des Eisenbahn­
Bundesamtes keine weiteren ausdrücklichen Befugnisnormen korrespondieren, 
nicht den Schluß gezogen, die Behörde könne nicht gegen rechtswidrige Zu­
stände einschreiten. Zwar wäre es nach Ansicht des Gerichts problematisch, 
eine entsprechende Eingriffsbefugnis allein der Zuständigkeitsnorm des § 3 
Abs. 2 Nr. 2 EVerkVerwG zu entnehmen, weil die bloße Aufgabenzuweisung 
die notwendige Eingriffsgrundlage nicht ersetzen könne, aber es handele sich 
bei dieser Vorschrift nicht lediglich um eine Aufgabenzuweisung, vielmehr 
stelle "der in der Zuständigkeitsnorm verwendete Begriff der Eisenbahnauf­
sicht klar, daß damit zugleich eine Befugnis zu rechtsaufsichtlichen Maßnah­
men verbunden sein soll". Diese Folgerung leitet das Gericht aus dem Zusam­
menhang der gesetzlichen Regelungen und ihrer Entstehungsgeschichte her, die 
deutlich machten, daß das Eisenbahn-Bundesamt als Aufsichts- und Genehmi-

y 

gungsbehörde umfassend an die Stelle der Behörden "Deutsche Bundesbahn" 
und „Deutsche Reichsbahn" in deren Hoheitsfunktion trete, "weil die Bundes­
bahn infolge ihrer Privatisierung aus der Gesetzes- und Rechtsbindung der 
vollziehenden Gewalt und damit - verbunden - der unmittelbaren Aufsicht 
durch die übergeordneten Behörden entlassen wurde". Diese Funktionsnach­
folge des Amtes sei ohne die Befugnis, im Rahmen seiner Zuständigkeiten ge­
gen gesetzwidriges Handeln eines privatrechtlich organisierten Eisenbahnun­
ternehmens einschreiten zu dürfen, nicht vorstellbar39

• Der Gesetzgeber, so 

38 NVwZ 1995, 379 (380); s. auch BVerwG, Beschluß vom 27.1.1995, NVwZ 1995, 586 
(587); übereinstimmend VG Köln, Beschluß vom 22.6.1995 - 11L966/95 -, n. v. 

39 Im Ergebnis so wohl auch Christian Heinze, Rechts- und Funktionsnachfolge bei der 
Eisenbahnneuordnung, NVwZ 1994, S. 748 ff. (748). 
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meint das Bundesverwaltungsgericht, habe ,,offenbar als selbstverständlich 
. . „ .n. -.. ~· 11 11 ._ „ , 't L"t 1 •, 1 • 1 l"T\ •"1, 1 . 1_ -vorausgesetzt, aan aas btsenoann-tsunaesamr a1s -noneuncner 1 eu oer ene-

maligen Bundes- und Reichsbahn in dem Bereich, der seiner Aufsicht unter­
liegt, gesetzmäßige Zustände in demselben Umfang durchsetzen darf, wie es 
seinerzeit im Wege der behördiichen Seibstkontroiie mögiich war." Die gegen­
teilige Auffassung würde nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts zu dem 
"widersinnigen Ergebnis" führen, daß das Amt seinen Aufgaben mangels Be-„ 
fugnisnorm nicht gerecht werden könnte, während Landesbehörden mangels 
Zuständigkeit an einem Tätigwerden gehindert wären. Daß der Gesetzgeber die 
privatrechtlich organisierte Deutsche Bahn AG in dieser Weise von jedem ho­
heitlichen Zugriff habe freistellen wollen, könne nicht ernsthaft angenommen 
werden. 

Das Unbehagen an der gesetzlichen Regelung, das in den Ausführungen des 
Bundesverwaltungsgerichts zum Ausdruck kommt, kann sicherlich geteilt wer­
den, doch lösen seine Darlegungen dasselbe Gefühl aus. Für sie gilt in leichter 
Abwandlung der bekannte Vers von Christian Morgenstern aus den "Galgen­
liedern" : „ Weil, so schließt er messerscharf / Nicht sein kann, was nicht sein 
darf." Auf ihren Kern zurückgeführt, bedeuten die Erwägungen nichts ande­
res, als daß die Eingriffsbefugnis doch der Zuständigkeitsnorm entnommen 
wird: Weil das Eisenbahn-Bundesamt mit der Aufsicht betraut ist, muß ihm die 
Befugnis zu eingreifenden Rechtsaufsichtsmaßnahmen zustehen. Diese Ansicht 
läßt sich nicht mit einem Verweis auf die vom Gesetzgeber gewollte Überlei­
tung hoheitlicher Befugnisse stützen, weil derartige Aufsichtsbefugnisse bei der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Reichsbahn naturgemäß nicht be­
standen. Darüber hinaus kann die vom Bundesverwaltungsgericht gezogene 
Folgerung schon deswegen nicht überzeugen, weil es in unserem Rechtssystem 
kein feststehendes Modell der Rechtsaufsicht gibt, so daß deren begriffliche 
Erwähnung nicht den Schluß auf etwaige ihr jedenfalls zugeordnete Auf­
sichtsmittel zuläßt. Zwar sind aufsichtsrechtliche Regelungen in der neueren 
Gesetzgebung vielfach der Kommunalaufsicht nachgebildet, aber sie läßt sich 
nicht als Muster heranziehen, weil es sich bei ihr um eine Aufsicht über Ein­
richtungen der mittelbaren Staatsverwaltung handelt, während das Eisenbahn­
Bundesamt die Aufsicht über private Unternehmen auszuüben hat. Im übrigen 
kann kaum davon ausgegangen werden, daß im Rahmen der Eisenbahnaufsicht 
die kommunalrechtlichen Aufsichtsmittel bis hin zur Einsetzung eines Staats­
kommissars Anwendung finden sollten. Die Aufsicht nach § 3 Abs. 2 EVerk-
VerwG steht vielmehr der Wirtscr,,aftsaufsicht nahe, die vom Gesetzgeber sehr 
unterschiedlich ausgestaltet worden ist, und die Entwicklung der Eisen-



309 

bahnaufsicht40 belegt auch mit den für das Reichseisenbahnamt von 1871 bis 
zum Jahre 1919 geltenden Regelungen, daß eine Aufsichtsbehörde ohne ihr 
eingeräumte Befugnisse zu zwangsweise durchsetzbaren Anordnungen beste­
hen kann41

• Allerdings handelt es sich hierbei zweifellos um eine Ausnahme, 
und auch im Bereich der Wirtschaftsaufsicht wird teilweise - etwa für § 54 
PBefG - angenommen, daß sich aus der Zuständigkeit für die Aufsicht die Be­
fugnis zum Erlaß von Aufsichtsmaßnahmen ableiten lasse42

, doch bleibt dabei 
unklar, inwieweit die Ermächtigung der Aufsichtsbehörden der Länder sich aus 
landesrechtlichen Ermächtigungen zur Gefahrenabwehr ergibt43

• Dieser Rück­
griff ist indes den Bundesbehörden nicht möglich, und neuere Wirtschaftsauf­
sichtsgesetze weisen deshalb für Bundesbehörden auch - wie beispielsweise 
§ 55 GüKG für das Bundesamt für Güterverkehr - Eingriffsermächtigungen 
auf, ohne die der gesetzliche Überwachungsauftrag nicht erfüllt werden kann. 
Das Fehlen einer generellen Vorschrift im neuen Eisenbahnrecht über 
zwangsweise durchsetzbare Eingriffsbefugnisse gegenüber den Bahnunterneh­
men dürfte es dem Eisenbahn-Bundesamt sicherlich erschweren, eine wirksame 
Aufsicht zu führen, zumal da es selbst für einen lediglich die Rechtswidrigkeit 
eines Zustands oder Verhaltens feststellenden Verwaltungsakts einer Ermächti­
gungsgrundlage bedarr4. Der Mangel der gesetzlichen Regelungen dürfte sich 
wohl aus dem Umstand erklären, daß dem Gesetzgeber die Auswirkungen des 
mit der Neuordnung bewirkten Wandels der Staatsaufsicht über Eisenbahnen 
nicht in vollem Umfang bewußt waren und er deshalb nicht erkannte, daß der 
Übergang von der Aufsicht innerhalb der Eisenbahnverwaltung zur staatlichen 
Aufsicht über Privatbahnen, die die Eisenbahnen des Bundes von Verfassungs 
wegen nunmehr sein müssen, die Schaffung von Eingriffsnormen wie in den 
Eisenbahngesetzen der Länder erfordert. Soll dem Eisenbahn-Bundesamt die 
Möglichkeit eröffnet werden, verbindliche Anordnungen auch in den Bereichen 
zu treffen, für die bisher keine Ermächtigungsnorm existiert, so muß die be­
stehende Gesetzeslücke durch eine Vorschrift geschlossen werden, die bei-

40 Näher dazu insbes. Hans-Jürgen Kühlwetter, Vorläufer des Eisenbahn-Bundesamtes, in 
diesem Band, S. 7 ff. 

41 Vgl. auch Norbert Wahl, Bahnaufsicht (Fn. 5), S. 106. 

42 Vgl. etwa Helmuth Bidinger, Personenbeförderungsrecht, 2. Aufl. 1971 ff. (Stand: Juni 
1995), B § 54, Arun. 3; Karl Heinrich Fielitz /Hans Meier I Eberhard Montigel / Leo 
Müiier, Personenbeförderungsgesetz, Kommentar, Stand: Dezember 1994, § 54, Rdnr. 
6. 

43 Vgl. die Nachw. bei Bidinger, ebd. 

44 Vgl. z. B. BVerwG, Urteil vom 29.11.1985, BVerwGE 72, 265 (266 f.), sowie Urteil 
vom 22.10.1991, NVwZ 1992, 665 (666). 
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spielsweise § 31 Abs. 2 LEisenbG Bad.-Württ.45 entsprechen könnte, wonach 
die Aufsichtsbehörde zur Durchfiihrung der Aufsicht Anordnungen treffen 
kann, die insbesondere zur Gewährleistung der Sicherheit und Leistungsfähig­
keit des Betriebs oder zum Schutz der Allgemeinheit oder der Nachbarschaft 
vor Gefahren, erhebiichen Nachteilen oder Belästigungen erforderlich sind. 
Solange eine derartige Norm feijlt, läßt sich zwar mit Julius von Kirchmann 
feststellen, daß mit wenigen berichtigenden Worten des Gesetzgebers ganze 
Bibliotheken zu Makulatur werden können, aber es zeigt sich auch, daß einige 
berichtigende Worte gesetzlichen Bestimmungen zu der erforderlichen Wirk­
samkeit verhelfen können. 

45 Gesetz über Eisenbahnen und Seilbahnen in Baden-Württemberg (Landeseisenbahnge­
setz - LEisenbG) i.d.F. vom 29.5.1992 (GBl. S. 425). 

Weniger deutlicher (und deshalb hinsichtlich der Eingriffsbefugnisse ebenfalls nicht 
zweifelsfrei) ist demgegenüber beispielsweise die Regelung im - saarländischen - Ge­
setz Nr. 843 über Eisenbahnen, Bergbahnen und Seilschwebebahnen vom 26.4.1967 
(ABI. S. 402), zul. geänd. durch Gesetz vom 26.1.1994 (ABI. S. 509), in dessen § 29 
es u. a. heißt: 

„(1) Die Verleihungsbehörde führt die Aufsicht darüber, daß die eisenbahnrechtlichen 
Bestimmungen und Anweisungen eingehalten werden. 

(2) Die Aufsicht umfaßt die Überwachung des Baues, der Unterhaltung des Betriebes, 
der Betriebsmittel, der maschinellen Anlagen und der Hilfseinrichtungen des Verkehrs 
sowie der Finanzlage des Unternehmens. 

(3) Die Verleihungsbehörde kann von dem Eisenbahnunternehmer erforderliche Mel­
dungen und Auskünfte verlangen. Sie ist berechtigt, das Unternehmen, die Anlagen und 
den Betrieb zu besichtigen oder durch ihre Beauftragten besichtigen zu lassen." 
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Diskussionsbeiträge 

zum Vortrag von 

Univ .-Prof. Dr. Klaus Grupp 

am 15.9.1995 

Kühlwetter: 

Herr Blümel, ich darf Sie jetzt vielleicht um eine außergewöhnliche Maßnahme 
bitten: Ich befinde mich zur Zeit in einem Loyalitätskonflikt. Ich stimme weit-
hin den Ausführungen von Herrn Grupp zu, bin aber andererseits als Angehö­
riger der Verwaltung eines dem Bundesverkehrsministerium nachgeordneten 
Bereichs gehalten, meinen hier anwesenden Mitarbeitern aus den Außenstellen 
zu sagen, daß diese Auffassung natürlich den laufenden Erlassen widerspricht. 
Insofern bitte ich, mir die Streichungsmöglichkeit aus dem Protokoll bei der 
Niederschrift noch zu eröffnen. 

Der funktionalen Betrachtung des § 3 Abs. 2 EVerkVerwG stimmen wir 
voll und ganz zu. Es kann an sich nicht ohne diese Sichtweise gehen, und wir 
halten es für einen redaktionellen Fehler, daß die Eigentumsdefinition durchge­
setzt worden ist; offensichtlich ohne daß man sich überlegt hat, wie es hätte 
anders sein können. Wie es hätte anders sein können, haben Herr Pätzold und 
ich bei den Vorarbeiten für das Gesetz vorgeschlagen. Die Definition der Ei­
senbahn des Bundes hätte sich an das Vorbild des Bundesfernstraßengesetzes 
anlehnen sollen. Man hätte die Eisenbahn des Bundes als Fernverkehrseisen­
bahn begreifen und den ganzen übrigen Bereich unterhalb dieser Ebene eben 
nicht dem Bund zuschreiben, sondern - ich sage jetzt einmal - als Landesei­
senbahn ausweisen sollen. Das ist sicher ein für das bisherige Eisenbahnwesen 
revolutionärer Gedanke! Wir hätten uns aber dadurch sehr viel Schwierigkeiten 
der jetzt eben aufgezeigten Art erspart, und wir hätten uns auch weitere 
Schwierigkeiten in der derzeitigen Übergangsphase unter dem Stichwort 
„Regionalisierung" erspart. Derui bei dieser Trennung wäre es selbstverständ­
lich gewesen, daß die ganze übrige Ebene des öffentlichen Schienenpersonen­
nahverkehrs jedenfalls direkt in die Länderkompetenz gefallen wäre. 

Die Problematik des § 4 Abs. 2 AEG stellt sich für uns so dar: Nach dem 
Wunsch der Länder sollte § 38 Bundesbahngesetz als eine umfassende Kompe­
tenz der Eisenbahnaufsicht übernommen werden, um alles, was mit der Eisen-
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bahn funktional zusammenhängt, überwachen zu können. Eine solche Vor-
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scnnn war im uesetzentwurr ursprungucn mcm enmauen. uas 1s1 oen Lanuem 
im März 1993 aufgefallen. Sie haben einen entsprechenden Antrag gestellt und 
der Federführende der Länder, Herr Finkbeiner, der ja damals wohl auch die 
Verhandlungen geführt hat, hat sich dann mit der Formuiierung des § 4 Abs. 2 
AEG einverstanden erklärt. Ich kann mir nur vorstellen, daß hier von irgend­
einer Seite mit einer Mentalreservation gearbeitet worden ist. Man hatte wahr­
scheinlich vor, die Länder mit dieser Fassung zu befriedigen, aber ich kann 
mich des Eindrucks nicht erwehren, daß auch teilweise andere Gedanken da-
hinter standen. 

Wir sind natürlich glücklich, Herr Professor Grupp, daß das Bundesverwal­
tungsgericht uns weitergeholfen hat. Ihre dogmatischen Bedenken teile ich 
voll, aber hier ergibt sich ein Spannungsfeld zwischen diesen rechtsstaatlich 
motivierten Zweifeln und der Praktikabilität des „Vorgehen-Müssens" einer 
Behörde gegen offensichtlich rechtswidrige Entwicklungen. Ich stehe hier auch 
so ein bißchen als Anwalt, als Interessenvertreter der Sicherheit. Wie sollen 
wir uns verhalten? Wir können nicht offenen Auges dulden, daß sich sicher­
heitsrelevante Dinge entwickeln, daß - plump gesagt - „ schwarz" gebaut 
wird. Wir müssen eingreifen! Und - meine Damen und Herren, ich bitte das 
folgende als dienstliche Äußerung zu werten - wir müssen dieses dünne Eis in 
einer Übergangszeit betreten, obwohl wir uns über die dogmatischen Schwie­
rigkeiten im klaren sind. 

Fislake: 

Ja, ja Herr Kühlwetter, nichts häit länger ais ein Provisoriumi Warten wir mai, 
wann eine Entscheidung kommen wird, die den von Herrn Professor Grupp 
vorgetragenen Bedenken Rechnung trägt. Also, man muß schon noch einmal 
sagen: Herr Grupp, es ist völlig logisch, was Sie vorgetragen haben, und Ihre 
Kritik am Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts vom 12. Oktober 1994 ist 
absolut richtig. Ich kann nur sagen, auch ich halte den Beschluß für falsch. 

„Dogmatisch, aber praktisch denken, Särge schenken" ist manchmal die 
Parole. Vor diesem Hintergrund sage ich ganz deutlich: Es hat eine lange und 
intensive Diskussion mit dem Bundesverwaltungsgericht gegeben. Herr Grupp, 
ich bin ganz Ihrer Meinung, es gibt keine Ermächtigungsgrundlage. Da muß 
der Staat halt die Konsequenzen"ziehen und eine neue festlegen. Die Richter 
sagen ganz trocken: _Was glauben Sie ei2entlich. wie lanl!e das dauern wird?" - ....... ...... ....... ....... , ....... 

Es wäre ja wohl bekannt, daß der Bundesgesetzgeber nicht in der Lage sei, 
rasch eine sachgerechte Entscheidung zu treffen. Und genau dieser Zwischen­
zeitraum hat das Bundesverwaltungsgericht in Sorge versetzt. Die Richter ha­
ben sich nämlich gefragt: „ Was wird geschehen, wenn eine aktuelle konkrete 
Gefahrenlage auftaucht, bei der das Handeln einer Behörde objektiv unum-
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gänglich ist, und man eigentlich sagen müßte, die Behörde muß handeln, aber 
sie hat keine Ermächiigungsgrundlage? Was dann?" Diesen Konflik.L hat das 
Gericht gesehen. Es wußte allerdings auch, daß seine Überlegung nur eine 
dogmatische Krücke sein kann. Aber die Richter haben sich ganz pragmatisch 
„ „ • - „ „ - • „ - ·- • "II 'II ......... • „ . „ ••1_ - -- 'II davon leiten lassen, aru~ m dem Zeitraum zwiscnen aer 1mtscne10ung uoer oas 
Fehlen der Ermächtigungsgrundlage und dem Schaffen einer solchen Ermäch­
tigungsgrundlage durch den Gesetzgeber ein unerträgliches Vakuum allein im 
Hinblick auf die Gefahrenlage - und die Beseitigung von Gefahren - bestehen 
kann. Diese Entwicklung wollte das Gericht nicht hinnehmen. Die Richter ha­
ben gesagt, Eisenbahnfähren ist zwar eines der sichersten Verkehrsmittel, aber 
wahrscheinlich nur deshalb, weil es so strenge Vorschriften gibt. Deshalb war 
es ihnen zu gefährlich, einen Zustand abzusegnen, in dem nicht sichergestellt 
ist, daß diese Normen auch durchgesetzt werden. 

Deswegen muß ich sagen: Es ist schon recht mutig, wenn man als Eisen­
bahn-Bundesamt eine Ermächtigungsgrundlage auf einen Beschluß des Bundes­
verwaltungsgerichts stützen will. Also. ich tue mich damit schwer. Aber: die 

~ - y ' 

Entscheidung ist zumindest verständlich. Ob es die letzte Entscheidung ist, 
wollen wir einmal bezweifeln. Der siebte Senat hat den Beschluß gefaßt; der 
elfte ist nun zuständig. Der elfte Senat hat schon gesagt, daß er nicht bereit ist, 
die Rechtsprechung des siebten und des vierten Senats pauschal zu überneh­
men. Schauen wir einmal! 

Eckhardt: 

Seit ich im Eisenbahn-Bundesamt bin, habe ich mich auch ein bißchen darüber 
gewundert, dru1 keine Ermächtigungsgrundlage existiert. ich komme von der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung. Das ist ja auch ein nachgeordneter Bereich 
des Bundesverkehrsministeriums, und dort ist das Problem für die Direktionen 
eindeutig geregelt. Mir ist schleierhaft, wie diese Diskrepanz zustandekommt. 
Mich interessiert folgendes: Kaill'l mir jemand sagen, ob Planungen vorhanden 
sind oder schon in die Regierung eingebracht wurden, um etwas zu ändern? 
Gibt es da schon etwas Konkretes? 

Kühlwetter: 

Es gibt einen "Zettelkasten". Herr Burgmann hat einen "Zettelkasten" über die 
Notwendigkeiten der Nachbesserung gemacht. Ich habe ebenfalls einen "Zet­
telkasten". Herr Burgmann ist weg. Herr Harting hat seinen "Zettelkasten" 
übernommen. Wir haben mit ihm verabredet, die Zettelkästen einmal zusam­
menzuwerfen und eine ganze Reihe von Novellierungsvorschlägen zu machen. 
Nur, wann die ministeriale Ebene es für richtig hält, Änderungsvorschläge in 
den Gesetzgebungsvorgang einzubringen, vermag ich keine Aussage zu ma­
chen. Ich hoffe vielmehr weiter auf Klärungen im gerichtlichen Wege. 

y 
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Das ist die einzige Möglichkeit. Es ist ein Rennen zwischen einer gerichtli­
chen Klärung und der Bereitschaft von Politikern, faktisch eine Eisenbahnno­
velle zu machen. Wir haben jetzt eine gerichtliche Entscheidung konkret zu § 4 
Abs. 2 AEG anstehen. In Berlin-Grunewald haben sich Anwohner über den 
Betrieb einer AutoverladeeinrichiUng beschwert. Wir haben in diesem Streit 
auf die Rechtsauffassung des Bundesverkehrsministers verwiesen, daß die 
Landesbehörden für die Geräuschproblematik bei Eisenbahnanlagen zuständig 
sind. Die Entscheidung des Gerichts wird abzuwarten sein. Bis die Frage dann 
beim Bundesverwaltungsgericht ist, wird es sicherlich eine Zeit lang dauern. 

Ich bin sehr stark verwundert: Seit einem Jahr schieben wir diese Nachtar­
beitsgenehmigung packenweise zwischen dem Eisenbahn-Bundesamt, den Au­
ßenstellen und den entsprechenden Behörden der Länder hin und her. Soweit 
ich weiß, hat bisher noch kein Anwohner konkret gegen die Nachtarbeit, die ja 
formal ungenehmigt ist, geklagt. Es wäre nicht schlecht, wenn einmal eine 
Untätigkeitsklage von zwei Richtungen kommen würde, damit endlich geklärt 
wird, welche Behörde hier zuständig ist. 

Pfeil: 

Zunächst eine Frage: Sind überhaupt schon Unternehmen auf dem Markt, die 
unter die Aufsicht des Eisenbahn-Bundesamts fallen und deren Aktienanteile 
nicht entweder komplett oder teilweise in der Hand des Staates sind? 

Hennes: 

Die Deutsche Bahn AG ist Eisenbahn-Infrastrukturunternehmen und Eisen­
bahnverkehrsunternehmen des Bundes. Unter Aufsicht des Eisenbahn-Bundes­
amtes steht ferner die Usedomer-Bäder-Bahn; sie ist ebenfalls Eisenbahninfra­
struktur- und Eisenbahnverkehrsunternehmen. Die S-Bahn GmbH Berlin ist 
hingegen ein reines Verkehrsunternehmen. Darüber hinaus liegt dem Eisen­
bahn-Bundesamt der Antrag einer österreichischen Gesellschaft vor, die Eisen­
bahnverkehrsleistungen erbringen möchte. Daneben gibt es noch eine Vielzahl 
von Anschlußgleisen. Die Anschlußgleise erschließen Bundeswehrdepots, Post 
usw. Nach unserer Auffassung ist jeder Gleisanschluß ein eigenes Infrastruk­
turunternehmen. Die Bedeutung fµr den Verkehr ist jedoch eher gering. 

Pfeil: 

tvfeine Überlegungen gehen dahin: Wenn wir eme En11ächtigungsgnmdlage 
fordern, läßt sich das nur mit dem Gesetzesvorbehalt und der alten Dogmatik 
vom Eingriff in Freiheit und Eigentum der Bürger begründen, die sich in den 
Grundrechten niedergeschlagen hat. Nun haben wir aber gerade von Herrn 
Professor Grupp gehört, daß die Grundrechte zugunsten einer juristischen Per-
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son des Privatrechts, deren Anteile sich zu 100 Prozent in der Hand des Staates 
.... ...... • "' ... . ... „ • „ ,.._ „„ . „ . 1 „ ..... t • 1 ·- - _J - -

betmden, gar mcht anwendbar smd. uasseme gut nacn oer Kecrn:sprecnung ues 
Bundesverfassungsgerichts für sog. "gemischt-wirtschaftliche Unternehmen", 
bei denen zwar auch Private beteiligt sind, die öffentliche Hand aber die Akti­
erunehrheit besitzt (BVerfG, NJW 1990, S. 1783). Soiche juristischen Perso­
nen können sich nicht auf die Grundrechte berufen. 

Der Staat hält nach wie vor 100 Prozent der Aktien der Deutschen Bahn 
AG. Er muß auch weiterhin von Verfassungs wegen - Art. 87 e Abs. 3 Satz 3 
GG - Mehrheitsaktionär bleiben. Die Deutsche Bahn AG kommt also letztend­
lich über die Qualität eines „gemischt-wirtschaftlichen Unternehmens'' nicht 
hinaus. Jetzt frage ich mich, ob es dogmatisch schlüssig ist, wenn man vor die­
sem Hintergrund weiterhin eine detaillierte Ermächtigungsgrundlage verlangt. 
Trifft da nicht vielmehr der Gedanke der alten Staatsaufsicht unverändert zu? 
Liegt es da nicht nahe, eine Art "Eigenüberwachung" der Deutschen Bahn AG 
durch das Eisenbahn-Bundesamt zu konstruieren? Unter diesen Umständen 
bräuchte man keine detaillierte l!esetzliche Ermächtil!Unl!s2rundla2e für das 

- """' "-" ....... ....... ........ 

Eingriffsinstrumentarium, das dem Eisenbahn-Bundesamt zur Verfügung ste­
hen soll. 

Das ist nur so eine Idee. Das einzige, was man jetzt noch gegen meine 
These einwenden könnte, wäre der rechtsstaatliche Gesetzesvorbehalt im Sinne 
der Wesentlichkeitstheorie, der nicht aus den Grundrechten abgeleitet wird. 
Aber auch dieses Gegenargument erscheint mir nicht so überzeugend zu sein. 

Fislake: 

Herrn Kühlwetter muß natürlich massiv widersprochen werden, was diesen 
Lärmschutz über die Nachtarbeit betrifft. So kann es ja nicht gehen, daß die 
Deutsche Bahn AG oder die PBDE oder PVZB oder wer auch immer Anträge 
stellt, und die Behörden schieben die Entscheidungen wie eine heiße Kartoffel 
weg und sagen: „ Wir sind eigentlich nicht zuständig!" 

Hören Sie einmal, Herr Kühlwetter, warum soll der Vorhabenträger ei­
gentlich eine Untätigkeitsklage erheben? Das macht er nicht. Wenn er nach 
mehreren Monaten keine Entscheidung von Ihnen hat, dann fingiert er die Ge­
nehmigung - kein Problem, wenn Sie schon per Fiktion eine Ermächtigungs­
grundlage haben-, und sagt: „Nun ja, die tun nichts, dann ist das wohl so. Da 
mache ich einen anderen Schuh daraus! Ich fange nachts einfach zu arbeiten 
an, und wenn darm eine Untersagungsverfügung konunt, darm sage ich, die 
Behörde ist nicht dafür zuständig!" Unter diesen Umständen, Herr Kühlwetter, 
muß das Eisenbahn-Bundesamt Farbe bekennen! Entweder erlassen Sie die 
Untersagungsverfügung oder die J3ehörde, von der Sie giauben, sie sei eigent­
lich zuständig. 
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Kühlwetter: 

Ja, das ist aber das Problem des Vorhabenträgers! 

Pätzold: 

Ich muß jetzt eine Unterlassungssünde beichten. Wir hatten in Hamburg schon 
Klagen gegen nächtliche Arbeiten von Anwohnern, aber sie sind nie ganz ent­
scheidungsreif geworden. Deswegen habe ich sie auch nicht der Zentrale ge­
meldet. Eine Klage wurde abgewiesen. In diesem Fall wurde dem Anwohner 
angeboten, doch in ein Hotel zu gehen, wenn die nächtlichen Arbeiten stattfin­
den. Da hat er gesagt: „Nein, ins Hotel möchte ich nicht. Da möchte ich lieber 
das Geld!" Daraufhin hat das Oberverwaltungsgericht sehr lebensnah gesagt: 
„Dann ist es wohl nicht so schlimm, wir weisen die Klage zurück." 

Und der zweite Fall: Es wurde vor dem Oberlandesgericht geklagt; die 
Parteien haben sich schließlich dahingehend geeinigt, daß nächtliche Arbeiten 
in etwa sieben Nächten durchgeführt werden dürfen und d~rüber hinaus für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung eine Strafe von 5.000,- DM gezahlt wird. So 
hat man sich immer wieder herauslaviert, aber eben auf beiden Seiten. 

Bei Anträgen an uns hat das Eisenbahn-Bundesamt nächtliche Lärmgeneh­
migungen ausgesprochen. Wir wurden auch vom Oberverwaltungsgericht ge­
fragt, wo denn die Ermächtigungsgrundlage sei, aber da es ein Eilverfahren 
war, haben wir das auf sich beruhen lassen. Da der Anwohner sich dann auch 
noch quergestellt hat und lieber das Geld wollte, mußte die Frage nicht ent­
schieden werden. Aber wir haben wirklich den Eindruck, daß die Gerichte da 
nicht so recht heranwollen. Keiner mag dieses heiße Eisen anpacken. 

Hoppen-Seyfahrth: y 

Eine kurze Bemerkung zu dem Beitrag von Herrn Pf eil, der mit dem Hinweis 
auf das hundertprozentige Anteilseigentum des Bundes an der Deutschen Bahn 
AG die Staatsaufsicht, die sich selbst beaufsichtigt, ansprach. Herr Hennes hat 
die drei Eisenbahnen des Bundes aufgezählt. Ich gehe davon aus, daß in Zu­
kunft weitere Eisenbahnverkehrsunternehmen auf dem Netz der Eisenbahnen 
des Bundes Eisenbahnverkehrsleistungen erbringen werden. Ausländische Un­
ternehmen haben ein großes Interesse daran, Eisenbahnverkehrsleistungen auf 
der Eisenbahninfrastruktur der Eisenbahnen des Bundes zu erbringen. Daran 
schließen sich Überlegungen an, in welcher Rechtsform solche Unternehmen 
betrieben werden sollen und insbesondere, wo diese Eisenbahnunternehmen 
ihren Sitz nehmen. Abhängig davon kann sich dann die Aufsichtszuständigkeit 
des Eisenbal1n-Bundesa...111tes er\.v~itern, und sicherlich werden auch entspre-
chende Ermächtigungsgrundlagen erforderlich sein. 
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Im Rahmen der Diskussion um die Kriterien der Zuständigkeitsabgrenzung 
-tl • • „ r- 11 •• t •• .0 1 „ ... "T""'tl""'"'t - _____ ..C....•:!1_ --- -- _j _ _... .......... .! __ ..... 

- oo e1genrums- oaer rurucrmnsoezogen - 1sr 9 1 q. f\nu anzurunnm, mau c111t: 

funktionsbezogene Zuständigkeitszuweisung an das Eisenbahn-Bundesamt zu­
grundeliegt. § 14 AEG regelt die Vereinbarung zwischen Eisenbahninfrastruk-
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turunternenmen und htsenoannverKenrsunternenmen oezugncn oer r..mzeme1-
ten des Netzzugangs. Gemäß § 14 Abs. 5 AEG entscheidet das Eisenbahn­
Bundesamt auf Antrag eines beteiligten Unternehmens, wenn eine Vereinba­
rung nicht zustandekommt. Zwar ist § 14 Abs. 5 AEG die einzige Vorschrift, 
die dies in dieser Deutlichkeit aussagt, jedoch läßt sie die gesetzgeberische In­
tention erkennen: Wenn mehrere Unternehmen auf einem Netz Verkehrslei­
stungen erbringen, soll die Aufsicht einheitlich erfolgen. 

Wittenberg: 

Ich bin Mitglied des zu beaufsichtigenden Unternehmens, von dem hier die 
Rede ist. Also, ich kann dem, was vorher gesagt wurde, nur zustimmen. Es 
bestehen diverse Un_kJarheiten. Das wirkt sich sehr erschwerend auf das tägli­
che Geschäft aus. Wir bemühen uns, mit dem Bundesverkehrsministerium und 
dem Eisenbahn-Bundesamt Klärungen herbeizuführen. 

Wir haben die Nachtarbeit hier schon erwähnt; es ist in der Tat so, wir ha­
ben in bestimmten Fällen die Vorgänge von den Behörden zurückbekommen 
bis hin zu den Hinweisen: "Na, dann baut mal schön, wird wohl keiner etwas 
sagen!" Das ging weiter mit einem Heizkraftwerk, für das wir eine immissi­
onsschutzrechtliche Genehmigung benötigen. Die Landesbehörde teilte in die­
sem Fall mit, daß wir die Anlage ohne Genehmigung weiter betreiben sollen, 
da sie in zwei jahren ohnehin stilJ.geiegt werden soH. Ich wiU damit sagen, wir 
lavieren uns durch. Wir haben bislang noch keinen geeigneten Fall vor Gericht 
bringen können. 

Ich will jetzt noch ein Beispiel nennen, und da hoffe ich, daß wir jetzt auch 
beim Bundesverkehrsminister weiter kommen. Der Bundesverkehrsminister hat 
entschieden, daß Antragsteller beim Eisenbahn-Bundesamt nach AEG und § 3 
EVerkVerwG stets nur eine Eisenbahn des Bundes sein kann. Das hat zur 
Folge: Wenn ein Eisenbahnfahrzeughersteller ein neues Fahrzeug baut und zu­
gelassen haben möchte, muß er den Antrag über eine Eisenbahn des Bundes an 
das Eisenbahn-Bundesamt richten, wenn das Fahrzeug überwiegend auf dem 
Netz der Eisenbahn des Bundes eingesetzt werden soll. Damit wird die Deut­
sche Bahn AG in eine Vermittlerrolle zwischen Hersteller und Zulassungsbe­
hörde gedrängt. Das war meines Erachtens mit dem Neuordnungsgesetz nicht 
beabsichtigt. Wir hoffen - und hier gibt es auch von der Industrie heftige Re­
aktionen-. daß in diesem Punkt noch Gesorächsbereitschaft beim Bundesver-- „ 
kehrsminister besteht. 
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Ein weiteres Problem bei der Zuständigkeit nach § 4 Abs. 2 AEG ist, daß 
die Landesbehörden keine einheitiiche Auffassung vertreten. Nächdem Anfang 
1994 mehrere Länder gesagt haben:„Jawohl, soweit in Spezialgesetzen nicht 
ausdrücklich die Zuständigkeit des Eisenbahn-Bundesamtes geregelt ist, sind 
„ . .... „ ... . .„ „ • .t_c._ 11 • • .... •• -. • ~ • 1 • „ • r • 1 _ _ _ P __ •!_ 1 ____ _ 

a1e Lanaer zustan01g--, genen eimge Lanoer Jerzr mn, w10erruren mre rrunere 
Entscheidung und sagen: „Es gilt der Stand des § 38 BBahnG alt, entsprechend 
§ 4 AEG neu. " Im Ergebnis ist "das eine sehr unbefriedigende Situation, und 
wir bemühen uns zusammen mit der Aufsichtsbehörde, vor allem Sicherheits­
mängel auszuschließen, zumal die Bahn nach § 4 Abs. 1 AEG verpflichtet ist, 
ihren Betrieb sicher zu führen. Klarzustellen ist aus meiner Sicht auch, daß die 
Betriebsführung dem Eisenbahnunternehmen obliegt und Eisenbahnaufsicht 
nicht eine lückenlose permanente Überwachung bedeutet, sondern eine stich­
probenweise Überwachung dahingehend beinhaltet, ob geltendes Recht einge­
halten wird. 

Pfeil: 

Nicht, daß ich falsch verstanden werde. Ich möchte natürlich nicht, daß mein 
gedanklicher Ansatz dazu dient, den gegenwärtigen defizitären Zustand zu ze­
mentieren. Ich möchte damit nur"das entstandene Regelungs-Vakuum proviso­
risch auffüllen. Meine Konstruktion scheitert selbstredend dann, wenn richtige 
Private da sind. Keine Frage! Bei ausländischen juristischen Personen, die als 
Eisenbahnunternehmer auftreten, muß man natürlich am Maßstab des Art. 19 
Abs. 3 GG genau prüfen, ob sie überhaupt grundrechtsfähig sind, aber das 
steht auf einem anderen Blatt. 

Außerdem macht mein Ansatz Schwierigkeiten, wenn Aufsichtsmaßnahmen 
des Eisenbahn-Bundesamts drittbezogen sind_ Wenn Grundrechte Dritter durch 
Aufsichtsmaßnahmen mitbetroffen sind, ist eine gesetzliche Grundlage unab­
dingbar. In diesem Punkt stimme ich mit meinen Vorrednern überein. 

Gibtner: 

Also, ich erkenne wohl, daß hier die Grundfesten des Eisenbahn-Bundesamts 
berührt sind. Die fehlende Ermächtigungsgrundlage wird immer zu Schwierig­
keiten führen. Ich will Ihnen nur sagen, die Regelung ist nicht schlicht und ein­
fach vergessen worden. Sondern es gab ernsthafte Widerstände ideologischer 
Art, die gerade in die privatrechtliche Konstitution entlassene Bahn schon wie­
der allzu sehr einzuschränken und nun genau festzulegen, welche Befugnisse 
das Amt bekommen soll. Es gab auch eine gewisse Unsicherheit. Bei der Ge­
setzgebung ist dies ganz deutlich geworden. 

Ich wiH Sie nur in einer Frage beruhigen: Wenn sich das Eisenbahn-Bun­
desamt zur Abwendung einer Gefahr auf das dünne Eis begibt, wird es ver-
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mutlich von niemandem ernsthaft zurückgepfiffen werden. Es gibt aber viele 
andere Enischeidungsfragen, wo man nicht unbedingt davon sprechen kann, 
daß es sich um die Abwendung einer Gefahr handelt. Da bedarf es sicherlich 
einer Regelung. Nun bin ich leider nicht mehr der Partner, der Ihnen da unmit­
teibar heifen kann. Aber ich wiH gerne meine ideen einbringen. 

Ich will deswegen folgendes sagen: Das einzige, was ich an dieser wertvol­
len Zusammenkunft vermisse, ist die Anwesenheit eines Vertreters des Bun­
desverkehrsministeriums. Man sollte einmal überlegen, ob man das künftig 
anders macht oder ob man die Ergebnisse dieses Symposiums dem Bundesver­
kehrsministerium in gebündelter Form noch einmal zur Verfügung stellt. Und 
ich ermutige Sie darüber hinaus auch, den Verkehrsausschuß des Deutschen 
Bundestages darüber zu informieren, was in dem „ Zettelkasten" beim Bundes­
verkehrsministerium alles liegt. Denn auch ein Ministerium bedarf manchmal 
gewisser Anregungen, um tätig zu werden. Ich möchte das nicht weiter ausfüh­
ren. Aber wenn ich dazu etwas mit meinen Ideen beitragen kann, will ich das 
gerne tun, unabhängig von meiner Tätigkeit bei der PBDE. 

Blümel: 

Sie sprechen etwas an, das wir auch schon intern diskutiert haben. Wegen der 
y 

Einschaltung des Verkehrsausschusses meine ich: Die Mitglieder können sich 
jetzt natürlich erst einmal auf die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
zurückziehen und sagen, das Eisenbahn-Bundesamt hat danach ja die Möglich­
keit, Aufsichtsmaßnahmen zu treffen, obwohl wir alle wissen, das reicht nicht 
aus. 

Im übrigen war es beabsichtigt, bei dieser ersten Veranstaltung zum Eisen­
bahnrecht nicht gleich das Bundesverkehrsministerium miteinzubeziehen, ob­
wohl es eigentlich das Normalste von der Welt wäre. Im Straßenrechtsaus­
schuß sind natürlich die maßgeblichen Juristen aus der Straßenbauabteilung des 
Bundesverkehrsministeriums vertreten und in Zukunft sollte man auch bei un­
serer Veranstaltung so verfahren. Dann kann man mit ihnen kontrovers disku­
tieren, und und sie machen vielleicht ihre Hausaufgaben. 

Grupp: 

Eine Ihrer Äußerungen, Herr Gibtner, hat mich etwas bestürzt, nämlich, daß 
Sie gesagt haben, man wollte eine Eingriffsbefugnis gerade aus ideologischen 
Gründen nicht, weil man die in die Privatrechtsfonn entlassene Bahn nicht zu 
sehr einbinden wollte. Ein derartig groteskes Mißverständnis ist mir nahezu 
unbegreiflich: Gerade die Schaffung der Eingriffsnorm hätte diese Privatisie­
rung bestätigt. Die Überiegungen von Herrn Pfeil zeigen ja, daß nun wieder 
nach einer Krücke gesucht und gesagt wird: Die sind eigentlich gar nicht so 
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richtig privatisiert, sie sind doch zu 100 % im Eigentum der öffentlichen 
Hand; das ist doch nichts ru1deres als eine bessere Eigenaufsicht. Und dann 
haben wir die Bahn gerade nicht privatisiert. Dazu paßt auch das, was das 
Bundesverwaltungsgericht macht, nämlich in völlig unbestimmter Weise zu 
sagen, das Amt kann eingreifen, ohne zu idären, wie und wo die Grenzen hier­
für sind. Das birgt die Gefahr, daß schleichend die Privatisierung doch wieder 
- jedenfalls teilweise - unterlaufen wird. Natürlich macht man den Organisati­
onsstatus der Aktiengesellschaft nicht wieder rückgängig, aber die Auswirkun­
gen dessen werden nicht in dem Maße deutlich, wie es eigentlich beabsichtigt 
war. Wenn man dies sozusagen aus ideologischer Verblendung getan hat, dann 
ist das schon fast erschreckend. 

Da ich gerade bei der Frage.,,des Gesetzesvorbehaltes bin, Herr Pfeil: Ich 
kann mit Ihnen nicht ganz übereinstimmen. Selbst wenn ich der Auffassung bin 
- und die vertrete-, daß Grundrechte nicht für die Deutsche Bahn AG gelten, 
so sagt das doch nicht, daß hier nicht Rechtspositionen eingeräumt worden 
sind. Die Aktiengesellschaft hat eigene Rechte, und ein Eingriff in diese 
Rechte ist allemal ein Rechtseingriff, völlig unabhängig davon, ob sie grund­
rechtlich gesichert sind oder nicht. Und für einen Eingriff in Rechte bedarf es 
nun einmal der gesetzlichen Ermächtigung; die Notwendigkeit hierfür ergibt 
sich nicht allein aus der Tatsache, daß es sich um Grundrechte handelt. 

Herr Kühlwetter, Sie haben bei dem Begriff der Eisenbahnen des Bundes 
begonnen und auf Ihre Überlegungen hingewiesen, den Begriff der Ferneisen­
bahnen des Bundes analog zum Fernstraßenbegriff im Bundesfernstraßengesetz 
zu interpretieren. Eines muß man natürlich dabei berücksichtigen: Auch das 
geht nicht so ganz unproblematisch; das läuft zwar relativ glatt, so lange der 
Bund genügend Geld hat und sagt, wir bauen die Fernstraßen schon und not­
falls stufen wir Straßen der Länder zu Bundesstraßen auf; aber es ist ja durch­
aus vorstellbar, daß die Finanzlage anders aussieht und daß dann zwischen 
Bund und Ländern sehr schnell der Streit darüber entsteht, was denn nun 
wirklich eine Straße ist, die dem weiträumigen Verkehr dient. Der Rechtspre­
chung ist es jedenfalls bisher noch nicht völlig gelungen, hier eine klare Ab­
grenzung zu finden, und in der Literatur sind die skeptischen Äußerungen zu 
den Kriterien der Klassifizierung von Straßen sehr deutlich und massiv. 

Es freut mich natürlich, daß Sie meinen dogmatischen Äußerungen viel 
Zustimmung beschert haben, und es freut mich auch, daß Sie nahezu alle von 
denselben Sorgen getrieben sind, die auch mich bei dem dargestellten höchst 
unerfreulichen Ergebnis umtreibep. Ich will Sie vielleicht in einem Punkt, den 
Sie, Herr Kühlwetter, erwähnt haben, etwas beruhigen, nämlich sofern es um 
Schwarzbauten geht; denn soweit es den Eisenbahnbetrieb betrifft, sind Sie ja 
ohnehin über § 2 Abs. 4 EBO etwas abgesichert, weil damit eine Ermächti­
gungsgrundlage existiert. Aber wenn es etwa um Schwarzbauten geht, fehlt 
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eine vergleichbare Eingriffsnorm. Allerdings eröffnet Ihnen die Rechtspre­
chung des Bundesverwaitungsgerichis - nicht die zu § 3 Abs. 2 EVerkVerwG 
-, sondern die generelle Rechtsprechung - immerhin einen Ausweg; denn das 
Bundesverwaltungsgericht hat mehrfach entschieden, daß dann, wenn eine Ge­
nehmigung gebraucht wird, die Möglichkeit besteht, einen feststeiienden Ver­
waltungsakt gegenüber dem Bauwilligen zu erlassen, in dem ihm erklärt wird, 
daß sein Vorhaben einer Genehmigung bedarf. Das gibt Ihnen allerdings nicht 
die Möglichkeit, einen Schwarzbau abreißen zu lassen, um das klarzustellen. 
Dies geht allenfalls noch durch Kooperation mit den Länderbehörden. 

Kühlwetter: 

Vielleicht darf ich gerade noch darstellen, wie wir uns versuchen zu helfen. 
Wir haben die Musterlandesbauordnung komprimiert und die geeigneten Vor­
schriften als allgemeine über dem Landesrecht stehende anerkannte Regeln der 
Technik ausgewiesen und zwar als "Bundesdachbaurecht". Ich bin mir über 
die Fragwürdigkeit dieses Begriffs im klaren. Diese allgemeinen Gedan_ken des 
Baurechts, wie sie auch in der Musterbauordnung der Länder ihren Nieder­
schlag gefunden haben, versuchen wir anzuwenden. Ich drücke mich sehr vor­
sichtig aus. 

Wir haben diese Musterbauordnung dem Bundesverkehrsministerium vor­
gelegt, und der Bundesverkehrsminister hat uns zugesagt, daraus eine Bauord­
nung für die Eisenbahn des Bundes zu machen. Annexkompetenzfragen stehen 
da gewiß auch im Raum. Das ist also derzeit unsere Konstruktion und sicher 
etwas für unseren „Zettelkasten": Herr Fislake ist nicht da, sonst könnte er ge­
wiß auch wieder etwas dazu sagen. Aiso, ich bin mir über das dünne Eis, das 
hier betreten wird, durchaus im klaren 

Wittenberg: 

Herr Professor Grupp, Sie sagen: es ist ja geregelt, was zur Genehmigung 
vorzulegen ist - Bauaufsicht -. Genau da sehe ich das Problem. Das EVerk­
VerwG schreibt nur vor, daß die eisenbahntechnische Aufsicht einschließlich 
der Bauaufsicht dem Eisenbahn-Bundesamt obliegt. Aber was zur Genehmi­
gung vorzulegen ist, ist absolut gar nicht geregelt. Wir haben uns mit dem Ei­
senbahn-Bundesamt vorläufig arrangiert und haben aus dem früheren Regel­
werk der Bundesbahn I Reichsbahn, in dem die privatrechtlichen unternehme­
rischen Aufgaben und die öffent)ich-rechtlichen Aufgaben nicht getren_nt wa­
ren, die Tatbestände zusammengestellt, die den Bauanträgen zugrundezulegen 
sind. Aber eine gesetzliche Regelung, was der Baugenehmigung unterliegt, 
haben wir nicht. na liegt unser Hauptproblem, d~6 wir keine Ausweitung der 
genehmigungspflichtigen Tatbestände bekommen. 
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Grupp: 

Herr Wittenberg, das Problem ist mir schon klar, ich wollte nur Herrn Kühl­
wetter sagen: Schwarzbauten kann man vorbeugen, zumal da die Gefahr wohl 
nicht so groß ist, dan die Deutsche ßa.h„I1 AG ständig ohne jede Genehmigung 
irgendwo Bauten hinstellen wird. Ich hoffe jedenfalls, daß das nicht so weit 
verbreitet sein wird. Im übrigen müßte man sich einmal überlegen, was die 
Regelung des§ 4 Abs. 2 AEG - des früheren§ 38 Abs. 2 BBahnG - bedeutet? 
Gemeint ist doch, daß die eigentlich von einer anderen Behörde zu erteilende 
Baugenehmigung nunmehr vom Eisenbahn-Bundesamt erteilt wird, und sie 
muß als Genehmigung erteilt werden und soll auch so erteilt werden. Nicht 
verändert durch diese Vorschrift sind hingegen die materiellen Voraussetzun­
gen. Aufgrund dessen muß die Qeutsche Bahn AG je nach dem Land, in dem 
sie baut, die bauordnungsrechtlichen Anforderungen - etwa die technischen 
Erfordernisse der Feuersicherheit, die Anforderungen an Grenzabstände usw. 
- erfüllen, die in dem jeweiligen Land gelten. Das mag gewisse Probleme 
aufwerfen; aber der Bundesgesetzgeber hat auch nicht die Kompetenz, nun 
seinerseits bauordnungsrechtliche Regelungen zu erlassen, sondern darf bloß 
bauplanungsrechtliche erlassen. Deshalb könnte er wohl nicht auf dem Wege 
über die Musterbauordnung zu eigenen bauordnungsrechtlichen Vorschriften 
kommen. Ich habe jedenfalls erhebliche Zweifel, ob das, was Herr Kühlwetter 
gerade geschildert hat, erreichbar ist. 

Die Diskussion hat zwar gezeigt, daß die Praxis sich sehr wohl zu helfen 
weiß, aber ich habe meine Aufgabe als Referent dahingehend verstanden, sehr 
deutlich auf dogmatische Unzulänglichkeiten hinzuweisen und zu sagen: "Hier 
ist etwas falsch, selbst wenn sichydie Praxis gegenwärtig behelfen kann." Frau 
Pätzold und Herr Fislake haben ebenso wie Sie, Herr Wittenberg, durchaus 
deutlich gemacht, wie das, was an dogmatischen Schwierigkeiten besteht, in 
der Praxis bewältigt werden kann. 

Blümel: 

Ich würde allerdings gerne noch etwas zu diesem Thema beisteuern. Ich halte 
es für richtig, was Herr Gibtner sagte. Man sollte versuchen, die von ihm an­
gesprochenen Defizite zu beseitigen. Mit Blick auf die verfassungsrechtliche 
Kompetenz könnte ich mir durchaus denken, daß für den Bereich der Eisen­
bahn baurechtliche Vorschriften geschaffen werden. Ich bin hier nicht der 
~,11einung, daß nur die Länder dafü.r zuständig sind. Dafiir bin ich viel zu sehr 
Zentralist, als daß ich nicht sageq würde, der Begriff des Eisenbahnrechts gibt 
das alles her. Wir haben ja auch früher Vorschriften für die Eisenbahn in die­
sem Bereich gehabt. Also, da sehe ich eigentlich die geringsten Schwierigkei­
ten. 
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Nur umgekehrt: Machen wir uns nichts vor1 Es kommen manchmal die 
Prozesse in der toiisten Form auf uns zu. Zum Beispiei könnte ja jemand einen 
Anspruch auf Einschreiten des Eisenbahn-Bundesamts geltend machen. Dann 
müssen die Gerichte vielleicht ein bißchen mehr Farbe bekennen. Im übrigen 
wird das Thema bereits in der Allgemeinliteratur behandelt. Da müssen Sie 
aufpassen. Ich habe gerade vom Bundesverfassungrichter Hans Hugo Klein 
eine Ausarbeitung seines Mitarbeiters Studenroth in Göttingen bekommen: 
Aufgaben und Befugnisse des Eisenbahn-Bundesamtes. Er gelangt schließlich 
zu dem Ergebnis, daß das Bundesverwaltungsgericht wohl recht hat. Ich kann 
Ihnen den Aufsatz leider nicht zur Verfügung stellen, weil er erst einmal pu­
bliziert werden muß (VerwArch. Bd. 87, 1996, S. 97 ff.). Es gibt also schon 
Wissenschaftler, die sich mit diesen Besonderheiten befassen. Was in dieser 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts steht, ist nämlich auch schon an­
deren auf gefallen. 

Pfeil: 

Ich habe mit Verblüffung festgestellt, daß hier immer wieder von der Deut­
schen Bahn AG als Privater geredet wird. Der Begriff „Privater" ist ja viel­
schichtig. Er hat mehrere Dimensionen, und ich kann nur davor warnen, die 
Deutsche Bahn AG in ihrer aktuellen organisatorischen Gestalt als echten Pri­
vaten anzusehen. Das stimmt einfach nicht. Die Deutsche Bahn AG ist zur Zeit 
nichts weiter als ein Staatsunternehmen, das privatrechtlich organisiert ist. Das 
sollte man nicht vergessen. 

Man muß deshalb stets sorgfältig prüfen, ob Regeln, die für Private gelten, 
auf die Deutsche Bahn AG übertragbar sind. Wenn der Staat halbherzig han­
delt, wenn er also nur eine Organisationsprivatisierung und keine materielle 
Privatisierung vornimmt, dann muß er damit leben, daß er daran festgehalten 
wird. Die Deutsche Bahn AG hat eben Fesseln, die andere „echte" private 
Unternehmen nicht haben. 

Fiedler: 

Ich komme aus der Zentrale des Eisenbahn-Bundesamtes, Bereich: Zulassung 
Fahrzeuge und Werke. Ich bin natürlich auf das, was juristisch im Detail erar­
beitet wird, angewiesen, weil es sicherlich sehr viele Berührungspunkte zwi­
schen unserer materiellen Aufgabenstellung und der rechtlichen Umsetzung 
gibL Ich möchte einen Gedanke~ von Herrn Wittenberg noch einmal aufgrei­
fen, der jetzt in der Diskussion in den Hintergrund getreten ist, mich aber als 
denjenigen, der der Praxis sehr nahe steht, doch maßgeblich interessiert. Die 
7ulassung von Fahrzeugen geschah bisher so - und jetzt lassen Sie mic-h bitte 
von den Fahrzeugen weggehen und ganz allgemein sagen: Produkte, also auch 
Bauprodukte, feste Fahrbahn u.ä. -, daß ein Hersteller zu uns gekommen ist 
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und gesagt hat: „Laßt uns doch bitte dieses Produkt zu. Wir möchten es dann 
11 ........ .,. 'II "' 11"111 -. ....... „ „ -. 'II .._ „ 't 19 t.t. TT 1 1 aen .h1sent>allllen, spez1eu aen b1senoannen aes tsunoes verKauren. -- unu aucn 

die Eisenbahnen des Bundes stellen sich auf den Standpunkt und sagen: „ Wir 
möchten nur etwas beschaffen, was das Eisenbahn-Bundesamt zugelassen hat." 

Nun kommt die neueste Interpretation, wonach, wie es Herr Wittenberg 
eben schon gesagt hat, nur noch die Eisenbahnen des Bundes bei uns Anträge 
einreichen dürfen. Das heißt, ich sehe hier einerseits einen interessierten 
Marktteilnehmer in eine Stellung gebracht, die es ihm ermöglicht, Konkurren­
ten gegeneinander auszuspielen oder gar abzuwehren, indem er zum Beispiel 
einen Antrag eines Bewerbers nicht in das Procedere hineinbringt. Anderer­
seits sehe ich, daß derjenige, der heute einen Antrag stellt, ja überhaupt nicht 
weiß, ob er er dieses Produkt jemals bei der Eisenbahn wird absetzen können. 
Aber er muß - oder will - es in irgendeiner Form zugelassen bekommen. 

Sehen Sie, Herr Grupp, die Auslegung der Formulierung „Aufsichts- und 
Genehmigungsbehörde ist das Eisenbahn-Bundesamt für die Eisenbahnen des 
Bundes" ganz streng? Oder \Vürden Sie mir zustimmen, daß - wie zuin Bei­
spiel in der Arbeitsschutzzuständ!gkeitsverordnung - vom „Bereich der Eisen­
bahnen des Bundes" gesprochen wird? Ist das ein Unterschied? 

Grupp: 

Ich halte die Auslegung, die Sie gewählt haben, für vernünftig. Ich bin ja oh­
nehin der Auffassung, daß der Begriff „Eisenbahnen des Bundes" funktional 
zu sehen ist und deswegen für die Bereiche, die mit dem Erbringen von Ver­
kehrsleistungen und dem Betreiben von Infrastruktureinrichtungen durch Ei­
senbahnen des Bundes in unmittelbaren Zusammenhang stehen, das Eisenbahn­
Bundesamt zuständig ist. Deswegen meine ich auch, daß unmittelbar für Pro­
dukte, die in diesen Bereichen verwendet werden sollen, eine Prüfung durch 
das Eisenbahn-Bundesamt vorgenommen werden kann. Die Situation, die ja 
auch Herr Wittenberg geschildert hat und auf deren Entstehen nunmehr der 
Bundesverkehrsminister drängt, halte ich für völlig verfehlt: Man kann nicht 
die Deutsche Bahn AG zwingen, damit sie überhaupt je die Möglichkeit hat, 
ein zugelassenes Produkt zu kaufen, selbst die Zulassung zu beantragen; es 
kann wohl nicht Sinn der Prüfung sein, daß die Bahn sich erst einmal dafür 
einsetzt, und selbst wenn man sagt, sie solle das nur als Bote tun, dann zeigt 
sich auch hieran die Verfehltheit der Konstruktion. Es ist nicht der Sinn der 
Privatisierung gewesen. daß wir nun das Bahnunternehmen als Boten für die .... .... ' 

Antragstellung benutzen. 

Abschließend nochmals zur Äußerung von Herrn Pfeil, der der einzige ist, 
der sozusagen ein bißchen gegen den Stachei iöckt. Lassen Sie mich den Sta­
chel zum Schluß noch ein bißchen spitzer machen, Herr Pfeil: Sie haben ja 
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Recht mit dem Hinweis auf die Organisationsprivatisierung, aber selbst for­
melle Privatisierung ist nun einmal Privatisierung und führt dazu, daß die um­
gewandelte Organisation über eigene Rechte, etwa Rechte nach dem Bürgerli­
chen Gesetzbuch oder nach anderen - beispielsweise öffentlich-rechtlichen 
oder wirtschaftsrechtlichen - Vorschriften verfügt, und der Eingriff in diese 
Rechte verlangt eine gesetzliche Grundlage. Es ist dem Staat schlechthin nicht 
möglich, Rechte einfach zu beeinträchtigen, nur weil er Eigentümer der Orga­
nisation ist; selbst wenn ihm die Aktiengesellschaft gehört, muß er die Rechts­
ordnung wahren. In dieser Situation ist der Bund nun einmal, und auch er kann 
sich nicht über gesetzlich eingeräumte Rechtspositionen hinwegsetzen. 
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Nachrüstung von historischen Eisenbahnfahrzeugen und -anlagen 

Von Assessor iur. Horst-Peter Heinrichs, Bonn 

Infolge der vom Gesetzgeber gewollten zunehmenden Liberalisierung des Ei­
senbahnwesens besteht zunehmenCI die Gefahr, daß der bis dahin insgesamt zu­
friedenstellende Sicherheitsstandard auf dem Schienennetz der Eisenbahnen des 
Bundes sich empfindlich verschlechtert. In diesem Zusammenhang könnten 
insbesondere von alten Eisenbahnfahrzeugen und -anlagen - den sog. Muse­
umseisenbahnen - zunehmend Gefahren für die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Eisenbahnverkehrs ausgehen, wenn diesen Fahrzeugen der uneingeschränkte 
Zugang zum Schienennetz der Eisenbahnen des Bundes ermöglicht wird. Bei­
spiele für unzureichende Sicherheitsstandards, die bei den Museumsbahnen 
häufig angetroffen werden, sind: 

- stark erhöhte Brandlast infolge falscher Materialauswahl und fehlender Feu­
erlöschmittel 

- fehlendes Sicherheitsglas innen und an Außenfenstern 

- Einsatz von kaum ausgebildeten ABM-Kräften vor allem bei der Instandhal-
tung der Fahrzeuge 

- fehlende Türschließ- und Blockierungseinrichtungen 

- begehbare Außenplattformen und offene Übergänge 

- stark überalterte Zughaken und -kupplungen. 

Die Bewältigung dieses Problembereiches durch die Aufsichtsbehörde wird zu­
sätzlich dadurch erschwert, daß nicht immer von einer klaren gesetzlichen 
Grundlage aus gehandelt werden kann, um den Betreibern der oben genannten 
Eisenbahnfahrzeuge und -anlagen die Beseitigung der Sicherheitsmängel aufer­
legen zu können. Der Vortrag will sich der Frage widmen, ob eine Nachrü­
stung der historischen Bahnanlagen und Fahrzeuge entsprechend dem heutigen 
Stand der EBO oder zum Teil datüber hinaus gefordert werden kann. 

Zunächst ist zu klären, welche Eisenbahnfahrzeuge oder -anlagen Muse­
umsfahrzeuge bzw. historische Fahrzeuge oder Anlagen sind. Das Eisenbahn­
recht und insbesondere die EBO enthalten weder eine Definition noch eine 
Umschreibung dieser Sachen durch Tatbestandsmerkmale. Die EBO unter-
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scheidet nur in ihrem § 32 zwisctien abgenommenen und nicht abgenommenen 
Fahrzeugen. Hinsichtlich der Anlagen vermint man jegliche Regelung. 

In der aktuellen Fassung enthält die EBO keine eigenständigen Regelungen 
über Arten der Nachrüstung mit der Bestimmung einer Frist. Sie enthält im 
3. Abschnitt Regelungen über die Ausrüstung der Fahrzeuge. Eine Verpflich­
tung zur Nachrüstung wird allein durch Verweisung auf die Ausrüstungsvor­
schriften geschaffen. Diese enthalten wiederum Einschränkungen. So wird zum 
Beispiel bestimmt, daß sicherheitsrelevante Ausrüstungen nur bei neu zu bau­
enden Fahrzeuge einzubauen sind oder bei Fahrzeugen, die ab einem bestimm­
ten Zeitpunkt erstmals in Betrieb gegangen sind. 

Eine allgemeine Nachrüstungspflicht enthält§ 66 EBO in der Fassung vom 
8.5.1967. 

§ 66 EBO - Übergangsbestilnmungen1 

Bahnanlagen und Fahneuge, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung 
dem bisher geltenden Recht, nicht aber den Vorschriften dieser Ver­
ordnung entsprechen, sind bis zum 31. Dezember 1970 diesen Vor­
schriften anzupassen, soweit nicht die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 genannten 
Behörden in besonders begründeten Fällen weitere angemessene Fri­
sten bewilligen. 

Die nach bisher geltendem Recht erteilten Ausnahmegenehmigungen 
werden spätestens am 31. Dezember 1969 unwirksam. 

Die bis zu diesem Zeitpunkt den alten Regelungen entsprechenden 
Bahnanlagen und Fahrzeugen waren danach bis zum 31.12.1970 ent­
sprechend nachzurüsten. 

Die 3. Änderungsverordnung in der Fassung vom 8.5.1991 beinhaltete eine 
allgemeine Pflicht, ehemals der EBO entsprechende Bahnanlagen und Fahr­
zeuge bis zum 31.12.1993 auf den neuen Standard nachzurüsten.2 

1 

2 

3 

Art 2 der 3. EBOA.ndV- Übergangsbestimmungen3 

Bahnanlagen und Fahrzeuge, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung 
dem bisher geltenden Recht, nicht aber den Vorschriften dieser Ver­
ordnung entsprechen, sind bis zum 31. Dezember 1993 diesen Vor-

Inkraftgetreten am 8.5.1967. 
. - - - --- - - „_ - - - - - - - - -- - -

Ausnahmen: Bahnübergänge - bis 1992, Zugfunk bis 1995. 

Inkraftgetreten am 17 .5 .1991. 



schriften anzupassen; vom gleichen Zeitpunkt an müssen die Anforde­
rungen nach § 48 Abs. 3 und 4 erfüllt werden. 

Abweichend davon gelten folgende Fristen: 

1. Bahnübergänge an Strecken, die mit mehr als 160 km/h bis 200 
km/h befahren werden, müssen bis zum Dezember 1992 beseitigt 
werden (§ 11 Abs. 2), 

y 

2. Zugfunk nach § 16 Abs. 4 ist bis zum 31. Dezember 1995 nach-
zubauen. 

Dabei ist hinsichtlich der allgemeinen Nachrüstungspflichten even­
tuell zwischen Bahnanlagen und Fahrzeugen der ehemaligen Deut­
schen Bundesbahn und der ehemaligen Deutschen Reichsbahn zu 
unterscheiden. 
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§ 66 EBO in der Fassung von 1967 gilt für das Gebiet der alten BR Deutsch­
land, somit für Fahrzeuge und Bahnanlagen der ehemaligen Deutschen Bun­
desbahn. Im Hinblick auf das Territorialprinzip gilt die Norm nicht für das 
Gebiet der ehemaligen DDR. 

Die 3. Änderungsverordnung in der Fassung vom 8.5.1991 gilt für das ,. 
Gebiet der alten Bundesrepublik einschließlich des Gebiets der ehemaligen 
DDR, somit jedenfalls für Fahrzeuge und Bahnanlagen der ehemaligen Deut­
schen Bundesbahn. 

Fraglich ist, welche Rechtslage für Fahrzeuge und Bahnanlagen der ehe­
maiigen Deutschen Reichsbahn besteht. 

Der Einigungsvertrag trifft für das Gebiet der ehemaligen DDR die Regelung, 
daß eine Weitergeltung der EBO in der Fassung von 1928, zuletzt geändert 
1943, bis zum 31.12. durch die in§ 3 EBO genannten Behörden (BMV, EBA 
und Landesbehörden) zugelassen werden kann. 4 Diese Möglichkeit zu Sonder­
regelungen gilt ausdrücklich nur für Anlagen. Der Einigungsvertrag enthält 
keine Regelungen für Eisenbahnfahrzeuge. Daraus ergeben sich folgende 
Schlußfolgerungen: 

1. Für Fahrzeuge und Anlagen der Deutschen Bundesbahn 

Alle Fahrzeuge und Anlagen der ehemaligen DB sind bis grundsätzlich 1993 
auf einen Stand zu bringen, der der derzeitig gültigen Fassung der EBO ent­
spricht. 

4 Siehe Anlagen 1 und 2, S. 326. 
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2. Für Anlagen der Deutschen Reichsbahn 

Für Anlagen der ehemaligen Deutschen Reichsbahn gilt, daß auch diese nach 
den Maßgaben des Einigungsvertrages bis 1993 der derzeit gültigen Fassung 
der EBO anzupassen sind. 

3. Für Fahrzeuge der Deutschen Reichsbahn 

Der Einigungsvertrag enthält keine Maßgaben für Fahrzeuge der ehemaligen 
Deutschen Reichsbahn. Daher gilt ab 3 .10 .1990 auch für das Gebiet der ehe­
maligen DDR die allgemeine Rechtslage. Mehr als zweifelhaft erscheint die 
Aufassung, die Fahrzeuge im Wege der Auslegung unter einen Gesamtanla­
genbegriff subsumieren zu wollen. Die Grenze der Auslegung ist stets der 
Wortlaut; dieser beschränkt sich auf „Anlagen". Das bedeutet, daß die 3. Än-

y 

derungsverordnung zur EBO auch für Fahrzeuge der ehemaligen Deutschen 
Reichsbahn gilt. Somit sind Bahnanlagen und Fahrzeuge sowohl der ehemali­
gen Deutschen Bundesb~hn als auch der ehemaligen Deutschen Reichsbah_n 
grundsätzlich bis zum 31.12.1993 (mit Ausnahmen) an den Stand der EBO an­
zupassen. 

Somit sind - wenn auch aufgrund verschiedener Normen - sämtliche Fahr­
zeuge und Anlagen zum gleichen Zeitpunkt an den derzeitigen Stand der EBO 
anzupassen. 

Damit ist das Problem jedoch nur zum Teil gelöst. Problematisch aus der 
Sicht der für die hoheitliche Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit 
des Eisenbahnverkehrs verantwortlichen Behörde ist, daß die EBO für einige 
Ausrüstungen spezielle Regelungen trifft, etwa für neu zu bauende Fahrzeuge 
oder solche, die ab einem bestifnmten Zeitpunkt erstmals in Betrieb gehen. 
Hier stellt sich die Frage, ob für die Aufsichtsbehörde die Möglichkeit besteht, 
Nachrüstungen, die die EBO selbst nicht ausdrücklich regelt, zu fordern. 

Dagegen könnten sowohl der Bestandsschutz als auch die Tatsache spre­
chen, daß der Verordnungsgeber in der EBO eventuell eine abschließende Re­
gelung der Nachrüstungsverpflichtungen getroffen hat. Dies würde zu einem 
Wertungswiderspruch mit der EBO insgesamt führen. Daher wird dieser An­
sicht nicht gefolgt. 

Vielmehr plädiere ich für eine solche Möglichkeit der Aufsichtsbehörde. 
Hier ist die Generalklausel des § 2 Abs. 1 Satz 1 EBO zu berücksichtigen. 

Diese besagt: 

Bahnanlagen und Fahrzeuge müssen so beschaffen sein, daß sie den 
Anjorderungen der Sicherheit und Ordnung genügen. 



.„ Forderung gilt als erfüllt, wenn Bahnanlagen oder Fahrzeuge -
den Vorschriften oder - den anerkannten Regeln der Technik entspre­
chen. 
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Uie bHO beinhaltet msowe1t eme gesetzllche Vermutung. u1ese 1sr Jeaocn aus-
weislich der Formulierung „gilt als" widerlegbar. 

Der Gegenbeweis wird von qer Aufsichtsbehörde erbracht, indem sie bei 
Überprüfung eines Sachverhalts im Einzelfall zu der Überzeugung gelangt, daß 
von diesem Sachverhalt eine Gefahr ausgeht. In diesem Fall hat sie gemäß § 3 
Abs. 2 des Eisenbahnverkehrsverwaltungsgesetzes (EVerkVerwG) Maßnah­
men zur Gefahrenabwehr zu treffen. 

Dies ist auch für den Fall denkbar, daß eine Ausrüstung zwar EBO-kon­
form gewesen ist (und im Hinblick auf die Beschränkung bei Ausrüstungsrege­
lung „ ... für neu zu bauende Wagen" noch ist), aber nicht mehr den anerkann­
ten Regeln der Technik entspricht. 

Beispiel: 

Türblockierung bei Reisezugwagen, der vor dem 1.1.1970 erstmals 
in Betrieb genommen wurde. Der nach den EBO-Regelungen geset­
zeskonforme Zustand entspricht nicht mehr den allgemein anerkann­
ten Regeln der Technik. Schon die ehemalige DB hatte im wesentli­
chen alle Reisezugwagen, die vor dem o.g. Zeitpunkt erstmals in 
Betrieb genommen worden waren, mit Türblockierungen ausgerüstet. 

"AAus dem Zusan1menspiel von Generalklausel und Ei11zelausriJstt1ngs-
Vorschriften der EBO ergibt sich, daß der Verordnungsgeber in der 
EBO eine abschließende Regelung nur hinsichtlich generell-abstrak­
ter Nachrüstungspflichten getroffen hat. Die Behörde hat beim Voll­
zug der Normen, die die entsprechenden Pflichten regeln, nicht mehr 
in jedem Einzelfall zu prüfen, ob die Nachrüstung zur Abwehr einer 
Gefahr erforderlich ist. Denn der Verordnungsgeber hat im Rahmen 
einer typisierenden Betrachtungsweise die allgemeine Gefährlichkeit 
bestimmter Sachverhalte zum Anlaß für seine Regelungen genom­
men. 

Die Aufsichtsbehörde hätte somit die Möglichkeit, im Rahmen der 
Gefahrenabwehr - gestützt auf § 2 Abs. 1 EBO - im Einzelfall 
Nachrüstungen zu verlangen, die die EBO in ihren generellen Rege­
lungen nicht vorsieht. 

Fragiich ist, ob einer sokhen Befugnis nicht rechtsstaatiiche Grundsätze entge­
genstehen. 
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Hier ist insbesondere auf den Bestandsschutz einzugehen. Der Bestands­
schutz gewährleistet. daß die rechtmäßige Nutzung eines Fahrzeugs oder einer 
baulichen Anlage sich auch gegen neues entgegenstehendes Recht durchsetzt. 5 

Der Bestandsschutz richtet sich zunächst auf den Bestand einer Sache, er um­
faßt jedoch notwendigerweise auch deren Nutzung. Dies bedeutet. das - trotz 
entgegenstehenden, neuen Rechts - eine Sache in ihrer Existenz geschützt ist, 

y 

solange sie in einer bestimmten Art und Weise genutzt wird. 

Bestandsschutz bedeutet aber nicht. daß trotz Verursachung einer polizeili­
chen Gefahr bei weiterhin möglicher Nutzung jegliche Maßnahmen der Gefah­
renabwehr zu unterbleiben haben. 

Das OVG Nordrhein-Westfalen hat im Fall der nachträglichen Anordnung 
von Brandschutzmaßnahmen bei einem Vorkriegshaus entschieden. daß ein 
solches Einschreiten - auch außerhalb des Anwendungsbereichs einer konkre­
ten Norm6 

- zur Abwehr von Gefahren. die von einer bestandsgeschützten 
baulichen Anlagen ausgehen. möglich und zulässig ist. Voraussetzung sei stets 
das Vorliegen einer Gefahr im Einzelfall. Diese sei anzunehmen. wenn in 
überschaubarer Zukunft mit einem Schadenseintritt hinreichend wahrscheinlich 
gerechnet werden müsse. 7 

y 

Weiterhin - so das Gericht - sei Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit der 
behördlichen Anordnung. daß die konkrete Gefahr nicht nur objektiv gegeben 
sein müsse. sondern auch tatsächlich von der Behörde zur Grundlage ihrer 
Ermessensentscheidung zum Einschreiten gemacht worden sei. 8 

Die Aufsichtsbehörde hat bei ihren Anordnungen stets zu berücksichtigen, 
daJ1 sie in grundrechtsrelevanten Bereichen (eingerichteter und ausgeübter Ge­
werbebetrieb; freie Berufsausübung) tätig ist und hier dem Verhältnismäßig­
keitsgrundsatz besondere Beachtung zukommt. Gefordert werden darf daher 
nicht, was technisch möglich ist (Stand von Wissenschaft und Forschung). 
sondern was zur Abwehr von Gefahren erforderlich erscheint (Stand der aner­
kannten Regeln der Technik). 

Gegen ein derartiges Engagement einer Aufsichtsbehörde könnte einge-
y 

wandt werden. daß die Forderung einer Nachrüstung bei Fahrzeugen und An-
lagen, die über die Regelungen der EBO hinausgeht, eine Angelegenheit des 

5 Vgi. BVerwG vom 2i.6.i994 - 4 B i08/94 -, UPR i994, S. 447. 

6 Vgl. hierzu§ 82 Abs. 1 BauO NW. 

7 Vgl. OVG NW vom 28.12.1994 - 7 B 2890/94 - n.v. (zit. nach IURIS); auch BVerwG 
vom 12.7 .1973 - 1 C 23.72 -, DVBI. 1973, S. 857 ff. (859). 

8 Vgl. OVG NW, Urt. vom 18.05.1994 - 7 A 2533/91 -, n.v. (zit. nach IURIS). 
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Verkehrs- oder Infrastrukturunternehmens sei. Der jeweils verantwortliche 
Unternehmer habe im Rahmen seiner Betreiberpflicht entsprechende Prüfungen 
vorzunehmen und gegebenenfalls Maßnahmen zu treffen oder Forderungen an 
andere Nutzer zu stellen. 

Dem kann aus mehreren Gründen nicht gefolgt werden: 

Die Sichtweise stellt eine üherdehnung der Betreiberverantwortung dar. 
Der Unternehmer hat gemäß § 4 Abs 1 AEG seinen Betrieb sicher zu führen. 
Daraus erwächst keine Verantwortung für die sichere Führung eines anderen 
Betriebs. Dementsprechend ist der Infrastrukturbetreiber verantwortlich für 
den Betrieb des Schienennetzes einschließlich der dazu gehörenden Einrichtun­
gen sowie der Koordination der verschiedenen Verkehre. 

Diese Auffassung wird durch einen Vergleich mit anderen Verkehrsträgern 
bestätigt. Niemand kommt auf den Gedanken, den Betreiber eines Flugplatzes 
für den ordnungsgemäßen technischen Zustandes eines dort landenden Flug­
zeuges verantwortlich zu machen. Ebensowenig ist die Bundewasserstraßen­
verwaltung verantwortlich für den technisch sicheren Zustand eines dort ver­
kehrenden Schiffes, sie ist allein verantwortlich für den sicheren Zustand der 
Infrastruktur, nämlich der Bunde&wasserstraßen. 

Allenfalls wird vom Infrastrukturbetreiber noch zu fordern sein, daß er in 
Form einer stichprobenartigen „Eingangskontrolle" prüft, ob die Fahrzeuge 
nach EBO zugelassen sind. 

Darüber hinaus ist die Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit eines 
Verkehrsweges, der der öffentlichen Versorgung dient, eine originäre staatli­
che Aufgabe. 

Noch aus einem weiteren Aspekt erscheinen aufsichtsbehördliche Anord­
nungen, die über spezielle Vorschriften der EBO hinausgehende Anforderun­
gen stellen, zulässig. Hier ist das Vorsorgeprinzip zu betrachten. Dieses Prin­
zip hat unter anderem eine ausdrückliche gesetzliche Verankerung gefunden in: 

- 5 Abs. 1 BlmSchG 

- § 7 Abs. 2 AtG 

- § 6 Abs. 2 GenTG. 

Das Vorsorgeprinzip verpflichtet zu Maßnahmen, die einem Gefahrenverdacht 
- etwa bei noch ungeklärten WirkungszusammenJ1ängen - begegnen sollen. 
Darüber hinaus zielt Vorsorge gerade auf den Bereich jenseits konkreter Scha­
densbekämpfungsmaßnahmen. Es rechtfertigt - auch die aufsichtsbehördliche 
Anordnztng von -- Vermeidungsanstrengungen, die mit dem Ziel ergriffen we-r-
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den, mögliche Gefahren gar nicht erst zum Entstehen kommen zu lassen. 9 

Diese Pflichten werden dem Anlagenbetreiber auferlegt. Er hat Vorsorge zu 
treffen, daß von den von ihm betriebenen Anlagen keine Gefahren für ge­
schützte Rechtsgüter anderer ausgehen. 

Vergleicht man die von den vorgenannten Gesetzen reglementierten Anla­
gen mit Eisenbahnanlagen ist festzustellen, daß 

- von den reglementierten Anlagen in jedem Fall für die Allgemeinheit er­
höhte Gefahren ausgehen können 

- jede der Regelungen Betreiberpflichten beinhaltet 

- es sich beim Vorsorgeprinzip um einen allgemein gültigen öffentlich-rechtli-
chen Rechtsgrundsatz handelt, der in verschiedenen Gesetzen zur Verdeutli-

y 

chung seinen gesetzlichen Niederschlag gefunden hat. Materiell stellt das 
Vorsorgeprinzip im öffentich-rechtlichen Bereich ein Pendant zu den zivil­
rechtlichen Verkehrssicherungspflichten dar. 

Auch in der Rechtsprechung ist eine Tendenz festzustellen, die für die An­
wendbarkeit dieses Prinzips im Bereich des Eisenbahnverkehrs spricht. Danach 
darf sich ein Eisenbahninfrastrukturbetreiber nicht darauf verlassen, daß er al­
lein durch Einhaltung der EB010

, internationaler Vorschriften oder Regel­
werke11 seine Betreiberpflichten erfüllt hat. Er hat vielmehr alle möglichen und 
zumutbaren Maßnahmen zum Schutz Dritter zu treffen. 12 

Als Ergebnis ist daher festzustellen, daß auch dem Eisenbahnunternehmer 
aus dem Vorsorg~prinzip Pflichten erwachsen. Aufgabe der Aufsichtsbehörde 
ist auch hier die Uberwachung, pb der Betreiber seinen öffentHch-rechtHchen 
Verpflichtungen, die sich unter anderem aus dem Vorsorgeprinzip ergeben, 
nachkommt. Daher kann die Aufsichtsbehörde aus diesem Gesichtspunkt -
freilich unter strenger Berücksichtigung des allgemeinen Verhältnismäßigkeits­
grundsatzes - durch eine nachträgliche Anordnung eine Ausrüstung für Fahr­
zeuge oder Anlagen fordern, die die EBO selbst nicht ausdrücklich beinhaltet. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

9 Vgl. BVerwG vom 10.1.1995 - 7 B 112/94 -, UPR 1995, S. 196-198. 

10 OLG Frankfurt a: M., Urt. v. 22.09.1994 - 1U14/91 -, ZfSch 1995, S. 4-7, und Urt. 
vom 4.5.1994 - 7 U 133/92 - 1 ZfSch 1994, S. 237-240; nachf. BGH, Urt. v. 
31.1.1995 - VI ZR 203/94 -, ZfSch 1995, S. 125. 

11 BGH, Urt. vom 14.3.1995 - VI ZR 34/94 -, MDR 1995, S. 579. 

12 Vgl. BGH, Urt. vom 31.1.1995 - VI ZR 203/94 -. 
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Anlage 1: ~ v •w, Anl. 1, l\.ap. x1, tiescnansoere1cn oes nunoesmnuslen-
ums für Verkehr, Sachgebiet A: Eisenbahnverkehr, Abschnitt III 

Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet 
mit folgenden Maßgaben in Kraft: 

6. Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 8. Mai 19614
, zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 18. Dezember 198115
, mit fol­

genden Maßgaben: 

a) Für bestehende Anlagen können die in § 3 genannten Stellen die 
Fortgeltung von Vorschriften der Eisenbahn-Bau- und Betriebs­
ordnung vom 17. Juli 192816

, zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 23. Juli 194311

, bis zum 31. Dezember 1993 zulassen. 

Anlage 2: EV, Anl. II, Kap. XI, Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Verkehr, Sachgebiet A: Eisenbahnverkehr, Abschniii lli 

y 

Folgendes Recht der Deutschen Demokratischen Republik bleibt mit 
folgenden Maßgaben in Kraft: 

8. Eisenbahn-Bau und Betriebsordnung (BO) vom 17. Juli 1928, 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 23. Juli 1943 

soweit ihre Fortgeltung durch die in § 3 der Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung vom 8. Mai 19618

, zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 18. Dezen-wer 1981 19

, genannten Stellen zugelassen 
worden ist 

mit folgender Maßgabe: 

Der Bundesminister fü.r Verkehr ist ermächtigt, die Anordnung auf­
zuheben. 

13 Einigungsvertrag, vgl. BGBI. II 1990, S. 885. 

14 Vgl. BGBI. II, S. 1563. 

15 Vgl. BGBI. 1. S. 1490. 

16 Vgl. RGBI. II, S. 541. 

17 Vgl. RGBl. II, S. 361. 

18 Vgl. BGBl. II, S. 563. 

19 Vgl. BGBl. 1, S. 1490. 
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Diskussionsbeiträge 

zum Vortrag von 

Assessor iur. Horst-Peter Heinrichs 

am 15.9.1995 

Rieger: 

Herr Heinrichs, zunächst eine ~rze Frage und zwar zu dem Begriff „Be­
standsschutz" und zu dem Erlaß der Verfügung. Wenn ich Sie richtig verstan­
den habe, ging es in Ihrem Vortrag nicht darum, den Stand der Sicherheit so 
weit zu treiben, daß diese Eisenbahnwagen überhaupt nicht mehr betrieben 
werden dürfen. Kann der Bestandsschutz das richtige Argument sein, um diese 
Verfügung - abgesehen von den Zuständigkeitsproblemen und den Ermächti­
gungsgrundlagen - überhaupt zu verhindern, um zu sagen: Sie können uns gar 
nichts auferlegen, weil wir nämlich Bestandsschutz genießen. Bestandsschutz 
berührt doch nur das rechtliche „Ob" der Anlage, aber nicht die Art und 
Weise des Betreibens. Oder? 

Heinrichs: 

Also, Bestandsschutz bezieht sich in der Regel sowohl auf die Existenz als 
auch auf die Nutzung. In vielen Fällen geht zunächst einmal der Bestands­
schutz von der Nutzung aus. Ich verweise nur auf den Bestandsschutz von 
Jagdhütten. Solange sie in der Jagd genutzt werden, sind sie in ihrer physi­
schen Existenz bestandsgeschützt. Wenn die Hütte zu einem Zeitpunkt als Wo­
chenendhaus genutzt wird, ist auch der bauliche Bestand nicht mehr geschützt. 

Ich denke, man kann mit guten Gründen vortragen, daß ein Eisenbahnfahr­
zeug in dem Zustand, in dem es einmal den Regelungen entsprochen hat, in 
seinem konkreten baulichen Zustand geschützt ist. Das ist durchaus Inhalt des 
Bestandsschutzes. Es ist eben die Frage: Kann ich diesen Rechtsgrundsatz 
überwinden? Da denke ich, das kann ich aus Gründen der Gefahrenabwehr 
tun. 
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Wittenberg: 

§ 2 Abs. 1 EBO regelt klar, daß Anlagen und Fahrzeuge den Vorschriften der 
Verordnung entsprnchen müssen. Soweit die Verordnung keine Regelung ent­
hält, müssen die Anlagen und Fahrzeuge den anerkannten Regeln der Technik 
entsprechen. Ich gehe deshalb davon aus, daß Fahrzeuge, die von der Technik 
her für einen bestimmten Einsatz zugelassen sind, bestandsgeschützt sind. Es 
müßten schon ganz gravierende neue Erkenntnisse vorliegen, die dazu führen 
könnten zu sagen: Dies war seinerzeit bei der Zulassung nicht erkennbar, oder 
der Betriebszustand hat sich geäµdert. Wie das im Szenario dargestellt war: 
Ein Fahrzeug, nicht mit Sicherheitsglas ausgerüstet, verunfallt im Begegnungs­
verkehr mit einem Hochgeschwindigkeitszug. Ein ganz klarer Fall: Dies war 
bei der Zulassung nicht zu berücksichtigen, denn man hatte den Betriebszu­
stand nicht. 

Die Aussage, daß im Rahmen des Infrastrukturzugangs das Eisenbahnin­
frastrukturunternehmen nicht für die Sicherheit verantwortlich sei, teile ich so 
nicht. Denn der§ 14 Abs. 4 AEG schreibt vor, daß im Rahmen der Zugangs­
vereinbarung auch die Belange der Betriebssicherheit zu berücksichtigen und 
entsprechend zu vereinbaren sind. Wir haben deshalb als Eisenbahninfrastruk­
turunternehmen unsere Rahmenverträge so gestaltet, daß dort ausdrücklich ge­
regelt ist, daß die Fahrzeuge, die das Verkehrsunternehmen auf unser Netz 
bringt, den Vorschriften der EBO entsprechen müssen. Und damit das nicht 
nur einfach behauptet wird, verhrngen wir gegebenenfalls auch den Nachweis, 
also die Vorlage der entsprechenden Zulassung, um prüfen zu können, ob die­
ses Fahrzeug, das eventuell für einen anderen Einsatzbereich zugelassen ist, 
auch für den beabsichtigten Verwendungszweck zugelassen werden kann. In­
soweit bin ich der Auffassung, daß lnfrastrukturunternehmen sehr wohl 
Pflichten in bezug auf die Betriebssicherheit haben. 

Nun zur angesprochenen Rechtsprechung. Zunächst einmal die Entschei­
dung des Bundesgerichtshofs zum Thema „Kesselwagen": In der Vergangen­
heit gab es wiederholt Unfälle mit Oberleitungen; vor allem Kinder verunglük­
ken, weil sie auf Fahrzeuge steigen und in den Bereich der Oberleitungsspan­
nung kommen. Hier hat der Bundesgerichtshof jetzt entschieden, daß die Bahn 
bisher davon ausgehen durfte, daß die getroffenen Maßnahmen ausreichend 
sind. Aber die Vielzahl der Stromunfälle, nicht nur im Bereich der Bahn, son-

~c 

dern auch im Bereich der EVU führte jetzt dazu, daß der Bundesgedchtshof 
entschieden hat, daß verschärfte Anforderungen gestellt werden müssen und 
zum Beispiel an Wagen, die mit Leitern zum Besteigen versehen sind, deutli­
che Hinweise auf die Gefahr von Stromspannungen aruubringen sind; der bis­
herige Blitzpfeil reicht dazu nicht mehr aus. Das war der konkrete Fall. Ich bin 
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der Auffassung, generelle Rückschlüsse in bezug auf den Vertrag läßt das Ur­
teil nicht zu. 

So verhält es sich auch mit der zweiten Entscheidung, die angesprochen 
war (OLG Frankfurt; BGH, der die Entscheidung nicht zur Revision ange­
nommen hat). Da ging es um" einen tragischen Bahnübergangsunfall: Ein 
elfjähriges Mädchen wurde schwerstverletzt. In dem entschiedenen Fall traf 
die Eisenbahn ein Verschulden, weil sie die erforderlichen Sicherheitsmaß­
nahmen nicht ergriffen hatte. Das Eisenbahnunternehmen hätte nach Auffas­
sung des Gerichts erkennen müssen, daß in dem ganz konkreten Fall die Min­
destanforderungen, die in der EBO für die Sicherung von Bahnübergängen 
vorgeschrieben sind, nicht ausreichend waren. Wie war der Sachverhalt? Der 
Unfall passierte an einem Bahnübergang mit zwei Straßeneinmündungen, wo­
bei der Bahnübergang nicht mit Schranken, sondern durch Blinklicht gesichert 
war und der Einmündungsverkehr nicht erkennen konnte, ob sich hier ein Zug 
nähert. Auch dort also eine Tatsachenfrage, was im Einzelfall über die EBO­
:rvfindestanforderungen hinaus zu tun ist. 

Ich bin der Auffassung, daß dJe Fahrzeuge im Rahmen der Zulassung einen 
Bestandsschutz genießen. Für zusätzliche, über die Verordnung hinausgehende 
Anforderungen sehe ich keine Rechtsgrundlage, wenn sich die betrieblichen 
Einsatzbedingungen nicht wesentlich verändert haben. Gerade die Themen 
"Glasscheiben", „ Türverriegelungblockierung" wurden bei der Novelle 1991 
im Rahmen der vom Bundesverkehrsministerium eingesetzten Bund-Länder­
Arbeitsgruppe sehr eingehend erörtert. Mit Blick auf den Verhältnismäßig­
keitsgrundsatz wurde differenziert, wann technisch nachzubesssern ist; im 
Falle der Türblockierungen gilt das nur für Fahrzeuge, die nach 1970 erstmals 
zugelassen wurden. Insoweit genießen die Zulassungen Bestandsschutz, es sei 
denn, im Fall einer konkreten Gefahr entsteht - wie am Anfang gesagt -
Handlungsbedarf. 

Hoppen-Seyfahrth: 

Eine Anmerkung zur Sicherheitsverantwortung des Infrastrukturunternehmens. 
Sie schließt auch eine Verantwortung für die Fahrzeuge der Eisenbahnver­
kehrsunternehmen ein, die Eisenbahnverkehrsleistungen auf dem Netz des In­
frastrukturunternehmens erbringen. Das Hauptargument ist eigentlich - wie 
bereits Herr Wittenberg angeführt hat - § 14 Abs. 4 AEG, der den Gegenstand 
der Vereinban.mg zwischen Eisenbahnverkehrsunternehn1en und Eisenbahnin­
frastrukturunternehmen regelt. Gegenteiliges läßt sich nicht aus § 4 AEG ablei­
ten, der die Eisenbahnen verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen. Betrieb 
einer Infrastruk-rur ist nicht nur das bioße Vorhaiten einer Strecke. Die 
Schnittstelle der Zugangsgewährung begründet auch eine Verantwortung. Dies 
folgt aus der zwischen den Unternehmen geschlossenen Vereinbarung, die 
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nach§ 14 Abs. 4 AEG die Betriebssicherheit und daher auch die Sicherheit der 
Erbringung der Verkehrsleistungen zum Gegenstand hat. 

Heinrichs: 

Ich glaube nicht, daß § 4 Abs. 1 AEG der DB-AG diese weitgehende Pflicht 
auferlegt, die dem lnfrastrukturunternehmer außer der Prüfung der Frage: „Ist 
das Fahrzeug zugelassen, welches auf mein Netz kommt?" auch die Prüfung 
aufbürdet, ob das Fahrzeug technisch sicher ist. Daß allein durch die Möglich­
keit der Benutzung ihres Netzes der Eisenbahn des Bundes eine so weit ge­
hende Pflicht übertragen wird, die ja auch einen Eingriff in das andere Unter­
nehmen bedeutet, sehe ich eigentlich nicht. Deswegen denke ich gerade, daß 
die gesetzliche Beschränkung des Unternehmens auf seinen Betrieb die Deut­
sche Bahn AG auch ein bißchen zurücknimmt. Die Kontrolle, ob denn die Fri­
sten nach EBO oder noch weitere Instandsetzungsarbeiten durchgeführt worden 
sind, kann keine Pflicht des Infrastrukturbetreibers sein. Ich sehe auch aus 
§ 14 Abs. 5 AtG keine so weit gehende Pflicht. Dort wird der Zugang zur In­
frakstruktur geregelt - nicht die Sicherheitsverantwortung jedes einzelnen Un­
ternehmers für seinen Betrieb. 

Dann zu dem Fall der Gefahr: Wir haben dieses Problem! Deswegen 
glaube ich, daß wir gar nicht so weit auseinander sind. In der Tat besteht es 
bei Fahrzeugen, die zwar vor dem 1.1.1970 zugelassen worden sind, die sich 
aber jetzt in einem Einsatz befinden, der vielleicht ein ganz anderer ist, als er 
vorher war. Nehmen wir beispielsweise einen Personenwagen, der früher im 
Regelverkehr eingesetzt war und )etzt für Vergnügungsfahrten verwendet wird. 
Gerade bei diesen Fahrzeugen sind die Umgebungsbedingungen ja so, daß die 
Leute übermäßig gut gelaunt und vielleicht auch übermäßig alkoholisiert sind 
und sich auf das Funktionieren der Sicherheitseinrichtungen voll verlassen. 
Dann finden sie gerade eine Tür vor, die eben nicht verschlossen ist. Und 
später stellt sich eben immer nur die ketzerische Frage: War derjenige, der 
herausgefallen ist, vielleicht ein Regierungsdirektor? Aber ich denke, daß aus 
dem Gesichtspunkt der Gefahrenabwehr hier schon eingeschritten werden kann 
und muß. Wir haben in einem Einzelfall mit unserem Einschreiten vor dem 
Verwaltungsgericht Köln auch Erfolg gehabt. Das Verwaltungsgericht hat un­
sere Argumentation insoweit gestützt. 

Blümel: 

Herr Kühlwetter: Können Sie mir vielleicht auch eine Frage beantworten. Wie 
viele Museumsbahnen haben Sie denn? 
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Kühlwetter: 

Ich kann Ihnen jetzt keine Zahl sagen, weil sich die Eisenbahnunternehmer 
bei den Ländern anmelden. Wenn ich einmal so eine Vermutungszahl nennen 
darf: mit Sicherheit mehr als 30-, mit ganz unterschiedlichem Material, auch 
mit ganz unterschiedlicher technischer Qualifikation. Es gibt hochqualifizierte 
Unternehmen, die im Besitz eines kleinen Bahnbetriebswerks sind, das den 
technischen Anforderungen, die man stellen muß, entspricht. Andererseits gibt 
es auch Leute, die sich zwar mit großem Engagement zusammentun, aber 
keine tieferen Sachkenntnisse haben und nur mit dem Eimer Farbe hingehen 
und einen verrosteten Eisenbahnwagen noch einmal überpinseln. Ich darf das 
einmal so ein bißchen übertrieben darstellen. 

Sie finden also alle Stufen der Qualifikation vor. Wir haben zum Beispiel in 
Köln ein Unternehmen, das einige alte Wagen des Rheingoldzuges unterhält. 
Sie können, glaube ich, bis 140 km/h (oder sogar 200 km/h) eingesetzt wer-

1 _ -.: 7 1 • "I''-.: T 1 • i'I. 1 n • • •• .._ _ 11 __ t ~ _ _ aen. von mesen wagen Kann man gewrn sagen, aan sie senos umernauen 
werden. Das ist sicher - möchte ich einmal bemerken - ein Paradefall. Aber 
das ist bei Gott nicht die normale Situation. Ein wenig karrikierend darf ich 
sagen: Wir haben Anträge gehabt - Herr Dernbach weiß das auch - , in denen 
es unter anderem um die Finanzkraft solcher Unternehmen geht. Diese ist ja 
Voraussetzung für die Zulassung als Eisenbahnverkehrsunternehmer. Ein An­
trag wurde dadurch gestützt, daß der Antragsteller nachwies, er habe bei seiner 
Raiffeisenkasse einen Überziehungskredit von 2.000,- DM zugesichert be­
kommen. Damit wollte er seine Finanzkraft für die Zulassung als Eisenbahnun­
ternehmer nachweisen. Aiso, auch mit soichen uingen mw1 man sich ausein­
andersetzen. 

Herr Gibtner sagte ja am ersten Tag auch: Das Eisenbahn-Bundesamt hat 
im Rahmen einer Betreuung zu arbeiten. Es gibt zwei Verbände, in denen 
diese Museums-Eisenbahnunternehmen zusammengeschlossen sind. Wir wol­
len uns jetzt in den nächsten Wochen mit diesen Verbänden zusammensetzen 
und sie darüber informieren, was Herr Heinrichs ausgearbeitet hat. Wir wollen 
sie entsprechend beraten, damit sie gegenüber ihren Mitgliedern aufklärend 
arbeiten können. Wir wollen den Verbänden zeigen, daß wir ihnen nicht nur 
direkt als harsche Aufsichtsbehörde gegenüber treten, sondern ihnen Wege 
weisen, wie man die Dinge gleich günstig ansteuern könnte, ehe sie bei uns 
oder vielleicht bei einer anderen Aufsichtsbehörde gegen die Wand laufen. Ich 
hoffe, Ihre Frage beantwortet zu haben. Sie bieten ein sehr buntes Bild, diese 
Museumsbahnen. Dahinter stehen teilweise auch Touristikunternehmen und 
touristische Tätigkeiten von Landkreisen, die die Aktivität ihrer Ferien...region 
durch solche Dinge aufwerten wollen. Also, da gibt es die unterschiedlichsten 
Strukturen. 
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Was ich aber noch zu Herrn Wittenberg sagen wollte: Ich glaube, man 
muß zwischen zwei Dingen unterscheiden. Es gibt im Eisenbahnwesen eine -
wie man, glaube ich, sagt - „Interoperabilität" zwischen dem Netz und dem 
Fahrzeug. Und ich glaube, daß das Unternehmen sich die technische Zusage, 
die man sich in diesem Benutzungsvertrag sichert, von dem künftigen Unter­
nehmen, das auf dem Netz des Infrastrukturbetreibers fahren will, einkauft. 
Der Vertrag bezieht sich auf die Tatsache, daß das spezifische Fahrzeug netz­
verträglich ist - wir haben nämlich im Eisenbahnwesen, das habe ich auch erst 
lernen müssen, eine relativ komplizierte Beziehung technischer Art zwischen 
dem Fahrzeug und dem Weg. Das ist komplizierter als das Verhältnis Auto zu 
Straße. Es ist also nicht so, daß jedes EBO-zugelassene Fahrzeug auf jeder öf­
fentlichen Eisenbahninfrastruktur" fahren kann; rein technisch gesehen. Da er­
geben sich sehr differenzierte Hin- und Herbeziehungen, sei es elektrischer, 
sei es mechanischer Art, seien es Fragen der Umgrenzung des Raumes usw. 
Und der Eisenbahn-Infrastuktur-Unternehmer hat natürlich primär die Sorge, 
daß das FahrzemL was er dort im Vertra2:swel!e bei sich zuläßt. zunächst ein-r;.; „ '-" ,.,.... ~ 

mal seine Infrastruktur nicht zerstört oder irgendwie angreift. Das ist die tech­
nische Komponente. Diese muß man aber sorgfältig von der öffentlich-rechtli­
chen Komponente - der Zulassung dieses Fahrzeugs - unterscheiden. 

Es ist also durchaus denkbar, daß zugelassene Fahrzeuge nach EBO, die 
auf einem Netz einer spezifischen Eisenbahn nicht interoperabel sind - also 
nicht fahren können - auf einem anderen Netz eingesetzt werden können, ohne 
irgendwelche Netzbestandteile zu stören und zu zerstören. Das muß man sehr 
fein unterscheiden. Der Eisenbahninfrastrukturbetreiber hat natürlich ein mas­
sives Interesse daran, sein Netz durch soiche Fahrzeuge nicht kaputt fahren zu 
lassen. Aber davon unterscheiden muß man die öffentlich-rechtliche Zulas­
sung. Da habe ich Bedenken, ob der Vertrag des Netzbetreibers mit dem Un­
ternehmer so weit gehen kann. 

Wittenberg; 

Das hatte ich vorher versucht klar zu machen, daß ich bei den Fahrzeugen na­
türlich darauf achten muß, ob sie für den Betriebszweck, für den sie jetzt ein­
gesetzt werden sollen, auch zugelassen sind. Deshalb ist das im Vortrag dar­
gestellte Szenario nicht ganz realistisch, weil dieser Museumsbahnzug wahr­
scheinlich keine Linienzugbeeinflussung hat und nicht auf einer Neubaustrecke 
eingesetzt werden kann, die mit 250 km/h befahren wird. Aber ich hatte das 
einfach einmal so unterstellt. 

Und dann möchte ich noch auf eines hinweisen: Sicher sind die Museums­
bahnen unterschiedlich zu beurteiien. Aber wenn sie dann "richtige" Eisen­
bahnunternehmen sind und eine Konzession haben, gehe ich davon aus, daß 
diese Konzession erteilt wurde, weil die entsprechende Sachkunde und Zuver-



343 

lässigkeit - auch die finanzielle Leistungsfähigkeit - vorhanden sind. Insoweit 
hat ja auch das Eisenbahnverkehrsunternehmen, das auf das Netz der Eisen­
bahn des Bundes kommt, eine eigene Verantwortung. Der Gesetzgeber hat 
ganz eindeutig gewollt, daß Verkehrsunternehmen auf die Infrastruktur eines 
anderen U ntemehmens gehen. Di,e Sicherheitspflichten des Infrakstrukturunter­
nehmens sind dabei nicht umfassend. Das ist richtig. 

Grupp: 

Ich habe eine Frage an Herrn Heinrichs: Ich stimme mit Ihnen völlig überein, 
wenn ich das vorwegsagen darf, was Maßnahmen zur Gefahrenabwehr angeht. 
Bedenken habe ich freilich hinsichtlich Ihrer Überlegungen zu Maßnahmen der 
Gefahrenvorsorge. Gerade die Tatsache, daß in einigen Gesetzen dies aus­
drücklich geregelt ist, macht doch deutlich, daß es sich hier nicht um einen 
allgemeinen Rechtsgrundsatz handelt, den wir ohne weiteres in andere Rechts­
bereiche, in denen die öffentliche Sicherheit und Ordnung tangiert ist, übertra­
gen können. Sie selbst haben ja auch eingangs darauf hingewiesen, daß es 
vielleicht unterschiedliche Wertungen gibt, etwa wenn es sich um die Nutzung 
von Kernkraft oder die Nutzung von Gentechnik einerseits und um Eisenbahn­
technik andererseits handelt. Diese unterschiedlichen Wertungen erklären eben 
auch unterschiedliche Eingriffsbefugnisse, und deswegen habe ich Bedenken 
dagegen, wenn Sie sagen, wir könnten auch über konkrete Gefahren hinaus 
Maßnahmen der Gefahrenvorsorge von den betreffenden Unternehmen verlan­
gen. Dazu, meine ich, brauchen Sie eine ausdrückliche Grundlage: Wenn Sie 
nicht belegen können, daß eine konkrete Gefahr vorliegt, dann können Sie 
auch nicht derartige Abwehrmaßnahmen veriangen und Gefahrenvorsorge geht 
ja gerade über die Abwehr konkreter Gefahren hinaus. 

Blümel: 

Keine Fragen mehr? Dann ist das ein Statement! 

Wir sind am Ende unserer J:)iskussion angelangt. Sie sehen, in unserem 
Programm heißt es: „Schlußwort". Das ist mein Part. Aber vorher hören wir 
noch zwei Schlußworte aus der Sicht des Eisenbahn-Bundesamtes. 
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Schlußworte 

des Vizepräsidenten des Eisenbahn-Bundesamtes Richard Meister, Bonn 

Sehr geehrter Herr Professor, 

meine sehr geehrten Damen und Herren, 

verehrte Gäste! 

Das in Zusammenarbeit zwischen dem Forschungsinstitut für öffentliche Ver­
waltung bei der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer und dem 
Eisenbahn-Bundesamt gestaltete Forschungsseminar mit dem Thema „Aktuelle 
Probleme des Eisenbahnrechts'" geht zu Ende. Wenn man bei dem Versuch ei­
ner abschließenden Bewertung etwa so vorgehen wollte, daß man die Anzahl 
der hier aufgeworfenen Probleme und die dafür gefundenen Lösungen ver­
gleicht, gegenüberstellt, dann werden Sie mir zustimmen, ist das Ergebnis 
vielleicht etwas dürftig. Wir sollten also einen anderen Bewertungsmaßstab 
nehmen. Vielleicht könnte man so vorgehen, daß man einmal die Anzahl der 
hier gestellten intelligenten Fragen und die Zahl der dazu gegebenen fundierten 
Antworten oder Stellungnahmen gegenüberstellt, die wir in der Diskussion von 
Fall zu Fall gehört haben. Ich glaube, Sie stimmen einer solchen Bewertung 
zu. Aufgrund der glücklichen Hand der Organisatoren bei der Zusammenset­
zung des Teilnehmerkreises und der daraus resultierenden natürlichen Span­
nungen, bezogen auf die jeweilige Funktion der Anwesenden, ist es gelungen, 
daß wir eine sehr gute und sehr wertvolle Diskussion geführt haben, einen 
Meinungsaustausch, der uns der Lösung der Probleme doch zum Teil erheblich 
näher gebracht hat. Ich will es einmal so vorsichtig formulieren. Jedes Thema 
war ganz offensichtlich sehr aktuell und sehr interessant und zu jedem Thema 
ergaben sich Beiträge von großer Sachkunde, mit großem Engagement vorge­
tragene Diskussionsbeiträge, die sicherlich eine Bewegung in Richtung auf die 
Lösung bewirkt haben. 

Jetzt an1 Ende der Veranstaltung steht natürlich unausgesprochen die Frage 
im Raum: Wie geht es denn weiter? Wird dieses Forschungsseminar eine Fort­
setzung finden? Ich glaube, auch' hier spreche ich in Ihrer aller Namen, wenn 
ich den Eindn1ck wiedergebe: Natüdich war das ein sehr verheißungsvoller 
Anfang, der fortzuführen ist, und gestern abend bei einem Glas Wein haben 
wir schon ein bißchen die Gedanken schweifen lassen, wie denn vielleicht im 
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nächsten Jahr eine ähnliche oder etwas anders akzentuierte Veranstaltung 
durchgeführt werden kann. Im Grundsatz waren wir uns darüber durchaus ei­
nig, Herr Professor Blümel, wenn ich das hier schon einmal so offenbaren 
darf. 

So verbleibt mir nun als Vertreter des Eisenbahn-Bundesamtes Dank zu sa­
gen, zunächst Ihnen, sehr verehrter Herr Professor Blümel, aber auch Ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die hier nicht nur durch inhaltsreiche Refe­
rate mitgewirkt haben, sondern auch für unser geistiges und leibliches Wohl 
Sorge getragen haben. Ich hoffe, daß auch Sie für Ihre wissenschaftliche Ar­
beit im Forschungsinstitut Hinweise gefunden und Anregungen entgegenge­
nommen haben aus der Sicht der Praxis, die wir überwiegend im Auditorium 
vertreten. Es liegt mir am Herzen, in diesem Zusammenhang auch noch ganz 
besonders den jungen Kolleginnen und Kollegen aus den Reihen des Eisen­
bahn-Bundesamtes zu danken, die gezeigt haben, daß sie sich sehr schnell in 
die Problematik des öffentlichen Eisenbahnrechts eingearbeitet haben, und 
durch die Qualität ihrer Thesen und Beiträge W esendiches zum pos1t1ven Ge­
lingen der Veranstaltung beigetragen haben. Meine Damen und Herren, neh­
men Sie das bitte als einen ganz persönlichen Erfolg mit nach Hause! 

Nun sehen wir, Herr Professor Blümel, natürlich mit Spannung der Doku­
mentation dieser Veranstaltung entgegen. Sie wird eine Wirkung auslösen, da­
von können wir sicher ausgehen, notfalls werden wir dafür sorgen. Ich möchte 
meine Schlußworte damit ausklingen lassen, daß ich Sie ausdrücklich ermäch­
tige und bitte, bei der Dokumentation vor das Wort „Forschungsseminar vom 
13. - 15. September 1995" eine 1 hinzuschreiben, also „Erstes Forschungs-

. „ 
semmar .... 

Vielen Dank! 
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Schlußworte 

Professor Dr. Hans-Jürgen Kühlwetter, Bonn 

Meine Damen und Herren! 

Ich bin aufgefordert worden - und komme dem gerne nach - zu versuchen, ein 
erstes materielles Fazit dieser Veranstaltung zu ziehen. Wir haben viele Steine 
ins Wasser geworfen. Teilweise haben sich Wellen ergeben. Aber der Zusam­
mensetzung und der Führung des Seminars ist es zu verdanken, daß diese 
Wellen keine Uferbeschädigungen hervorgerufen haben. Allerdings ist es auch 
Sir1n eines solchen Seminars, da..13 hier Z\Var Fragen aufgeworfen werden, aber 
letzthin keine Patentrezepte herauskommen können. Das soll Aufgabe des 
weiteren Nachdenkens und weiterer Veranstaltungen sein. Und man muß diese 
Veranstaltung - wie gesagt, die ~rste eben - als einen Anfang ansehen. Es ist 
ja immer so; gewöhnlich fallen einem die besten Fragen, die man hätte stellen 
können, am Abend vor dem Einschlafen ein: „Du hättest noch die Frage stel­
len können, du hättest noch dieses oder jenes Argument bringen können!" Das 
soll unseren Fundus für die nächsten Veranstaltungen stärken. 

Ich darf mich dem Dank von Herrn Vizepräsident Meister an die Referen­
ten anschließen. Wir haben zwei große Blöcke bearbeitet, und wir streben an -
nicht zuletzt auch durch die Dokumentation - zu einer gewissen Meinungsfüh­
rerschaft in den uns interessierenden Fragen zu gelangen. Die Referate und die 
aus dem Auditorium kommenden Anregungen reichten von der Frage der mehr 
handwerklichen Hinweise für die Gestaltung eines Planfeststellungsbeschlusses 
über dogmatische - und auch manchmal undogmatische, aber vielleicht prag­
matische - Lösungsansätze bis hin zu der Erkenntnis, daß Lücken bleiben. In­
soweit möchten wir gerne um Uhterstützung bitten - und da möchte ich aus­
drücklich auch das Forschungsinstitut und die Hochschule einbeziehen - , daß 
wir das anerkanntermaßen etwas löchrige Gesetzeswerk der Eisenbahnneuord­
nung für uns als Verwaltung - und damit auch für den Bürger - vernünftig 
handhabbar umsetzen können. Was wir tun ist nicht „l'art pour l'art„ im Be­
reich des Planfeststellungsrechts. Was wir tun dient ja auch dem Bürger und 
der Bundesrepublik und einer vernünftigen Verkehrserschließung in der gegen­
seitigen Abwägung aller Interessen. 

Ein für den Juristen bisher vielleicht etwas ungewöhnliches Gebiet - oder 
sagen wir mal Randfeld - ist ja das, womit wir uns heute morgen beschäftigt 
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haben, und was ich hier als Technikrecht bezeichnen möchte. Der Jurist klas­
sischer Prägung war ja an sich stolz darauf, daß er - getreu dem Motto „iudex 
non calculat" - nicht rechnen mußte und daß ihm eine Fahrradvorderachse 
immer noch ein technisches Geheimnis geblieben ist. Mit dieser Auffassung 
können wir heute nicht mehr weiterleben. Auch der Jurist muß sich in die 
Grauzone zwischen Technik und Recht hineinwagen. Ich glaube, meine jungen 
Kolleginnen und Kollegen vom Eisenbahn-Bundesamt, Sie werden durch Ihre 
tägliche Arbeit dazu gezwungen. Das führt nicht selten zu hochinteressanten 
Meinungsdifferenzen mit den Ingenieuren, deren Interessen wir Juristen in ei­
ner gewissen „Servicefunktion" natürlich umsetzen müssen, wenn wir sie als 
richtig erkennen, und wenn wir uns wirklich auf Normen berufen können, die 
uns dafür im rechtsstaatlichen Rahmen zur Verfügung stehen. An sich sollten 
diese Konflikte aber in einer Atlnosphäre der Kollegialität aufgelöst und be­
wältigt werden können. Insofern bedanke ich mich auch für die Diskussion 
heute morgen. Ich habe, glaube ich, sehen können, daß sich zwischen der Wis­
senschaft einerseits und unseren technjschen Problemen; die sich in rechtliche 
Fragen verwandeln, andererseits ein gewisses Feedback entwickelt hat, so daß 
wir auch an Sie, meine Herren Professoren Blümel und Grupp, vielleicht ge­
wisse Anregungen herantragen konnten. 

Ich bin außerdem sehr froh und dankbar darüber, daß wir derzeit bei der 
Deutschen Bahn AG noch verständnisvolle Partner haben. Unsere Beziehung 
ist nicht etwa geprägt durch ein Über- und Unterordungsverhältnis ,,Aufsichts­
behörde gegen Bürger", sondern durch einen partnerschaftlichen Umgang. An­
sonsten hätten wir vieles bisher nicht so handhaben können, wie wir es tun. In 
diese Aussage schiieße ich auc,h die verschiedenen Unterorganisationen -
Töchter der Deutschen Bahn AG - ein, die mit uns ebenfalls in diesem Sinne 
positiv und partnerschaftlich zusammenarbeiten. Sie haben ja durch ihr Er­
scheinen heute und in den letzten Tagen kundgetan, daß auch sie an den hier 
diskutierten Problemen und Lösungen interessiert sind. 

Ausblick: Herr Meister hat Ihnen eben schon angekündigt, daß gestern 
abend der Beschluß gefaßt worden ist - ich stelle ausdrücklich fest, er wurde 
noch zu einer Zeit gefaßt in dem er als rechtlich unanfechtbar gelten kann - , 
daß dies lediglich eine erste Veranstaltung war. Wir werden uns überlegen, 
wie wir den Teilnehmerkreis erweitern und um die richterliche Komponente 
verstärken können. Wir haben natürlich darüber nachgedacht, ob wir den Bun­
desverkehrsminister einladen sollten, aber ich glaube - wie die Diskussion 
heute gezeigt hat - , es war ganz gut, daß er an der ersten Veranstaltung noch 
nicht teilgenommen hat. Denn ohne seine Gegenwart spricht es sich vielleicht 
freier, vor allem mit Blick auf unsere Sorgen. Wir werden aber sicher in Zu­
kunft dazu kommen, auch die hohe Administration der ministerialen Ebene 
einzuladen - Herr Professor Blümel, Sie haben ja das Beispiel aus der Straßen-
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verwaltung gebracht. Damit verknüpft sich die Frage, ob wir nicht auch die 
Länderverkehrsminister einladen. Ich könnte mir denken, daß in einigen Län­
derministerien recht interessante juristische Gedanken gepflegt werden. Das ist 
allerdings sehr oft vom jeweiligen Eisenbahnreferenten abhängig. Aber wir 
werden auch an diese Frage herangehen; es zumindest überlegen. 

Wir warten auf den Tagungsband. Ich bitte insofern alle Referenten, ihre 
Beiträge möglichst schnell abzugeben, damit wir eine Dokumentation haben, 
mit der wir - natürlich auch mit den uns interessierenden Fragen - weiter auf 
den Markt gehen können. 

Konkretes Ergebnis für die Organisation des Eisenbahn-Bundesamtes: Ich 
muß einige enttäuschen. Es wird keine Patentlösungen geben, die sich in ir­
gendwelchen Verfügungen der Zentrale niederschlagen. Ich meine, die Dis­
kussion war kontrovers genug. Das ist ja der Unterschied zwischen einem 
Gymnasium und einer Hochschule. Wie ich meinen Studenten schon früher 
gesagt habe: Beim Gymnasium steht einer vorne und doziert: "So war es! 
Minna von Bamhelm hat das und jenes gesagt." Oder im Mathematikunter­
richt: nDas ist der Lösungsweg und nichts anderes." Im Gegensatz dazu wer­
den in einer Hochschule und einer wissenschaftlichen Veranstaltung Anregun­
gen gegeben; es werden Diskussionen geführt und Argumente ausgetauscht. 
Zum Schluß muß dann jeder für sich selber entscheiden. Insoweit möchte ich 
auf Herrn Fislake zurückkommen: Warnung vor dem Formular! Patentlösung 
ausgeschlossen. Jeweils der Einzelfall ist entscheidend, und nach den Umstän­
den des Einzelfalls ist unter Zugrundelegung der hiesigen Erkenntnisse zu ent­
scheiden. Das sollte an sich das Ergebnis hier sein: keine zentrale Verfügung, 
keine zentrale Weisung. 

Noch einen wesentlichen Sinn sehe ich in einer solchen Veranstaltung, und 
ich denke, daß das hier sehr gut geklappt hat. Stichwort „Szene-Treff". Wich­
tig ist, daß man sieb trifft, daß man sich auch mit den Angehörigen der Au­
ßenstellen des EBA und mit den Vertretern der Deutschen Bahn AG sowie ih­
rer Tochtergesellschaften bekanntmacht, daß man Kaffee trinkt und Dinge 
austauscht. Wenn man später mal ein dienstliches Problem hat und telefoniert 
mit jemandem, mit dem man schon einen Kaffee getrunken und abends beim 
Essen zusammengesessen hat, ist alles viel leichter. Auch in dieser „Lobby­
Funktion" sehe ich ein wichtiges Ergebnis der Tagung. Gerade die Abendver­
anstaltungen haben dazu beigetragen. 

Ich bin stolz und froh, daß sich diese Veranstaltung so entwickelt hat. Ich 
darf auch sagen: Herr Meister und ich sind zu dem Ergebnis gekommen - las­
sen Sie mich dieses etwas grobe Wort sagen, ich möchte das nochmals aus­
drücklich wiederholen-, daß wir gut „eingekauft" haben. Ich denke, wir kön­
nen stolz sein auf unseren juristischen Nachwuchs im Eisenbahn-Bundesamt. 
Wir werden sicher irgendwann einmal Enttäuschungen erleben, das wird un-
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ausweichlich sein. Aber im großen und ganzen meine ich, daß wir als junge 
Behörde doch schon einen Stand erreicht haben, bei dem wir uns nicht zu ver­
stecken brauchen. 

Ich darf mich dem Dank an Sie, Herr Professor Blümel, für die Fühn1ng 
dieser Veranstaltung anschließen und dem Dank an Ihre Assistenten sowie -
nicht zuletzt - an das gesamte Haus und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
hier. 

Ich darf für meinen Teil sagen: Es war eine gute und nützliche Veranstaltung. 
Ich freue mich auf die nächste im kommenden Jahr! Ich danke Ihnen. 
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Schlußworte 

Univ .-Prof. Dr. Willi Blümel, Speyer 

Meine Damen und Herren! 

Nach diesen vielen freundlichen Worten an unsere Adresse, bleibt mir selbst 
nicht mehr viel zu sagen. Ich möchte nur bemerken, daß auch für uns, für das 
Forschungsinstitut, die wir ja eine Vielzahl von Veranstaltungen durchführen, 
dies eine besonders interessante Tagung war. Sie war sehr lebhaft. Vor allen 
Dingen hängt das damit zusammen, daß Sie auch so engagiert mitgewirkt und 
ausgehalten haben bis zum Schluß. nas ist nicht so bei allen Veranstaltungen, 
die hier stattfinden. 

Wir haben viele interessante Themen behandelt. Ich will das gar nicht mehr 
zusammenfassen. Ich will aber versprechen, daß wir uns bemühen werden, den 
Forschungsbericht - Tagungsband - so schnell wie möglich zu publizieren, 
vorausgesetzt, daß Sie uns innerhalb kürzester Frist Ihre Referate zuliefern. 
Fangen Sie bitte nicht an, diese neu zu schreiben, sondern versuchen Sie, 
möglichst bald das Manuskript hier abzuliefern. Ich verspreche mir von diesem 
Forschungsbericht eine gewisse Außenwirkung über unseren Kreis hinaus. Das 
ist die Wirkung unserer Forschungsberichte, die weit verteiit werden. Wir ha­
ben einen großen Verteiler, wir haben auch immer eine große Druckauflage. 

Und was wir gestern abend besprochen haben: Wir werden das intern wei­
ter überlegen, die Thematik, den genauen Zeitpunkt. Es könnte sein übers Jahr 
im September, daß wir hier dann wieder eine solche Veranstaltung durchfüh­
ren mit erweitertem Teilnehmerkreis. Aber natürlich sollten in erster Linie die 
Eisenbahner vom Eisenbahn-Bundesamt und von den hier versammelten Or­
ganisationen dabei sein. Wir haben die Erfahrung gemacht, daß hier in Speyer 
auch bei kontroversen Fragen immer wieder interessante Diskussionen zwi­
schen Richtern, Ministerialbeamten und sonstigen Praktikern und Wissen­
schaftlern stattfinden. 

Herr Kühlwetter hat hier schon gedankt. ich möchte meinen Dank ebenfalls 
an die Referenten richten; aber auch an Sie als Tagungsteilnehmer. Wir hatten 
interessante Diskussionen. Ich danke ferner - es muß ja doch einiges im Hin­
tergrund bewegt werden - , den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hier im 
Hause, die an der Vorbereitung und Durchführung der Tagung mitgewirkt ha­
ben. Das sind in der Verwaltung Herr Bucher und Frau Diehl, das sind die 
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Damen vom Forschungsinstitut, Frau Hübers und Frau Lerchenmüller. Das 
sind schließlich die Mitarbeiter an meinem Lehrstuhl, in Sonderheit Herr Pfeil, 
der sich sehr verdient gemacht hat um die Vorbereitung des Forschungssemi­
nars, und meine Sekretärinnen Frau Köge! und Frau Medl. Mit diesem Dank 
an alle, die zu ihrem Gelingen beigetragen haben, möchte ich dieses For­
schungsseminar beschließen, in ,der Hoffnung, daß wir uns dann spätestens 
übers Jahr hier in Speyer wiedertreffen. Ich darf Ihnen dann noch eine gute 
Heimreise wünschen! 
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Referent: Univ.-Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch, Tübingen 

15. 45 Uhr Kaffeepause 

16.15 Uhr Diskussion 
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17.30 Uhr Besuch der Ausstellung "Leonardo da Vinci - Künstler, Erfinder, 
Wissenschaftler" im Historischen Museum der Pfalz, Speyer 

20.00 Uhr Gemütliches Beisammensein in der Taberna der Hochschule 

Donnerstag, 14. September 1995 

9 .00 Uhr Abgrenzung zwischen Änderung und Unterhaltung von 
Eisenbahnanlagen 
Referent: Assessor iur. Michael Vogel, München 

9 .20 Uhr Spontanvegetation (Entwurf der Novelle zum Bundesnatur­
schutzgesetz) 
Referentin: Assessorin iur. Elke Kunkel, Halle 

9 .40 Uhr Diskussion 

10. 25 Uhr Kaffeepause 

10. 40 Uhr Die Voraussetzungen der Plangenehmigung 
gemäß § 18 Abs. 2 AEG 
Referent: Assessor iur. Martin Roland Pfeil, Mag.rer.publ., Wiss. 
Assistent, Speyer 
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11. 00 Uhr Der Gegenstand der Bauausführungsgenehmigung in Ab­
grenzung zum Gegenstand der Planfeststellung 
Referent: Assessor iur. Bernhard Rieger, Berlin 

11.20 Uhr Diskussion 

12.00 Uhr Mittagessen in der Taberna der Hochschule 

13. 00 Uhr Besuch des Kaiserdoms zu Speyer 

15.00 Uhr 1. Abschnittsbildung 
2. Neue Entwicklungen zum Lärmschutz (Schallschutz) 
Referent: Assessor iur. Holger Steenhoff, Stuttgart 

15.20 Uhr Widmung - Entwidmung - Mischnutzung 
Referentin: Assessorin iur. Lucia Korth Pereira Ferraz, Bonn 

15. 40 Uhr Oiskiission 

16. 30 Uhr Kaffeepause 

17.00 Uhr 1. Anwendungsbereich des§ 48 VwGO 
2. Planrechtfertigung 
3. Umfang und Methoden der UVP 
Referent: Assessor iur. Golo Eckhardt, Erfurt 

17. 20 Uhr Diskussion 

18. 30 Uhr Empfang oder Abend zur freien Verfügung 

Freitag, 15. September 1995 

9.00 Uhr Rechtsfragen der Eisenbahnaufsicht 
Referent: Univ.-Prof. Dr. Klaus Grupp, Saarbrücken 

9.30 Uhr Diskussion 

10. 15 Uhr Kaffeepause 

10. 30 Uhr Aufsichtsrechtliche Probleme der Museumsbahnen 
Referent: Assessor iur. Horst-Peter Heinrichs, Bonn 

11.15 Uhr Diskussion 

11.45 Uhr Schlußworte 

12.00 Uhr Mittagessen in der Taberna 






